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Der Bogen der vorliegenden Untersuchung spannt sich über 150 Jahre, denn mit 
gutem Grund kann die Gewerbeordnung des Jahres 1859 als die markanteste Zäsur 
in der österreichischen Gewerbepolitik angesehen werden. Abgesehen von diesem 
grundlegenden Gesetzeswerk ist in den letzten eineinhalb Jahrhunderten auf dem 
Gebiet des Gewerbewesens nur eine weitere Gesetzeskodifikation in Form der 
Gewerbeordnung 1973 erlassen worden (die sogenannte Gewerbeordnung 1994 
stellt nur deren Wiederverlautbarung unter Berücksichtigung mittlerweile ergangener 
Novellierungen dar). Vorangegangen war der Gewerbeordnung 1859 ein letztlich auf 
ein Reskript Maria Theresias aus dem Jahr 1754 zurückgehendes duales System 
von zünftischen „Polizeigewerben“ und wettbewerbsmäßig organisierten „Kom-
merzialgewerben“.1 Dieses System hatte aber zu einer undurchsichtigen Vielfalt der 
die erwerbswirtschaftlichen Tätigkeiten regelnden Rechtsnormen geführt, hinzu 
waren jahrzehntelange Konflikte zwischen den für die Kommerzialgewerbe einerseits 
und für die Polizeigewerbe andererseits zuständigen Oberbehörden gekommen; die 
vielen zueinander im Widerspruch stehenden Vorschriften der beiden Oberbehörden 
hatten eine große Rechtsunsicherheit zur Folge.2 Mit der Gewerbeordnung 1859 trat 
dann an die Stelle des alten Kommerzsystems mit seiner Kompliziertheit und Vielfäl-
tigkeit ein im Wesentlichen von der Freiheit der Gewerbeausübung als einheitliches 
Grundprinzip beherrschtes Gesetzeswerk.3 Chaloupek weist darauf hin, dass diese 
Gewerbeordnung, durchgesetzt nach langem Kampf zwischen Konservativismus und 
Beharrung einerseits sowie Fortschritt und Modernisierung andererseits, für die 
gesamte mitteleuropäische Gewerbegesetzgebung epochemachend geworden sei.4  
 
Erlassen wurde die Gewerbeordnung 1859 entsprechend der seinerzeitigen Verfas-
sungssituation für den ganzen Umfang des Reiches, somit für alle „Kronländer des 
                                                 
1 Vgl. Günther Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, in: Günther Chaloupek, Peter Eigner u. Mi-
chael Wagner, Hg., Wien. Wirtschaftsgeschichte 1740-1938, Teil 1 Industrie, Wien 1991, S. 56, 
sowie Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, in: Chaloupek, Eigner u. Wagner, 
Hg., Wien. Wirtschaftsgeschichte 1, S. 239 f. 
2 Vgl. Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 276. 
3 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, in: Chaloupek, Eigner u. Wagner, Hg., Wien. Wirtschaftsge-
schichte 1, S. 370. 
4 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 276, 288. 
3 
österreichischen Kaiserstaates“,5 mit Ausnahme des venetianischen Verwaltungs-
gebietes und der Militärgrenze6. Nach dem Ausgleich von 1867, der zur österrei-
chisch-ungarischen Monarchie führte, war die Bestimmung über den Geltungsbereich 
in eingeschränktem Sinn zu verstehen, indem die Gewerbeordnung nur mehr in den 
„im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern“ (demnach in der sogenannten 
„cisleithanischen“ Reichshälfte) galt.7 Die vorliegende Darstellung beschränkt sich 
allerdings auf das heutige Bundesgebiet der im Jahr 1918 entstandenen Republik 
Österreich (zu der erst im Jahr 1921 das Burgenland hinzu kam). 
 
Der im Titel der Arbeit enthaltene Beisatz betreffend die Gewerbezugangsvoraus-
setzungen bedeutet weiters eine inhaltliche Begrenzung des Gegenstandes der 
vorliegenden Untersuchung. Die Gewerbeordnung regelt (nunmehr) zwei große 
Komplexe: das sogenannte Berufsrecht, dessen Kernbereich die Vorschriften über 
Befähigungsnachweise und sonstige Ausübungsvoraussetzungen bilden, und das 
Betriebsanlagenrecht8. Schon aus Gründen des Umfangs der Arbeit erstreckt sich 
diese nicht auf den letzterwähnten Bereich. Anlässlich der Eliminierung des (seit 
29. Februar 1940 in Österreich geltenden) deutschen Handwerksrechtes und des 
deutschen Verkehrsrechtes im Zuge der vollständigen Wiedereinführung des öster-
reichischen Gewerberechts im Jahr 1952 wurden die Verkehrsgewerbe durch das 
Güterbeförderungsgesetz und das Gelegenheitsverkehrsgesetz in eigenen Bundes-
gesetzen außerhalb der Gewerbeordnung geregelt; auf diesen speziellen Bereich 
wird deshalb nicht mehr im Detail eingegangen. 
 
Obgleich die Gewerbeordnung 1859 den Ausgangspunkt für ein „modernes“ Gewer-
berecht bildete, stellte sie keineswegs die Basis für eine kontinuierliche Weiterent-
wicklung dar. In der nachfolgenden Zeit kam es vielmehr zu einer Wellenbewegung 
                                                 
5 So lautete die Bezeichnung der Habsburgermonarchie in den „Grundsätzen für organische Einrich-
tungen in den Kronländern des österreichischen Kaiserstaates“, welche eine Beilage zum sogenann-
ten Sylvesterpatent des Jahres 1851 bildeten (vgl. Robert Walter u. Heinz Mayer, Grundriß des 
österreichischen Bundesverfassungsrechts, 9. Aufl. Wien 2000, S. 14). 
6 Vgl. Artikel I des Kundmachungspatentes vom 20.12.1859, RGBl. Nr. 227. 
7 Vgl. Walter u. Mayer, Bundesverfassungsrecht, S. 19; weiters Ferdinand Seltsam u. Edmund Pos-
selt, Die Oesterreichische Gewerbe-Ordnung, Wien 1885, S. 1. 
8 Örtlich gebundene Anlagen für die Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit bedürfen einer eigenen 
Genehmigung insbesondere dann, wenn sie wegen der Verwendung von Maschinen, ihrer Betriebs-
weise oder sonst geeignet sind, Leben oder Gesundheit des Gewerbetreibenden, der Nachbarn oder 
von Kunden zu gefährden oder die Nachbarn durch Geruch, Lärm usw. zu belästigen. 
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der Gewerbepolitik,9 die vielfache Rückgriffe und Reminiszenzen an Rechtsinstitute 
vorangegangener Zeiten (wie an zünftische Gegebenheiten) mit sich brachte – dies 
darzustellen, ist auch Ziel der Arbeit. Um die historischen Wurzeln der späteren Ent-
wicklungen aufzuzeigen und damit auch einen Maßstab für ihre Bewertung zu gewin-
nen, wird es als zweckmäßig angesehen, einen Abriss der vorangegangenen Ent-
wicklungsphasen des Gewerbewesens dem eigentlichen Thema einleitend voranzu-
stellen. Zudem wird auch erst auf Grund dieser Vorgeschichte die fundamentale 
Bedeutung und große Leistung der erstmaligen Gesamtkodifikation des Gewerbe-
wesens im Jahr 1859 erkennbar.  
 
Die Wandlungen der Gewerbepolitik manifestieren sich in der Gewerbeordnung und 
in ihren zahlreichen Abänderungen. Auf Grund meiner primären Ausbildung als Jurist 
und der mehr als dreißigjährigen Berufstätigkeit in der Vollziehung des Gewerbe-
rechts ist methodisch eine textkritische Analyse der gewerberechtlichen Quellen ein 
Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit, wobei sich der Bogen im Sinne der langen 
Dauer (longue durée) Fernand Braudels über eineinhalb Jahrhunderte erstreckt. Die 
Entwicklungsprozesse im Gewerberecht sollen jedoch auch in ihrem sozioökono-
mischen Umfeld dargestellt werden, zumal die Gewerbepolitik im Spannungsfeld 
zwischen Regulierungsbedarf und Liberalisierungswünschen steht. Neben die verti-
kale Linie im Untersuchungsgegenstand tritt damit ein horizontaler Ansatz. Es geht 
somit ebenso um die Gegenüberstellung mit der jeweils maßgebenden allgemein-
wirtschaftlichen wie auch politischen Situation und um deren mögliche Einflüsse auf 
die Gewerbepolitik,10 somit im historischen Vergleich um die Analyse des politisch-
gesellschaftlichen sowie wirtschaftshistorischen Kontextes. Hinsichtlich der Fakten in 
diesem Bereich bin ich genötigt, auf die Werke anerkannter Autoren zu rekurrieren. 
 
Aus dem im Folgenden aufzubereitenden Material ergeben sich für die vorliegende 
Untersuchung nachstehende Fragestellungen: 
a) Inwieweit gab es bereits vor Erlassung der Gewerbeordnung 1859 Bereiche der 
Gewerbefreiheit? 
                                                 
9 Auch Chaloupek weist darauf hin, dass die Hoffnungen, mit der Gewerbeordnung 1859 sei ein jahr-
hundertelanger Kampf im Sinne liberaler Prinzipien entschieden worden, sich schon bald als verfrüht 
erweisen sollten. Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 371. 
10 Gegebenenfalls sind auch Divergenzen zwischen der allgemeinen Wirtschaftspolitik und der spezi-
fischen Gewerbepolitik wahrzunehmen.  
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b) Besteht ein direkter Zusammenhang zwischen der von der Forschung diagnos-
tizierten verzögerten Industrialisierung in der Habsburgermonarchie11 und den 
Reglementierungen erwerbswirtschaftlicher Tätigkeiten? 
c) Inwieweit gab es seit der Gewerbeordnung 1859 eine kontinuierliche bzw. zielge-
richtete Entwicklung hinsichtlich der Gewerbeantrittsvoraussetzungen (wieweit 
wurden diesbezüglich die Grundsätze der Gewerbeordnung 1859 in der Folgezeit 
wieder aufgegeben)? 
d) Inwieweit lässt sich ein Zusammenhang zwischen den jeweiligen Änderungen der 
gewerberechtlichen Bestimmungen und der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung 
herstellen? 
e) Inwieweit lässt sich eruieren, welche sonstigen Faktoren (Wirk-Kräfte) die (ange-
nommenen) Diskontinuitäten bzw. Veränderungen verursacht haben könnten? 
f) Stimmen die insbesondere bei Änderungen der Gewerbeordnung 1973 jeweils 
angegebenen Motive der Gesetzgebung mit der rechtlichen Umsetzung überein 
(es stellt sich damit die Effizienz- und Propagandafrage)? 
g) Wie hat sich die EU-Mitgliedschaft auf die österreichische Gewerbeordnung aus-
gewirkt? 
 
Werke, welche die Entwicklung der Gewerbepolitik in der gesamten darzustellenden 
Epoche umfassen, wurden nicht aufgefunden. Für die Vorgeschichte des Gewerbe-
wesens bis zur Gewerbeordnung 1859 stütze ich mich auf „Die Entwicklungsge-
schichte des Gewerbeantritts und Befähigungsnachweises“ von Franz Prochaska 
sowie für die Zeit von Karl VI. bis zur Wende vom 18./19. Jahrhundert auf die 
„Geschichte der österreichischen Gewerbepolitik von 1740 bis 1860“ (1. Band 1740 
bis 1798) von Karl Přibram12, Leipzig 1907. Grundlagen der Arbeit unter wirtschafts-
geschichtlichem Aspekt bilden insbesondere das Werk „Wien. Wirtschaftsgeschichte 
1740-1938“, Hg. Günther Chaloupek, Peter Eigner und Michael Wagner, Wien 1991, 
weiters „Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913: konjunkturelle Dynamik und gesell-
schaftlicher Wandel im Zeitalter Franz Josephs I.“ von Herbert Matis, Berlin 1972, 
sowie „Ökonomie und Politik. Österreichische Wirtschaftsgeschichte vom Mittelalter 
                                                 
11 Vgl. den zusammenfassenden Artikel von Peter Eigner, Die Habsburgermonarchie im 19. Jahrhun-
dert: Ein Modellfall verzögerter Industrialisierung? In: Beiträge zur historischen Sozialkunde 3 (1997), 
S. 112-122. 
12 Jurist, Nationalökonom, 1877-1973; 1900 Promotion Dr. jur., Habilitation 1907 für politische Ökono-
mie in Wien (Geschichte der österreichischen Gewerbepolitik), 1914 a. o. Prof. der Wirtschaftswis-
senschaften, 1928-1933 Ordinarius in Frankfurt/Main. (Deutsche Biographische Enzyklopädie 2007). 
6 
bis zur Gegenwart“ von Roman Sandgruber, Wien 1995, schließlich die „Österrei-
chische Wirtschafts- und Sozialgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert“, Hg. Peter 
Eigner und Andrea Helige, Wien 1999. 
 
Da die Arbeit an der Schnittstelle zwischen Wirtschaftsgeschichte und Rechtsge-
schichte angesiedelt ist, bildeten zugleich Werke, die die spezifisch gewerberecht-
liche Seite wiedergeben, eine Basis der vorliegenden Untersuchung: Für die erste 
Gewerbeordnungs-Novelle aus 1883 waren dies „Die Oesterreichische Gewerbe-
Ordnung“ von Ferdinand Seltsam und Edmund Posselt, 2. Aufl. Wien 1885, für die 
Rechtslage auf Grund der Novelle 1907 das „System des Österreichischen Gewer-
berechtes“ von Max Kulisch, Innsbruck 1912,13 auf Grund der Novelle 1934 „Dr. Emil 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung und zu ihren Nebengesetzen“, 2. Aufl. von 
Wolfgang Laszky und Gerhard Nathansky, Wien 1937,14 für die Rechtslage auf 
Grund der Novelle 1952 die kommentierte Textausgabe der Gewerbeordnung von 
Friedrich Schwiedland, Wien 1953.  
 
Der Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung nach der am 1. August 1974 in 
Kraft getretenen (neuen) Gewerbeordnung 1973 ist aus der 5. Auflage der kommen-
tierten Ausgabe der Gewerbeordnung, Hg. Hedwig Mache und Walter Kinscher, 
Wien 1982, ersichtlich, jener nach der im Jahr 1994 erfolgten Wiederverlautbarung 
als „Gewerbeordnung 1994“ (insbesondere nach den Novellen 1988 und 1992) aus 
der 6. Auflage der kommentierten Gewerbeordnungsausgabe, Hg. Walter Kinscher 
und Robert Sedlak, Wien 1996. Die derzeitige Rechtslage15 wird in der seit dem Jahr 
2004 in Form einer Loseblattsammlung erscheinenden 7. Auflage, Hg. Walter 
Kinscher und Sylvia Paliege-Barfuß, wiedergegeben (im Zusammenhang mit dem 
Befähigungsnachweis-System ist insbesondere die Gewerberechtsnovelle 2002 rele-
vant, im Zusammenhang mit den einschlägigen EU-Richtlinien nunmehr die Gewer-
beordnungsnovelle 2008). Es soll aber nicht verschwiegen werden, dass es daneben 
noch weitere Gesetzesausgaben und Kommentare (wie jene von Hermann Grabler, 
                                                 
13 Professor Max Kulisch von der Universität Innsbruck wies u.a. hinsichtlich der Geschichte der 
theresianischen Gewerbepolitik besonders auf das oben zitierte „gediegene, auf gründlichem Akten-
studium beruhende Buch von Karl Přibram“ hin (Kulisch, Gewerberecht, S. 95 Anm. 2). 
14 Das Werk erstreckt sich nur auf die (für die vorliegende Arbeit maßgebenden) §§ 1 bis 40, da die 
Annexion Österreichs am 12. März 1938 den Abschluss verhinderte. 
15 Die zahlreichen zwischengeschalteten kleineren Novellen wurden – soweit diese für das Untersu-
chungsthema relevant sind – jeweils im Zusammenhang mit dem nächstliegenden Hauptkapitel 
berücksichtigt. 
7 
Harald Stolzlechner und Harald Wendl oder jene von Arnold Gerscha und Clemens 
Steuer) gibt. Als Primärquellen wurden, abgesehen von den Reichsgesetzblättern der 
Monarchie und den Bundesgesetzblättern der Republik Österreich, insbesondere seit 
der Gewerbeordnung 1973 auch Gesetzesmaterialien (wie erläuternde Bemerkungen 
zu Regierungsvorlagen betreffend Gesetzesänderungen) herangezogen. 
 
Zu Dank verpflichtet bin ich Prof. Dr. Peter Eigner für die Betreuung der Arbeit und 
viele wertvolle Anregungen. Ebenso habe ich meinem (ehemaligen) Kollegen im 
Wirtschaftsministerium Dr. Clemens Steuer dafür zu danken, dass er mich mit viel 


























2. Das Gewerbewesen vor der Gewerbeordnung 1859 
 
2.1 Die Entwicklung des Zunftwesens 
 
Da das mittelalterliche Zunftsystem in gewerblichen Teilbereichen bis zur Gewerbe-
ordnung 1859 fortbestand, soll zunächst – wie bereits oben angedeutet – dessen 
Entstehung, weitere Entwicklung und schrittweise Zurückdrängung durch Maßnah-
men der Gewerbepolitik skizziert werden. Die Entwicklung eines geordneten Gewer-
bewesens hing eng mit jener der Städte zusammen; hier bildeten sich größere Ver-
eine von Gewerbetreibenden mit korporativer Verfassung, die Zünfte; diese Hand-
werkerverbände strebten nach Einfluss im staatlichen und städtischen Leben und 
wurden zu einem mächtigen politischen Faktor.16 Dabei galt das „Handwerk“ im 12. 
Jahrhundert als ein dem einzelnen Meister übertragenes Amt.17 Im Rahmen der vom 
Landesherrn vergebenen „Ämter“ schlossen sich die Handwerker zu „Zechen“ 
zusammen. Es handelte sich vorerst um religiöse Bruderschaften, die Mitglieder 
trafen jedoch auch Vereinbarungen über die wirtschaftlichen Angelegenheiten ihres 
Gewerbes, wie über Qualitätsnormen oder Preisabsprachen.18  
 
Die Gemeinschaft der Zunftgenossen regulierte die sozialen und wirtschaftlichen 
Beziehungen der Mitglieder nicht nur untereinander, sondern auch nach außen, sie 
schrieb den Mitgliedern ihr Verhalten vor.19 Es entstand eine nicht-marktwirtschaft-
liche Organisationsstruktur (über den Lebensunterhalt entschieden nicht Angebot 
und Nachfrage), Ziel war es vielmehr, dem Handwerker seinen „Nahrungsstand“ zu 
sichern. Dies geschah durch Ausschaltung der Konkurrenz im Wege der Regelung 
des Umfangs der Produktion, durch Bestimmung der Höchstzahlen von Gehilfen und 
                                                 
16 Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. V f. (Einleitung). Chaloupek (Einleitende Überlegun-
gen zur wirtschaftlichen Stadtentwicklung, in: Chaloupek, Eigner u. Wagner, Hg., Wien. Wirtschafts-
geschichte 1, S. 19) bezeichnet die Zunft als die „institutionelle Form der mittelalterlichen Stadtwirt-
schaft“. 
17 Vgl. dazu und im Folgenden Michael Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, in: 
Chaloupek, Eigner u. Wagner, Hg., Wien. Wirtschaftsgeschichte 1, S. 104. 
18 Seltsam u. Posselt (Gewerbe-Ordnung, S. VI) zufolge beruhte das Vorrecht zur selbständigen Ge-
staltung der mit dem eigenen Gewerbe im Zusammenhang stehenden Rechtsverhältnisse einerseits 
auf landesfürstlichen Privilegien; daraus entwickelte sich eine starke und keineswegs einheitliche 
Autonomie. Anderseits verliehen auch Stadtmagistrate zünftige Statuten und ausschließliche Vor-
rechte. 
19 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Einleitende Überlegungen zur wirtschaftlichen Stadtent-
wicklung, S. 20. 
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Lehrlingen20, der Produktionsmethoden, der zu verwendenden Materialien und der 
qualitativen Beschaffenheit des Produktes. Geregelt waren die Arbeitsaufdingung, 
der Rohstoffbezug und der Absatz der Produkte.  
 
Die Konkurrenzfeindlichkeit hatte eine Innovationsfeindlichkeit zur Folge; die Mög-
lichkeit, dass derjenige Meister, der vor anderen neue Techniken einführte oder neue 
Produkte herstellte und dadurch andere zu eliminieren drohte, wurde durch Innova-
tionsverbote ausgeschaltet.21 Qualitäts- und Preiskonkurrenz wurden durch das 
Beschausystem gehemmt.22 Jede Ware musste nach ihrer Endqualität und dem 
Produktionsverfahren den gewohnten Standards der Zeche entsprechen, Abwei-
chungen waren mit dem Verfall der Ware bedroht. Die Handwerksordnungen schrie-
ben eine feste Maximalgröße des Gewerbebetriebes vor (in den meisten Gewerben 
höchstens zwei Gesellen und ein bis zwei Lehrlinge, zuweilen war auch die Verwen-
dung einer ungelernten Hilfskraft gestattet, wie für Botengänge). Im Sinne des Prin-
zips des „gesicherten Nahrungsstandes“ legten die Zünfte die zugelassene Höchst-
zahl der inkorporierten Meister fest; der bürgerliche Nahrungsstand galt als gesichert, 
wenn selbst zu wirtschaftlichen Notzeiten jeder Meister zumindest von seiner Hände 
Arbeit ökonomisch überleben konnte. Sie orientierten sich in diesem Sinn an einem 
Zustand wirtschaftlicher Depression; bei gutem Geschäftsgang konnte der Meister 
auch noch die Arbeitskraft zweier Gesellen und eines Lehrlings nutzen.  
 
Jedem bürgerlichen Gewerbebetrieb hatte ein Meister vorzustehen, es durfte aber 
keine Person mehr als eine „Meisterschaft“ innehaben.23 Die Meisterschaft verlieh 
das Stimmrecht in der Meisterzeche (jede Stimme zählte gleich viel). Beiden Elemen-
ten – Zwang und Gleichheit – verdankte das Zunftwesen seine jahrhundertelange 
Überlebensfähigkeit. Viele Zwangsbestimmungen waren darauf gerichtet, keinem 
Meister eine unverhältnismäßige Ausdehnung seines Betriebes zu gestatten. Die 
Selbstrekrutierung der Zechmitglieder war über den Erwerb der Meisterschaftsqualifi-
kation gesichert. Nur wer von den Beschaumeistern als mit “Geschick hantierender“ 
                                                 
20 Die Beschränkung der Lehrlingszahl sollte die Ausdehnung des Gewerbebetriebes wie auch jene 
der Zahl der Qualifikationsberechtigten verhindern. Meist gestattete die Zechordnung nur die Be-
schäftigung von einem Lehrling; die Zahl der Lehrjahre variierte (im Schnitt waren es drei Jahre); je 
nach Arbeitslage und Marktlage wurden die Regeln restriktiver oder lockerer ausgelegt. Vgl. Wagner, 
Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 114 f. 
21 Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, S. 55. 
22 Vgl. dazu und im Folgenden Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 143, 101. 
23 Vgl. dazu und im Folgenden Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 131 f., 
134, 137. 
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anerkannt wurde, war zum Meisterstück (der sachlichen Qualifikation zur Mitglied-
schaft) zugelassen. Das Meisterstück nahm in der Folge (wegen seines beträcht-
lichen Aufwandes) immer mehr den Charakter eines Vermögensnachweises an.  
 
Zunächst entschied über die Berechtigung zur Ausübung eines Gewerbes allein der 
Handwerkerverband; das Recht zur Teilnahme an den wirtschaftlichen und sozialen 
Maßnahmen des Verbandes erwarb derjenige, den die Handwerker in ihren Verband 
aufnahmen.24 Der Bewerber musste ehelich geboren sein, sich andernorts „ehrbar 
verhalten“ und das Handwerk erlernt haben, das Handwerk mit seiner Arbeit vor den 
Meistern beweisen und das Bürgerrecht erwerben. Eine Neuordnung der Gewerbe-
verfassung versuchte bereits Herzog Rudolf IV. in den Jahren 1361 und 1364 durch 
die Aufhebung der Zechen und „Einungen“ der Handwerker und der Satzungen, die 
sie (zu ihrem Sondernutzen) gemacht hatten, sowie durch Delegierung des Rechtes 
zur Herausgabe neuer Ordnungen an Bürgermeister und Stadtrat. Da die religiös 
ausgerichteten Bruderschaften weiter bestanden (nur die rein wirtschaftlichen 
Zwecken dienenden Zechen und Einungen wurden aufgehoben), bildeten sich die 
Bruderschaften allmählich zu Handwerkerverbänden alten Stils um. Die von den 
Handwerkern vorgelegten Entwürfe wurden vom Stadtrat als Ordnung für das be-
treffende Handwerk erlassen, so dass sich deutliche Parallelen zu den gewohnheits-
rechtlich überkommenen Vorstellungen der aufgehobenen Einungen zeigten. Auch 
hier kehrte der Grundsatz wieder, dass jeder, der das Handwerk selbständig aus-
üben wollte, Mitglied der Bruderschaft oder der Zunft sein musste.  
 
In der Folge wollte Ferdinand I. mit den beiden Handwerksgeneralen des Jahres 
1527 (erlassen für Wien und für Niederösterreich) das Selbstorganisationsrecht der 
Zünfte beschränken, zur Bekämpfung von Missbräuchen sollte die Macht in die 
Hände von Bürgermeister oder Richter und Rat gelegt werden.25 Der Nachweis der 
Befähigung wurde zwar weiter gefordert, aber kein Meisterstück verlangt; bei einer 
Prüfung hatte der Kandidat nur „Fragen“ aus dem Bereich des Handwerks zu beant-
worten. Der Anwärter hatte sich beim Bürgermeister oder Richter zur Prüfung anzu-
melden, diese beauftragten zwei Ratsmitglieder und die „geschworenen“ Meister und 
                                                 
24 Vgl. dazu und im Folgenden Franz Prochaska, Die Entwicklungsgeschichte des Gewerbeantritts und 
Befähigungsnachweises, Wien 1978, S. 5, 13 f. 
25 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 46-49, sowie 
Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 104 f. 
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Gesellen des Handwerks mit der Durchführung der Prüfung (die Ratspersonen über-
wachten somit den Prüfungsvorgang). Da nach den beiden Generalen die Meister-
prüfung nicht mehr erforderlich war, wichen die Handwerker in ihren Ordnungen auf 
unbestimmte Formulierungen aus (z. B. Bewährung der Meisterschaft „nach Hand-
werksbrauch“). Aber bereits in einer 1534 von Bürgermeister und Rat der Stadt Wien 
genehmigten Handwerksordnung findet sich ausdrücklich wieder das Meisterstück. 
Andererseits erlaubte Rudolf II. im Jahr 1602 auch fremden Handwerkern die Gewer-
beausübung in Wien. 
 
Eine Besonderheit der zünftischen Gewerbe war weiters, dass sie gleichsam an der 
Werkstatt hafteten; sie sollten in der Familie verbleiben als Ausfluss eines Erbüber-
tragungsrechtes.26 Begünstigt wurden jene Gewerbeanwärter, die eines Meisters 
Tochter oder die Witwe nach einem Meister heirateten, aber auch die Söhne eines 
Meisters. Bei Heirat einer Meistertochter sollte auch ein Ungelernter das Handwerk 
mit Gesellen betreiben dürfen. Im 17. Jahrhundert war diese ausschließliche Fami-
liengebundenheit vorbei, dem Erben gleichgestellt war nun der Käufer einer Werk-
statt oder deren Bestandnehmer (Pächter), es ging also um die Aufrechterhaltung 
des Betriebes; konnte der Nachfolger den Befähigungsnachweis nicht erbringen, so 
musste er (im Sinne des Kundenschutzes) einen Meister einstellen. 
 
2.2 Erwerbstätigkeiten außerhalb der bürgerlichen Zünfte 
 
2.2.1 Der Fernhandel 
Das mittelalterliche Wirtschaftssystem insgesamt war weniger statisch als das 
städtische Gewerbe; die entwicklungsbestimmende Kraft war der Exporthandel, 
dieser führte zu einer inter-regionalen Arbeitsteilung, entdeckte Absatzmöglichkeiten 
und organisierte gewerbliche Produktionskapazitäten.27 Der Exporthandel war von 
Anfang an auf Gewinn gerichtet, mit seiner Zunahme geriet bei Gewerbeprodukten 
ein wachsender Teil des zünftischen Gewerbes in den Sog des Gewinnprinzips. 
Zünftisches Gewerbe und kapitalistischer Fernhandel existierten nebeneinander in 
der mittelalterlichen Stadtwirtschaft.  
 
                                                 
26 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 14, 19-23. 
27 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Einleitende Überlegungen zur wirtschaftlichen Stadtent-
wicklung, S. 21. 
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2.2.2 Hofhandwerker, Hofbefreite und Stadtguardia 
Zwei Gruppen von Handwerkern aus grundsätzlich zünftisch betriebenen Gewerben 
unterlagen nicht dem Zunftzwang: die bei Aristokratie und Klerus beschäftigten Haus-
handwerker (die Beschäftigung von Professionisten zur Deckung des eigenen 
Bedarfs gehörte zu den Privilegien der höheren Stände) und die Hofbefreiten.28 Das 
Hofhandwerk entstand im Zusammenhang mit der Häufigkeit der Hofreisen; wegen 
des ursprünglichen Fehlens einer ständigen Residenz waren der Kaiser und sein Hof 
einen Großteil des Jahres im Reich unterwegs.29 Sie benötigten Handwerker, die sie 
begleiteten und mit notwendigen Dienstleistungen versahen (Nahrungsmittel- und 
Bekleidungsgewerbe, aber auch Sattler, Schmiede, Wagner und Schlosser, schließ-
lich auch Hofhändler für Rohprodukte und die zur Repräsentation nötigen Luxus-
güter). Der Arbeitsvertrag sah vor, dass Hofhandwerker primär für den Hof arbeite-
ten, schloss aber das Betreiben offener Läden und Werkstätten nicht aus; er galt nur 
bis zum Tod des Herrschers (es war kein Vererbungsrecht vorgesehen).  
 
Hofhandwerker genossen Vorrechte gegenüber den Zünften, wie das Vorkaufsrecht 
bei Beschaffung von Rohstoffen sowie Abgaben- und Lastenfreiheit, sie hatten das 
Recht, Gesellen ohne zahlenmäßige Beschränkung (mit Erlaubnis der landesfürst-
lichen Hofkammer) zu beschäftigen.30 Sie bedurften auch in Wien nicht des Bürger-
rechts, der Nachweis der Meisterschaft war nicht Voraussetzung ihrer Tätigkeit. Im 
Jahr 1572 legte Maximilian II. in der Ordnung für Hofhandwerker, Hofhandelsleute 
und Hofkrämer ihre Zahl in Wien mit 72 fest.  
 
Das hofbefreite Handwerk entstand hingegen parallel zur Entstehung der ständigen 
Residenz des Herrschers. Das Anwachsen des Hofstaates, sein größeres Luxus-
bedürfnis durch verfeinerte Lebensformen, steigende Bautätigkeit und die Bedeutung 
der repräsentativen Feste führten im 16. Jahrhundert dazu, dass zusätzlich zu den 
Hofhandwerkern vermehrt fremde Handwerker verpflichtet wurden, die im Ruf beson-
derer Fähigkeiten standen.31 Sie waren vom Zunftzwang des städtisch-bürgerlichen 
Handwerks befreit, im Unterschied zum Hofhandwerk nicht regelmäßig besoldet, 
wurden nur bei Bedarf für den Hofdienst herangezogen und nach Maßgabe ihrer 
                                                 
28 Vgl. Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 147. 
29 Vgl. dazu und im Folgenden Herbert Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk im Barocken Wien 
1620 bis 1770, Wien 2007, S. 13-15. 
30 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 61-65. 
31 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 15 f., 20 f. und 26. 
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Arbeitsleistung bezahlt. Sie waren aber berechtigt, in der Residentstadt Wien und 
überall dort, wo sich der Hofstaat gerade befand, einen „offenen Laden“ bzw. eine 
Werkstätte zu unterhalten. Sie durften Gesellen einstellen, Lehrjungen aufnehmen 
(und sie nach der Lehrzeit „freisprechen“). Dadurch waren sie in der Lage, in mit 
mehreren Gesellen und Lehrjungen versehenen Werkstätten auch anfallende Groß-
aufträge des Hofes zu bewältigen. Ihre Arbeitskapazität bedeutete damit eine oft 
Existenz bedrohende Konkurrenz für das bürgerlich-zünftische Handwerk. Die hofbe-
freiten Handwerker waren von den steuerlichen Lasten der Stadtbürger befreit. Die 
Annahme der Hoffreiheit schloss den gleichzeitigen Besitz des Bürgerrechts aus-
drücklich aus. 
 
Die Hoffreiheit wurde als Privileg nur ad personam verliehen, Vererbung oder Weiter-
gabe waren nicht vorgesehen.32 Da die Hofbefreiten die Möglichkeit hatten, Schwan-
kungen der höfischen Nachfrage durch Angebote am lokalen städtischen Markt aus-
zugleichen, führte jeder Nachfrageausfall des Hofes zu einer Konkurrenzverschär-
fung für das bürgerliche Gewerbe.33 Ständige Auseinandersetzungen waren die 
Folge. Maximilian II. entschloss sich deshalb 1572, Freibriefe für Hofbefreite für jeden 
ihrer Erwerbszweige zu beschränken.  
 
Für die Regierungszeit der Kaiser Rudolf II. und Matthias kann zufolge Haupt eine 
Zahl von 350 bis 400 Hof- und hofbefreiten Handwerkern angenommen werden.34 
Zufolge der ersten Gewerbeaufnahme aus dem Jahr 1620 waren in Wien 1.319 
zünftische Handwerksmeister ansässig. Im Vergleich mit der geschätzten Zahl der 
Freimeister wird die Existenzangst des Handwerks verständlich. Machten doch die 
Hof- und hofbefreiten Handwerker allgemein fast ein Drittel der Gesamtzahl der zünf-
tischen Handwerksmeister aus, in einigen Gewerben (wie Maurer, Goldschmiede) 
hatten sie sogar ein zahlenmäßiges Übergewicht. 
 
Kaiser Leopold I. hob im Jahr 1660, damit die Bürgerschaft von Wien bei Ausübung 
bürgerlicher Gewerbe durch die Hofbefreiten nicht zu sehr benachteiligt würde, für 
                                                 
32 Die Befreiung beschränkte sich weiters auf die Lebensdauer des Herrschers; nach dessen Tod 
konnte der Nachfolger die Hofbefreiung bestätigen, er war dazu aber nicht verpflichtet. Erstausstel-
lung sowie die Konfirmation waren kostenpflichtig. Vgl. Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, 
S.16-18.  
33 Vgl. dazu und im Folgenden Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 109 f. 
34 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 37 f. 
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gewisse Gruppen von Hofbefreiten die Hoffreiheit auf, bei den übrigen Handwerken 
verfügte er, Hoffreiheiten nur mehr in geringerer Anzahl auszufertigen.35 Jene, denen 
nicht mehr eine Hoffreiheit neu ausgefertigt wurde, sollten zur Annahme des Bürger-
rechtes angehalten werden. Den entlassenen Hofbefreiten durfte das Bürgerrecht 
und die Aufnahme in die Handwerkerzunft nicht verweigert werden. Da die Stadt 
jenen Hofbefreiten, deren Dienste Leopold I. nicht mehr in Anspruch nahm, die Ein-
bürgerung zu gewähren hatte, ging diese Neuregelung jedoch zu Lasten des bür-
gerlichen Gewerbes.36 Maria Theresia verfügte schließlich in einem Handschreiben 
aus 1768 das Ende der Hofbefreiungen; künftig sollten keine Hofbefreiten mehr 
„angenommen“ werden; bereits existierende Hoffreiheiten blieben allerdings davon 
unberührt (Konfirmationen kamen aber nicht mehr in Betracht).37  
 
Bereits im Jahr 1531 wurde angesichts der Erfahrungen mit der Wiener Türkenbela-
gerung von 1529 eine dem Stadtrat unterstellte „Tag- und Nachtwache“ errichtet; 
diese erhielt 1569 den Namen „Stadtguardia“.38 Kaiser Rudolf II. wandelte 1582 den 
städtischen Wachkörper in eine kaiserliche Garnisonstruppe um. Ihr niedriger Sold 
zwang viele Mitglieder der Stadtguardia, einen Nebenerwerb auszuüben. Bevorzugt 
wurden der Ausschank von Bier, Wein und Spirituosen (das sogenannte „Leutge-
ben“), die Ausübung eines Handwerks durch Mitglieder der Stadtguardia sowie der 
„Fuerkauf“ (Zwischenhandel mit jenen Produkten, die vom Land angeliefert wurden 
und dann in der Stadt mit entsprechendem Aufschlag auf den Markt gelangten) von 
Viktualien durch die Frauen der Stadtguardisten. Aus dem Umstand, dass die Zahl 
der Gardisten seit 1618 mit 1.100 Mann festgelegt war, wird die wirtschaftliche Be-
drohung für das bürgerliche Gewerbe erkennbar.39 Im 17. Jahrhundert richteten sich 
dessen Klagen zunächst gegen die Ausübung des Bäcker- und Fleischergewerbes 
(das auch dem Eigenbedarf der Truppe diente). 1682 anerkannte Kaiser Leopold I. 
aber das Recht jedes Stadtguardisten, der eines Handwerks kundig war, dieses auch 
auszuüben und die eigenen Produkte öffentlich zu verkaufen; verboten waren nur die 
Ausbildung von Lehrjungen und die Beschäftigung von Gesellen. Hinzu kam die seit 
1679 bestehende Institution der „Schwarzen Pike“: Personen, die sich für ein 
                                                 
35 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 67. 
36 Vgl. Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 110. 
37 Vgl. Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 58. 
38 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 26-31. 
39 Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S.108, zufolge hatten die in der Gewer-
bezählung 1736 erfassten rund 1.000 Handwerker unter den Stadtguardisten fast ein Drittel der Stär-
ke der bürgerlichen Meister erreicht. 
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jährliches Schutzgeld unter die eigenständige Gerichtsbarkeit der Stadtguardia 
begaben (Pikenisten), betrieben unter deren Schutz ihr Handwerk außerhalb der 
Zunft, jedoch nicht illegal. Das Ende des Soldatenhandwerks bewirkte die 1741 von 
Maria Theresia angeordnete Auflösung der Stadtguardia-Truppe. 
 
2.2.3 Störer und „Dekretisten“ (Dekreter) 
Störer waren Handwerker, die ihr Gewerbe ohne Meister- oder Bürgerrecht aus-
übten.40 Die Bezeichnung leitete sich vom Verbum „stören“ in der Bedeutung „auf 
Kundenarbeit gehen“ ab. Die Störer waren grundsätzlich Wanderhandwerker, sie 
begaben sich in das Haus des Kunden und zogen nach getaner Arbeit weiter; sie 
waren oft die einzige Möglichkeit, die Landbevölkerung mit jenen Handwerks-
produkten zu versorgen, die in der bäuerlichen Hauswirtschaft nicht hergestellt 
werden konnten. In den Städten hatten sie üblicherweise einen eigenen Wohnsitz, zu 
dem die Kunden das Arbeitsmaterial zur Be- oder Verarbeitung brachten. Bei seinem 
Kampf gegen das Störerwesen konnte das bürgerliche Handwerk auf die 
Unterstützung durch die Stadt und den Landesherrn zählen. Wurde ein Störer 
ertappt, so wurden sein Handwerkszeug und die in seinen Händen befindliche Arbeit 
beschlagnahmt; der Störer wurde mit Geldstrafe oder Haft bestraft, schlimmstenfalls 
wurde er „abgeschafft“ (aus der Stadt ausgewiesen). 
 
Die Störer waren jedoch ein notwendiges Gegenstück zum bürgerlichen Meister.41 
Denn bei einem Nachfrageverfall bei den Zunftmeistern verloren die Gesellen ihren 
Arbeitsplatz, sie mussten nach der Zunftordnung binnen weniger Tage die Stadt ver-
lassen. Wer diese Vorschrift nicht befolgte, wurde „unehrlich“, er konnte innerhalb 
des Zunftsystems keine Arbeit mehr finden (es war ihm der Zutritt zur Arbeitsvermitt-
lungsstelle in der Zunftherberge eines anderen Ortes verwehrt). Die Härten der Wan-
derschaft und die geringe Chance auf einen bürgerlichen Broterwerb ließen viele 
Gesellen die „unehrliche“ Arbeit als Störer dem für sie brotlosen bürgerlichen 
Gewerbe vorziehen. Diese arbeitslos gewordenen Gesellen bildeten einen Bestand 
an qualifizierten Arbeitskräften, die außerhalb des Zunftverbandes produzierten. Ihre 
Zahl schwoll mit jeder Rezession an, denn die Zunftordnungen verboten die Rück-
kehr in den bürgerlichen Nahrungsstand („einmal unehrlich, immer unehrlich“).  
                                                 
40 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S.33-35. 




Ungeachtet der Strafdrohungen gab es die Störer während der frühen Neuzeit in 
ständig steigender Zahl.42 Nach dem Ergebnis der Gewerbezählung von 1736 über-
traf in 52 von insgesamt 236 gewerblichen Berufen (demnach in 22 Prozent der Be-
rufe) die Zahl der Störer jene der bürgerlich-zünftischen Handwerker. An der Spitze 
standen die Sticker – 19 bürgerlichen Meistern standen 190 Störer gegenüber; bei 
den Tapezierern war das Verhältnis 6 bürgerliche Meister zu 30 Störern, bei den 
Webern 20 zu 43 Störern, bei den Wirten 210 zu 403 Störern, bei Malern 49 zu 90 
Störern, bei Tischlern 78 zu 118 Störern. 
 
Die zahlenmäßig größte Gruppe unter den nicht-zünftischen Handwerkern waren 
aber für einige Jahre die sogenannten „Dekretisten“; sie setzten sich aus vom Aus-
land eingereisten und aus unbefugten Handwerkern (Störern) zusammen, die seit 
dem Jahr 1725 im Auftrag Kaiser Karl VI. gegen Zahlung eines Schutzgeldes 
Dekrete ausgestellt erhielten.43 Der Schutzbrief berechtigte zur Ausübung des Hand-
werks und bot Sicherheit gegenüber Angriffen durch das bürgerlich-zünftische Hand-
werk. Die Dekrete mussten jährlich kostenpflichtig erneuert werden. Voraussetzung 
waren eheliche Geburt sowie der Lehrbrief und die absolvierte Wanderzeit als Nach-
weis der Erlernung des Handwerks. Schutzdekrete wurden auch an nichtkatholische 
Handwerker ausgestellt (die von der Teilnahme an der Zechgemeinschaft ausge-
schlossen waren). Die Gewährung der Schutzdekrete war von Anfang an zeitlich 
befristet geplant bis zum Erlass der neuen „General-, Gewerbs- und Zunftordnung“ 
im Jahr 1732. Allein in den Jahren 1725 und 1726 wurden fast 5.000 Schutzdekrete 
ausgestellt. 1732 wurde die Ausgabe weiterer Dekrete eingestellt, doch konnten 
bestehende Schutzbriefe jeweils für ein Jahr verlängert werden. Der Einfluss der 
Schutzdekrete auf die Gewerbestruktur wird aus der Gewerbezählung 1736 ersicht-
lich: 3.345 bürgerlich-zünftischen Handwerkern standen 3.126 außerzünftische 
Dekretisten gegenüber.  
 
Wagner weist darauf hin, dass widerstreitende Interessen (der Staat wollte seine 
wirtschaftlichen Entwicklungschancen ungehemmt von zünftischen Zwangsnormen 
wahren) die Zunftpolitik des 18. Jahrhunderts „recht verschlungene Wege gehen 
                                                 
42 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 36. 
43 Vgl. dazu und im Folgenden Haupt, Das Hof- und hofbefreite Handwerk, S. 32 f. 
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ließen“.44 Im Jahrzehnt bis zur Generalhandwerksordnung von 1732 wurde den 
Wiener Zünften die Bestätigung ihrer Privilegien verweigert, zugleich erhielten nicht-
bürgerliche Gewerbetreibende Schutzdekrete, wodurch Störer legalisiert wurden. In 
der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre kam es zur Wende: Das Dekretsystem wurde 
eingestellt, die Dekretisten erfuhren eine Eingliederung in das restriktive Zunftsystem. 
Die Gewerbetätigkeit von Störern galt erneut als unerwünscht.  
 
2.3 Gewerbepolitik unter Einfluss des Merkantilismus  
 
2.3.1 Ansätze zu einer Befreiung vom Zunftzwang  
Schon die österreichischen Kameralisten des 17. Jahrhunderts erkannten, dass die 
militärische und politische Stärke eines Staates von der Steuerkraft seiner Bevölke-
rung abhing. Dies führte zu den Anfängen einer territorialstaatlichen Wirtschafts-
politik, um die ökonomische Basis zu verbessern.45 Oberstes Ziel des Merkantilismus 
war die vollständige Deckung des inländischen Bedarfs durch die heimische Pro-
duktion und deren Steigerung bis zur Exportfähigkeit. So ging es darum, alle anfal-
lenden Güter im Land selbst zu verarbeiten und durch Importsubstitution die Abhän-
gigkeit von Importen zu vermindern. Die Geschlossenheit der Meisterzahl (als ökono-
mische Grundlage des Zunftwesens) hätte die erstrebte Steigerung der Produktion 
unmöglich gemacht. Sie hätte eine Vermehrung der Zahl selbständiger Gewerbetrei-
bender wie auch der Gesellen und Lehrlinge ebenso ausgeschlossen wie einen 
Betrieb in den Formen des Verlags und der Hausindustrie. Die Erteilung von Hofbe-
freiungen für einzelne Gewerbetreibende und die Berufung einzelner ausländischer 
Handwerksmeister reichten zur Gründung einer Industrie, die angesichts einer über-
mächtigen Auslandskonkurrenz eine gewisse Mindestgröße erlangen musste, bei 
weitem nicht aus. Durch Vergabe von Privilegien wurde deshalb die Etablierung 
neuer Industrien gefördert, diese wurden zudem durch Zölle geschützt. Weiters wur-
den inländische Großhändler zur Aufnahme von Produktionen ermuntert (um Importe 
überflüssig zu machen). Im Gegensatz zu den Zunftgewerben stellte für den neuen 
Sektor der Staat die Regeln für Produktion und Absatz auf. Es kam damit zu einer 
                                                 
44 Vgl. dazu und im Folgenden Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 105 f. 
45 Vgl. dazu und im Folgenden Karl Přibram, Geschichte der österreichischen Gewerbepolitik von 1740 
bis 1860. Auf Grund der Akten, 1. Bd., Leipzig 1907, S. 269; weiters Chaloupek, Einleitende Überle-
gungen zur wirtschaftlichen Stadtentwicklung, S. 30-32 und Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft 
im Biedermeier, S. 238. 
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Lockerung der Zunftregeln zugunsten einer Entfaltung des Profitmotivs, um die 
neuen Produktionen rasch zu etablieren.  
 
Prochaska weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Gewerbefreiheit ihre 
Wurzeln in der individuellen Befreiung vom Befähigungsnachweis einerseits und in 
der Befreiung vom Aufnahmezwang in den Handwerkerverband andererseits hatte; 
als gewerbepolitische Idee fand die Gewerbefreiheit ihren Ausdruck zunächst in der 
Freistellung bestimmter Gewerbetypen vom Befähigungsnachweis.46 Das ursprüng-
lich spezifisch städtische Gewerberecht war den Prinzipien der Stadtwirtschaft ange-
passt; es konnte sich solange behaupten, solange nicht volkswirtschaftliche Bezie-
hungen die Oberhand gewannen. Zudem war die Politik der erstarkenden Staats-
macht darauf gerichtet, auch das gewerbliche Leben zentralistischen Normen zu 
unterwerfen, um hier den Hebel für eine Belebung der Wirtschaft anzusetzen. Die 
österreichischen Herrscher von Leopold I. bis zu Maria Theresia sahen nur außer-
halb der Handwerkerverbände die Möglichkeit, dieses Ziel zu erreichen. Ihre Zunft-
politik beschränkte sich auf eine Verhinderung der Ausbreitung der Machtsphäre der 
Zünfte und auf die Abstellung ihrer als Missstände gebrandmarkten Usancen. 
 
Joseph I. (1705-1711) setzte47 eigene Gewerbebehörden ein (Kommerz-Deputa-
tionen) und stellte die Gewährung von „privilegia privativa“ für die Neugründung von 
Fabriken in Aussicht; diese Privilegien sicherten ein temporäres Monopol für einzelne 
Produkte und Märkte.48 Die Abschirmung der Fabriken von den Zünften wurde damit 
erstmals explizit zum Grundsatz der Gewerbepolitik erhoben. Die Maßnahmen zeig-
ten aber wenig Wirkung.  
 
Karl VI. (1711-1740) richtete wiederum eigene Gewerbebehörden in Gestalt von 
Kommerzienkollegien ein, darüber eine Zentralstelle in Wien.49 Er ließ zahlreiche 
Manufakturen und Fabriken errichten (so erteilte er das Privileg für die Orientalische 
Kompanie). Auch seine Kommerzbehörden entfalteten aber keine kontinuierliche 
Tätigkeit, es fehlte die politische Einheitlichkeit der Administration für einen systema-
                                                 
46 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 74 f. 
47 Nachdem schon Leopold I. 1666 ein Kommerzkollegium gegründet hatte; dieses konnte sich aber 
gegenüber den Zentralbehörden nicht durchsetzen. Vgl. Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, 
S. 47 ff.  
48 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, S. 50. 
49 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, S. 52. 
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tischen Merkantilismus. So begann das Zeitalter des Merkantilismus im umfassenden 
Sinn erst mit Maria Theresia.50  
 
In Fragen der Zunftpolitik verfügte bereits Leopold I. im Jahr 1689 die Einführung von 
behördlichen Handwerkskommissären zur Überwachung der Zusammenkünfte von 
Meistern und Gesellen.51 Josef I. verbot 1708 Neugründungen von Zechen und Zünf-
ten ohne landesfürstliches Privileg. In der Generalhandwerksordnung Karl VI. aus 
1732 wurden sodann alle mit deren Bestimmungen unvereinbaren Vorschriften der 
einzelnen Zünfte aufgehoben. Diese Handwerksordnung wandte sich auch gegen die 
durch die Art der Meisterstücke sehr kostspielige Gestaltung der Meisterprüfungen.  
 
Im Detail ist bei Přibram ersichtlich, dass es sich um ein Handwerkspatent für das 
ganze Römische Reich aus dem Jahr 1731 und (ihrem Inhalt nach übereinstimmend) 
um ein Handwerkspatent für die böhmischen Erbländer aus 1731 sowie um Patente 
für Österreich ob und unter der Enns, für Ober- und Vorderösterreich und für Inner-
österreich aus 1732 handelte.52 Diese Handwerkspatente suchten die politische 
Autonomie der Zünfte zu beseitigen. Es wurde alles untersagt, was die Selbständig-
keit der Zünfte aufrechterhalten konnte: so die Versammlung der Innungsmitglieder 
ohne Vorwissen der Obrigkeit, die Beobachtung von Handwerksartikeln, Gebräuchen 
und Gewohnheiten, die nicht ausdrücklich die landesfürstliche Genehmigung erhal-
ten hatten. Den Zünften wurde die Entscheidung in Zunftstreitigkeiten entzogen. 
Untersagt wurde den Zünften auch, willkürlich die Meisterzahl zu beschränken, sei es 
direkt durch deren eigenmächtige Fixierung, sei es indirekt durch Erschwerung des 
Zutritts zum Meisterrecht. Ebenso war jede eigenmächtige Beschränkung der Gesel-
lenzahl verboten. Da den Zünften aber die Entscheidung über Aufdingung und Frei-
sprechung der Lehrlinge sowie über die Zulänglichkeit des Meisterstücks überlassen 
blieb, hatten sie weiter die Bestimmung der Meisterzahl fast völlig in der Hand. Die 
Vorschriften zur Hintanhaltung von Zunftmissbräuchen betrafen großteils das Gesel-
lenwesen. Denn das Streben der Zünfte nach Beschränkung der Meisterzahl hatte 
einen großen Teil der Gesellen von der Selbständigkeit ausgeschlossen, was sich in 
einer großen Zahl von Pfuschern und Störern sowie in zahlreichen Gesellenauf-
                                                 
50 Přibram, Gewerbepolitik, S. 21 f., zufolge gingen die meisten der unter Karl VI. gegründeten Fabri-
ken wieder ein, da die für die Existenz einer leistungsfähigen Industrie wichtigsten Voraussetzungen 
des erforderlichen Kapitals und eines ausreichenden Absatzgebietes fehlten. 
51 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 75 f. 
52 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 9-12. 
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ständen niederschlug. Die Macht der staatlichen Behörden war allerdings zu gering, 
um die Missstände zu beheben. 
 
Das Zunftwesen bildete somit weiterhin den Unterbau der Gewerbeverfassung.53 
Aber daneben war die Gewerbeverfassung schon unter Karl VI. von Neuerungen 
durchsetzt (abgesehen von den bereits erwähnten Hofbefreiten, Hofarbeitern und 
Inhabern von Schutzdekreten). Auf dem flachen Land war die Bedeutung des Gewer-
bes meist zu gering, als dass sich ein kräftiges Innungsleben hätte entwickeln kön-
nen.54 Hier entwickelte sich (vor allem in den Sudetenländern) die Spinnerei und 
Weberei von Leinen, die von der Landbevölkerung als hausindustrieller Nebenerwerb 
betrieben wurde; die Abhängigkeit des Erzeugers vom Verleger führte hier zu einem 
dem Zunftsystem entgegen gesetzten Organisationsprinzip (zwischen dem Produ-
zenten und dem Konsumenten stand das kaufmännische Element). Und die Merkan-
tilpolitik der Habsburger förderte diese Erwerbstätigkeit der Landbevölkerung.  
 
Bedeutender für die Durchbrechung der Zunftverfassung waren die sogenannten 
Fabriksprivilegien, die in größerer Zahl seit Beginn des 18. Jahrhunderts erteilt 
wurden.55 Der Mehrzahl nach waren es „privilegia privativa“. Diese gaben für ein 
Erbland (oder mehrere) das ausschließliche Recht zu Erzeugung und Verkauf 
gewisser gewerblicher Produkte, die bisher im betreffenden Erbland noch nicht her-
gestellt worden waren. Insoweit bedeuteten diese Privilegien keinen Eingriff in die 
Zunftverfassung, sie verhinderten aber, dass die Erzeugung der entsprechenden 
Waren in den Rahmen des Innungssystems eingezwängt wurde; sie schlossen im 
Interesse eines sicheren Absatzes für das neue Unternehmen für eine gewisse Zeit 
alle inländische Konkurrenz und mittels Einfuhrbeschränkungen auch die auslän-
dische aus. Soweit es aber darum ging, in einzelnen bereits zunftmäßig ausgeübten 
Gewerbezweigen die bisherige Produktionsweise zu verbessern, wurden Privilegien 
geringeren Umfangs verliehen. Diese gewährten insbesondere das Recht zur Her-
stellung von Waren ohne Bindung an die Vorschriften der Zunftartikel, zur Verwen-
dung ausländischer unzünftiger Werkführer und Arbeiter u. ä. Die Verleihung der 
                                                 
53 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 12 f. 
54 Wagner, Kleingewerbe und Handwerk im 18. Jahrhundert, S. 146, zufolge waren in den kleinen 
niederösterreichischen Landstädten bloß Nebenladen der Wiener Hauptlade eingerichtet, es wurden 
die Zechordnungen der Wiener Zünfte nachgebildet. Přibram, Gewerbepolitik, S. 47 f., zufolge wurde 
durch die Handwerkspatente der Betrieb der Gewerbe auf dem flachen Land ausdrücklich gestattet 
und nur die Inkorporierung der Landmeister in die Zunftlade der nächstgelegenen Stadt angeordnet. 
55 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 13-15. 
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Fabriksprivilegien bedeutete den ersten Schritt zu einer kapitalistischen Organisation 
der gewerblichen Produktion.  
 
Nach der damaligen Terminologie wurden alle diese auf Grund besonderer Privile-
gien entstandenen Betriebe als „Fabriken“ bezeichnet, obgleich es sich nur aus-
nahmsweise um eine Produktion im Großen handelte.56 Vielmehr fand die Produktion 
regelmäßig in Form einer Beschäftigung verlegter Kleinmeister und Hausindustrieller 
statt (die bedeutsamsten Fabriksunternehmen jener Zeit gehörten der Textilindustrie 
an). Charakteristisch für diese „Fabriken“ war aber die Herstellung gewerblicher Pro-
dukte für den Markt unter der Leitung eines vorwiegend kaufmännisch tätigen Unter-
nehmers, der den Arbeitern das Rohmaterial beistellte, die Art der Erzeugung vor-
schrieb und der das Risiko des Warenabsatzes übernahm. So wurden in der Termi-
nologie des 18. Jahrhunderts die alten, zunftmäßig betriebenen Gewerbe unter dem 
Begriff „Handwerke“ zusammengefasst und diesen die neuen, vom Zunftzwang 
befreiten Betriebsformen als „Fabriken und Manufakturen“ gegenübergestellt (zwi-
schen Fabriken und Manufakturen wurde im amtlichen Sprachgebrauch ursprünglich 
nicht unterschieden). 
 
2.3.2 Die Gewerbepolitik Maria Theresias 
Der Verlust Schlesiens als des eigentlichen Industrielandes in der Habsburger-
monarchie (mit dem Leinengewerbe als dem bedeutsamsten Industriezweig der 
merkantilistischen Wirtschaft) im Zuge des Österreichischen Erbfolgekrieges (Friede 
von Dresden im Jahr 1745) war der Anlass für eine Änderung der bisherigen Wirt-
schaftspolitik.57 Am Bedeutsamsten war die Bildung eines einheitlichen Wirtschafts-
körpers im Wege der Verknüpfung der Erbländer durch Herstellung des (damals) so 
genannten „Universalkommerzes“.58 Mit der Schaffung eines einheitlichen Staats-
körpers gab Maria Theresia der entstehenden Großindustrie jenes Absatzgebiet, das 
diese für ihre Existenz bedurfte.  
 
In den ersten drei Jahrzehnten der Regierung Maria Theresias (1740-1770) stand die 
streng zentralistische Leitung des ganzen Gewerbewesens im Mittelpunkt.59 Durch 
                                                 
56 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 16 f.  
57 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 2 f. und 22. 
58 Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, S. 57, spricht vom Ziel der Herstellung einer einheitlichen 
integrierten Volkswirtschaft unter staatlicher Leitung. 
59 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 267-269. 
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Schaffung eigener unabhängiger Zentralbehörden für die Verwaltung der sogenann-
ten Kommerzangelegenheiten und Errichtung besonderer (den Zentralstellen unter-
geordneter und vom Zusammenhang mit den Länderstellen befreiter) Kommerz-
behörden in den einzelnen Provinzen sollte dieser Gedanke in die Praxis umgesetzt 
werden. Dies fand seinen Ausdruck in der Unterscheidung von Polizei- und Kom-
merzialgewerben. Bei Gewerben, die bloß für den Lokalbedarf produzierten, lasse 
sich das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage durch die Erfahrung fixie-
ren; die Zahl der zur Bedarfsdeckung erforderlichen Gewerbetreibenden sei somit 
unschwer zu bestimmen. Bei diesen Gewerben (den meisten städtischen zünftischen 
Handwerken) könne die Zahl der Meister daher eine geschlossene sein; sie erforder-
ten keine andere staatliche Leitung als eine Polizeiaufsicht (Hintanhaltung von Miss-
bräuchen, eventuell Preisbestimmung zum Schutz des Publikums). Die Aufsicht über 
diese Gewerbe stand deshalb den politischen Behörden zu (Ordnungspolizei des 
Staates). Bei jenen Erzeugnissen aber, die nicht bloß der Deckung des Lokalbedarfs, 
sondern über diesen hinaus den Bedürfnissen der Provinz (oder des Reichs oder 
dem Export) dienten, sei eine (quasi mechanische) Fixierung der Zahl der Produzen-
ten ausgeschlossen, denn es handle sich hier um eine Erzeugung auf Vorrat (und 
nicht auf Bestellung). Auf diese „Kommerzialgewerbe“ konzentrierten sich alle Be-
strebungen zur Hebung der Industrie, ihnen galt die Errichtung der Kommerzial-
behörden. Da die Produktion für den Absatz ein starkes kaufmännisches Element 
verlangte, musste die Herstellung des Gleichgewichts zwischen Bedarf und Angebot 
der freien Betätigung der wirtschaftlichen Kräfte überlassen werden.  
 
Bei den Kommerzialgewerben wurden einige vollständig aus dem Zunftverband 
gelöst und für „frei“ erklärt, bei den übrigen durch Übertragung des Rechts zur 
Gewerbeverleihung an die Kommerzbehörden der Einfluss der Zünfte soweit zurück-
gedrängt, dass diese einer Ernennung neuer Meister und einer Vermehrung der 
Gesellenzahl keine Hindernisse mehr in den Weg legen konnten.60 Das Bestreben 
der Staatsgewalt nach vollständiger Leitung dieser Gewerbe kam aber in 
Qualitätsanordnungen, Prämiensystemen, Distriktsfestlegungen, Lohnbestimmungen 
und dem Zwang der Kaufleute zur Abnahme bestimmter Mengen inländischer 
Produkte zum Ausdruck.  
 
                                                 
60 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 270.  
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Unter Maria Theresia kam es jedoch geradezu zu einem „Labyrinth der Organisa-
tionsversuche“.61 Nach einem ersten lokalen Versuch der Errichtung einer Kommer-
zien-Hofkommission 1743 (für Nieder- und Innerösterreich) begann 1748 die eigent-
liche Periode der Zentralisationsbestrebungen durch Errichtung des „Directorium in 
publicis et cameralibus“.62 Parallel dazu wurden in den Erblanden die Kommerzial-
angelegenheiten aus der Verbindung mit den übrigen Verwaltungsaufgaben gelöst.  
 
Im Jahr 1762 wurde sodann ein Kommerzhofrat als von allen anderen Hofstellen 
unabhängige Behörde eingerichtet.63 Die Leitung der Polizeigewerbe verblieb hin-
gegen bei der Hofkanzlei; die Erteilung und Konfirmation von Innungsartikeln der 
Kommerzialzünfte stand aber beiden Behörden gemeinsam zu. Es kam jedoch zu 
Rivalitäten, da die Hofkanzlei eine gewisse Oberaufsicht auch über Kommerzial-
angelegenheiten in Anspruch nahm. Ähnliche Konflikte ergaben sich zwischen den 
für Kommerzialangelegenheiten auf Landesebene zuständigen Einrichtungen und 
den entsprechenden Länderstellen. Schon 1765 ließ man deshalb die Idee einer 
vollständigen Trennung der Kommerzialagenden von den übrigen Verwaltungsauf-
gaben fallen, 1776 übertrug Maria Theresia die Kommerzialangelegenheiten völlig 
der Hofkanzlei. Die Idee einer selbständigen Behandlung dieser Angelegenheiten 
konnte sich somit nicht auf Dauer durchsetzen. 
 
Eine Instruktion an die niederösterreichische delegierte Hofkommission aus 1754 
schuf Klarheit, welche Gewerbezweige den Kommerzbehörden zur Leitung über-
lassen wurden.64 Damit wurde die Trennung der Gewerbe in zwei Gruppen unter 
dem Gesichtspunkt ihres Absatzgebietes festgelegt. Die Kompetenz der Kommerz-
behörden erstreckte sich danach auf jene Professionen,  
 
„deren Erzeugung und Gewerbe in oder außer Landes den Gegenstand der Kaufmann-
schaft ausmachen, als Tuch- und Zeugmacher, Weber, Würker und dergleichen Fabri-
canten, von deren Verkehrung ihrer Manufactorum hauptsächlich die Glückseligkeit der 
Länder abhanget, und welche lediglich durch Abstellung der Mißbräuche, Einführung 
guter Ordnung und anderer diensamer Fürkehrungen über sich gebracht, und in auf-
rechten Stand erhalten werden können.“65  
                                                 
61 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 24-34 mit weiteren Details.  
62 Dieses Direktorium entstand aus der Vereinigung der böhmischen und der österreichischen Hof-
kanzlei. Zu seinen Agenden zählte u. a. „Die Ertheilung der Confirmationes der Innungs-, Zunfts- und 
Gewerbearticuln, (…) dispensationes über Wander-Jahre und Meisterstücke“; diese Agenden sollten 
gemeinsam mit dem Kommerzdirektorium verwaltet werden. Přibram, Gewerbepolitik, S. 29.  
63 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 95-117. 
64 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 36 f. 
65 Přibram, Gewerbepolitik, S. 36 f. 
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Den in Polizeisachen zuständigen Stellen wurden hingegen diejenigen Zunft- und 
Handwerkssachen zugewiesen,  
 
„benanntlich der Schneider, Schuster, Schmiede, Wagner, Seifensieder, Becken, 
Fleischhacker, Greißler und dergleichen Professionisten oder Gewerben, welche 
mehrers zum Unterhalt der Gemeinde jeglichen Orts oder Bezirks, als zum Betriebe 
einer Kaufmannschafft intra vel extra Provinciam abzielen, mithin vielmehr in die 
Pollicey, als in das Commerciale einschlagen.“66  
 
Mit dieser Kompetenzzuweisung war im Wesentlichen die für die ganze folgende 
Entwicklung (ungeachtet der oben erwähnten Aufhebung der Sonderbehörden im 
Jahre 1776) grundlegende Unterscheidung in Kommerzial- und Polizeigewerbe 
geschaffen.67 Indem diese Unterscheidung der Gewerbe allmählich auf alle Erblän-
der angewendet wurde, löste die Gewerbepolitik vollständig den Zusammenhang 
zwischen jenen Erwerbszweigen, bei denen eine Produktion für ein weiteres Absatz-
gebiet, also eine Ausdehnung der gewerblichen Tätigkeit in Betracht kam, und den 
alten zünftischen Handwerken, die nur dem Lokalbedarf dienten. Dies gab die Mög-
lichkeit, die Verfassung der Kommerzialgewerbe freier zu gestalten, ohne dabei die 
Zunftverfassung als solche aufzuheben.  
 
Die Zuständigkeit der traditionell als erste Instanz in Gewerbeangelegenheiten 
tätigen Stelle (in Wien war dies der Magistrat) wurde damit auf die Polizeigewerbe 
eingeschränkt.68 Dies bedeutete, dass in den Kommerzialgewerben die Befugnis-
erteilung zur Gewerbeausübung nicht mehr dem einem stärkeren Einfluss des zünf-
tischen Handwerks unterliegenden Magistrat, sondern einer (speziellen) Landesbe-
hörde oblag; die Kommerzialgewerbe sollten dadurch der Machtsphäre der Zünfte 
entzogen werden. Ein Kommerzialgewerbe konnte auf Grund eines Schutzdekre-
tes,69 einer (einfachen) Fabriksbefugnis oder auch auf Grund eines Meisterrechts 
ausgeübt werden. Die Meister waren in „Kommerzialzünften“ zusammengeschlos-
sen; diese hatten nur sehr geringe Möglichkeiten, das Verhalten ihrer Mitglieder zu 
beeinflussen, da sich jeder Meister im Konfliktfall um eine Fabriksbefugnis bewerben 
konnte. 
                                                 
66 Přibram, Gewerbepolitik S. 37. 
67 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 38. 
68 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 242. 
69 Bis 1768 kam auch die Ausübung auf Grund einer erteilten Hoffreiheit in Betracht; Schutzdekrete 
hatten weiterhin Bedeutung für solche Gesellen, denen die Erlangung des Bürger- und Meisterrech-
tes nicht möglich war (vor allem Protestanten); vgl. dazu Přibram, Gewerbepolitik, S. 136 f. 
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Mit einem Reskript aus 1755 erfolgte sodann eine „Specification deren jenigen 
Professionisten, deren Artefacta in das hierländige Manufactur-Weesen und davon 
abhangendes Commercium einschlagen“; dem Magistrat (von Wien) wurde hinsicht-
lich dieser Gewerbetreibenden die Entscheidung über die Erteilung des Bürger- und 
Meisterrechts entzogen und diese von der Genehmigung der obersten Kommerz-
behörde abhängig gemacht.70 Diese Liste der Kommerzialgewerbe umfasste zu-
nächst vor allem die neu eingeführten Produktionszweige wie Seiden- und Band-
weberei, die traditionell verlagsmäßig betriebenen ländlichen Gewerbe (z. B. Ver-
arbeitung von Wolle, Flachs) sowie metallverarbeitende Berufe (wie Drahtzieher, 
Gelbgießer, Goldschlager, Stahlarbeiter).71 Im Zuge der Entwicklung wurden immer 
mehr Gewerbe vom Sog des „commercium“ erfasst und wanderten von den Polizei-
gewerben zu den Kommerzialgewerben hinüber.72 So wurden die Polizeigewerbe 
immer stärker auf den Kreis der Approvisionierungsgewerbe sowie auf die traditionel-
len Gewerbe wie Schneider, Schuster, Tischler und Schlosser beschränkt.  
 
Bei jenen Kommerzialgewerben, die auf hausindustrieller Tätigkeit beruhten, wurde 
die schrittweise Befreiung vom Innungszwang vorbereitet.73 So bestimmte ein Re-
skript aus 1755 für Böhmen, dass an allen Orten auf dem Land, wo bisher die Lei-
nenweberei noch nicht „bezünfftet“ war, künftig keine Zünfte eingeführt werden durf-
ten; an jenen Orten, wo diese (auf Grund landesfürstlicher Privilegien) bereits errich-
tet waren, sollte es jedem Land-Weber freigelassen werden, sich als „frey zünfftig zu 
erklären“; die Zünfte auf dem Lande sollten sich „dissolviren“ (auflösen).74 Bei den 
übrigen Kommerzialgewerben, die keine ähnliche Bedeutung für die Landbevölke-
rung hatten, blieb die Zunftverfassung unangetastet; auch hier wurde aber mancher 
Handwerkszwang beseitigt (so das Verbot für Weber, auf mehr als drei Stühlen zu 
arbeiten, oder die Beschränkung der Strumpfwirker auf eine gewisse Meisterzahl).  
 
                                                 
70 Vgl. Přibram, Gewerbepolitik, S. 39; an dieser Stelle wird auch die Liste der 48 (ursprünglichen) 
Kommerzialgewerbe wiedergegeben. 
71 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 240. 
72 Přibram, Gewerbepolitik, S. 134-136, zitiert in diesem Zusammenhang aus 1767 ein „Verzeichniß 
deren zu dem Commercio gehörigen Professionisten“ sowie weitere Erlässe für einzelne Gewerbe 
aus 1767, 1768 und 1770. 
73 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 57-59. 
74 Přibram, Gewerbepolitik, S. 58.  
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Da sich gegen die Erteilung von Fabriksprivilegien mit ausschließlichen Erzeugungs-
befugnissen Widerstand regte, wurden derartige Befugnisse in der Regel nicht mehr 
gewährt.75 Die Privilegien beinhalteten nunmehr Zoll- und Steuerbegünstigungen, 
das Recht zur Erzeugung der entsprechenden Waren frei von jeder zunftmäßigen 
Beschränkung und zur Beschäftigung zünftischer sowie unzünftischer Arbeiter in 
beliebiger Zahl. Wo die Gefahr bestand, dass ein (leistungsfähiges) Unternehmen 
mangels Betriebskapitals nicht würde aufrechterhalten werden, übernahm die Staats-
verwaltung gelegentlich auch Fabriken auf eigene Rechnung (z. B. die Linzer Woll-
zeugfabrik, die Porzellanfabrik in Wien). Zur Sicherung der Qualität der Waren wur-
den Qualitätenordnungen erlassen (vorgeschrieben wurden Herstellungsweise und 
Maße der Erzeugnisse, die regelmäßige „Beschau“, d. i. die Kontrolle der Produkte). 
Bedeutsam war dies insbesondere für die Entwicklung des Großhandels – der Quali-
tätenstempel garantierte die Beschaffenheit der Ware und ermöglichte damit Kaufab-
schlüsse ohne vorhergehende Prüfung der einzelnen Ware. Zur Erzielung einer mög-
lichst billigen Ware wurden Arbeitslöhne behördlich fixiert, Zünften und Fabriken 
eigene Spinndistrikte zugewiesen, in denen sie ausschließlich zum Garnbezug 
berechtigt waren, und einzelnen Gewerben Vorkaufsrechte eingeräumt. 
 
Es wurden aber auch im Interesse der Wirtschaft ausländischen Manufakturisten 
Begünstigungen gewährt.76 So wurde 1775 das böhmische Gubernium ermächtigt, in 
besonderen Fällen „den acatholischen Fabricanten, Künstlern und Gesellen, wenn 
dieselben geschickt, (…) folglich dem Lande nützlich zu seyn befunden würden“, 
Schutzdekrete zu erteilen und ihnen die Ausübung ihrer Profession außerhalb von 
Fabriken und des Verlages zu gestatten.77 Weiter gingen die Begünstigungen, sofern 
es sich nicht um Akatholiken handelte: einwandernden Ausländern, in der Folge aber 
vielfach auch Inländern wurde die Befreiung vom Gewerbebeitrag auf fünf bzw. 
sechs Jahre versprochen. Im Gegenzug wurden Auswanderungsverbote für einzelne 
Gewerbezweige verfügt, insbesondere für die Glasarbeiter Böhmens (sogar die Wan-
derung dieser Gesellen im Inland wurde stark beschränkt), aber auch für die Kunst-
weber. Privilegien, die den städtischen Handelskorporationen (vor allem in Wien) 
gewährt worden waren, hatten dem Handelsstand eine dem zünftischen Handwerk 
analoge Verfassung gegeben mit meist geschlossener Zahl der Gildenmitglieder und 
                                                 
75 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 71-73, 75-78, 151-154. 
76 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 147-150, 83 f.  
77 Přibram, Gewerbepolitik, S. 147. 
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streng voneinander abgegrenzten Rechten der einzelnen Kaufmannsgilden. Die Ver-
einigung von Produktion und Handel in einer Hand galt jedoch als verpönt.  
 
Bei den Polizeigewerben ging es Maria Theresia (wie bereits ihren Vorgängern seit 
Leopold I.) um einen verstärkten staatlichen Einfluss auf die Gestaltung des Zunft-
lebens.78 Wiederholt wurde betont (wie in einem Reskript aus 1749), dass die Zunft-
privilegien nur von der landesfürstlichen Verleihung ihre Gültigkeit herleiten könnten. 
Bei Verleihung neuer Zunftartikel (oder Bestätigung alter) wurde bekräftigt, dass es 
sich um landesfürstliche Gnadenakte handle, die im Interesse des öffentlichen Wohls 
abgeändert oder auch aufgehoben werden könnten. Weiters wurde auf die Einfüh-
rung der Zunftkommissäre (als behördliche Überwachungsorgane) großes Gewicht 
gelegt. Geringen Erfolg hatten aber die Versuche der Staatsverwaltung, die zahl-
losen (im Zunftleben wurzelnden) Missbräuche zu beseitigen, wie die Vorschreibung 
allzu „kostbarer und undienlicher Meisterstücke“. Maßgebend blieb für die Polizei-
gewerbe auch der Grundsatz, dass hier die Zahl der Meister „nach Erforderniß zu 
bestimmen“ und „über die Bedürfniß nicht zu vermehren“ sei.79  
 
Das städtische Zunftwesen hatte noch in anderer Hinsicht eine gravierende Auswir-
kung. Aus der geschlossenen Meisterzahl hatte sich förmlich eine „Verdinglichung“ 
der Gewerberechte entwickelt; die Verkäuflichkeit und Vererblichkeit der Meister-
stellen war so zur Grundlage des städtischen Wirtschaftslebens geworden.80 Denn 
die Fixierung der Meisterzahl hatte regelmäßig zur Folge, dass den einzelnen Ge-
werbebefugnissen je nach Gewerbeertrag ein bestimmter Wert beigemessen wurde; 
der abtretende Meister war regelmäßig nur gegen Zahlung einer Ablösesumme zu 
einer Erklärung (gegenüber der Zunft) bereit, durch welche er einem Gesellen die 
Möglichkeit zur Erlangung des Meisterrechtes gab. Die Handwerkskorporationen 
machten diesen Brauch zu einer ständigen Einrichtung. Dies hatte zur Folge, dass 
seitens der Rechtsprechung die Gewerbebefugnisse als Vermögensobjekte aufge-
fasst wurden und damit Gegenstand von entgeltlicher und unentgeltlicher Übertra-
gung (Vererbung, Schenkung) sowie von Verpfändungen wurden. Zudem war nach 
                                                 
78 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 45 f.  
79 Přibram, Gewerbepolitik, S. 137. 
80 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 56, 291 f. 
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den meisten Stadtrechten die Erlangung des Bürger- und Meisterrechts an die Bedin-
gung des „Einkaufens“, d. h. an den Besitz einer städtischen Realität geknüpft.81  
 
Einen besonderen Charakter erhielt diese Entwicklung bei jenen Gewerben, deren 
Ausübung ein speziell eingerichtetes Gebäude erforderte (wie bei Mühlen, Schmie-
den, Wirtshäusern).82 Der Wert der Realität, ihrer Einrichtung und der Ausübungs-
befugnis bildeten bei Übertragung der Gewerbeberechtigung ein untrennbares Gan-
zes,83 was auch in der grundbücherlichen Behandlung dieser Objekte zum Ausdruck 
kam. Auch bei der Regulierung der Realsteuern im 18. Jahrhundert diente der Ge-
samtwert als Basis der Abgabenermittlung; so erlangten diese sogenannten „radizier-
ten Gewerbe“ eine indirekte Anerkennung der Staatsverwaltung. Über eine direkte 
Anerkennung verfügten dagegen die „Dominikalrechte“, die ihren Ursprung aus dem 
Urbarialverhältnis herleiteten; es handelte sich um gutsherrliche Gewerberechte (wie 
Bierbrauerei, Branntweinbrennerei, Ausschank geistiger Getränke), die als Bestand-
teile des Dominikalkörpers übertragen werden konnten. Daneben waren durch auf 
Gütern der Obrigkeit errichtete Mühlen, Glashütten, Schmiedewerkstätten, oder Kalk- 
und Ziegelbrennereien, die verpachtet oder an Untertanen gegen einen Erbzins ver-
geben wurden, noch sonstige „Realgewerbe“ entstanden. Abgesehen von den er-
wähnten Dominikalgewerben war der Ursprung aller Realgewerbe im (bloßen) 
Gewohnheitsrecht zu suchen. Im behördlichen Sprachgebrauch wurden die Real-
gewerbe (als Gegensatz zu den persönlichen Gewerberechten) in die „radizierten“ 
(somit auf Häusern haftenden) und die „sonstigen verkäuflichen Gewerbe“ eingeteilt. 
 
Wegen der finanziellen Belastungen für den Übernehmer eines Betriebes wurde 
dann in einer Anordnung aus 1775 verboten, Personalgewerbe im entgeltlichen Weg 
zu übertragen; die von früher bestehenden Realgewerbe blieben aber unberührt.84 
Die weiter gehende Idee einer Einlösung der Realgewerbe scheiterte an mangelnden 
finanziellen Mitteln, vor einem bloßen Verbot scheute man aber zurück, da die Real-
gewerbe die wirtschaftliche Grundlage der meisten Polizeigewerbe (und selbst vieler 
                                                 
81 Eine Konsequenz war, dass bei den geschlossenen Gewerben jedem Gesellen, der nicht durch 
Erbschaft, Heirat, Kauf oder dgl. in den Besitz einer Gewerbeberechtigung gelangte, der Zutritt zur 
Meisterschaft verwehrt war, was zu einem guten Teil die außerordentliche Verbreitung des Störer- 
und Pfuschertums in den Städten erklärt. Vgl. Přibram, Gewerbepolitik, S. 292.  
82 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 292-295. 
83 Realgewerbe waren nicht an die Person des ersten Konzessionsinhabers geknüpft, sondern konn-
ten mittels der Erwerbsarten des bürgerlichen Rechts auf eine andere Person übertragen (verkauft, 
verpfändet, verpachtet) werden.  
84 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 311-318. 
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Kommerzialgewerbe) bildeten; die Erklärung zu bloßen Personalbefugnissen hätte 
den wirtschaftlichen Ruin vieler Familien zur Folge gehabt. Einem Dekret aus 1778 
zufolge sollten daher die bisher als verkäuflich in den Stadt- und Grundbüchern ein-
getragenen Gewerbe ihre Realeigenschaft behalten; binnen Jahresfrist mussten die 
Gewerbetreibenden aber ihre Kaufkontrakte stadt- und grundbücherlich vormerken 
lassen, der letzte Verkaufspreis wurde als Maximalpreis für alle späteren Veräuße-
rungen bestimmt. Přibram resümiert hiezu: 
 
„Man scheute offenbar vor allen energischen Eingriffen in die bestehenden Rechts- und 
Wirtschaftsverhältnisse zurück, und nichts charakterisiert vielleicht die vorsichtige Politik 
jener Tage besser als dieser Verzicht auf jede Abänderung eines Rechtszustandes, 
dessen schädliche Seiten man nun gleichwohl klar erkannt hatte.“85  
 
Allerdings behielt sich die Hofkanzlei für ihre künftige Politik vor, nach Zeit und Um-
ständen einigen geschickten Gesellen die Meisterschaft zu erteilen, ohne sich an die 
beschränkte Zahl mancher Gewerbe streng zu halten. Denn eine Vermehrung der 
Meisterstellen wäre der sicherste Weg, den Wert der Realgewerbe nach und nach 
ohne schwere Schädigung ihrer Inhaber herabzusetzen.86  
 
Einen wegen der durchwegs negativen Begutachtung durch die Länderstellen nicht 
weiterverfolgten Versuch zur zentralen Lenkung der Entwicklung des Gewerbe-
wesens und zur Verteilung der Industrie auf die einzelnen Erblande (unter dem 
Aspekt der geeigneten Industriezweige) unternahm Maria Theresia mit einem Zirku-
lare aus dem Jahr 1770.87 Dennoch kam in einigen Verordnungen der folgenden 
Jahre das Streben nach einer strikteren Reglementierung zum Ausdruck.88 So wurde 
im Jahr 1771 die Neugründung von Fabriken von einer behördlichen Bewilligung ab-
hängig gemacht (da „öfters von einer Gattung zu viel entstehen“). Auch Unter-
stützungen sowie Darlehen für die Gründung neuer Fabriksunternehmen wurden 
stark eingeschränkt, die Erteilung ausschließender Privilegien auf „ganz besondere 
Umstände“ begrenzt. Für die zünftischen Kommerzialgewerbe wurde 1773 als 
Voraussetzung für die Erteilung des Meisterrechts ein Vermögensnachweis statuiert; 
es sollte nur zugelassen werden, wer so viel eigenes Vermögen nachweisen könne, 
„dass er die nöthigen Handwerksgeräthschaften und den ersten Material-Verlag ex 
                                                 
85 Přibram, Gewerbepolitik, S. 318. 
86 Přibram, Gewerbepolitik, S. 318. 
87 Vgl. dazu die Details bei Přibram, Gewerbepolitik, S. 203-216. 
88 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 217-231, 254. 
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propriis sich beyzuschaffen im Stande seyn möge“.89 Andererseits wurden hinsicht-
lich der Manufakturarbeiten zwischen 1770 und 1774 einzelne Gewerbezweige (wie 
die Erzeugung von Seidenzeugwaren und Samt, die Leinwand- und Kottondruckerei, 
Strumpfstrickerei und Leinweberei) zu freien Gewerben erklärt und die Distrikts-
einteilung für Spinner (Bindung an bestimmte Verleger) aufgehoben. 
 
Hinsichtlich der Polizeigewerbe blieb die geschlossene Zahl der Meister aufrecht.90 
Die Entwicklung des gewerblichen Lebens hatte aber besonders in den größeren 
Städten eine Erweiterung ihres Absatzgebietes über die Grenzen des lokalen Be-
darfs hinaus zur Folge. Deshalb begann man, die Beschränkungen der Erweiterung 
oder Vermehrung vorhandener Betriebe als Hindernis für die Entwicklung des ge-
werblichen Lebens zu empfinden. Im Jahr 1771 wurde somit die Beschränkung in der 
Gesellenzahl aufgehoben. Den Vorstadtmeistern wurde zwar die Übersiedlung in die 
Stadt weiterhin verwehrt, andererseits die Eröffnung eines Gewölbes oder Ladens in 
der Stadt auf Grund einer Bewilligung des Magistrats ermöglicht (Dekret aus 1775).  
 
Generell diagnostiziert Přibram für das letzte Dezennium der Regierungszeit Maria 
Theresias (1770-1780) eine Wende in der österreichischen Gewerbepolitik.91 Immer 
mehr brach sich die Überzeugung Bahn, dass eine gedeihliche Entwicklung der 
Industrie in einer Befreiung der wirtschaftlichen Kräfte, somit einer Freisetzung der 
Konkurrenz, ihre Grundlage finden müsste; damit wurde das System des Merkanti-
lismus verlassen. Diese neuen (auf den französischen Physiokratismus zurückge-
henden) Ideen über die Freiheit in Gewerbe und Handel wurden in mehreren Denk-
schriften verbreitet.92 Mit einem Zirkulare aus 1776 traten die neuen Ideen (nach 
mehrjährigem Kampf mit dem alten System) sodann in Erscheinung. Für die Kom-
merzialgewerbe waren zwei Verzeichnisse vorgesehen: Für 25 weiterhin der Aufsicht 
unterliegende Gewerbe sollten nunmehr die Ortsobrigkeiten das Bürger- und Meister-
                                                 
89 Přibram, Gewerbepolitik, S. 226. Auf S. 223 sieht Přibram einen Zusammenhang zwischen den Ver-
fügungen zur Einschränkung der Konkurrenz und dem Umstand, dass in den Jahren 1769 und 1770 
in ganz Mitteleuropa, vor allem infolge von Missernten, eine „furchtbare Wirtschaftskrise“ ausgebro-
chen war. 
90 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 256-262. 
91 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 119, 271-276, 319-329.  
92 Zitiert bei Přibram, Gewerbepolitik, S. 271-274: Josef v. Weinbrenner „Patriotische Gedanken und 
Vorschläge über den gehemmten Ausfuhr-Handel in den deutschen und Hungarischen Provinzen 
des Erzhauses Oesterreich“, 1773; anonyme „Réflexions sur quelques principes généraux de Com-
merce“, 1771; Graf Karl v. Zinzendorf „Ohnmaßgebliche Anmerckungen, welche auf einer viermonat-
lichen Reise durch Böhmen, Mähren, Schlesien und einen Theil von Sachßen eingesammelt wor-
den“, 1773. 
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recht verleihen (und in berücksichtigungswürdigen Fällen die Landesstelle Schutz-
freiheiten erteilen), 84 Gewerbe sollten künftig gänzlich freigelassen werden. Bei 
Gesellen sollte der Nachweis der Wanderjahre nicht mehr Voraussetzung für die 
Erlangung des Meisterrechts sein. Der Entwurf wurde den Länderstellen zur Stel-
lungnahme übermittelt. Přibram zeigt auf, dass die Publikation der neuen Regelung 
unterblieb, da man sich „getreu der Zauderpolitik jener Tage, im letzten Augenblicke 
entschloß, die geplante Veröffentlichung des neuen Systems gänzlich fallen zu 
lassen“.93  
 
Obgleich somit eine größere Freiheit des Gewerbesystems in generellen Normen 
nicht verankert wurde, fanden doch die neuen Ideen in einzelnen Entscheidungen 
der Hofkanzlei ihren Niederschlag.94 So wurde die Wanderpflicht der Gesellen für die 
Kommerzialgewerbe in einem Zirkulare aus 1780 aufgehoben; diese Anordnung 
wurde dann auch auf die Polizeigewerbe ausgedehnt. Hingegen wurde der Antrag 
der Hofkanzlei, jede Beschränkung der Kommerzialprofessionisten im Handel mit 
ihren Erzeugnissen zu beseitigen, von Maria Theresia abgelehnt mit der Begrün-
dung: „Der Handelstand leydet ohnedem so vill, mithin wäre nichts zu erneuern, es 
bey dem alten zu lassen“.95 Die gewerbefreiheitlichen Tendenzen der Hofkanzlei 
auch bei Polizeigewerben stießen jedoch auf großen Widerstand der Zünfte, 
unterstützt in Wien meist vom Magistrat (oft auch von der Landesregierung). Maria 
Theresia entschied hier im Konfliktfall meist, alles „bey dem alten zu lassen“.96  
 
2.4 Die Gewerbepolitik von Joseph II. 
 
Přibram zufolge trat unter Joseph II. der aufgeklärte Polizeistaat das Erbe des eigent-
lichen Merkantilismus an.97 Im Streben nach Beseitigung aller Schranken, die das 
Individuum in der freien Betätigung seiner wirtschaftlichen Kräfte hemmten, war 
Joseph II. gegen die Reste der Zunftverfassung und wollte er prinzipiell eine Gleich-
stellung aller Bewerber um Gewerbebefugnisse herbeiführen. In Abkehr vom Mer-
kantilismus wandte er sich gegen die Ansicht, dass es Aufgabe des Staates wäre, 
durch seine Eingriffe die gewerbliche Entwicklung zu fördern und zu leiten. Oberster 
                                                 
93 Přibram, Gewerbepolitik, S. 329. 
94 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 330-344. 
95 Přibram, Gewerbepolitik, S. 337. 
96 Přibram, Gewerbepolitik, S. 341.  
97 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 594, 347-349. 
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Grundsatz seiner Gewerbepolitik war die Befreiung des Innenverkehrs von allen ihn 
fesselnden Zwangsvorschriften.  
 
Die Wirtschaftspolitik von Joseph II. war insgesamt allerdings insoweit ambivalent, 
als der Monarch mit dem Zollpatent vom 27. August 1784 (noch im merkantilistischen 
Geist) eine erhebliche Verschärfung der protektionistischen Außenhandelspolitik 
begründete.98 Damit wurden alle Waren, bei denen ein ausreichendes Inlands-
angebot angenommen wurde, „außer Handel gesetzt“, und die Zölle auf jene Waren, 
die nur in unzureichender Menge auf den Markt kamen, bedeutend erhöht. Unter 
dem Schutz der Verbote und Zölle kam es zu einer kräftigen Entfaltung der inlän-
dischen Industrie.  
 
Auswirkungen auf die Gewerbepolitik hatte diese fast vollständige Absperrung des 
inländischen Marktes gegen auswärtige Konkurrenz deshalb, weil sie die Staatsver-
waltung nötigte, ihrerseits für die Deckung des Inlandsbedarfs zu sorgen.99 So griff 
die Staatsverwaltung ab 1785 zu unterstützenden und fördernden Maßnahmen, wo 
die ihrem natürlichen Gang überlassene Industrie keine raschen Fortschritte zeigte. 
Unterstützt wurde durch Geldvorschüsse nur „die Errichtung ganz neuer, im Lande 
noch nicht bekannter, und dennoch für die große Zahl und für beständig nothwen-
diger Artefactorum“.100 Für die Verbesserung und Vermehrung der schon vorhan-
denen Manufakturen, von denen auch ein Absatz ins Ausland vielleicht zu erhoffen 
wäre, wurden nur Prämien oder Preise für die besten Erzeugnisse sowie für eine 
Steigerung der Produktion und des Absatzes erteilt. Unterstützt wurden vor allem 
jene neuen Manufakturen, deren Rohstoffe sich im Land befanden, die einen 
geringen Preis, aber ansehnlichen Absatz hatten; es wurde darauf Bedacht 
genommen, dass sich die Gewerbe nicht in der Residenz häuften, sondern auf die 
Land- und Provinzialstädte verteilten.  
 
In Verfolgung des Zieles, durch Befreiung aller wirtschaftlichen Kräfte eine möglichst 
große Konkurrenz zu erzielen, wurden die für die Seidenindustrie bestehenden Qua-
litätenordnungen, ebenso Distriktsausmessungen (wie für Spinner) und Lohnbestim-
                                                 
98 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Ära des Merkantilismus, S. 59 f. 
99 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 351, 389-402, 411.  
100 Přibram, Gewerbepolitik, S. 398.  
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mungen aufgehoben.101 Weitere Änderungen erübrigten sich, da die Fabriken schon 
bisher außerhalb der Zünfte standen und Gesellen aller Art zur Herstellung ihrer 
Waren in ihrem Betrieb vereinigen durften. Bereits 1781 wurde den Fabrikanten der 
Kleinverkauf ihrer selbst erzeugten Waren (der bisher nur den Polizeihandwerkern 
und einigen Kommerzialprofessionisten zustand) gestattet, 1783 auch der (bisher 
den Kaufleuten vorbehaltene) „Verkauf in offenen Gewölben“.  
 
Obgleich die Hauptaufgabe der Gewerbepolitik darin gesehen wurde, alle die Er-
werbsmöglichkeiten hemmenden Schranken zu beseitigen, kam es dennoch nicht zu 
einer durchgreifenden Reform der Gewerbeverfassung.102 So wurde die Unterschei-
dung in Polizei- und Kommerzialgewerbe ebenso beibehalten wie der überkommene 
Grundsatz, dass nur bei den Kommerzialgewerben die Meisterzahl unbeschränkt 
vermehrbar sei, während bei den Polizeigewerben das Bedürfnis des Publikums den 
Maßstab für die Verleihung neuer Berechtigungen bilde. Die Polizeigewerbe wurden 
weiterhin von den Magistraten und Ortsobrigkeiten verliehen, die Kommerzial-
gewerbe von den Länderstellen, denen auch die Fabriksbefugnisse (die einen immer 
größeren Raum im gewerblichen Leben einnahmen) zugewiesen wurden.  
 
In Detailbereichen bewegte sich allerdings einiges bei den Kommerzialgewerben. So 
wurden in Dekreten aus 1784 und 1786 die Länderstellen angewiesen, die Verlei-
hung von Kommerzialbefugnissen weder an eine bestimmte Zahl von Gesellenjahren 
noch an den Nachweis einer Wanderzeit zu binden, sondern (nur) auf eine angemes-
sene Zahl von Gesellenjahren bei den Meisterrechtswerbern zu sehen.103 Jede 
Bevorzugung von Meistersöhnen oder der Inländer sei ebenso zu vermeiden wie 
kostbare und unnütze Meisterstücke. Weiters wurde bei den städtischen Webern (in 
Böhmen) die Zunftverfassung beseitigt; es stand nun jedem Weber frei, jenen Zweig 
der Leinen- oder Baumwollweberei zu wählen, der ihm das beste Auskommen zu 
gewähren schien.  
 
Große Bedeutung hatte angesichts der geringen gewerblichen Entwicklung des 
flachen Landes das im Jahr 1787 erlassene Hausierpatent.104 Der Handel durch 
                                                 
101 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 351, 371-374, 382 f.  
102 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 352-356. 
103 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 361-366.  
104 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 379-381. 
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Verkauf von Haus zu Haus war bisher in seiner Entwicklung durch strenge staatliche 
Regulierung (mit Rücksicht auf Befürchtungen in sozialer und strafrechtlicher Hin-
sicht) behindert und nur teilweise geduldet worden. Nun wurde der Hausierhandel 
unter Beschränkung auf erbländische Fabrikate den Inländern (mit Ausnahme der 
Juden) allgemein gestattet; der von den Kreisämtern (nach Prüfung des Leumunds) 
ausgestellte Hausierpass berechtigte zum Handel im Umherziehen in allen Erblan-
den. Hauptzweck des Patents war es, den Absatz der inländischen Erzeugnisse zu 
fördern und das inländische Gewerbe möglichst von der Herrschaft des Kaufmanns 
zu befreien. 
 
Nicht verwirklicht wurde hingegen der Plan, die in der alten Handwerksverfassung 
der Polizeigewerbe wurzelnden monopolartigen Vorrechte zu beseitigen und auch 
hier den Innungszwang durch ein staatliches Konzessionssystem zu ersetzen.105 
Nach der kaiserlichen Anordnung aus 1781 sollten bis zur beabsichtigten vollstän-
digen Reform der Zunftverfassung keine Zunft- und Handwerksordnungen erneuert 
oder „confirmirt“ werden.106 Wie die Hofkanzlei in einem Bericht 1783 festhielt, fände 
man in den Zunftprivilegien „nichts als Zwang, Mißbräuche, Hemmung einer anstän-
digen Freyheit, schädliche Monopolien und erstickten Wetteifer“;107 moniert wurde 
auch, dass die Zünfte gegen die Zulassung jedes neuen Meisters kostspielige Pro-
zesse führten, obwohl es ihren Mitgliedern nicht an Arbeit fehlen würde. Als Grund-
sätze für die neue Ordnung schlug die Hofkanzlei vor, niemand könnte Meister wer-
den, der nicht eine bestimmte Zeit als Lehrjunge und Geselle gearbeitet hatte, bei 
Vorliegen dieser Voraussetzungen könnte das Meister- und Bürgerrecht nicht versagt 
werden. Auf Grund von Einwänden im Staatsrat beschränkte sich die kaiserliche 
Entschließung aber darauf, dass bei Regulierung der Handwerke das Hauptaugen-
merk darauf zu richten wäre, dass alle Einschränkungen auf eine gewisse fest-
gesetzte Zahl aufgehoben würden; den Magistraten und Ortsobrigkeiten wäre jedoch 
bei der Verleihung von Gewerbebefugnissen freie Hand zu lassen, da sie die 
Umstände ihrer Bürger am besten kennen müssten.108  
                                                 
105 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 412-424. 
106 Auch in der Folge wurden die Spezialzunftartikel nicht bestätigt (diese Politik behielten später auch 
Leopold II. und Franz I. bei); dennoch beließ man diese Artikel (ohne Bestätigung) in Kraft, da es zur 
wiederholt geplanten Reform der Zunftverfassung nicht kam. Vgl. Přibram, Gewerbepolitik, S. 414 
Anm. 1. 
107 Přibram, Gewerbepolitik, S. 414. 
108 In einem Dekret aus 1786 wurde dargetan, obschon es „noch itzt nicht an der Zeit ist, die Zünftig-
keit ganz aufzuheben, so ist sich doch, da ohnehin die Bevölkerung fast überall nahmhaft zunimmt, 
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Die Aufhebung der geschlossenen Meisterzahl auch bei den Polizeigewerben hätte 
für die Realgewerbe (die ihre Entstehung dieser Fixierung der Meisterzahl verdank-
ten) existentielle Bedeutung gehabt.109 Eine plötzliche allgemeine Aufhebung dieser 
Realrechte, aber auch eine ausschließlich dem Bedarf der Konsumenten Rechnung 
tragende Vermehrung von persönlichen Gewerbebefugnissen (neben den bestehen-
den Realgewerben) hätte einerseits eine Verletzung des Prinzips der wohlerworbe-
nen Rechte – auf Grund langjähriger Duldung und stillschweigender Anerkennung 
des Zustandes durch die Gesetzgebung – bedeutet. Andererseits hätte sie eine 
große Zahl bürgerlicher Existenzen vernichtet und den Privatkredit stark erschüttert. 
Es blieben deshalb nur die Wege einer allmählichen Verringerung des Werts dieser 
Berechtigungen (hierbei machte man nur die Folgen der Aufhebung durch Verteilung 
auf längere Zeit für den Inhaber weniger fühlbar) oder der Einlösung der Realrechte 
(in Anerkennung des Anspruchs gegen die Allgemeinheit wegen Vernichtung des 
Werts der Vermögensobjekte). Ein Hofkanzleidekret vom Oktober 1786 ordnete des-
halb die Errichtung eines allgemeinen Einlösungsfonds an; mit der Einlösung selbst 
konnte aber mangels ausreichender Fondsmittel nicht begonnen werden.  
 
2.5 Das Gewerbe in der Zeit von Reaktion und Vormärz 
 
Dem wirtschaftlichen Aufschwung seit Beginn der achtziger Jahre des 18. Jahrhun-
derts waren Jahre wirtschaftlicher Depression gefolgt; die allgemeine Meinung such-
te deren Ursache nicht nur im unglücklich geführten Türkenkrieg (1788 bis 1790) und 
in der durch diesen gesteigerten Steuerlast sowie in den Missernten, sie machte vor 
allem die Wirtschaftpolitik des Kaisers dafür verantwortlich (die Unzufriedenheit hatte 
bereits einen bedrohlichen Charakter angenommen).110 Zudem war das die Wirt-
schaftspolitik im letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts beherrschende Grundmotiv 
die Furcht vor jener revolutionären Bewegung, die von Frankreich ausgehend ganz 
Mitteleuropa zu erfassen drohte. Leopold II. teilte zwar die liberalen Ideen seines 
Bruders (wie er als Herrscher in der Toskana bewiesen hatte), die in den Erblanden 
bei seinem Regierungsantritt herrschende Stimmung zwang ihn aber, entsprechend 
                                                                                                                                                        
an die (…) hie und da ausdrücklich bestimmte Zahl der Meister nicht zu binden, sondern geschickten 
und fleißigen Arbeitern das Meisterwerden zu erleichtern.“ Vgl. Přibram, Gewerbepolitik, S. 419. 
109 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 426-438.  
110 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 485-488, 515, 526 f. 
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den Vorstellungen seiner obersten Behörden zahlreiche Beschränkungen der Ver-
kehrsfreiheit wieder einzuführen. 1791 wies eine kaiserliche Entschließung die Ver-
leihung aller Kommerzialgewerbe (mit Ausnahme der Großhandlungen und förm-
lichen Fabrikskonzessionen) den Magistraten und Ortsobrigkeiten zu, da diesen „die 
Lokalnahrungsfähigkeit am besten bekannt, auch an Erhaltung des Gleichgewichts 
zwischen den Gewerbsleuten am meisten gelegen“ sei.111 Dies erwies sich als 
Instrument, um jeder stärkeren Vermehrung der Gewerbe einen Riegel vorzu-
schieben. Zu einer selbständigen Politik kam Leopold II. durch seinen frühen Tod 
1792 nicht mehr. Danach begann für die österreichische Wirtschaftspolitik eine Perio-
de völligen Stillstands. Die Erschütterung, die das Staatswesen durch die großen 
Umwälzungen der Josephinischen Periode erfahren hatte, rief in den Leitern der 
Politik nur einen Wunsch wach: Quieta non movere.112 Auch Kaiser Franz (II./I.) 
„schien diese Politik, seinem ganzen Charakter nach, besonders zuzusagen“.113  
 
Verschärft wurde der „reaktionäre Charakter“ der neuen Kompetenzverteilung durch 
die Weisung an die Lokalbehörden, vor Verleihung einer Gewerbebefugnis ein Gut-
achten der beteiligten Zunft einzuholen; gegen die behördliche Entscheidung stand 
einerseits dem Befugniswerber, andererseits aber auch der Zunft bzw. dem Gremium 
das Rekursrecht zu.114 Die Zuweisung des Verleihungsrechts an die lokalen Behör-
den sicherte zudem die Realgewerbe vor jeder weiteren starken Herabsetzung ihres 
Realwertes. Da der für Wien bereits bestehende Einlösungsfonds unter völlig unzu-
reichenden finanziellen Mitteln litt, wurden alle Gesuche um Einlösung einzelner 
Realrechte wegen unzureichender Mittel abgewiesen; die Politik beschränkte sich 
darauf, die Begründung neuer Realrechte zu untersagen.  
 
Bereits 1790 setzte Leopold II. eine Hofkommission ein, in der Absicht, ein vollstän-
diges System der Gewerbepolitik entwerfen zu lassen.115 In ihren Vorschlägen 
verlangte deren Vorsitzender (Graf v. Zinzendorf) die Einführung einer allgemeinen 
Gewerbefreiheit, ohne Rücksicht auf die bisherige Trennung der Gewerbe nach dem 
Umfang ihres Absatzgebietes (in Polizei- und Kommerzialgewerbe). In der Folge 
wurde die Hofkanzlei mit der Ausarbeitung von Grundsätzen der Gewerbeverfassung 
                                                 
111 Přibram, Gewerbepolitik, S. 515. 
112 Přibram, Gewerbepolitik, S. 488. 
113 Přibram, Gewerbepolitik, S. 488. 
114 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 527-534. 
115 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 535-549, 557-561. 
37 
betraut. Der Exponent der Hofkanzlei (Joseph v. Sonnenfels) schlug vor, bei Verlei-
hung jener Gewerbe, die eine gewisse Geschicklichkeit voraussetzten, deren Nach-
weis an eine Meisterprobe zu knüpfen sowie für diese Gewerbe an der Zunftverfas-
sung festzuhalten; bei jenen Gewerben, bei denen auf Grund der geringeren Anfor-
derungen ein zu großer Zulauf zu befürchten sei, sollten die Verleihungen angemes-
sen beschränkt werden; bei Herstellern von Waren dringendsten Bedarfs (wie bei 
Fleischern, Bäckern usw.) sollten die Zahl der Gewerbetreibenden fixiert und die 
Preise durch Taxen reguliert werden. Von den früheren Gewerbesystemen (die 
insbesondere die Steigerung der industriellen Tätigkeit zum Ziel hatten) unterschied 
sich dieser konservative Entwurf durch die geringe Beachtung der Kommerzial-
gewerbe. Wegen zahlreicher Widersprüche und Zweifel am Entwurf in den einge-
holten Berichten der Länderstellen verlief das ganze Projekt im Sande.  
 
Die Phase von 1792 bis 1797 etikettiert Přibram als „Gewerbepolitik im Banne der 
Sicherheitspolizei“.116 Die einzelnen Entscheidungen dieser Zeit zeigten zwar keinen 
einheitlichen Charakter, zumal in jeder konkreten Frage die Meinungen der Anhänger 
der Josephinischen Grundsätze jenen der Reaktion gegenüberstanden; immer mehr 
dominierte aber eine von konservativen Ideen beherrschte Ordnungspolizei. Über-
dies wies die Praxis der Gewerbebehörden in den einzelnen Provinzen große Unter-
schiede auf, und wo sie mit dem geltenden Recht in Widerspruch geriet, wurden 
Verordnungen der früheren Zeit einfach unbeachtet gelassen (diese gerieten so in 
Vergessenheit). Die Unterscheidung zwischen Polizei- und Kommerzialgewerben 
verwischte sich, da die Verleihung aller Gewerbe (ausgenommen Großhandel und 
Landesfabriksbefugnisse) den Magistraten und Ortsobrigkeiten überlassen worden 
war. So wandten die zu Gewerbebeschränkungen neigenden Lokalbehörden man-
che nur für Polizeigewerbe vorgesehene Vorschrift auch auf die Kommerzialgewerbe 
an. Überdies bot die missbräuchliche Anwendung des den Zünften zustehenden 
Rekursrechtes die Handhabe, die Niederlassung eines Konkurrenten sehr lange zu 
verzögern. Nur die Entstehung neuer Realgewerbe wurde strikt unterbunden.117 Die 
Rücksicht auf den Nahrungsstand der Gewerbetreibenden wurde bei Verleihungen 
wieder zur Richtschnur der Politik. So gewannen die Zünfte und Gremien wieder an 
                                                 
116 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 562-572. 
117 Auf Grund eines Hofdekretes aus 1795 wurden für Niederösterreich nur Gewerbe, die seit dem Jahr 
1756 auf einem Haus betrieben wurden, als radiziert anerkannt (in den übrigen Erbländern wurden 
Regelungen nur teilweise oder erst später getroffen). Přibram, Gewerbepolitik, S. 567.  
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Einfluss; ihre Existenz schien der Staatsverwaltung jetzt notwendig, weil sie Zucht 
und Ordnung unter den Meistern und Hilfsarbeitern verbürgten. 
 
Es zeigte sich aber auch eine geänderte Einstellung gegenüber der Industrie. Schon 
1792 wurde jede positive Förderung eingestellt.118 Die Gesetzgebung unterschied 
nun zwischen „einfach fabriksmäßigen Befugnissen“ und „förmlichen Landesfabriks-
befugnissen“ (deren Verleihung mit Dekreten aus 1791 für Niederösterreich und 
zwischen 1792 und 1805 für die übrigen Erbländer den Länderstellen zugewiesen 
wurde). Dies markierte die Unterscheidung zwischen dem nicht mehr rein hand-
werksmäßigen Betrieb und dem kapitalistisch organisierten Großunternehmen. Wäh-
rend dem zünftischen Meister durch Bindung an die Innungsstatuten nur eine hand-
werksmäßige Produktionsweise gestattet war, sicherte die einfache fabriksmäßige 
Befugnis die Befreiung vom Zunftverband (und damit das Recht, auch Hilfsarbeiter 
anderer Gewerbezweige zur Herstellung der Waren zu verwenden). Die förmlichen 
Landesfabriksbefugnisse (als höhere Stufe der unzünftischen Gewerberechte) setz-
ten ansehnliche finanzielle Mittel und die Beschäftigung zahlreicher Arbeiter voraus. 
Aus Bedenken gegen diese Großbetriebe verlangte das (im Rekursweg zuständige) 
„Directorium in cameralibus et publico-politicis" in Dekreten aus 1793 und 1796 
größte Vorsicht bei der Verleihung von förmlichen Landesfabriksbefugnissen. Grund 
dafür war neben der Rücksicht auf den Nahrungsstand der bürgerlichen Kleinmeister 
die Sorge vor Bedrohung von Ruhe und Sicherheit durch das gewerbliche Proletariat 
der Großstädte. So beantragte der Staatsminister Graf Pergen 1794 (unter Hinweis 
darauf, dass die niederste Volksklasse durch die Jacobiner den Umsturz in Frank-
reich bewirkt hätte) ein Verbot, in der Hauptstadt neue Fabriken zu errichten. Wegen 
des Widerspruchs im Staatsrat vermied die kaiserliche Entschließung allerdings ein-
schneidende Verfügungen; sie begnügte sich mit dem Hinweis, die Errichtung von 
Fabriken auf dem Lande sei zu begünstigen (Dekret vom Jänner 1795). Dennoch 
wurde es – als Folge der vorangegangenen Verhandlungen – zu einem Grundsatz 
der Industriepolitik, die Industrie auf das flache Land zu verbannen.  
 
Die Frage beschäftigte aber mehr als ein Jahrzehnt lang weiterhin die Wirtschafts-
politik. So schlug der Staatsrat vor, dass „für die Zukunft die Vermehrung einer (…) 
ohnehin schon zu beträchtlichen und nach den Umständen auch bedenklichen 
                                                 
118 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 573, 581-592. 
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Volksklasse in den Gegenden der Hauptstadt verhindert werden“ sollte.119 Im aller-
höchsten Kabinettschreiben vom 22. Februar 1802 wurde daraufhin die Weisung 
erteilt, „die Errichtung von neuen Fabriken in Wien und in den Vorstädten gänzlich 
einzustellen; in Zukunft daher ohne allerhöchste besondere Genehmigung daselbst 
weder eine neue Fabrik zu errichten noch eine Befugnis hiezu zu erteilen oder auf 
andere zu übertragen“. Und am 28. Februar 1802 erging die Anordnung, dem Wiener 
Magistrat und der niederösterreichischen Regierung aufzutragen, auch Meisterrechte 
und Gewerbebefugnisse in so geringer Zahl wie nur möglich und nur bei Vorliegen 
besonders rücksichtswürdiger Umstände zu verleihen.  
 
Die Hofstelle wies dagegen auf die negativen Konsequenzen des Fabriksverbots hin 
mit der Begründung, dass die überwiegende Mehrzahl der in der Stadt ansässigen 
Industrien ohne die nur in Wien gegebenen Vorteile der Marktnähe und der Dienst-
leistungsinfrastruktur nicht existieren könnten, bei einer Verlegung auf das Land 
müsste mit dem Eingehen der meisten Fabriken gerechnet werden.120 Über Betrei-
ben der Fabriksgegner in der Hofkanzlei wurde jedoch in einer allerhöchsten Ent-
schließung vom 26. April 1804 verfügt,  
 
„es sei der niederösterreichischen Regierung die Anlegung jeder neuen Fabrik inner 
den Linien und vier Meilen von den Linien an (…) ohne allerhöchste Erlaubnis zu ver-
bieten und derselben zur Pflicht zu machen, (…) daß, wenn sich eine Gelegenheit erge-
be, auch bereits in diesem Umkreis bestehende Fabriken, insoweit es immer tunlich sei, 
außer diesen Umkreis übersetzt werden“.121  
 
Von Anfang an waren jene Befugnisse vom Verbot ausgenommen, welche auf Grund 
technischer Verbesserungen gewährt wurden.122 Obgleich die Kommerzhofstelle sich 
bemühte, so schonend wie möglich vorzugehen (was zu Konflikten mit der Hofkanzlei 
führte), war dadurch die Gründung neuer Fabriken erschwert. Dennoch dürfte die 
industrielle Expansion Wiens durch das Verbot nicht wesentlich behindert worden 
sein.123  
 
                                                 
119 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 180. 
120 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 180-182. 
121 Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 182. 
122 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 182 f. 
123 Dies zeigt etwa die Gründung der Fez-Fabrik in Inzersdorf 1808, der Möbelfabrik Danhauser 1804, 
einer Baumwollspinnerei in Liesing 1805, zweier Baumwolldruckereien in Atzgersdorf und in Erlaa 
1806, einer Reihe von chemischen Fabriken. Vgl. Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Bie-
dermeier, S. 182.  
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Im Jänner 1809 hob Franz I. sodann das Fabriksverbot für die Hauptstadt inklusive 
der Vorstädte (nicht aber für den Umkreis Wiens) wieder auf; es sollten nur jene 
Gewerbe hintangehalten und entfernt werden, die gefährlich wären.124 1811 wurde 
auch die Beschränkung für den Umkreis der Stadt aufgehoben. Es hatte damit der 
Wirtschaftsliberalismus über die Versuche der Eindämmung der Industrie aus 
politischen Gründen gesiegt.  
 
Aber das Fabrikswesen hatte bis Ende des 18. Jahrhunderts einen vorwiegend hand-
werksmäßigen Charakter (die Landesfabriken125 bildeten nur einen verhältnismäßig 
kleinen Teil des kommerzialgewerblichen Sektors).126 Noch immer blieb die verlags-
mäßig betriebene Manufaktur die Grundlage der Massenproduktion in der Textil-
industrie.127 Einigen Unternehmern gelang es bereits, die „Menschenhand mit Erfolg 
durch die Maschine zu ersetzen“; so standen 1792 schon in Böhmen und Mähren 
vielfach Baumwollspinnmaschinen in Verwendung, die erste große Schafwollspin-
nerei wurde 1796 in Österreich errichtet.  
 
Was den ökonomischen Hintergrund für die Periode des „Vormärz“ (bis 1848) betrifft, 
so waren bereits unter Maria Theresia und Joseph II. Voraussetzungen für eine 
moderne Volkswirtschaft (durch Begrenzung der Macht der Zünfte, Etablierung einer 
modernen Bürokratie) geschaffen worden, weshalb sich die Periode von 1750 bis 
1790 als eine Phase erheblicher wirtschaftlicher Entwicklung mit einer zunehmenden 
regionalen Verflechtung (ungeachtet der fortbestehenden Unterschiede im Entwick-
lungsstand der einzelnen Kronländer) gezeigt hatte.128 Auf eine erste Phase der In-
dustrialisierung (protoindustrielle Phase in Form von Verlag und Heimarbeit) zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts folgte im Zuge der Napoleonischen Kriege eine Periode 
                                                 
124 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 184. 
125 Nur einige wenige Branchen waren – auf Grund der technologischen Erfordernisse – vom Groß-
betrieb beherrscht, wie Bergwerke, Metallverhüttung, Papiererzeugung, Teile der chemischen In-
dustrie, weiters die Porzellanerzeugung und die Gobelinweberei. Vgl. Chaloupek, Die entfaltete 
Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 243-245. 
126 Vgl. dazu und im Folgenden Přibram, Gewerbepolitik, S. 596-601.  
127 Die Manufakturperiode umfasste in Wien die Periode vom letzten Drittel des 18. Jahrhunderts bis in 
den Vormärz. Sie war gekennzeichnet durch dezentrale Produktionsstruktur (in Form der Hausin-
dustrie) in der Textil- und Seidenverarbeitung in Verbindung mit zentralisierten Manufakturbetrieben. 
Vgl. Eigner, Mechanismen urbaner Expansion: Am Beispiel der Wiener Stadtentwicklung 1740-1938, 
in: Chaloupek, Eigner u. Wagner, Hg., Wien. Wirtschaftsgeschichte, Teil 2 Dienstleistungen, Wien 
1991, S. 627. 
128 Vgl. dazu und im Folgenden Peter Eigner u. Andrea Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert, Wien 1999, S. 13, 17, 28 f. u. 45. Vgl. weiters Eigner, 
Die Habsburgermonarchie im 19. Jahrhundert, in: Beiträge zur historischen Sozialkunde 3 (1997), 
S. 113, 116 und 118, sowie Eigner, Mechanismen urbaner Expansion, S. 627. 
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der Stagnation. Markiert wurde diese durch eine kriegsbedingte riesige Staats-
verschuldung und den Staatsbankrott von 1811. Erst Ende der 1820er Jahre zeich-
nete sich ein Wirtschaftsaufschwung ab, gefördert durch wirtschaftspolitische Maß-
nahmen wie das 1810 in Kraft getretene Privilegienpatent (einem Vorläufer des 
Patentrechts) und das Aktienrecht aus 1821.129 Die Wachstumsphase dauerte bis in 
die Mitte der 1840er Jahre. So gelten die 1820er und 1830er Jahre als Beginn des 
Industriezeitalters; die „industrielle Revolution“ (als Übergangsphase zur industriellen 
Produktionsorganisation) wird ab den zwanziger Jahren bis in die sechziger Jahre 
des 19. Jahrhunderts angenommen. Ab etwa 1840 wurde Wien auch zu einem 
Standort der Großindustrie (weitere industrielle Schwerpunkte bestanden in der 
Obersteiermark mit der Eisenindustrie und im Vorarlberger Rheintal mit der Textil-
erzeugung). Trotz Fehlens einer institutionellen Modernisierung setzte somit im Vor-
märz ein modernes Wirtschaftswachstum ein. Die Aufschwungphase endete etwa ab 
1844 in einer Wirtschaftskrise (die ein Mitauslöser der Revolution von 1848 wurde).  
 
Bemühungen um eine Reform des Gewerbewesens gelangten über bloße Ansätze 
nicht hinaus. So zeigte sich die zunehmende Dominanz der Kommerzialgewerbe, als 
durch ein Hofkammerdekret aus 1809 an die Stelle ihrer (bisherigen) taxativen Auf-
zählung nunmehr die Aufzählung von 97 Berufen als Polizeigewerbe trat.130 Bei den 
Kommerzialgewerben begnügte man sich jetzt mit einer inhaltlichen Umschreibung: 
Danach handelte es sich um jene Erwerbstätigkeiten, die zum Absatz über den loka-
len Bereich hinaus betrieben wurden, nunmehr aber auch um solche, die die Fähig-
keit und (potentielle) Eigenschaft hatten, sich zu diesem auswärtigen Handel sowie 
zur Förderung der Produktion und des Handels zu entwickeln.131 Im Jahr 1816 wurde 
als neue Gewebebehörde die „Kommerzhofkommission“ eingesetzt; deren Kompe-
tenzbereich umfasste die Gewerbe- und Handelspolitik, sie war zugleich oberste 
Instanz in Gewerbeangelegenheiten (mit Ausnahme der Polizeigewerbe) und hatte 
den Auftrag, sich mit Vorschlägen zu Reformen auf dem Gebiet des Gewerbewesens 
                                                 
129 Darüber hinaus schirmte auch der (bereits gemilderte) Zolltarif von 1838 die Textilindustrie, die 
Eisenerzeugung und zahlreiche Produkte der Metallwarenindustrie sowie Luxusgüter weitgehend 
von der ausländischen Konkurrenz ab. Vgl. Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Bieder-
meier, S. 185 f. 
130 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 186-189; 
weiters Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 80 u. 82. 
131 Daneben gab es als „frei“ erklärte Gewerbe, die aber nur im Kleinen ausgeübt werden durften; 
diese aus einem ehemals als Handwerk geltenden Gewerbe losgelösten Teiltätigkeiten brachten 
zwar neue, aber kaum lebensfähige kleingewerbliche Tätigkeitsbereiche hervor. Vgl. Prochaska, 
Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 82 f. 
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zu befassen. Nach dreijährigen Bemühungen kam sie zum Ergebnis, es sei unmög-
lich, sich in dem angesammelten Wust zurechtzufinden.132 Da die Zünfte in der tris-
ten Konjunkturlage klagten, dass die Überbesetzung der Gewerbe die Ursache der 
unbefriedigenden Absatzlage sei, befahl Franz I. der Hofkanzlei, Gewerbeverleihun-
gen für die Zukunft nur für den absolut notwendigen Bedarf zu gestatten und auch 
die Kommerzhofkommission in seinem Namen zum gleichen Vorgehen anzuweisen. 
Der Bitte des bürgerlichen Handelsstandes, die Verleihung von Kommerzialgewerben 
sistieren zu lassen, kam der Kaiser jedoch nicht nach. 1827 wurden Verhandlungen 
zwischen der Hofkammer (auf die 1824 die Agenden der aufgelösten Kommerzhof-
kommission übergegangen waren) und der Hofkanzlei über eine neue Abgrenzung 
der Gewerbe aufgenommen. Es kam jedoch zu keiner Entscheidung; die Vorschläge 
der Hofkammer, die Zahl der Polizeigewerbe einzuschränken, wurden mit der 
Begründung zurückgestellt, dass „nach Einführung der neuen Gewerbeverfassung 
der Unterschied zwischen Kommerzial- und Polizeigewerben aufzuhören“ hätte.133  
 
Um einen Überblick über die äußerst verworrene Rechtslage zu gewinnen, wurden 
zunächst für einzelne Länder zusammenfassende Arbeiten über die geltenden 
Bestimmungen in Auftrag gegeben.134 Eine von Professor Gustav Kopetz 1829 ver-
fasste private Kompilation („Allgemeine österreichische Gewerbsgesetzkunde“) wur-
de an die Hof- und Länderstellen mit der Aufforderung verschickt, sie zu benützen, 
„um Lücken auszufüllen und Mängel zu verbessern, bis das in Verhandlung 
befindliche neue allgemeine Gewerbs- und Handelsgesetz mehr Ordnung, Einheit 
und Übereinstimmung in das Ganze gebracht haben werde“.  
 
Rund einen Monat vor seinem Tod (am 2. März 1835) beauftragte Kaiser Franz I. 
den Hofkammerpräsidenten mit der Einberufung einer Kommission, die den Entwurf 
einer Gewerbeordnung ausarbeiten und dabei vom Grundsatz ausgehen sollte, dass 
es künftig nur mehr konzessionierte Personalgewerbe geben sollte.135 Die bestehen-
den radizierten sowie verkäuflichen Gewerbe sollten geschont und die Innungen 
nicht in Frage gestellt werden, die Unterscheidung zwischen Kommerzial- und Poli-
zeigewerben aber als gegenstandslos aufgehoben werden.  
                                                 
132 Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 82.  
133 Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 189. 
134 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die entfaltete Stadtwirtschaft im Biedermeier, S. 187. 
135 Vgl. dazu und im Folgenden Max Kulisch, System des österreichischen Gewerberechtes, 1. Band, 
2. Aufl., Innsbruck 1912, S. 112. 
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3. Die Gewerbeordnung 1859 
 
3.1 Der lange Weg zu einer einheitlichen Ordnung des Gewerbes 
 
Die im vorangehenden Abschnitt erwähnte Gewerbegesetzkommission überreichte 
noch im Lauf des Jahres 1835136 dem nunmehrigen Kaiser Ferdinand den Entwurf 
einer Gewerbeordnung, der – abweichend von den seinerzeitigen inhaltlichen Vor-
gaben – neben den listenmäßig aufgezählten konzessionierten Gewerben auch freie 
Gewerbe (mit bloßer Anmeldung bei der Behörde) vorsah.137 Die Bindung an eine 
Konzessionsverleihung bildete aber den Regelfall, weil nicht nur 92 Handwerkerkate-
gorien, sondern auch alle Arten von Handelsgewerben dem Konzessionszwang 
unterliegen sollten. Voraussetzung für die Erteilung der Konzession waren nach dem 
Entwurf der Nachweis des Elementarunterrichts, der Erlernung des Gewerbes sowie 
einer dreijährigen Dienstzeit als Gehilfe (oder die Dispens von der Lehr- bzw. Gehil-
fenzeit). Der Entwurf sah andererseits die Aufhebung der Zünfte und Innungen als 
Zwangsverbände vor (sie hätten nur als „freie Vereine“ fortbestehen sollen); damit 
erregte er in den maßgebenden Kreisen die Besorgnis, er würde in Handwerker-
kreisen zur Verstimmung führen. Baron Kübeck ließ den Vorschlag 1840 als Präsi-
dent der Hofkammer zurückziehen und eine revidierte Fassung erstellen; diese 
gelangte über das Stadium der Begutachtung nicht hinaus. 
 
Selbst kleinere Reformschritte erwiesen sich als undurchführbar.138 Als 1846 die Hof-
kammer 17 Berufe von den Polizei- zu den Kommerzialgewerben versetzte und die 
Hofkanzlei eine stark reduzierte Liste der Polizeigewerbe veröffentlichte, protestierten 
zahlreiche Innungen bei Hof gegen die Maßnahme. Sie erreichten ein kaiserliches 
Kabinettschreiben, das den Status quo ante wieder herstellte.  
 
Die Verfassungsurkunde vom 25. April 1848 (sogenannte „Pillersdorffsche Verfas-
sung“)139 bestimmte im § 24, dass jeder Staatsbürger jeden gesetzlich erlaubten 
                                                 
136 Während Kulisch (System des Gewerberechtes, S. 113) und Prochaska (Gewerbeantritt und 
Befähigungsnachweis, S. 84) übereinstimmend den Entwurf mit dem Jahr 1835 datieren, gibt 
Chaloupek den Mai 1836 als Datum an. 
137 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 112-114 sowie Prochaska, 
Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 84 f. und Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 276 f. 
138 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 277. 
139 Vgl. Walter u. Mayer, Bundesverfassungsrecht, S. 7 f. 
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Erwerbszweig ergreifen könnte.140 Mit Handelsministerial-Verordnung vom 10. Sep-
tember 1848 wurde jedoch die angestrebte Gewerbefreiheit wieder wesentlich ein-
geschränkt, indem „bei der gegenwärtigen Stockung des Verkehrs und den nament-
lich für die gewerbetreibenden Klassen drückenden Zeitverhältnissen“ folgende 
Bestimmungen erlassen wurden, welche „bis zum Erscheinen eines allgemeinen 
Regulativs über Handel und Gewerbe (…) zur Richtschnur zu dienen“ hätten:141 Bei 
den Polizeigewerben sei auf die Befähigung und insbesondere auf den Lokalbedarf 
„strenge Rücksicht“ zu nehmen (ihre Vermehrung sei nur zu gestatten, wenn diese 
wirklich im Interesse des Publikums liege). Bei Kommerzialgewerben (welche bisher 
vom „Lokalbedürfnis“ unabhängig waren) sei abgesehen vom Nachweis der Befähi-
gung mit „Schonung für den Besitzstand vorzugehen“; es seien deshalb solche Un-
ternehmen, welche für jene, die gleichartige Gewerbe bereits betreiben, „nur Nachteil 
voraussehen lassen, und die unverhältnismäßige Anhäufung solcher Kommerzial-
Befugnisse einstweilen nach Möglichkeit hintanzuhalten“.142 Bei den auf Grund 
bloßer Anzeige bei der Obrigkeit ausgeübten „freien Beschäftigungen“ lehre die 
Erfahrung, dass diese vielfach zu Missbräuchen Anlass gäben und die polizeiliche 
Aufsicht erschwerten; es seien deshalb jene Anmeldungen zurückzuweisen, bei 
welchen die Beschäftigung „aus Leichtsinn zur Umgehung polizeilicher Maßregeln 
ohne alle Aussicht auf genügenden Erwerb (…) gewählt wurde“.143  
 
Die Stimmung in den Handwerkerkreisen wird aus der Petition des Wiener Zentral-
Gremiums- und Innungskomitees vom 8. August 1848 an den konstituierenden 
Reichstag sowie aus einer zur selben Zeit überreichten Bittschrift der Innungen 
Oberösterreichs ersichtlich.144 Danach sollte insbesondere keine Freigabe der 
Gewerbeverleihung stattfinden (somit auf Jahre hinaus keine Gewerbebefugnis mehr 
verliehen werden), weiters sollten die bestehenden Innungen aufrechterhalten und 
auf alle Gewerbe ausgedehnt sowie der Hausierhandel verboten werden. In der 
oberösterreichischen Petition wurde zudem ausgedrückt, dass die Einführung der 
Gewerbefreiheit, dieser „überspannte Freiheitsschwindel der Franzosen“145, das 
ganze gewerbliche Bürgertum zum Hass gegen die Verfassung aufreizen müsste. 
                                                 
140 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 115-117. 
141 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 116. 
142 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 116. 
143 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 117. 
144 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 118-121, weiters Prochaska, 
Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 85 f. 
145 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 119. 
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Auch aus anderen Ländern der Monarchie wurden dem Reichstag ähnliche Petitio-
nen übersandt. Dies erklärt den Umstand, dass weder das Frankfurter Parlament 
noch der österreichische konstituierende Reichstag sich veranlasst sahen, für die 
Gewerbefreiheit einzutreten.  
 
Die Ablehnung von Liberalisierungsmaßnahmen (wie auch der Erteilung von Gewer-
bebefugnissen an Fabrikanten) von Seiten zünftischer Kreise ließ diese jedoch in 
den Augen der Ministerialbürokratie als Inbegriff der Rückständigkeit erscheinen.146 
Es bestand der Wunsch nach einer echten Interessenvertretung des gewerblichen 
Mittelstandes, die eine Mittlerrolle zwischen Politik und Praxis übernehmen und ein 
Gegengewicht zu eventuellen Auswüchsen einer liberalen Wirtschaftsauffassung 
bilden konnte. Ansätze zur Etablierung einer derartigen Zwischeninstanz zeigte 
bereits die von liberalem Geist getragene Kommerzhofkommission (bis zu ihrer Auf-
lösung 1824), indem sie erstmals auch die Fabrikanten zu Auskünften heranzog. Als 
erste beratende Standesvertretung des Bürgertums waren aber die gewerblichen 
und industriellen Vereine anzusehen, die ihre Mitglieder mit der fachlichen Literatur 
und den technischen Neuerungen des Auslands vertraut machten. Bereits 1829 ent-
stand mit dem „Verein zur Ermunterung des Gewerbegeistes in Böhmen“ der erste 
Industrieverein moderner Prägung. 1840 folgte der „Niederösterreichische Gewerbe-
verein“ nach; auf dessen Vorschlag bildete das im Mai 1848 neu errichtete Minis-
terium für Ackerbau, Handel und Gewerbe eine Kommission zur Ausarbeitung eines 
Statuts für die Gründung von Handelskammern. Am 18. Oktober 1848 wurde sodann 
das „provisorische Gesetz für die Errichtung von Handelskammern“ im Reichstag 
angenommen (RGBl. 27/1849). Zunächst wurde im Jänner 1849 nur die Kammer für 
Wien und Niederösterreich eingerichtet. Mit allerhöchster Entschließung vom 18. 
März 1850 wurde (in der Zeit des Neoabsolutismus) das „Gesetz über die Errichtung 
allgemeiner Handels- und Gewerbekammern“ sanktioniert; damit wurde die Kammer-
organisation auf die ganze Monarchie ausgedehnt.  
 
Nach der ursprünglichen Konzeption fungierten die Handelskammern als autonome 
Vermittlungsinstanzen zwischen der Regierung einerseits sowie Handel und Industrie 
andererseits.147 Sie sollten bei neuen Gesetzen und Verordnungen in Gewerbe- und 
                                                 
146 Vgl. dazu und im Folgenden Herbert Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913. Konjunkturelle 
Dynamik und gesellschaftlicher Wandel im Zeitalter Franz Josephs I., Berlin 1972, S. 45-48. 
147 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 288 f. 
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Handelsangelegenheiten, bevor diese erlassen oder die bestehenden wesentlich 
geändert wurden, zur Begutachtung herangezogen werden. Im Neoabsolutismus 
wurden jedoch ihre Möglichkeiten, aus eigener Initiative tätig zu werden, wesentlich 
eingeschränkt; das Handelsministerium sollte künftig bestimmen, ob alle oder welche 
von den Handels- und Gewerbekammern von Fall zu Fall einvernommen werden 
sollten. Im Jahr 1861 erhielten sie allerdings das Recht, aus ihrer Mitte Abgeordnete 
in die Landtage zu entsenden. Ihrem Charakter nach im Wesentlichen eine Interes-
senvertretung von Industrie und Handel, bildeten die Handelskammern Zentren der 
liberalen Wirtschaftsideologie.148 Schon 1854 und 1856 verlangten sie ein „neues, 
liberales, den Bedürfnissen der Zeit entsprechendes Gewerbegesetz“.149  
 
Karl Ludwig von Bruck nahm in seiner Amtsperiode als Handelsminister (November 
1848 bis Mai 1851) eine Reform des Gewerberechts in Angriff; diese erlitt jedoch 
unter seinem Nachfolger Baumgartner einen Rückschlag.150 Dessen 1854 veröffent-
lichter „Entwurf eines Handels- und Gewerbegesetzes für den österreichischen 
Kaiserstaat“ sah zahlreiche Einschränkungen der Gewerbefreiheit vor.151 Die Zahl 
der konzessionierten Gewerbe sollte erhöht, der Gewerbeantritt von einer langen (bei 
50 Gewerben von einer sechsjährigen) praktischen Verwendung abhängig gemacht 
werden und den Innungen mit Zwangsmitgliedschaft ein weitgehender Wirkungskreis 
zufallen. Dieser Entwurf wurde nicht Gesetz; vielmehr ließ der 1855 ernannte Han-
delsminister Toggenburg einen liberalen Entwurf ausarbeiten. Dieser sah eine sehr 
weitgehende Gewerbefreiheit vor, wobei die ein bedeutendes Kapital repräsentieren-
den Realgewerbe (in Wien allein damals über 800) entschädigungslos abgeschafft 
werden sollten. Weiters war selbst für die konzessionierten Gewerbe kein Befähi-
gungsnachweis vorgesehen, die Innungen waren nur als Vereine (nicht als Zwangs-
verbände) vorgesehen. Infolge des Widerstandes weiter Kreise der Bevölkerung wie 
auch in der Regierung konnte dieser Entwurf gleichfalls nicht Gesetz werden. Dem 
damaligen Finanzminister Freiherrn von Bruck gelang es, den Sturz Toggenburgs 
und die Auflösung des Handelsministeriums herbeizuführen (allerhöchste Entschlie-
                                                 
148 Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 59. Vgl. weiters 
Roman Sandgruber, Ökonomie und Politik. Österreichische Wirtschaftsgeschichte vom Mittelalter 
bis zur Gegenwart, Wien 2005, S. 237. 
149 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 49. 
150 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 288. 
151 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 123-126. Weiters in kom-
primierter Form Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 288 sowie Prochaska, Gewerbeantritt und 
Befähigungsnachweis, S. 86.  
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ßung vom 12. September 1859); er ließ den Entwurf Toggenburgs umarbeiten. Mit 
kaiserlichem Patent vom 20. Dezember 1859, RGBl. Nr. 227, wurde sodann die 
„Gewerbe-Ordnung“ eingeführt; sie trat am 1. Mai 1860 in Wirksamkeit.  
 
Damit fand das schon für die Gewerbepolitik des Ancien Régime charakteristische 
Schwanken zwischen Konservativismus und Beharren einerseits und Modernisierung 
andererseits ein (vorläufiges) Ende. Die Gewerbeordnung 1859 (im Folgenden: 
GewO 1859) basierte auf dem Grundsatz weitgehender Freiheit der Gewerbeaus-
übung. Erschüttert durch die Niederlage von Solferino 1859 (im Krieg zwischen der 
Habsburgermonarchie einerseits und Frankreich sowie Piemont-Sardinien anderer-
seits) hatte sich der Neoabsolutismus zum Sachwalter der Modernisierung gemacht; 
Österreich beschritt als erster von den Staaten des Deutschen Bundes im Gewerbe-
recht den Weg der Liberalisierung.152 Von der österreichischen Gewerbeordnung 
nahm die neue Gestaltung des Gewerberechtes in Süd- und Mitteldeutschland ihren 
Ausgang; nur das (beibehaltene) österreichische System der Zwangsgenossenschaf-
ten wurde allseits abgelehnt.153 In Österreich selbst fand das Gesetz eine geteilte 
Aufnahme: Den Liberalen erschien die nun erreichte Gewerbefreiheit noch zu eng; 
kritisiert wurde, dass die GewO 1859 nur eine „beschränkte Gewerbefreiheit“ ge-
bracht hätte.154 Bei den Handwerkern hingegen stieß der Grundsatz der Gewerbe-
freiheit auf völliges Unverständnis.155 In der Beurteilung der Handelskammer Wien 
aber war die neue Gewerbeordnung „Vollendung dessen, was die weitgehenden 
liberalen Reformen der früheren Jahrzehnte auf dem Gebiet der Gewerbepolitik 
glücklich angebahnt hatten, und zahlreiche, bereits längst frei gegebene Erwerbs-
zweige lassen sich aufzählen, für welche das neue Gesetz, im Vergleich mit früher, 
kaum einen größeren Inhalt an Freiheit der Bewegung schuf“.156 Kulisch hält zusam-
menfassend fest, dass das neue Gewerbegesetz im Allgemeinen eine freundliche 
Aufnahme fand; „freilich fehlte es nicht an Widerspruch, der in den zahlreichen 
Parlamenten, über die Österreich seit der Verfassung vom 26. Februar 1861 ver-
fügte, beredte Wortführer fand“.157  
 
                                                 
152 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 287 und 370. 
153 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 132. 
154 Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 87. 
155 Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 88. 
156 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 371. 
157 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 132 f. 
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Das zitierte kaiserliche Patent aus 1859 bewirkte eine (weitestgehende) räumliche 
und sachliche Vereinheitlichung des Gewerberechts. Es hatte im ganzen Umfang des 
österreichischen Kaiserstaates mit Ausnahme des venetianischen Verwaltungsgebie-
tes und der Militärgrenze (Art. I des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung, 
im Folgenden: KMP)158 Geltung. Sämtliche zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Gewerbeordnung am 1. Mai 1860 in Kraft stehenden Vorschriften über die Erlangung 
von Gewerbe-, Fabriks- und Handelsberechtigungen sowie alle mit dieser Gewerbe-
ordnung unvereinbaren älteren Normen wurden aufgehoben (Art. III KMP). Die nach 
den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen bereits erworbenen persönlichen 
Gewerbe-, Fabriks- und Handelsberechtigungen blieben aber aufrecht (Art. VI KMP). 
Die Realeigenschaft der zu Recht bestehenden radizierten und verkäuflichen 
Gewerbe blieb unverändert, neue Realgewerberechte159 durften aber nicht 
begründet werden (Art. VII KMP); damit wurden die „wohlerworbenen Rechte“ 
gewahrt.160  
 
In sachlicher Hinsicht galten gemäß Art. IV KMP die Bestimmungen der GewO 1859 
„für alle gewerbemäßig betriebenen Beschäftigungen, sie mögen die Hervorbringung, 
Bearbeitung oder Umgestaltung von Verkehrsgegenständen, den Betrieb von Han-
delsgeschäften oder die Verrichtung von Dienstleistungen und Arbeiten zum Gegen-
stande haben“, mit Ausschluss der im Art. V KMP aufgezählten Beschäftigungen und 
Unternehmen. Gleichfalls ausgenommen waren die in Art. VIII und IX KMP angeführ-
ten Rechte bzw. Unternehmen. Der Begriff der „gewerbemäßig betriebenen Beschäf-
tigungen“ wurde allerdings nicht im Gesetz definiert. Seltsam und Posselt zufolge 
wurden als „Gewerbe“ im Sinne der GewO 1859 jene Tätigkeiten verstanden, „die als 
fortdauernder Nahrungszweig betrieben“ wurden. 161 Heller’s Kommentar zur Gewer-
beordnung (2. Aufl. 1937 von Laszky und Nathansky) zufolge sah die Gewerbeord-
                                                 
158 Die ursprüngliche Fassung des bis zum Verwaltungsentlastungsgesetz BGBl. 277/1925 unver-
ändert gebliebenen Kundmachungspatents findet sich bei Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, 
S. 1-49. 
159 Realgewerbe waren nicht an die Person des ersten Konzessionärs gebunden, sondern konnten 
mittels der Erwerbsarten des bürgerlichen Rechts auf einen anderen übertragen, daher auch ver-
pfändet, verkauft und verpachtet werden (vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 32). Vgl. 
hiezu auch im Abschnitt 2.3.2.  
160 Die Realgewerbe konnten somit weiter derivativ (durch Rechtsnachfolge auf Grund eines Privat-
rechtsverhältnisses) erworben werden und waren dabei von den für den Erwerb eines Personal-
gewerbes geltenden Voraussetzungen unabhängig; handelte es sich z.B. um ein konzessioniertes 
Gewerbe, so war der Inhaber des Realgewerbes vom Konzessionszwang befreit. Vgl. Kulisch, 
System des Gewerberechtes, S. 241-243. 
161 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 3. 
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nung das Vorliegen eines Gewerbes in der „Gewerbsmäßigkeit“ der Beschäftigung; 
für den Begriff der Gewerbsmäßigkeit war die Entfaltung einer regelmäßigen, selb-
ständigen Tätigkeit gegen Entgelt mit der Absicht, sich hieraus eine ständige Er-
werbsquelle zu schaffen, wesentlich.162 Erst die – im Kern bis heute maßgebende – 
Neukodifikation durch die Gewerbeordnung 1973 (im Folgenden: GewO 1973) ent-
hielt in ihrem § 1 eine (daran angelehnte) gesetzliche Definition: Eine Tätigkeit wird 
gewerbsmäßig ausgeübt, wenn sie selbständig,163 regelmäßig164 und in der Absicht 
betrieben wird, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen,165 
gleichgültig für welche Zwecke dieser bestimmt ist.  
 
Eine Abgrenzung des Anwendungsbereichs der GewO 1859 ergab sich somit aus 
den Ausnahmeregelungen im Art. V KMP.166 Der Gewerbebegriff der GewO war 
demnach enger als jener des allgemeinen Sprachgebrauchs. Auf folgende Beschäfti-
gungen und Unternehmungen fand die GewO 1859 keine Anwendung:  
 
a) die land- und forstwirtschaftliche Produktion167 und ihre Nebengewerbe, soweit diese in 
der Hauptsache die Verarbeitung der eigenen Erzeugnisse zum Gegenstand haben;168 
weiters auf den in einigen Landesteilen durch ältere Bestimmungen den Besitzern von 
Wein- und Obstgärten gestatteten Ausschank des eigenen Erzeugnisses;169  
 
b) den Bergbau und die nach dem Berggesetz von bergamtlicher Konzession abhängigen 
Werksvorrichtungen;170  
                                                 
162 Vgl. näher bei Wolfgang Laszky u. Gerhard Nathansky, Dr. Emil Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung und zu ihren Nebengesetzen, 2. Aufl., Wien 1937, S. 37-39, unter Hinweis auf die Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofs. 
163 Selbständigkeit liegt vor, wenn die Tätigkeit auf eigene Rechnung und Gefahr ausgeübt wird (§ 1 
Abs. 3 GewO 1973).  
164 Auch eine einmalige Handlung gilt als regelmäßige Tätigkeit, wenn nach den Umständen des Fal-
les auf die Absicht der Wiederholung geschlossen werden kann oder wenn sie längere Zeit erfor-
dert; das Anbieten einer den Gegenstand eines Gewerbes bildenden Tätigkeit an einen größeren 
Kreis von Personen oder bei Ausschreibungen wird der Ausübung des Gewerbes gleichgehalten 
(§ 1 Abs. 4 GewO 1973). 
165 Die Absicht, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, liegt auch dann vor, 
wenn der Ertrag oder sonstige wirtschaftliche Vorteil den Mitgliedern einer Personenvereinigung 
zufließen soll (§ 1 Abs. 5 GewO 1973). 
166 Diese Ausnahmen wurden im Kern (mit einzelnen Modifikationen bzw. Ergänzungen) auch im § 2 
GewO 1973 übernommen. 
167 Der Umfang der Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft wurde in § 2 Abs. 2 und 3 GewO 1973 
präzisiert. 
168 Der Begriff der Nebengewerbe wurde sodann in § 2 Abs. 4 GewO 1973 präzisiert und auf einschlä-
gige Vermittlungstätigkeiten durch Vereine ausgeweitet (Tätigkeit der sogenannten „Maschinen-
ringe“, § 2 Abs. 1 Z. 3 GewO 1973). Überdies nahm die GewO 1973 bestimmte Tätigkeiten von 
land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom Anwendungsbereich 
aus (vgl. § 2 Abs. 1 Z. 4 mit der Gegenausnahme in § 2 Abs. 5 GewO 1973). 
169 Dieses Recht wurde in § 2 Abs. 7 GewO 1973 als „Buschenschank“ näher geregelt. 
170 Die GewO 1973 verwies in § 2 Abs. 8 (in der Fassung des § 218 des Berggesetzes BGBl. 




c) die literarische Tätigkeit, das Selbstverlagsrecht der Autoren und die Ausübung der schö-
nen Künste;171  
 
d) die Lohnarbeit der gemeinsten Art (Taglöhnerarbeit etc.);172  
 
e) die in die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigungen fallenden und durch die ge-
wöhnlichen Mitglieder des eigenen Hausstandes betriebenen Erwerbszweige;173  
 
f) die Geschäfte der Advokaten, Notare und Handelsmäkler (Sensale …), Ingenieure und 
anderer Personen, welche von der Behörde für gewisse Geschäfte besonders bestellt und 
in Pflicht genommen sind;174 weiters alle Unternehmungen von Privatgeschäftsvermittlun-
gen in anderen als Handelsgeschäften175; 
 
g) die Ausübung der Heilkunde (Ärzte, … Hebammen usw.), die Unternehmungen von Heil-
anstalten jeder Art, (…); das Apothekerwesen; das Veterinärwesen;176  
 
h) die Erwerbszweige des Privatunterrichtes und der Erziehung und die sich hierauf bezie-
henden Anstalten;177  
 
i) die gewerblichen Arbeiten öffentlicher Humanitäts-, Unterrichts-, Straf- oder Korrektions-
anstalten;178  
 
                                                 
171 § 2 Abs. 9 GewO 1973 zufolge ist unter Ausübung der schönen Künste die eigenschöpferische 
Tätigkeit in einem Kunstzweig zu verstehen; die Restaurierung fällt dann darunter, wenn für die 
Wiederherstellung eine nachgestaltende künstlerische Fähigkeit erforderlich ist. 
172 Diese Tätigkeit wurde durch § 2 Abs. 1 Z. 8 GewO 1973 präzisiert als die „gegen Stunden- oder 
Taglohn oder gegen Werksentgelt zu leistenden Verrichtungen einfachster Art“. 
173 Seltsam u. Posselt (Gewerbe-Ordnung, S. 7) erwähnten hier die Hausindustrie als jene produktive 
Tätigkeit, welche nach örtlicher Gewohnheit von Personen in ihrer Wohnung in der Art betrieben 
wurde, dass diese Personen bei ihrer Erwerbstätigkeit, falls sie diese nicht persönlich ausübten, 
keine gewerblichen Hilfsarbeiter beschäftigten, sondern sich der Mitwirkung der Angehörigen des 
eigenen Hausstandes bedienten. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 61, betonten, dass die Hausindustrie nur insoweit eximiert war, als sie in geringem Umfang 
neben einem Hauptberuf betrieben wurde. Als Beispiele für eine derartige häusliche Nebenbeschäf-
tigung wurden u.a. die Vermietung von Privatzimmern und Bewirtung von Gästen angeführt. Vgl. 
nunmehr die ähnliche Regelung auf Grund von § 2 Abs. 1 Z. 9 GewO 1973.  
174 Präzisierend führte § 2 Abs. 1 Z. 10 GewO 1973 folgende Berufszweige an: Rechtsanwälte, Notare, 
Verteidiger in Strafsachen, Ziviltechniker, Patentanwälte, Versicherungstechniker, Wirtschaftstreu-
händer, Börsesensale und von öffentlichen Versteigerungsanstalten bestellte Sensale, Betrieb von 
autorisierten Untersuchungs-, Erprobungs- und Materialprüfungsanstalten und von öffentlichen 
Wäg- und Messanstalten, die Revision und damit zusammenhängende Beratung von Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften. 
175 Zu dieser Privatgeschäftsvermittlung zählten insbesondere die Geschäfts- und Wohnungsvermitt-
lung, die Vermittlung von Ausgleichen, die Realitätenvermittlung und die Gebäudeverwaltung. Die 
Privatgeschäftsvermittlung in anderen als Handelsgeschäften wurde durch Art. 45 des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes BGBl. 277/1925 sodann der GewO unterworfen. Die Vermittlung von Handels-
geschäften unterlag als „Handelsagentur“ von Anfang an der GewO. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 123. 
176 § 2 Abs. 1 Z. 11 GewO 1973 zufolge wurden vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen 
die Ausübung der Heilkunde, die Tätigkeiten der Dentisten, Hebammen und Ammen, der Tierärzte 
(…) sowie der Apotheker, die Krankenpflegefachdienste, (…) der Betrieb von Kranken- und Kur-
anstalten (…). 
177 § 2 Abs. 1 Z. 12 GewO 1973 ergänzte die Ausnahme um die gewerblichen Arbeiten von öffent-
lichen Schulen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Privatschulen. 
178 § 2 Abs. 1 Z. 13 GewO 1973 umfasste die gewerblichen Arbeiten von Anstalten, die von öffent-
lichen Wohlfahrts- und Fürsorgeeinrichtungen betrieben werden, von geschützten Werkstätten im 
Rahmen der Behindertenhilfe sowie von Strafvollzugsanstalten. 
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k) die Unternehmungen von Creditanstalten, Banken, Versatz-, Versicherungs-, Versor-
gungs-, Rentenanstalten, Sparkassen etc.;179  
 
l) die Eisenbahn- und Dampfschifffahrts-Unternehmungen;180  
 
m) den den Seegesetzen unterliegenden Schifffahrtsbetrieb auf dem Meer und die Seeschiff-
fahrt; 
 
n) die Unternehmungen von ständigen Überfuhren (Fähren) auf Flüssen, Seen , Kanälen 
etc., weiters die Schwemm- und Flößanstalten;  
 
o) die Unternehmungen öffentlicher Belustigungen und Schaustellungen aller Art;181  
 
p) die Unternehmungen periodischer Druckschriften und den Verschleiß derselben;  
 
q) den Hausierhandel182 und andere ausschließlich im Herumwandern ausgeübte gewerb-
liche Verrichtungen183.  
 
Den Bestimmungen der GewO 1859 unterlagen weiters nicht die staatlichen Mono-
pole und Regalien. Denn Art. VIII KMP bestimmte, dass bezüglich der Monopole und 
Regalien des Staates „die bisherigen Vorschriften maßgebend bleiben“.184 Monopole 
waren dem Staat ausschließlich vorbehaltene Rechte der Erzeugung, Zubereitung 
                                                 
179 § 2 Abs. 1 Z. 14 GewO 1973 zitierte nur den Betrieb von Bank- oder Bauspargeschäften und den 
Betrieb von Versicherungsunternehmen. Die im KMP seinerzeit angeführten Versatzanstalten wur-
den (soweit mit Gewinnabsicht geführt) durch die GewO-Novelle 1883 als Pfandleihergewerbe unter 
den konzessionierten Gewerben eingereiht (vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Ge-
werbeordnung, S. 75). 
180 Die Ausnahmen nach Art. V lit. l - n KMP wurden in § 2 Abs.1 Z. 15 GewO 1973 zusammengefasst 
als „Betrieb von Eisenbahnunternehmen und von deren Hilfseinrichtungen sowie deren Hilfstätigkei-
ten (…), Betrieb von Schifffahrtsunternehmen mit Wasserfahrzeugen, Betrieb von Fähren (Überfuh-
ren)“, und erweitert um Kraftfahrlinienunternehmen. 
181 § 2 Abs. 1 Z. 17 GewO 1973 präzisierte die Ausnahmen als „den Betrieb von Theatern und Licht-
spieltheatern und von Unternehmen öffentlicher Belustigungen und Schaustellungen aller Art, musi-
kalische und literarische Darbietungen“. 
182 Der Hausierhandel wurde durch das kaiserliche Patent vom 4. 9. 1852, RGBl. Nr. 252, geregelt. Es 
wurde darunter der Handel mit Waren im Umherziehen von Ort zu Ort und von Haus zu Haus, ohne 
bestimmte Verkaufsstätte, verstanden. Seit dem Gesetz über die Abänderung der hausierrechtli-
chen Vorschriften, BGBl. 324/1934, durften neue Bewilligungen zum Hausierhandel nicht mehr er-
teilt werden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 85.  
183 Das Einsammeln von Industrie-Abfällen und Naturprodukten (Hadern, Knochen usw.) wie auch die 
im Umherziehen betriebenen Beschäftigungen von Schleifern, Sägefeilern, Draht-, Bürsten- und 
Besenbindern, Kessel-, Korb- und Strohflickern, Siebmachern usw. bedurften nach älteren Vor-
schriften eines Lizenzscheines; vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 29 f. Der Ministerial-
verordnung BGBl. 103/1924 zufolge bedurften sodann folgende „Wandergewerbe“ einer behörd-
lichen Bewilligung: a) Einkauf und Einsammeln von gebrauchten Gegenständen, Altstoffen, Abfall-
stoffen und tierischen Nebenerzeugnissen (Häute, Knochen u. dgl.), b) gewerbliche Arbeiten im 
engeren Sinn des Wortes, c) der Viehschnitt (Kastrieren von Tieren); vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 95 f.  
Mangels Nachfolgebestimmung in der GewO 1973 fallen seither alle im Umherwandern ausgeübten 
Tätigkeiten unter die GewO (Hausierpatent und Wandergewerbeverordnung wurden aufgehoben). 
Eine Übergangsbestimmung (für die weitere Ausübung) existierte für die bereits bestehenden Bewil-
ligungen nach den oben zitierten lit. a und b. Vgl. Walter Kinscher u. Robert Sedlak, Die Gewerbe-
ordnung, 6. Aufl., Wien 1996, S. 40. 
184 Auch § 2 Abs. 1 Z. 24 GewO 1973 bestimmte, dass dieses Bundesgesetz auf den Betrieb der dem 
Bund zustehenden Monopole und Regalien nicht anzuwenden ist. 
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oder des Umsatzes gewisser Gegenstände.185 Als solche Objekte galten in Öster-
reich seinerzeit der Tabak, das Salz und das Schießpulver. Als Regalien186 galten in 
Österreich der Betrieb des Personentransportes auf solchen Straßen, wo Post-
stationen bestanden, weiters der Transport von Briefen, periodischen Journalen und 
Zeitungen, die Einrichtung des „Staatstelegraphen“, das Mautregal, das Lottoregal 
und die Münzprägung.  
 
Darüber hinaus wurden gemäß Art. IX KMP die durch das Privilegiengesetz (als Vor-
läufer des Patentgesetzes) den Inhabern von Erfindungs-, Verbesserungs- und 
Entdeckungsprivilegien gewährten Rechte durch die Gewerbeordnung 1859 nicht 
berührt. Der Privilegierte war gemäß dem Privilegiengesetz RGBl. 184/1852 
berechtigt, alle jene Werkstätten zu errichten und jede Art von Hilfsarbeitern, welche 
zur vollständigen Ausübung des Gegenstandes seines Privilegiums nötig sind, auf-
zunehmen.187 Er bedurfte deshalb zur Ausübung seines Rechtes weder einer 
Anmeldung oder Konzession noch des formellen Nachweises seiner Befähigung, 
wohl unterlag er aber den Vorschriften der GewO 1859 hinsichtlich einer allfälligen 
Genehmigung der Betriebsanlage.  
 
3.2 Wirtschaftliche, ideologische und politische Rahmenbedingungen 
 
Ausgehend davon, dass Gewerbepolitik nicht im „luftleeren Raum“, sondern vor dem 
Hintergrund der allgemeinen politischen, der ideologischen sowie auch der wirt-
schaftlichen Bedingungen stattfindet, stellt sich die Aufgabe der Auseinandersetzung 
mit dem entsprechenden Umfeld. Wie aus der einleitenden Darstellung der Vorge-
schichte der Gewerbeordnung 1859 ersichtlich wurde, gab es bereits unter dem Ein-
fluss des Merkantilismus erfolgreiche Bestrebungen, die gewerblichen Tätigkeiten 
vom Einfluss der Zünfte und ihrer Einengung von Wirtschaftstätigkeiten zu befreien. 
Letztlich entwickelte sich daraus ein duales System von zünftischen Gewerben einer-
seits und von zunächst durch Privilegien und in der Folge in der Form von Kommer-
zialgewerben von den Zunftzwängen befreiten Gewerbetätigkeiten andererseits. Zu 
einer gänzlichen Aufhebung des Zunftwesens konnte sich die Staatsgewalt jedoch 
nicht entschließen. Über allem stand aber in der Epoche des Merkantilismus die 
                                                 
185 Vgl. dazu und im Folgenden Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 39-47.  
186 Dies waren dem König bzw. Staat zustehende, meist wirtschaftlich nutzbare Hoheitsrechte. 
187 Vgl. dazu und im Folgenden Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 48 f. 
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Maxime einer vollständigen Leitung des gesamten Gewerbewesens (durch Qualitäts-
anordnungen, Distriktsfestlegungen usw.). Oberster Grundsatz der Gewerbepolitik 
von Joseph II. war sodann die Befreiung des Binnenverkehrs von allen ihn fesseln-
den Zwangsvorschriften; durch Befreiung aller wirtschaftlichen Kräfte sollte eine mög-
lichst große Konkurrenz erzielt werden. Dennoch kam es nicht zu einer durchgreifen-
den Reform der Gewerbeverfassung. Überdies blieben auch die Kommerzialbefug-
nisse von einem obrigkeitlichen Verleihungsakt abhängig (im Sinne eines staatlichen 
Konzessionssystems). Die Epoche nach Joseph II. brachte wieder einen Rückschlag 
durch (fast ausschließliche) Zuweisung des Rechtes zur Verleihung der Gewerbe-
befugnisse an die lokalen Behörden (an Stelle der vormals für die Kommerzialge-
werbe zuständigen Hofkommission); diese Magistrate und sonstigen Ortsobrigkeiten 
standen den Interessen der Zünfte näher und neigten zu Gewerbebeschränkungen.  
 
Die letzte Phase vor der Erlassung der GewO 1859 war durch ständiges Schwanken 
zwischen Beharren und Modernisierung, bedingt durch ein Tauziehen zwischen Geg-
nern und Befürwortern der Gewerbefreiheit, charakterisiert. Als Paradoxon kann 
deshalb erscheinen, dass gerade der politisch repressive Neoabsolutismus den 
Durchbruch zu einer (im Kern) sehr liberalen Gewerbeordnung herbeiführte. Wie 
Sandgruber betont, hat dementsprechend der Neoabsolutismus (als eine Phase der 
Restauration zwischen 1849 und 1860) in der Wirtschaftsgeschichtsschreibung – im 
Unterschied zu seiner politischen Beurteilung – in der Regel ein recht gutes Image; 
die Propaganda der zeitgenössischen Beobachter habe sich in den Dienst des Topos 
einer „Verbindung von politischer Reaktion und wirtschaftlicher Progressivität“ ge-
stellt.188 In diesem Zusammenhang sind auch der ideologische Hintergrund, dem 
diese Gewerbeordnung ihre Entstehung verdankt, und der wirtschaftliche Hinter-
grund, vor dem sie entstand und sich zu bewähren hatte, zu prüfen.  
 
Hinsichtlich der Motive des Neoabsolutismus weist Matis darauf hin, dass dieser in 
dem Maße, als er die Staatsbürger von der Regierungsgewalt fernhielt und die 
Gewährung verfassungsrechtlicher Wünsche verweigerte, sich genötigt sah, die 
Einbußen an politischer Freiheit durch „Beförderung der äußeren Wohlfahrt“ zu 
                                                 
188 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 237. Immerhin sind dem Neoabsolutismus neben der GewO 
1859 noch die Grundentlastung und die Liberalisierung des Außenhandels (Beseitigung des Prohi-
bitivsystems, Aufhebung der Zwischenzolllinie zwischen Österreich und Ungarn) als die drei großen 
institutionellen Reformen zu verdanken. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte, S. 60.  
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ersetzen.189 Gleichsam in Form einer „Revolution von oben“ wurden u. a. in weiten 
Bereichen der Wirtschaft die Grundlagen für einen Neubau der Monarchie gelegt. 
Indem der Neoabsolutismus nach der Devise des „Enrichez-vous“ den politischen 
Forderungen des Bürgertums entgegen kam, wurde er zum Vorkämpfer des ökono-
mischen Fortschritts. Die staatliche Bürokratie war Schrittmacher auf diesem Weg, 
indem sie mit der Grundentlastung (kein Land Europas konnte sich ohne vorher-
gehende Agrarreform industrialisieren) und der Gewerbefreiheit wesentliche Vor-
bedingungen für das industrielle Wachstum schuf. Zudem stand die Wirtschaftspolitik 
dieser Ära im Schatten der äußeren Politik des Reiches, die ein Großösterreich als 
Führungsmacht des Deutschen Bundes anstrebte. Die wirtschaftlichen Maßnahmen 
standen deshalb im Zeichen der Notwendigkeit, nach einer Zeit des Beharrens im 
Vormärz die längst fälligen Reformen nachzuvollziehen, die für die ökonomische 
Basis dieser Machtpolitik (und angesichts beginnender internationaler wirtschaftlicher 
Rivalität) notwendig waren.  
 
Den ideologischen Hintergrund der neuen Ordnung des Gewerbes bildete der Libe-
ralismus. Matis weist darauf hin, dass dieser zunächst als geistig-weltanschauliche 
Strömung entstand und sodann darüber hinaus zu einer Bewegung für eine liberale 
Politik und für ökonomischen Liberalismus führte.190 Dabei hatte der Wirtschafts-
liberalismus seine ersten Anhänger bereits unter der hohen Ministerialbürokratie des 
Vormärz; während des Neoabsolutismus wurde er sodann zur dominierenden 
wirtschaftspolitischen Anschauung. Er ging eine Symbiose mit dem Absolutismus ein. 
Der Staat schuf den legistisch-administrativen Rahmen für einen auf privatwirtschaft-
licher Basis sich vollziehenden wirtschaftlichen Aufschwung, der in der ersten „Grün-
derzeit“ (1867 bis 1873) kumulierte; er begünstigte private Unternehmertätigkeiten 
wie auch die Zusammenfassung des zersplitterten Sparkapitals durch neue Kredit-
institute. Im Verlauf des Konjunkturanstiegs (ab 1867) gewannen der ökonomische 
Liberalismus sowie das Prinzip der Marktfreiheit an populärer Durchschlagskraft. 
Wegen des augenscheinlichen wirtschaftlichen Erfolgs wurde den Liberalen die Vor-
herrschaft im ökonomischen Bereich zugestanden – bis zum großen Börsenkrach 
des Jahres 1873.  
                                                 
189 Vgl. dazu und im Folgenden Herbert Matis, Leitlinien der österreichischen Wirtschaftspolitik, in: 
Alois Brusatti, Hg., Die wirtschaftliche Entwicklung (= Band I Die Habsburgermonarchie 1848 – 
1918, Hg. Adam Wandruszka u. Peter Urbanitsch), Wien 1973, S. 31 f. und 36. 
190 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 342, 344 f. und 441 f. 
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Soweit der Liberalismus staatspolitische Ziele verfolgte, war er die politische Denk-
form des Bürgertums und damit einer einflussreichen Minderheit.191 Nur solange das 
Großbürgertum durch die Wahlgeometrie privilegiert war, blieb die Herrschaft der 
sich im Lager der „Verfassungspartei“ formierenden Liberalen aufrecht. Nach der 
Beendigung des neoabsolutistischen Regimes beherrschten sie von 1861 bis 1878 
(mit zwei kurzen Unterbrechungen) den österreichischen Reichsrat. Erst mit der 
Änderung des Kurienwahlrechts durch Herabsetzung des Wahlzensus im Wege der 
Wahlrechtsreform 1882 war ihre Dominanz beendet. Mit dem Sieg des Konstitutiona-
lismus wurden zwar die politischen Forderungen des Bürgertums erfüllt, die schritt-
weise Ausweitung des Parlamentarismus ließ andererseits die einzelnen politischen 
und nationalen Interessengruppen größeren Einfluss gewinnen; diese begannen zur 
Durchsetzung ihrer spezifischen Anliegen, das freie Spiel der ökonomischen Kräfte 
einzuengen. Das 1861 zum Durchbruch gelangte parlamentarische System leistete 
so einem staatlichen Interventionismus indirekt Vorschub.  
 
Was die wirtschaftliche Situation der Habsburgermonarchie anlangt, so war diese in 
der dreißigjährigen Periode, in deren Zenit die GewO 1859 erlassen wurde, durch 
starke Schwankungen gekennzeichnet, wobei als äußere Faktoren nicht nur die 
Missernten 1846/47 oder die „Wunderernten“ 1867/68, sondern auch die Ereignisse 
der Politik eine Rolle spielten.192 So lösten verbreitete Missernten 1846/47 eine Hun-
gersnot und eine Beschäftigungskrise aus. Das Jahr 1848 stand im Zeichen einer 
deutlichen Rezession. Nach dem ungünstigen Konjunkturklima der ersten Hälfte der 
1850er Jahre kam es mit dem Ende des Krimkrieges 1856 für ein knappes Jahr zu 
einer kräftigen Produktionsbelebung. Auch die europäische Krise von 1857 war in 
der österreichischen Industrie zunächst wenig spürbar, der Zeitraum bis 1858 stand 
im Zeichen eines Aufschwungs, der erst 1859 abbrach. Die Rezession von 1857 
schlug in Österreich erst durch den unglücklichen Ausgang des oberitalienischen 
Krieges (Niederlagen bei Magenta und Solferino) in eine echte Krise um, in der die 
Staatsfinanzen in neue Unordnung gestürzt wurden und überdies mit der Lombardei 
eine der reichsten Provinzen verloren ging.193 Die Schleifung der Basteien in Wien 
                                                 
191 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 342-344, 353. 
192 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 358 f. sowie Sandgruber, Ökono-
mie und Politik, S. 233, 239. 
193 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 418. 
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und die beginnende Ringstraßenverbauung führten 1860/62 noch zu einer kräftigen 
Belebung der Wiener Baukonjunktur und ihrer nachgelagerten Wirtschaftszweige 
(Ziegelerzeugung). Die Jahre 1861 und teilweise 1862 gehörten nach dem Urteil der 
Wiener Handelskammer zu den besseren im Zeitraum seit 1848. Ab 1863 und in den 
folgenden Jahren nahm jedoch die Bautätigkeit erheblich ab (wohl als Folge der 
deflatorischen Währungspolitik des Finanzministers).  
 
Die Krise setzte mit voller Wucht 1863 ein.194 Die außerordentlich schlechten Ernten 
von 1863 und 1864 hatten katastrophale Auswirkungen auf die Investitionsgüter- und 
Konsumgüterindustrie. Die Niederösterreichische Handelskammer berichtete hiezu: 
Indem einzelne Länder dadurch fast ohne Einkommen blieben, erlitt die Konsuma-
tionsfähigkeit ganzer Bevölkerungsklassen, namentlich des Bauernstandes, welcher 
sonst der beste Abnehmer unserer Industrieerzeugnisse war, einen argen Stoß, und 
der Absatz der Fabriken und Gewerbe stockte in bedenklicher Weise.195 Wie Sand-
gruber festhält, verstärkten sich die Missernten, die Kriegsauswirkungen und das 
international schlechte Konjunkturklima gegenseitig, so dass sich die Krise zum ein-
schneidendsten Rückschlag auswuchs, den Österreich seit den Napoleonischen 
Kriegen erlebt hatte. Der Krieg mit Preußen und Italien 1866 führte zu einer massiven 
Ausweitung der Geldmenge. Dass es ungeachtet der dadurch bewirkten Preisstei-
gerungen zu einem vollkommenen Stimmungsumschwung kam, war vor allem einer 
Reihe guter Ernten zu verdanken, die mit der „Wunderernte“ des Jahres 1867 
einsetzte.196  
 
In der österreichischen Wirtschaftsgeschichte wird die Epoche von 1866 bis 1873 als 
„Gründerzeit“ bezeichnet.197 Diese Jahre gelten als jene Periode, in der die Dynamik 
des Industriekapitalismus ihre stärkste Steigerung erfuhr, gemessen an der Zahl der 
neu gegründeten Kapitalgesellschaften, an der hektischen Expansion des Finanz-
sektors, an den fieberhaften Spekulationsaktivitäten immer breiterer Kreise der 
städtischen Bevölkerung, sowie an der Steigerung der Preise und Löhne. Es han-
delte sich (gemessen an der Investitionstätigkeit) um die längste ununterbrochene 
                                                 
194 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 243-245. 
195 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 243.  
196 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 418, führt den Umschwung auf die politische Konso-
lidierung nach dem „Ausgleich“, die Absage an die deutschen Hegemoniepläne, die „Wunderernte“ 
von 1867/68 und einen neuen internationalen Konjunkturanstieg zurück. 
197 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 360 und 362.  
57 
Aufschwungsperiode im Zeitraum von 1835 bis 1880. Die Zahl der Gewerbe erhöhte 
sich im Aufschwung deutlich, die Summe der Erwerbsteuerpflichtigen stieg in Wien 
von 1868 bis 1873 um mehr als 10 Prozent. Die „außerordentliche Schubkraft“ des 
Konjunkturaufschwungs von 1866/1873 wurde in einer zeitgenössischen Analyse als 
Nachholprozess erklärt, im Zuge dessen zurückgestaute (durch die Furcht vor einem 
Krieg jahrelang gelähmte) Expansionskräfte zur Entfaltung gekommen seien (nach-
dem der sodann abgeschlossene Friede eine längere Dauer versprach). Eigner weist 
darauf hin, dass die enorme Ausdehnung des Schienennetzes das Wachstum von 
Bergbau, Eisen-, Stahl- und Metallindustrie angeregt habe; Industrie- und Bankgrün-
dungen hätten sich gehäuft, wären allerdings vielfach rein spekulativer Natur gewe-
sen.198 Den Abschluss fand dieser Boom im Börsenkrach vom 9. Mai 1873, dem 
„Schwarzen Freitag“.  
 
3.3 Überblick über den Inhalt der ersten Gewerbeordnung 
 
Im Kern erfasste die erste Gewerbeordnung bereits jene Bereiche (wenngleich nicht 
alle Gewerbekategorien), welche rund 110 Jahre später Gegenstand der Neukodi-
fikation in der Gewerbeordnung 1973 waren. Hinzu kamen aber im Jahr 1859 noch 
Regelungen für das „gewerbliche Hilfspersonal“ (Gehilfen und Lehrlinge) sowie für 
die „Genossenschaften“ (somit für das gewerbliche Korporationswesen) durch die 
damaligen 6. und 7. „Hauptstücke“ der GewO; diese Materien wurden erst später 
Gegenstand eigener Bundesgesetze.  
 
Die Gewerbe199 wurden in „freie Gewerbe“ und konzessionierte Gewerbe eingeteilt 
(§ 1 GewO 1859). Freie Gewerbe konnten auf Grund bloßer „Anmeldung“ bei der Be-
zirksverwaltungsbehörde (Bezirkshauptmannschaften bzw. Magistrate der Städte mit 
eigenem Statut) ausgeübt werden, konzessionierte Gewerbe dagegen bedurften 
einer Bewilligung der Behörde (im Allgemeinen gleichfalls durch die Bezirksverwal-
tungsbehörden, bei einzelnen Gewerben durch die „politischen Länderstellen“ bzw. 
durch das Ministerium des Inneren, §§ 141-143 GewO 1859). Zu konzessionierten 
wurden dabei jene Gewerbe erklärt, „bei denen öffentliche Rücksichten die Notwen-
digkeit begründen, die Gestattung der Ausübung derselben von einer besonderen 
                                                 
198 Eigner, Die Habsburgermonarchie im 19. Jahrhundert, S. 120. 
199 Mit Ausnahme der im Art. VII KMP erwähnten Realgewerbe; derartige „radizierte“ und „verkäufliche“ 
Gewerbe durften nicht neu begründet werden, vgl. im Abschnitt 3.1. 
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Bewilligung abhängig zu machen“ (§ 2 GewO 1859). Diese Gewerbe wurden im § 16 
GewO 1859 in 14 Punkten aufgezählt. Alle nicht zu konzessionierten erklärten Ge-
werbe waren freie Gewerbe (§ 3 GewO 1859). Die freien Gewerbe bildeten somit die 
Regel, die konzessionierten die Ausnahme. Durchbrochen wurde der Grundsatz der 
persönlichen (nicht übertragbaren) Gewerbebefugnis nur insoweit, als die Witwe und 
die minderjährigen Erben (letztere bis zur erreichten Großjährigkeit) ein konzessio-
niertes Gewerbe auf Grundlage der Konzession des Verstorbenen fortführen durften 
(§ 59 GewO 1859).200  
 
Dem parlamentarischen Motivenbericht zur GewO 1859 zufolge sollte eine Beschrän-
kung der freien Zulassung nur bei jenen Gewerben eintreten, bei welchen es die 
Interessen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit erforderten.201 Dieser vom 
Grundsatz der Gewerbefreiheit ausgehende Gedanke wurde „in der Folgezeit viel-
fach verwässert“.202 Wirtschaftliche Momente traten immer mehr in den Vordergrund 
und wurden zur Triebfeder für die Konzessionierung von Gewerben, weil die Regu-
lierung bestimmter Gewerbebetriebe aus Wettbewerbsgründen als notwendig erach-
tet wurde (um die Existenzfähigkeit der bestehenden Betriebe zu sichern).  
 
Auch Garhofer weist darauf hin, dass die Konzessionierung ursprünglich nicht den 
Zweck verfolgte, den Zuzug zum Gewerbe einzudämmen; vielmehr seien zunächst 
nur polizeiliche oder sonstige staatspolitische Rücksichten für die Bindung bestimm-
ter Tätigkeiten an eine Bewilligung maßgebend gewesen.203 Es habe sich um solche 
Gewerbe gehandelt, deren Ausübung aus Gründen der Sicherheit nur besonders 
befähigten oder wegen zu befürchtender Missbräuche nur moralisch einwandfreien 
Personen anvertraut werden konnte. So könnten Baugewerbetreibende bei Mangel 
entsprechender Befähigung die öffentliche Sicherheit gefährden, moralisch nicht 
einwandfreie Gast- und Schankgewerbetreibende könnten ihr Gewerbe zu Unzucht 
oder Hehlerei missbrauchen. Besondere Gelegenheit zu einer missbräuchlichen 
                                                 
200 Die Großjährigkeit wurde seinerzeit mit Vollendung des 24. Lebensjahres erreicht. Die Bestimmung 
diente der Versorgung der genannten Personen, galt aber nicht für freie Gewerbe, da für diese die 
rechtlichen Voraussetzungen normaler Weise leicht erbracht werden konnten (vgl. sinngemäß Ku-
lisch, System des Gewerberechtes, S. 344). Weiters bedurfte es zur Fortführung eines Gewerbes 
für Rechnung der Konkurs- oder Verlassenschaftsmasse weder einer neuen Anmeldung noch Kon-
zession (§ 59 Abs. 4 GewO 1859); dies galt demnach auch für freie Gewerbe. 
201 Vgl. dazu und im Folgenden Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 406. 
202 Laszky u. Nathansky ebd.  
203 Vgl. dazu und im Folgenden Emil Garhofer, Hundert Jahre österreichische Gewerbepolitik, in: Hans 
Mayer, Hg., Hundert Jahre österreichischer Wirtschaftsentwicklung 1848-1948, Wien 1949, S. 482. 
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Verwendung böte auch das Trödler-, Pfandleiher- oder Pressgewerbe204. Deshalb 
seien bei diesen Gewerben Verlässlichkeit, Unbescholtenheit und eine bestimmte 
fachliche Befähigung vorgeschrieben worden. – Im Einzelnen siehe zu den konzes-
sionierten Gewerben und den Zugangsvoraussetzungen zur Gewerbeausübung im 
Abschnitt 3.4.  
 
Das dritte Hauptstück der GewO 1859 (§§ 31-41) regelte das Erfordernis einer Ge-
nehmigung der Betriebsanlage bei einzelnen Gewerben. Diese Genehmigung war 
bei all jenen freien oder konzessionierten Gewerben erforderlich, die „mit Feuerstät-
ten, Dampfmaschinen oder Wasserwerken betrieben werden, oder welche durch 
gesundheitsschädliche Einflüsse, durch die Sicherheit bedrohende Betriebsarten, 
durch üblen Geruch oder durch ungewöhnliches Geräusch die Nachbarschaft205 zu 
gefährden oder zu belästigen geeignet“ waren (§ 31 GewO 1859). § 33 GewO 1859 
sah sodann für bestimmte namentlich aufgezählte Betriebsanlagen (42, darunter 
Anlagen zur Bereitung von Feuerwerkskörpern, Salzsäure- und Salpetersäurefabri-
ken, Kalkbrennereien, Gipsbrennereien, Ziegelbrennereien, Fabriken für chemische 
Waren, Gerbereien, Schlachthäuser, Hütten- und Hammerwerke) ein besonderes 
Verfahren unter Einbindung der Nachbarschaft in Form einer kommissionellen Ver-
handlung vor, bei der Einwendungen gegen die Anlage erhoben werden konnten; die 
entsprechenden Gefährdungen bzw. Belästigungen wurden hier somit von Gesetzes 
wegen bereits angenommen. Aber auch sonst hatte die Behörde (amtswegig) in 
einem vereinfachten Verfahren die erwähnten Gefährdungen bzw. Belästigungen 
wahrzunehmen. Je nach Ermittlungsergebnis war das Ansuchen des Gewerbeinha-
bers (oder desjenigen, der erst ein Gewerbe begründen wollte) um Genehmigung der 
konkreten Anlage abzuweisen oder es waren gemäß § 32 GewO 1859 die nötigen 
Bedingungen oder Beschränkungen im Genehmigungsbescheid vorzuschreiben.206  
 
Das Erfordernis der Genehmigung bestimmter Betriebsanlagen war demnach von 
der Art des Gewerbes (als freies oder konzessioniertes) unabhängig. Die behördliche 
Prüfung und nachfolgende Genehmigung oder Untersagung der betreffenden Anlage 
                                                 
204 Derartige Bedenken bestanden beim Pressgewerbe offenbar aus damaliger staatspolizeilicher 
Sicht. 
205 Zur Nachbarschaft zählten nicht bloß die Eigentümer der an die Anlage unmittelbar angrenzenden 
Grundstücke, sondern alle Grundeigentümer, die nach der örtlichen Lage von den schädlichen Ein-
flüssen der Anlage getroffen werden können, ohne dass es auf die Entfernung ankäme. Vgl. Ku-
lisch, System des Gewerberechtes, S. 558. 
206 Vgl. dazu sinngemäß Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 564-567. 
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standen in keinerlei Zusammenhang mit den persönlichen Eigenschaften des Unter-
nehmers und seiner allenfalls gesetzlich geforderten Eignung zum Gewerbebetrieb. 
Deshalb kann darin auch keine Einschränkung des der GewO 1859 zu Grunde 
liegenden Grundsatzes der Gewerbefreiheit gesehen werden. Vielmehr ging es 
darum, der im 19. Jahrhundert massiv auftretenden Umweltproblematik (im Interesse 
insbesondere der Nachbarschaft) gegenzusteuern. Sandgruber verwies auf Studien 
über die „Atmosphäre von Wien“ bereits aus dem späten 18. Jahrhundert, in denen 
berichtet wurde über  
 
“die bestialischen Gerüche der Schlachtbänke, Fleisch- und Fischmärkte, Käsehütten, 
(…) die Abwässer von Färbereien, aber auch die gefährlichen Dämpfe, die aus den 
Werkstätten der Vergolder, Versilberer, Verzinker, Gerber, Seifensieder und Kerzengie-
ßer strömten, und dies alles potenziert durch die enge Verschränkung von Wohn- und 
Produktionsstandorten in den von Industrie und Gewerbe durchsetzten Hinterhöfen, 
aber auch in den ländlichen Industrieorten, wo die Arbeiter dicht neben den Fabriken 
wohnen.“207  
 
Neben anderen Beispielen erwähnt Sandgruber u. a.:  
 
„Von den Arsen- und Kobaltemissionen der in den 1780er Jahren eingerichteten staat-
lichen Farbenfabrik im niederösterreichischen Schlöglmühl war die Umgebung so akut 
gefährdet, dass bei Belegschaft und Anrainern Haarausfall, verschwollene Gesichter, 
offene Geschwüre und sich lösende Fingernägel zu beobachten waren.“208  
 
Im vierten Hauptstück der GewO 1859 über „Umfang und Ausübung der Gewerbe-
rechte“ fand die nunmehrige Freiheit der Gewerbeausübung209 ihren Niederschlag 
insbesondere darin, dass jeder Gewerbetreibende das Recht hatte, alle zur voll-
kommenen Herstellung seiner Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen und die 
hiezu erforderlichen Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe (Berufszweige) zu beschäf-
tigen (§ 43), weiters dass die Berechtigung zur Erzeugung eines Artikels auch das 
Recht zum Handel mit gleichartigen fremden Erzeugnissen einschloss (§ 44). Über-
dies war der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe (Berufszweige) durch densel-
ben Unternehmer gestattet (§ 11). Das „Feilbieten im Umherziehen von Ort zu Ort“ 
war allerdings (abgesehen von Märkten sowie Inhabern einer – nicht der GewO un-
terliegenden – Hausierbewilligung) nur Gewerbetreibenden, welche die „allgemeinen 
Artikel des täglichen Verbrauches, wie z. B. Milch, Butter, Obst, Gemüse, Blumen, 
                                                 
207 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 269. 
208 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 269 f. 
209 Gemäß § 42 GewO 1859 wurde der Umfang eines Gewerberechtes nach dem Inhalt des (auf 
Grund der Gewerbeanmeldung ausgestellten) Gewerbescheines oder der Konzession beurteilt. 
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Holz etc. nach örtlicher Gewohnheit durch Herumtragen von Haus zu Haus oder auf 
der Straße feilbieten“, gestattet (§§ 51 f.).  
 
Ungeachtet des Grundprinzips der Wahrung der individuellen Freiheit enthielt die 
GewO 1859 für einzelne Bereiche Zwangsvorschriften bei der Gewerbeausübung 
(§§ 55-57). Zwar wurde eine Einwirkung des Staates auf die Bildung der Preise 
grundsätzlich abgelehnt, dies war aber mit der Gefahr verbunden, dass sich die 
Gewerbetreibenden kartellierten, um die Konsumenten auszubeuten.210 Dem suchte 
die GewO wenigstens dort zu begegnen, wo dies die schwersten Folgen zeitigen 
müsste. Den Grundsatz freier Preisbildung durchbrechend, gab die GewO deshalb 
im § 55 dem Ministerium des Innern die Ermächtigung, je nach den örtlichen Verhält-
nissen Preissatzungen zu erlassen für den „Kleinverkauf von Artikeln, die zu den not-
wendigsten Bedürfnissen des täglichen Unterhaltes gehören, dann bei den Rauch-
fangkehrern und bei den Transport- und Platzdienstgewerben“211.  
 
Weiters konnte die Behörde bei Artikeln, die zu den notwendigen Bedürfnissen des 
täglichen Unterhalts gehörten, die Haltung von Vorräten und im Kleinverkauf auch 
dort, wo diese Artikel keiner (Preis-)Satzung unterlagen, die Ersichtlichmachung der 
Preise in den Verkaufslokalitäten sowie bei den Gastgewerben die Auflegung von 
Preiszetteln anordnen (§ 56 GewO 1859). Überdies bestand im Interesse der 
Konsumenten bei einzelnen Gewerben eine (befristete) Betriebspflicht: Gemäß § 57 
GewO 1859 mussten Bäcker, Fleischer und Rauchfangkehrer bei beabsichtigter 
Einstellung des Gewerbebetriebs diese bei der Behörde anmelden und auf deren 
Verlangen das Gewerbe noch durch eine bestimmte Zeit (höchstens zwei Monate) 
fortführen. 
 
Das fünfte Hauptstück der GewO 1859 regelte den „Marktverkehr“ (§§ 62-71). Dabei 
war jedermann berechtigt, Märkte mit allen im Warenverkehr auf dem betreffenden 
Markt zugelassenen Waren zu „beziehen“. Waren, deren Verkauf an eine Konzes-
sion gebunden war, durften jedoch nur von den mit der bezüglichen Konzession 
versehenen Gewerbetreibenden feilgeboten werden. Das Gesetz unterschied Haupt-
                                                 
210 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 129. 
211 Unter Platzdienstgewerben wurden die Gewerbe derjenigen verstanden, welche an öffentlichen 
Orten persönliche Dienste als Boten, Träger und dergleichen anboten (wie Sänften- und Sesselträ-
ger, Platzdiener, Lohndiener, Stiefelputzer); vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 83 f. 
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märkte (Messen, Jahrmärkte, für die Kurzeit in Badeorten gleichgestellte Märkte und 
Kirchtagsmärkte) sowie Wochenmärkte (mit geringerem Warensortiment). Die Be-
rechtigung zur Abhaltung von Märkten wurde von der Gemeinde erworben; diese 
hatte die Marktordnung (inklusive des Marktgebühren-Tarifs) zu erlassen. 
 
Gegenstand des sechsten Hauptstücks der GewO 1859 (§§ 72-105) war das 
„gewerbliche Hilfspersonal“, bestehend aus Gehilfen (Handlungsdienern, Gesellen 
und Fabriksarbeitern) und Lehrlingen. Dabei richteten sich die Rechtsverhältnisse 
zwischen den Gewerbetreibenden und ihrem Hilfspersonal, abgesehen von einzel-
nen Vorschriften der GewO, nach den Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzbuches. Insbesondere waren die Bezüge der Gehilfen, ihre Stellung, die 
Dauer des Dienstverhältnisses, eine allfällige Probezeit und die Kündigungsfrist – 
entsprechend dem liberalen Grundkonzept der GewO – Gegenstand des „freien 
Übereinkommens“ (mangels derartiger Vereinbarung waren wöchentliche Lohnzah-
lung und eine vierzehntätige Kündigungsfrist zu Grunde zu legen). Die GewO 1859 
regelte die wechselseitigen Pflichten und Rechte, ein Koalitionsverbot für die Gehil-
fen (Verbot von Verabredungen zur Erzwingung von Zugeständnissen des Dienst-
herrn) und die Gründe für eine vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses. Vorerst 
bescheidene Ansätze zu einer Sozialgesetzgebung zeigten sich in Schutzbestim-
mungen für Kinder und Jugendliche bis 16 Jahre.212 Auch die Dauer eines Lehrver-
hältnisses und das Lehrgeld waren Gegenstand freier Übereinkunft; die „Haltung“ 
von minderjährigen Lehrlingen setzte nur das 24. Lebensjahr des Gewerbetreiben-
den sowie die Freiheit von gewissen Straftaten voraus (erst die Novelle 1885 ver-
langte die „erforderlichen Fachkenntnisse“ des Gewerbeinhabers). Streitigkeiten 
zwischen den Gewerbetreibenden und ihren Gehilfen und Lehrlingen aus dem 
Dienst- oder Lehrverhältnis waren, wenn der Gewerbetreibende einer Genossen-
schaft (vgl. das 7. Hauptstück) angehörte, von der Genossenschaftsvorstehung zu 
entscheiden, ansonsten durch die politische Behörde.  
                                                 
212 Gemäß § 86 GewO 1859 durften Kinder unter 10 Jahren gar nicht, solche zwischen 10 und 12 
Jahren nur im Falle eines vom Vater bzw. Vormund beantragten Erlaubnisscheines der Gemeinde in 
größeren Gewerbeunternehmen (mit mehr als 20 Arbeitern) beschäftigt werden, und zwar bei sol-
chen Arbeiten, die der Gesundheit nicht nachteilig waren und die körperliche Entwicklung nicht 
hinderten. Gemäß § 87 GewO 1859 durfte für Personen unter 14 Jahren die Arbeitszeit täglich 10 
Stunden, für jene zwischen 14 und 16 Jahren 12 Stunden nicht übersteigen. Zur Nachtarbeit (zwi-
schen 9 Uhr abends und 5 Uhr morgens) durften Personen zwischen 14 und 16 Jahren (ausgenom-
men in von der Behörde gestatteten Fällen „wenn sonst der Betrieb gefährdet wäre“) nicht „verwen-
det“ werden. In Fällen eines „außerordentlichen Arbeitsbedürfnisses“ konnte die Behörde für Arbei-




Das sechste Hauptstück der GewO 1859 wurde durch die Novelle 1885, RGBl. Nr. 
22, neu gefasst. Hinzu kamen dabei insbesondere Regelungen für den Arbeitneh-
merschutz (§ 74), für Arbeitspausen und die Sonn- und Feiertagsruhe (§§ 74a und 
75), für Abend- und Sonntagsschulen (Hilfsarbeitern bis zum 18. Lebensjahr war die 
hiefür erforderliche Zeit zu gewähren, § 75a), für die Krankenkassen zugunsten von 
Hilfsarbeitern bei nicht einer Genossenschaft angehörenden Gewerbetreibenden 
(§ 89). Modifiziert wurden u. a. die Bestimmungen über Beschäftigungszeiten und 
Nachtarbeit jugendlicher Hilfsarbeiter (§§ 94 und 95), wobei eigene Regelungen für 
fabriksmäßig betriebene Gewerbeunternehmen getroffen wurden (§ 96a in Fassung 
der Novelle 1885).213  
 
Im siebenten Hauptstück der GewO 1859 (§§ 106-130) blieb die Organisation der 
Handwerkerverbände als mit Pflichtcharakter ausgestattete „Genossenschaften“ 
erhalten. Nach Ansicht von Kulisch stehen die Vorschriften über das gewerbliche 
Genossenschaftswesen „in starkem Gegensatze zu der entschieden wirtschaftlich 
freiheitlichen Richtung, die der Gewerbeordnung von 1859 insoweit zugrunde liegt, 
als der Antritt sowie die Ausübung eines Gewerbes und die Rechtsstellung der 
Hilfsarbeiter in Frage kommen“.214 Diesem Hauptstück diente nicht die freie Assozia-
tion, sondern eine rein staatliche Zwangsorganisation als Grundlage. Unter den 
Gewerbetreibenden gleicher und verwandter Gattung waren Genossenschaften mit 
Innungszwang zu bilden.215 Zur Genossenschaft gehörten die selbständigen Gewer-
                                                 
213 Nach einzelnen weiteren Novellierungen des 6. Hauptstücks der GewO (in den Jahren 1907, 1913, 
1919, 1922 und 1928) wurden dessen Bestimmungen über das gewerbliche Hilfspersonal schritt-
weise ersetzt durch das Gesetz über die Sonn- und Feiertagsruhe im Gewerbebetrieb RGBl. 
21/1895 (und sodann durch das Feiertagsruhegesetz StGBl. 116/1945), durch das Kinderarbeits-
gesetz BGBl. 298/1935 und das Jugendbeschäftigungsgesetz BGBl. 146/1948, durch die Verord-
nung zur Einführung von Arbeitszeitvorschriften im Lande Österreich, Gesetzblatt für das Land 
Österreich Nr. 231/1939, und durch das Kollektivvertragsgesetz BGBl. 76/1947. Die 1885 novellier-
ten Bestimmungen über Streitigkeiten aus Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnissen wurden zunächst 
durch das Gesetz betreffend Einführung von Gewerbegerichten RGBl. 218/1896 und in der Folge 
durch das Arbeitsgerichtsgesetz BGBl. 170/1946 ersetzt. Vgl. die Anmerkungen zum 6. Hauptstück 
bei Friedrich Schwiedland, Die Gewerbeordnung, 2. Aufl., Wien 1953, S. 124-178. – Die insbeson-
dere in den Jahren 1907 und 1922 novellierten Bestimmungen der GewO hinsichtlich der Lehrlings-
haltung wurden späterhin durch das Berufsausbildungsgesetz BGBl. 142/1969 ersetzt, die Vorschrif-
ten der §§ 74, 74a, 74b und 74c GewO hinsichtlich des Arbeitnehmerschutzes durch das Arbeitneh-
merschutzgesetz BGBl. 234/1972.  
214 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 130 f. 
215 Gemäß § 106 GewO 1859 war unter denjenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe in einer 
oder in nachbarlichen Gemeinden betrieben, ein gemeinschaftlicher Verband aufrecht zu erhalten, 
und insofern er noch nicht bestand, „so viel als möglich herzustellen“. Wer in dem Bezirk eines sol-
chen Verbandes das Gewerbe, für welches derselbe besteht, selbstständig betrieb, wurde schon 
durch den Antritt des Gewerbes Mitglied der Genossenschaft (§ 107).  
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betreibenden als „Mitglieder“, die Gehilfen und Lehrlinge in geminderter Stellung als 
„Angehörige“ (§ 113 GewO 1859).  
 
Zur Begründung (und wohl auch Rechtfertigung) für diese Organisationsform haben 
Seltsam und Posselt in ihrem 1885 erschienenen Werk ausgeführt: 
 
„Die Einführung obligatorischer Genossenschaften mit streng gegliedertem Organismus 
hat nur den Zweck, dem Gewerbestande ein einheitliches Gepräge zu geben, ihm die 
Verfolgung der gemeinsamen Interessen zu erleichtern und der eingerissenen Zerfah-
renheit in seinen Reihen ein Ende zu machen; dabei darf jedoch weder die Freiheit des 
einzelnen Gewerbeinhabers beschränkt, noch die Erreichung der Selbstständigkeit 
durch Jene, welche sich für den Betrieb eines Gewerbes gehörig herangebildet haben, 
in irgend welcher Weise erschwert werden. Diesen Grundsatz hat das frühere Gesetz 
im § 115 (…) ausgedrückt und hiermit alle älteren Zunftprivilegien, welche sich auf die 
Ertheilung des Meisterrechts etc. bezogen, für die Folge gänzlich beseitigt sowie auch 
eine Wiederkehr jener Mißbräuche unmöglich gemacht, welche den Verfall der alten 
Innungen zum großen Theil verschuldet haben.“216  
 
Wie Chaloupek festhält, wich die neue Gewerbeordnung in einem einzigen Punkt 
grundlegend vom Prinzip der Gewerbefreiheit ab – im gewerblichen Korporations-
wesen.217 Sandgruber nimmt dagegen einen recht kritischen Standpunkt ein:  
 
„Die Gewerbeordnung von 1859 blieb ein widersprüchliches Konglomerat aus liberalen, 
traditionellen und polizeistaatlichen Elementen: Den rechtlich verankerten Prinzipien der 
Gewerbefreiheit und freien Gestaltung des Arbeitsvertrages widersprachen die im zünft-
lerischen Geist stehenden Zwangsgenossenschaften. In dieselbe Richtung zielten die 
Einführung der Arbeitsbücher218 und die Beibehaltung des strafrechtlich verankerten 
Koalitionsverbots.“219  
 
Zweck der Genossenschaften (§ 114 GewO 1859) waren insbesondere die „Sorge 
für die Erhaltung geregelter Zustände“ zwischen den Mitgliedern und den Gehilfen 
                                                 
216 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 326. Der zitierte § 115 GewO 1859 lautete: Durch die 
Errichtung von Genossenschaften darf für niemanden der Antritt oder der Betrieb eines Gewerbes 
weiter beschränkt werden, als durch das gegenwärtige Gesetz bestimmt ist. Der Wortlaut nach 
§ 113 in Fassung der Novelle RGBl. 39/1883 war damit identisch. 
217 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 370. 
218 Seltsam und Posselt zufolge (Gewerbe-Ordnung, S. 238) hatten die Arbeitsbücher (vgl. § 74 im 6. 
Hauptstück der GewO 1859) von jeher den Zweck, die Dienste und das Betragen der gewerblichen 
Gehilfen, ihre Eignung zum Gewerbe amtlich zu registrieren und auszuweisen, den Kontraktbruch 
des Arbeiters möglichst hintan zu halten und dessen polizeiliche Überwachung zu erleichtern. – Die 
entsprechenden Bestimmungen wurden sodann durch StGBl. 42/1919 aufgehoben. 
219 Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 256 f. – Meiner Ansicht nach wird diese herbe Kritik 
(„widersprüchliches Konglomerat“) der hinsichtlich von Antritt und Ausübung der Gewerbe betont 
liberalen Regelung, die den Kernbereich des Gesetzeswerks ausmacht, nicht gerecht. Zudem wurde 
die Strafbestimmung hinsichtlich des Koalitionsverbots bereits mit dem Koalitionsgesetz RGBl. 
43/1870 aufgehoben.  
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bzw. Lehrlingen,220 die „Austragung“ der Streitigkeiten aus dem Dienst- und Lehrver-
hältnis, die Gründung und Förderung von Fachschulen, die Gründung von Anstalten 
zur Unterstützung der Mitglieder sowie von Gehilfen und Lehrlingen bei Erkrankung 
oder sonstiger Notlage, die Erstattung von Auskünften und Gutachten an die Behör-
de sowie an die Handels- und Gewerbekammer. Die Genossenschaften standen 
unter der Aufsicht der Behörde, ihre Statuten waren der politischen Landesstelle zur 
Genehmigung vorzulegen.  
 
Schon 1862 und neuerlich 1865 wurde auf Veranlassung des Herrenhauses221 eine 
Umfrage über die mit der Neuordnung des Genossenschaftswesens gemachten 
Erfahrungen veranstaltet.222 Ein vom Handelsministerium 1874 ausgearbeiteter 
Referentenentwurf einer neuen Gewerbeordnung mit dem Ziel einer Beseitigung der 
Zwangsgenossenschaften sah nach dem Vereinsgesetz zu bildende Vereine (ohne 
Beitrittszwang) vor, denen mit behördlicher Bewilligung der Zusammenschluss zu 
„Verbänden“ offen stehen sollte. Dieser Entwurf gelangte nicht zur parlamentarischen 
Beratung. Ein von der Regierung 1877 vorgelegter Entwurf einer neuen Gewerbeord-
nung kam zwar in die Begutachtung, nicht jedoch in parlamentarische Behandlung. 
Der Schwerpunkt eines neuerlichen Entwurfs aus 1880 für eine Gesamtrevision der 
Gewerbeordnung lag in den Bestimmungen über das handwerkliche Verbands-
wesen, wobei am Pflichtcharakter der Genossenschaften festgehalten wurde, jedoch 
Inhaber fabriksmäßig betriebener Unternehmen vom Beitrittszwang befreit sein 
sollten.223 Ein gegenüber der Regierungsvorlage abgeänderter Entwurf wurde 
sodann als GewO-Novelle 1883 kundgemacht (RGBl. 39/1883); damit wurden das 
erste bis vierte sowie das siebente Hauptstück der GewO 1859 neu gefasst. 
 
Das siebente Hauptstück der GewO wurde nachmals durch die GewO-Nov. 1935, 
BGBl. 548/1935, aufgehoben (mit Ausnahme der Bestimmungen über die Kranken-
versicherung der Gewerbetreibenden). An seine Stelle traten später die Vorschriften 
                                                 
220 Die Novelle RGBl. 39/1883 führte ergänzend an die Vorsorge für ein geordnetes Lehrlingswesen 
durch Erlassung von Bestimmungen (mit behördlicher Genehmigung) u. a. über die Ausbildung der 
Lehrlinge, die Lehrzeit bei nicht handwerksmäßigen Gewerben, die Lehrlingsprüfungen, die Bedin-
gungen für das Halten von Lehrlingen sowie über das Verhältnis der Lehrlinge zur Zahl der Gehilfen. 
221 Dies war eine der beiden Parlamentskammern nach der Reichsverfassung 1861 (sogenanntes 
„Februarpatent“). 
222 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 89 sowie 91-
94. 
223 Diese Ausnahme von der Pflichtmitgliedschaft fand sich sodann im § 108 in Fassung der Novelle 
1883. 
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des Handelskammergesetzes BGBl. 182/1946 (dieses sah für die Landeskammern 
der gewerblichen Wirtschaft und die Bundeskammer gleichfalls eine Pflichtmitglied-
schaft vor). Unberührt blieben dabei ebenfalls die durch die Novelle 1907, RGBl. Nr. 
26, geschaffenen Bestimmungen über die Krankenversicherung der Genossen-
schaftsmitglieder (als Pflichtversicherung).224  
 
Das achte Hauptstück der GewO 1859 (§§ 131-140) regelte die bei Übertretung der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu verhängenden (Verwaltungs-)Strafen. Als solche 
waren der „Verweis“ (als mildeste Strafart bei überwiegenden Milderungsumstän-
den), eine Geldbuße, Arrest bis zu drei Monaten oder die Entziehung der Gewerbe-
berechtigung vorgesehen. Das neunte Hauptstück (§§ 141-152) regelte die Behör-
den und das Verfahren. 
 
3.4 Gewerbezugangsvoraussetzungen der GewO 1859 
 
Wie bereits im Abschnitt 3.3 einleitend ausgeführt wurde, kannte die GewO 1859 nur 
zwei Kategorien von Gewerben, freie und konzessionierte. Dabei waren alle nicht in 
der Liste der konzessionierten (§ 16) angeführten Tätigkeiten freie Gewerbe, sie 
konnten auf Grund einer Anmeldung bei der Gewerbebehörde (politische Verwal-
tungsbehörde erster Instanz) ausgeübt werden. Die GewO 1859 nannte dafür unter 
den „Bedingungen des selbständigen Gewerbebetriebes“ (2. Hauptstück) allgemeine 
Bestimmungen, die für alle (somit auch freie) Gewerbe galten; besondere Voraus-
setzungen bildeten eine zusätzliche Zugangsvoraussetzung für konzessionierte 
Gewerbe.  
 
Allgemeine Voraussetzung für den Gewerbebetrieb war, dass der Unternehmer sein 
Vermögen selbst zu verwalten berechtigt war (§ 4 GewO 1859). Dies war zu dieser 
Zeit nicht der Fall bei Personen vor vollendetem 24. Lebensjahr,225 weiters bei 
Personen, die nach den Vorschriften des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
unter vormundschaftlicher Gewalt oder Kuratel standen (wegen Geistes- oder 
                                                 
224 Diese Vorschriften über die Meisterkrankenversicherung blieben auch zufolge Art. 24 Abs. 2 der 
Gewerberechtsnovelle 1952 (BGBl. 179/1952) nach Maßgabe von § 1 Abs. 1 des Sozialversiche-
rungsüberleitungsgesetzes (BGBl. 142/1947) und sodann durch § 490 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes (BGBl. 189/1955) aufrecht. An die Stelle dieser Bestimmungen traten dann die 
Vorschriften des Gewerblichen Selbständigen Krankenversicherungsgesetzes (BGBl. 167/1966). 
Vgl. hiezu Hedwig Mache, Die Gewerbeordnung, 4. Aufl., Wien 1968, S. 204. 
225 Dieses Hindernis konnte allerdings durch Altersnachsicht nach dem ABGB beseitigt werden. 
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Gemütskrankheit usw.).226 Ausgeschlossen waren aus diesem Grund auch 
Personen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet wurde (während der Dauer 
des Konkursverfahrens).227  
 
Generell legte § 5 GewO 1859 fest, dass „moralische Personen“ (es handelte sich 
hierbei um den älteren Ausdruck für die juristischen Personen, vgl. § 3 in Fassung 
der GewO-Novelle 1883) unter den gleichen Bedingungen wie einzelne Individuen 
Gewerbe betreiben können; sie mussten aber einen geeigneten Geschäftsführer als 
Stellvertreter bestellen. Weiters bestimmte § 9 GewO 1859 im Unterschied zu älteren 
Vorschriften,228 dass der Antritt eines Gewerbes von der Aufnahme in den Verband 
der Gemeinde, in welcher das Gewerbe betrieben werden sollte, unabhängig war. 
Inwiefern Geistliche und Ordenspersonen, Militärangehörige, (landesfürstliche) 
Beamte oder andere öffentlich angestellte Personen von der Ausübung von Gewer-
ben ausgeschlossen waren, regelten jedoch die Standes- oder Dienstvorschriften 
(§ 6 GewO 1859). Die Zulassung von Ausländern zur Gewerbeausübung in Öster-
reich war (vorbehaltlich anderer Regelungen in Staatsverträgen) der Entscheidung 
des Innenministeriums im Einzelfall vorbehalten (§ 10 GewO 1859).229  
 
Eine allgemeine (negative) Voraussetzung für den Gewerbeantritt bestand insoweit, 
als gemäß §§ 7 und 8 GewO 1859 keine Ausschließungsgründe für die Ausübung 
des betreffenden Gewerbes vorliegen durften. So waren Personen, die wegen eines 
Verbrechens (generell) oder wegen Vergehen bzw. Übertretungen aus Gewinn-
sucht230 oder gegen die öffentliche Sittlichkeit231, wegen Schleichhandels232, wegen 
                                                 
226 Allerdings konnten gemäß § 4 Abs. 2 GewO 1859 für Rechnung dieser Personen Gewerbe mit Zu-
stimmung ihres gesetzlichen Vertreters sowie der Behörde durch einen Stellvertreter (Geschäfts-
führer) betrieben werden. 
227 Dem Kridatar fehlt die Fähigkeit, über die exekutionsfähigen Bestandteile seines Vermögens zu 
verfügen, es fehlt somit die volle Handlungsfähigkeit. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, 
S. 300. 
228 Nach den älteren Vorschriften war die Erlangung des Gemeinde-Bürgerrechtes unerlässliche 
Bedingung zum Betrieb der meisten, namentlich der zünftischen Gewerbe. Nur die unzünftischen 
Gewerbe und die freien Beschäftigungen konnten auch von Nichtbürgern betrieben werden; auch 
Großhändlern war durch ihnen erteilte Privilegien der Erwerb des Bürgerrechtes erlassen worden. 
Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 63. 
229 Gemäß § 8 i. F. GewO-Nov. 1883 waren Ausländer bei Nachweis der formellen Reziprozität 
(darunter wurde die durch internationale Verträge begründete wechselseitige gewerberechtliche 
Gleichstellung der Angehörigen des einen Vertragsstaates mit denen des anderen verstanden) 
seitens ihres Heimatstaates den Inländern bei der Gewerbeausübung gleichgestellt. Bei fehlendem 
Nachweis der Reziprozität bedurften sie einer „förmlichen Zulassung“ durch die politische Landes-
behörde. 
230 Dazu zählten insbesondere Diebstähle, Veruntreuungen, Betrügereien, Ankauf verdächtiger Waren. 
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„schwerer Gefällsübertretung“233 oder wegen schuldhaften Konkurses verurteilt wur-
den, durch die Behörde vom Antritt eines Gewerbes dann auszuschließen,234 wenn 
nach der Art des Gewerbes und der Persönlichkeit des Unternehmers Missbrauch zu 
besorgen wäre (§ 7 GewO 1859). Die verurteilten Personen war demnach nicht 
a priori von der Erlangung eines Gewerbes ausgeschlossen, vielmehr blieb es der 
Behörde überlassen, den Gewerbebetrieb zu untersagen, wenn nach Beschaffenheit 
des Gewerbes im Zusammenhalt mit der Persönlichkeit des Unternehmers235 die 
Gefahr eines Missbrauchs zum Nachteil des Publikums zu bestehen schien.236 
Gegebenenfalls untersagte die Behörde, falls es sich um ein freies Gewerbe han-
delte, den Beginn des Betriebes; bei einem konzessionierten Gewerbe verweigerte 
die Behörde die angesuchte Konzession (§ 146 GewO 1859).  
 
Der gegenüber der Vergangenheit neue Denkansatz hinsichtlich von Gewerbeaus-
schlussgründen wird aus dem parlamentarischen Motivenbericht zur GewO 1859 
ersichtlich:  
 
„In dem bisherigen Konzessionssystem, in welchem der Staat als Wohlfahrtshüter sich 
auch um die Bürgschaften der guten Bedienung des Publikums und des Fortkommens 
der Unternehmer bekümmert und zugleich als Verteiler der bürgerlichen Nahrungen 
dasteht, ist es begreiflich, daß außer der technischen Befähigung auch die moralische 
Würdigkeit und das Vorleben des Bewerbers bei jeder Gewerbeverleihung ein wichtiges 
Moment bilden. 
 
In dem neuen System verläßt der Staat diesen Standpunkt. Er betrachtet die Möglich-
keit des Erwerbes nicht mehr als den Preis des guten Lebenswandels, sondern als des-
sen Bedingung. 
 
Er kann daher fortan im allgemeinen (nämlich abgesehen von den konzessionierten 
                                                                                                                                                        
231 Dazu gehörten u. a. Unzucht als Gewerbe, Kuppelei, öffentliches Ärgernis verursachende Verlet-
zungen der Sittlichkeit, das Spielen verbotener Spiele, gewisse Fälle der Trunksucht. Vgl. Seltsam 
u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 61. 
232 Nach dem sich auf Übertretungen der Zollvorschriften beziehenden Gefällsstrafgesetz (kaiserliches 
Patent vom 11. Juli 1835) handelte es sich um den Zollschmuggel. Vgl. Laszky u. Nathansky, Hel-
ler’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 263. 
233 Dies waren z. B. die verbotswidrige Erzeugung von Gegenständen eines Staatsmonopols oder der 
unbefugte Handel mit solchen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 263. 
234 § 7 GewO 1859 zufolge „sind“ die in Frage kommenden Personen vom Gewerbeantritt auszuschlie-
ßen. Nach dem Wortlaut des § 5 in Fassung der Novelle 1883 „können“ diese Personen ausge-
schlossen werden, was auf ein „Ermessen“ der Behörde hindeutet; im gegebenen Zusammenhang 
lief dies jedoch auf das gleiche Ergebnis hinaus, da im Falle begründeter Missbrauchsbefürchtung 
die Behörde bei gesetzeskonformer Ermessensübung dennoch nur zu einem Gewerbeausschluss 
kommen konnte. 
235 Ergänzt wurde die entsprechende Bestimmung im § 5 i. F. GewO-Nov. 1883 um den Halbsatz: „und 
der von ihm begangenen strafbaren Handlung“. 
236 Vgl. dazu und im Folgenden Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 60 f. 
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Gewerben, bei welchen er besondere Kautelen beobachtet) keine von der Moralität und 
dem Vorleben entnommenen absoluten Ausschließungsgründe anerkennen. 
 
Wenn demungeachtet im § 5 gewisse Gattungen von Gesetzesübertretungen aufgeführt 
sind, welche eine Ausschließung vom Gewerbe begründen können, so sind sie eben 
nicht als absolute Ausschließungsgründe hingestellt, sondern nur als solche, bei wel-
chen die Behörde mit Rücksicht auf die Natur der gewählten Beschäftigung zu ermes-
sen hat, ob ein Mißbrauch zu besorgen sei und daher die Ausschließung stattzufinden 
habe oder nicht. 
 
So z. B. wird die Behörde einen schuldbaren Kridatar oder Schleichhändler nicht zu 
einem Handelsgewerbe, einen abgestraften Dieb nicht zum Schlossergewerbe, (…) 
zulassen, während es viele gewerbliche Beschäftigungen gibt, zu welchen jene (…) 
ohne Gefahr eines Mißbrauches zugelassen werden können und sollen, damit sie auf 
rechtlichem Wege ihren Lebensunterhalt finden.“237  
 
Überdies war gemäß § 8 GewO 1859, wer durch richterliches238 oder administrati-
ves239 Erkenntnis vom Betrieb eines Gewerbes entfernt wurde, vom Antritt jedes 
Gewerbes ausgeschlossen, durch dessen Ausübung der Zweck des Erkenntnisses 
vereitelt würde. Im Falle administrativer Erkenntnisse konnte die politische Landes-
stelle mit Rücksicht auf die „nachmalige längere tadellose Haltung“ solcher Personen 
deren „Rehabilitierung“ (somit die Behebung der Ausschließung) aussprechen.  
 
Gemäß § 13 GewO 1859 war zum Betrieb jedes freien Gewerbes berechtigt, wer 
nicht durch die Bestimmungen der §§ 4 bis 12 vom Gewerbebetrieb ausgeschlossen 
war;240 der Unternehmer hatte jedoch vor Gewerbeantritt eine Gewerbeanmeldung 
bei der Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten. Wenn gegen die Person,241 die 
                                                 
237 Zitat nach Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 262 (in der Beleg-
stelle wurde allerdings das Zitat des „§ 5“ – ursprünglich § 7 GewO 1859 – an die GewO-Nov. 1934 
angepasst). 
238 § 6 i. F. der Novelle 1883 zufolge war dieser Ausschluss nur für die Dauer der gesetzlichen Straf-
folgen wirksam. Das Gericht konnte die Entfernung vom Betrieb eines Gewerbes nur in jenen Fällen 
aussprechen, in denen im Gesetz ausdrücklich die Verlustigerklärung eines Gewerbes als richter-
liche Strafe vorgesehen war. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 267.  
239 Solche administrative Erkenntnisse konnten von den Finanzbehörden (wegen gewisser durch die 
Steuergesetze verpönter Handlungen) oder von den Gewerbebehörden (bei wiederholter Bestrafung 
wegen Nichtbeachtung der Vorschriften über die Gewerbeausübung oder bei konzessionierten Ge-
werben, wenn der Gewerbetreibende trotz wiederholter schriftlicher Warnung Handlungen beging, 
durch die das Erfordernis der Verlässlichkeit als beeinträchtigt schien) gefällt werden. Vgl. Seltsam 
u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 61 f. 
240 § 11 GewO 1859 erklärte den gleichzeitigen Betrieb mehrerer Gewerbe für zulässig (enthielt somit 
keinen Ausschlussgrund). Gemäß § 12 blieb „im Gränzbezirke“ der Antritt von Gewerben, welche 
sich mit kontrollpflichtigen Gegenständen befassten, an die durch die Finanzgesetze vorgeschrie-
benen Bedingungen geknüpft. 
241 Hindernisse gegen die Person waren der Mangel der Eigenberechtigung (Berechtigung zur Verwal-
tung des eigenen Vermögens) oder der Rechtsfähigkeit einer juristischen Person, der Mangel der 
ordens- oder dienstrechtlichen Erlaubnis zur Gewerbeausübung, das Vorliegen eines Ausschlie-
ßungsgrundes nach den §§ 7 oder 8 GewO 1859, das Fehlen der (erforderlichen) Zulassung zur 
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Beschäftigung242 und den Standort nicht ein „in diesem Gesetz begründetes“243 Hin-
dernis vorlag, dann stellte die Behörde einen Gewerbeschein aus; bei Vorliegen 
eines derartigen Hindernisses untersagte sie (bis zur Behebung des Mangels) den 
Beginn oder die Fortsetzung des Betriebes (§ 15 GewO 1859). Nach ständiger 
Spruchpraxis des Verwaltungsgerichtshofs begründete der Unternehmer somit das 
Gewerberecht durch die Anmeldung (bei freien Gewerben).244 Dieser „konstitutive 
Charakter“ der Gewerbeanmeldung hatte zur Folge, dass der Unternehmer gleich-
zeitig mit der Gewerbeanmeldung den Betrieb aufnehmen durfte, sofern nicht ein 
gesetzlicher Ausschließungsgrund vorlag (Mangel der Eigenberechtigung, Mangel 
der Rechtsfähigkeit einer juristischen Person, Mangel der ordensrechtlichen Erlaub-
nis oder ein dienstrechtliches Verbot der Gewerbeausübung, ein richterliches oder 
administratives Ausschließungserkenntnis gemäß § 8 GewO 1859, Mangel der erfor-
derlichen Zulassung für Ausländer). Anders war die Rechtslage nur bei vorbestraften 
Personen gemäß § 7 GewO 1859, da nach dieser Bestimmung kein absoluter Aus-
schluss vorgesehen war; vielmehr musste die Gewerbebehörde erst beurteilen, ob 
nach der Eigentümlichkeit des Gewerbes und der Persönlichkeit des Unternehmers 
Missbrauch zu befürchten war. Solange die Behörde in diesem Fall nicht die Ge-
werbeausübung untersagt hatte, durfte der Anmelder somit sein Gewerbe betreiben.  
 
Den Gegenpol zu den freien (Anmeldungs-)Gewerben bildeten die konzessionierten 
Gewerbe. Bei diesen hatte der Unternehmer unter Nachweis der gesetzlichen Erfor-
dernisse um die Konzession anzusuchen; vor (rechtskräftiger) Erteilung der 
                                                                                                                                                        
Gewerbeausübung bei Ausländern. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 304. 
242 Ein Hindernis gegen die Beschäftigung lag vor, wenn die angemeldete Tätigkeit nicht unter die 
Bestimmungen der GewO fiel (weil sie nach Art. V KMP davon ausgenommen war) oder unerlaubt 
war (z. B. nach dem ABGB nichtige Wuchergeschäfte) oder Gegenstand eines konzessionierten 
Gewerbes war. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 36 und 306.  
243 Kein Hindernis gegen den Standort bildeten die mangelnde zivilrechtliche Verfügungsgewalt über 
die als Standort angegebenen Räumlichkeiten oder die im Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung feh-
lende (je nach Umständen erforderliche) Genehmigung der Betriebsanlage (letztere war nur Voraus-
setzung für die tatsächliche Aufnahme des Betriebes). Durch die GewO-Nov. 1934 (BGBl. II Nr. 
322/1934) wurde die entsprechende Bestimmung im nunmehrigen § 13 dahingehend erweitert, dass 
„ein gesetzliches Hindernis“ schlechthin (somit nicht nur ein in der GewO begründetes) einen Aus-
schließungsgrund darstellte. Deshalb konnten sich seither Hindernisse gegen den Standort unter 
den Gesichtspunkten der Bau-, Sicherheits-, Feuer-, Verkehrs- und Sanitätspolizei ergeben. Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 304-308. 
244 Vgl. dazu und im Folgenden zur im Wesentlichen gleich gebliebenen Rechtslage Laszky u. Na-
thansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 282 f. 
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Konzession245 durch die Behörde durfte mit dem Betrieb nicht begonnen werden 
(§ 17 GewO 1859). Bei diesen Gewerben waren gemäß § 18 GewO 1859 neben der 
Erfüllung der allgemeinen Bedingungen zum Gewerbebetrieb (§§ 4 bis 12) generell 
„Verläßlichkeit und Unbescholtenheit“ erforderlich;246 bei einem Teil dieser Gewerbe 
kamen besondere Anforderungen (Nachweis der Befähigung, Prüfung der „Localver-
hältnisse“) hinzu. Das Erfordernis der Verlässlichkeit bedeutete, dass der Bewerber 
durch sein persönliches Wesen die Gewähr dafür bot, dass er geeignet und gewillt 
sei, den mit Ausübung eines konzessionierten Gewerbes verbundenen besonderen 
Pflichten gegenüber dem allgemeinen öffentlichen Wohl nach jeder Richtung hin zu 
entsprechen.247  
 
Gemäß § 16 GewO 1859 wurden nachstehende Gewerbe zu konzessionierten 
erklärt:248  
 
  1. Alle Gewerbe, welche auf mechanischem oder chemischem Wege die Vervielfälti-
gung von literarischen oder artistischen Erzeugnissen oder den Handel mit densel-
ben zum Gegenstande haben (Buch-, Kupfer-, Stahl-, Holz-, Steindruckereien etc., 
dann Buch-, Kunst-, Musikalienhandlungen); 
  2. die Unternehmungen von Leihanstalten für derlei Erzeugnisse und von Lesekabi-
netten;249  
  3. die Unternehmungen periodischer Personen-Transporte; 
  4. die Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten Personen-Transportmittel zu 
Jedermanns Gebrauch bereit halten, oder ihre Dienste anbieten, wie Platzdiener, 
Lohnlakaien u. s. f.;250  
  5. das Schiffergewerbe; 
  6. das Gewerbe der Baumeister, Maurer, Steinmetze und Zimmerleute; 
  7. das Rauchfangkehrergewerbe; 
  8. das Kanalräumergewerbe; 
 
                                                 
245 Gegen eine Verweigerung der Konzession durch die erste Instanz (in der Regel die Bezirksverwal-
tungsbehörde) konnte binnen sechs Wochen der Rekurs an die Landesbehörde, gegebenenfalls 
weiter an das Ministerium des Innern erhoben werden (§§ 141-143 und § 146 GewO 1859). 
246 Gemäß § 23 i. F. GewO-Nov. 1883 wurde hingegen generell bei konzessionierten Gewerben bloß 
„Verläßlichkeit mit Beziehung auf das betreffende Gewerbe“ gefordert, nur beim Gast- und Schank-
gewerbe verlangte § 18 i. F. GewO-Nov. 1883 (weiterhin) Verlässlichkeit und Unbescholtenheit des 
Bewerbers. 
247 Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 512. 
248 Diese Gewerbe waren auch dann konzessionspflichtig, wenn sie in fabriksmäßigem Umfang betrie-
ben wurden (vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 406). Auch in 
diesem Fall war demnach der je nach Art des Gewerbes geforderte Befähigungsnachweis zu erbrin-
gen. 
249 Diese Gewerbe wurden bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 420) als „Preßleihgewerbe“ bezeichnet. In Leihanstalten für Presserzeugnisse wurden Bücher 
gegen Entgelt „leihweise“ zum Gebrauch überlassen; in Lesekabinetten wurden ebenfalls Bücher 
verliehen, dem Publikum aber zusätzlich Räume zur Verfügung gestellt, in denen die Bücher gele-
sen werden konnten. 
250 In § 15 Z. 4 i. F. GewO-Nov. 1883 wurde der zweite Bereich umschrieben als „oder persönliche 
Dienste (als Boten, Träger und dergleichen) anbieten“. 
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  9. das Abdeckergewerbe;251  
10. die Verfertigung und der Verkauf von Waffen und Munitionsgegenständen und das 
Gewerbe der Büchsenmacher insbesondere; 
11. die Verfertigung und der Verkauf von „Feuerwerks-, Material- und Feuerwerkskör-
pern“;252  
12. der Handel mit gebrauchten Kleidern und Betten, mit gebrauchter Wäsche, mit 
altem Geschmeide und Metallgerät (Trödlergewerbe), dann das Pfandleihergewerbe, 
soweit dasselbe überhaupt gestattet ist;  
13. der Verschleiß von Giften und Medicinalkräutern;253  
14. die Gast- und Schankgewerbe.  
 
Diese von der Art der gewerblichen Tätigkeiten durchaus heterogene Liste lässt 
erkennen, dass es sich – wie in dem im Abschnitt 3.3 zitierten Motivenbericht 
dargetan wurde – tatsächlich um Sicherheitsaspekte (unter technologischen oder 
staatspolizeilichen Gesichtspunkten der damaligen Zeit) gehandelt haben dürfte, die 
für die Zuordnung der einzelnen Tätigkeiten zu den konzessionierten Gewerben aus-
schlaggebend waren. Schon der Vergleich mit der durch die GewO-Novelle 1883 
geschaffenen zusätzlichen Liste der handwerksmäßigen Gewerbe (die zudem in der 
Folgezeit noch erheblich erweitert wurde) belegt, dass es sich bei den konzessionier-
ten Gewerben nur um einen kleinen Teil der Gesamtheit gewerblicher Tätigkeiten 
handelte.254 Allerdings handelte es sich nicht – wie in der Literatur255 fallweise irre-
führend behauptet wird – um bloß 14 konzessionierte Gewerbe, sondern um 22 ge-
sonderte Gewerbe.  
 
Dass unter einzelnen der 14 Punkte im gesetzlichen Katalog mehrere Gewerbe je-
weils angeführt waren, ergibt sich bereits eindeutig bei den unter Pkt. 6 angeführten 
Gewerben der Baumeister, Maurer, Steinmetze und Zimmerleute; denn § 23 GewO 
1859 sah einen differenzierten Befähigungsnachweis für Maurer, Steinmetze und 
Zimmerleute einerseits sowie für Baumeister (Leitung von „Hochbauten mit Vereini-
                                                 
251 „Abdecker“ waren zur Beseitigung von Tierkadavern und tierischen Abfällen durch Verscharren, 
Verbrennen oder auf chemischem Weg und zur Tötung von zur Vertilgung bestimmten Tieren be-
rechtigt. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 463. 
252 In § 15 Z. 11 i. F. GewO-Nov. 1883 wurden diese Gewerbe präzisiert als „die Verfertigung und der 
Verkauf von Feuerwerksmateriale, Feuerwerkskörpern und Sprengpräparaten aller Art“. 
253 In § 15 Z. 14 i. F. GewO-Nov. 1883 wurde dieses Gewerbe erweitert auf „die Darstellung von Giften 
und die Zubereitung der zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate, sowie der 
Verschleiß von beiden, insoferne dies nicht ausschließlich den Apothekern vorbehalten ist“. 
254 Ganz abgesehen von den durch die GewO-Nov. 1934 neu hinzugekommenen 37 „gebundenen 
Gewerben“ mit Befähigungsnachweis. 
255 So bei Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 370; weiters bei Prochaska, Gewerbeantritt und Befähi-
gungsnachweis, S. 87 Anm. 449; aber auch bei Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 128 
Anm. 4. 
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gung der Arbeiten der verschiedenen Baugewerbe“) andererseits vor.256 Von Pkt. 1 
des Katalogs waren einerseits Produktions- und andererseits Handelstätigkeiten 
erfasst.257 Auch bei den unter Pkt. 4 angeführten Tätigkeiten handelte es sich um 
zwei Gewerbe.258 Ebenso wurden unter Pkt. 10 und 11 bei den Waffen und beim 
Feuerwerksmaterial mit den Bereichen der Erzeugung und des Handels jeweils zwei 
Gewerbe zusammengefasst, vgl. die in §§ 25 f. GewO 1859 enthaltene Regelung 
des Befähigungsnachweises stets nur für die Erzeuger.259 Beim Trödlergewerbe und 
dem Pfandleihergewerbe zeigte schon der Wortlaut unter § 16 Pkt. 12 GewO 1859, 
dass es sich um zwei gesonderte Gewerbe handelte.260 Beim Gast- und Schank-
gewerbe lag hingegen ungeachtet des Gesetzeswortlauts („die Gast- und Schank-
gewerbe“) ein einheitliches Gewerbe vor. Zwar zerfiel dieses Gewerbe gemäß § 28 
GewO 1859 in insgesamt sechs „Berechtigungen“ (Beherbergung von Fremden; 
Verabreichung von Speisen; Ausschank261 geistiger Getränke, mit Ausnahme des 
Branntweines; Ausschank von Branntwein; Verabreichung von Kaffee, anderen 
warmen Getränken und Erfrischungen; Haltung von erlaubten Spielen). Diese 
Berechtigungen konnten aber einzeln „oder in Verbindung unter sich“ verliehen 
werden. Auf dieser Grundlage entschied der Verwaltungsgerichtshof im Jahr 1909, 
dass die einzelnen Berechtigungen ein einziges einheitliches Gewerberecht bildeten, 
sie seien nur Teilbefugnisse dieses einen Gewerberechts.262  
 
Gemäß § 30 GewO 1859 konnte das Ministerium des Innern263 im Verordnungsweg 
noch weitere Gewerbe an eine Konzession binden, falls es sich nach der Erfahrung 
                                                 
256 Auch Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 85, sprechen von den Baugewerben (im Plural). 
257 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 81, zufolge wurden die unter Pkt. 1 und 2 erwähnten 
Gewerbe gewöhnlich als „Preßgewerbe“ bezeichnet. Das Gesetz kannte „drei Klassen solcher Ge-
werbe“, welche sich unter einander durch die Art und Weise der Ausübung unterschieden: a) Die 
Gewerbe, welche die Vervielfältigung von literarischen usw. Erzeugnissen zum Gegenstand hatten; 
b) die Gewerbe, welche sich nur mit dem Umsatz von derlei Erzeugnissen befassten; c) jene Er-
werbszweige, welche in der Überlassung von Presserzeugnissen zum zeitweiligen Gebrauch be-
standen. 
258 Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 427, zufolge „werden in diesem 
Punkt zwei Gruppen von Gewerben behandelt: A) Platzfuhrwerksgewerbe, B) Platzdienstgewerbe.“ 
259 So unterscheiden auch Laszky u. Nathansky (Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 464 
und 467) bei Waffen und Munition deutlich zwischen dem „Produktionsgewerbe“ und dem „selbstän-
digen Handel mit Waffen“; gleiches gilt für das Feuerwerksmaterial. 
260 Die GewO-Nov. 1883 führte diese beiden Gewerbe auch formal getrennt im nunmehrigen § 15 
unter Pkt. 12 und 13 an. 
261 Als Ausschank wurde die Verabreichung von Getränken an Sitz- und Stehgäste oder über die Gas-
se in unverschlossenen Gefäßen betrachtet (§ 29 GewO 1859). 
262 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 575. 
263 Mit „allerhöchster Entschließung“ vom 10. April 1861 wurde das Handelsministerium wieder ins 
Leben gerufen (vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 134). Die Agenden wurden nunmehr 
derart aufgeteilt, dass dem Ministerium des Innern insbesondere die Entscheidungen in letzter 
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im Sinne der öffentlichen Interessen (§ 2) als erforderlich herausstellen sollte; ebenso 
konnten einzelne konzessionierte Gewerbe vom Erfordernis der Konzession entbun-
den werden, wenn veränderte Verhältnisse dies als zulässig erkennen ließen. Auf 
Grundlage des § 30 GewO 1859 wurde sodann mit Verordnung der Minister des 
Handels und des Innern RGBl. 16/1875 das Gewerbe der Brunnenmeister an eine 
Konzession gebunden; der Befähigungsnachweis war durch den „Nachweis über die 
in wirklicher Verwendung bei diesem Gewerbe erworbene praktische Befähigung“ zu 
erbringen.264 Auf der selben Grundlage wurde mit Verordnung vom 25. März 1883, 
RGBl. Nr. 41,265 die gewerbemäßige Herstellung von Anlagen für Erzeugung und 
Leitung von Elektrizität sowie der gewerbemäßige Betrieb solcher Anlagen zum kon-
zessionierten Gewerbe erklärt; diese Verordnung sah einen Befähigungsnachweis 
(durch Zeugnis einer technischen Hochschule oder einschlägigen Fachlehranstalt 
oder durch eine „längere Beschäftigung im elektro-technischen Fach“) und die 
Prüfung der Lokalverhältnisse bei der Konzessionsverleihung vor.266  
 
Bei zwölf der in der gesetzlichen Liste des § 16 GewO 1859 angeführten Gewerbe 
war (abgesehen von der allgemein für konzessionierte Gewerbe geforderten Verläss-
lichkeit und Unbescholtenheit) eine „besondere Befähigung“ nachzuweisen (§ 18 
Abs. 1 GewO 1859).267 Dieser Befähigungsnachweis wurde dann in den einzelnen 
Gesetzesbestimmungen meist in sehr allgemeiner Art geregelt, wodurch ein relativ 
großer Spielraum für die Entscheidung der Verleihungsbehörde bestand. So wurde 
bei den Pressgewerben (§ 16 Pkt. 1 und 2) – mit Ausnahme des auf Schul- und 
Gebetbücher, Kalender und Heiligenbilder beschränkten Handels – ganz allgemein 
„eine zum Betriebe des Gewerbes genügende allgemeine Bildung“ gefordert (§ 19 
GewO 1859). Die „nötigen praktischen Kenntnisse“ wurden für das Schifferwerbe – 
für die Leitung von Segel- und Ruderfahrzeugen auf Binnengewässern – gefordert 
                                                                                                                                                        
Instanz über Handels- und Gewerbebefugnisse verblieb, die oberste Leitung der Handels- und 
Gewerbeangelegenheiten aber in den Wirkungskreis des Handelsministeriums verwiesen wurde; 
der Handelsminister war nun ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Minister des Innern im Verord-
nungsweg noch nicht konzessionierte Gewerbe an eine Konzession zu binden oder konzessionierte 
Gewerbe von der Konzessionspflicht zu befreien. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, 
S. 431. Die letzterwähnte Regelung fand sodann ihren Niederschlag im § 24 i. F. GewO-Nov. 1883. 
264 Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 86. 
265 Diese Verordnung erging noch vor Wirksamkeit der GewO-Nov. 1883 (das entsprechende Gesetz 
vom 15. März 1883 wurde infolge sechsmonatiger Legisvakanz ab seiner Kundmachung erst am 29. 
September 1883 wirksam). 
266 Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 90 f. 
267 Hinzu kamen die beiden zuvor erwähnten durch Verordnung konzessionierten Gewerbe der 
Brunnenmeister und der Herstellung von Anlagen zur Erzeugung und Leitung von Elektrizität. 
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(§ 22 GewO 1859). Die „in wirklicher Verwendung beim Gewerbe erworbene prak-
tische Befähigung“ war Voraussetzung für Maurer, Steinmetze und Zimmerleute, 
sofern sie ihr Gewerbe nicht unter der Leitung eines Baumeisters ausführen wollten. 
Baumeister (umschrieben als Leitung von Hochbauten mit Vereinigung der Arbeiten 
der verschiedenen Baugewerbe) hingegen hatten eine dreijährige Verwendung im 
Baugewerbe oder bei einer Baubehörde im ausübenden Dienst nachzuweisen und 
überdies eine Prüfung über den Besitz der erforderlichen „höheren Kenntnisse“ abzu-
legen (§ 23 GewO 1859). Rauchfangkehrer mussten die „in wirklicher Verwendung 
beim Gewerbe erworbene praktische Befähigung“ nachweisen (§ 24 GewO 1859), 
Waffenerzeuger (Büchsenmacher) die „entsprechende Befähigung“, Erzeuger von 
Feuerwerksmaterial und Feuerwerkskörpern „die nötigen Kenntnisse der Pyrotech-
nik“ (§§ 25 f. GewO 1859). Gemäß § 27 GewO 1859 waren „Befugnisse zum Ver-
schleiße der in den Medicinalvorschriften verzeichneten eigentlichen Gifte und 
Medicinalkräuter, soweit derselbe nicht ohnehin nach den Medicinalvorschriften aus-
schließlich den Apothekern vorbehalten ist“ nur Personen zu erteilen, die die erfor-
derliche Kenntnis vor der Medizinalbehörde nachweisen konnten. 
 
Überdies waren bei den in der Liste des § 16 GewO 1859 angeführten Gewerben mit 
Ausnahme der Personen-Transportunternehmen, des Schiffergewerbes sowie der 
Baugewerbe (Baumeister, Maurer, Steinmetze und Zimmerleute) die „Localverhält-
nisse und die Rücksichten der polizeilichen Ueberwachung ins Auge zu fassen“ (§ 18 
Abs. 2 GewO 1859). Der Begriff der Lokalverhältnisse wurde im Gesetz nicht defi-
niert. Es wurden darunter die Verhältnisse verstanden, die in irgendeiner Beziehung 
zum Standort des Gewerbes standen (nicht jedoch die Raumverhältnisse innerhalb 
des Betriebslokals); gegen die örtliche Lage des Gewerbebetriebs durfte unter dem 
Gesichtpunkt wie immer gearteter öffentlicher Interessen kein Anstand obwalten.268 
Die GewO-Novelle 1934 verlangte sodann in der entsprechenden Bestimmung (§ 23 
Abs. 5 GewO) für die Konzessionsverleihung, dass „auf die Lokalverhältnisse, und 
zwar insbesondere den Bedarf“ Bedacht zu nehmen ist. Damit trat das Interesse, den 
Bedarf nach einem in einer bestimmten Lage befindlichen Gewerbebetrieb decken zu 
können (Lokalbedarf), gegenüber den anderen Lokalverhältnissen in den Vorder-
grund.269 Die weiters erwähnten polizeilichen Gesichtspunkte wurden mit der GewO-
                                                 
268 Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 631. 
269 Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 633. Ursprünglich war hingegen 
in einem Erlass des Ministeriums des Innern vom 7. August 1860 entschieden worden, dass unter 
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Novelle 1883 einerseits präzisiert und andererseits auf alle konzessionierten Ge-
werbe ausgeweitet (§ 23 Abs. 3 letzter Halbsatz): danach war die Verleihung dieser 
(nunmehr im § 15 aufgezählten) Gewerbe davon abhängig, dass vom Standpunkt 
der Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesundheits-, Feuer- oder Verkehrspolizei gegen den 
beabsichtigten Gewerbebetrieb „kein Anstand obwaltet“.  
 
Der Überwachung diente auch die Bestimmung im § 19 GewO 1859, dass die „Preß-
gewerbe“ (§ 16 Pkt. 1 und 2) in der Regel nur an Orten, wo eine politische Behörde 
ihren Sitz hatte, errichtet werden durften. Ausgenommen von dieser Beschränkung 
war nur der auf Schul- und Gebetbücher, Kalender und Heiligenbilder beschränkte 
Handel. Gerade aus diesen offenbar aus damaliger staatspolitischer Sicht als unge-
fährlich eingestuften Ausnahmen ist ersichtlich, dass es bei den Einschränkungen 
hinsichtlich von Druckerzeugnissen um staatspolizeiliche Gesichtspunkte des Neo-
absolutismus ging. Weitere spezifische Regelungen für die Konzessionserteilung 
enthielten die §§ 20 f. GewO 1859 für Unternehmen periodischer Personentransporte 
(hinsichtlich der Beförderungsstrecke) sowie für die Platzfuhrwerksgewerbe und 
Platzdienstgewerbe gemäß § 16 Pkt. 4 GewO 1859.  
 
 
3.5 Auswirkungen der Reform und die Entwicklung im Handwerk 
 
Es stellt sich nun die Frage, welche Auswirkungen die weitgehende Gewerbefreiheit 
auf die Zahl der Gewerbebetriebe und die wirtschaftliche Situation des Gewerbes 
hatte. Rückblickend diagnostiziert Sandgruber:  
 
„Die Grundentlastung, die Liberalisierung des Außenhandels und die GewO von 1859, 
mit der ein Schlussstrich unter die Zunftverfassung gezogen wurde, waren wichtige 
institutionelle Reformen, die mit entsprechender Verzögerung positive Auswirkungen 
auf die Produktivität hatten, deren unmittelbare Wachstumseffekte aber relativ gering 
oder sogar negativ waren.“270  
 
Ähnlich fällt die Beurteilung von Eigner aus, wonach die unmittelbaren Wachstums-
effekte der Reformen (u. a. der Gewerbeordnung) „zwar vielfach gering waren, die 
Reformen langfristig betrachtet jedoch durchaus den Nährboden für das weitere 
                                                                                                                                                        
dem Ausdruck „Localverhältnisse“ im Sinne des § 18 GewO 1859 nicht der Lokalbedarf zu verste-
hen sei. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 94. 
270 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 238. 
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Wirtschafts- und Produktivitätswachstum bildeten“.271 In diesem Zusammenhang ist 
auch zu berücksichtigen, dass die kriegerischen Auseinandersetzungen, in die Öster-
reich im Jahrzehnt vor der GewO 1859 verwickelt war, wie der Krimkrieg und der 
Krieg von 1859, der mit dem Verlust der Lombardei als einer der reichsten Provinzen 
endete, eine bremsende Wirkung auf die Wirtschaftsentwicklung hatten.272  
 
Im Ergebnis negativer sah Eugen Schwiedland273 rund 30 Jahre nach Inkrafttreten 
der GewO 1859 (am 1. Mai 1860) deren Auswirkungen:  
 
„Und war auch die Möglichkeit, einen selbständigen gewerblichen Betrieb zu beginnen, 
schon in weitem Maße gegeben, bevor die Gewerbeordnung von 1859 erschien, so hat 
die Einführung der formalen Gewerbefreiheit die Ausdehnung der kaufmännischen Be-
triebsweise auf das Gewerbe dennoch wesentlich befördert. Sie hatte schwerwiegende 
Folgen, die durch die Unterlassung ihrer Einführung hätten vermieden werden können, 
auf seiten des Gewerbes wie des Handelsbetriebes. 
 
(…) Wie die Entstehung der Fabriken nach 1860 ohne jede nennenswerte Schwierigkeit 
gestattet war, so nun auch die Vermehrung des Handwerks. Die kapitalschwachen 
Elemente im Gewerbe vermehrten sich, außerdem aber drangen in dieses in großer 
Zahl solche ein, die nicht darin ihre Wurzeln hatten und (…) Großbetriebe errichteten: 
Fabriken, wenn sie aus gewerblichen Kreisen kamen oder gewerbliche Neigungen 
besaßen, den Verlag, wenn sie sich bloß auf den Handel verstanden.  
 
(…) in allen Gewerben machten die Gehilfen nach Einführung der Gewerbeordnung, bei 
guter wie bei schlechter Konjunktur, von der Möglichkeit selbständig zu werden, in 
hohem Maße Gebrauch. (…) In Gewerben, in denen die Meister selbst kaum bestehen 
können, waltet das Bestreben der Gesellen vor, sich möglichst bald selbständig zu 
machen. Anderseits werfen sich Personen aller Art auf Gewerbe, deren Betrieb ein-
träglich scheint. (…) 
 
Allein dem Gewerbe in seinem technischen Wesen fremd, ohne genaue Kenntnis des 
rohen Materiales und der technischen Ökonomie seiner Verarbeitung, erlitten sie infolge 
seiner besonderen Kostbarkeit Schaden (…). Wurden auch solche Meister infolge ihrer 
sachlichen Unbehilflichkeit bald bankrott, so trat doch als allgemeine Folge ihres Auf-
tretens ein Niedergang der Preise ein. Denn auch nachdem die wohlfeilsten Konkurren-
ten ausgefallen, war es den übrigen Meistern äußerst schwer, die Preise zu heben, weil 
die Organe des kaufmännischen Vertriebes, an die sie ihre Waren absetzten, fortfuhren, 
                                                 
271 Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 60. 
272 Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 69. Bruckmüller 
zufolge wirkte sich hingegen „paradoxerweise der Krieg von 1866 und die Niederlage von König-
grätz wirtschaftlich positiv aus“; die Kriegskredite belebten die Wirtschaft. Vgl. Ernst Bruckmüller, 
Sozialgeschichte Österreichs, 2. Aufl., Wien 2001, S. 285. 
273 Daten von Eugen Schwiedland: 1863-1936, Nationalökonom; Dr. jur. 1887, Habilitation 1895 für 
politische Ökonomie an der Universität Wien mit der Publikation „Kleingewerbe und Hausindustrie in 
Österreich“; 1904 o. Prof. für politische Ökonomie an der Technischen Hochschule Wien (bis 1933). 
Werke u. a. Kleingewerbe und Hausindustrie in Österreich, 2 Bände 1894; Einführung in die Volks-
wirtschaftslehre, 2. Aufl. 1910; Volkswirtschaftslehre, 3. Aufl. 1923. http://www.planetaustria.at/-
oebl_12/56.pdf (26. 8. 2009). 
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sich gegenseitig zu unterbieten. Dabei vergrößert die fortdauernde Niedrigkeit der Lie-
ferpreise naturgemäß die Kapitalschwäche und Abhängigkeit der Meister.“274  
 
Als Beispiele für die dargestellte Entwicklung der Zahl von Gewerbebetrieben führte 
Schwiedland einen Bericht der Wiener Genossenschaft der Zucker-, Mandoletti-, 
Kuchen- und Hohlhippenbäcker aus 1873 an die Niederösterreichische Handels- und 
Gewerbekammer an (danach hätten in der Branche der Zuckerbäcker usw. seit den 
letzten zwölf Jahren die selbständigen Unternehmer um zwei Drittel zugenommen, 
obwohl sehr viele das Geschäft wieder aufgegeben hätten), weiters einen Bericht der 
Bäckerinnung in Wiener Neustadt (wonach vor 1859 dort acht Weißbäcker gewesen 
seien; ihre Zahl sei bis 1873 auf 18 angewachsen, wobei von den zehn zusätzlichen 
acht den Betrieb aufgegeben hätten und andere an ihre Stelle getreten seien).275 
Weiters berichtete Schwiedland über die Gesamtzahl der Drechsler in Niederöster-
reich (über die genaue Ziffern vorlägen): Im Jahr 1859 betrug sie 833, sie erhöhte 
sich 1860 auf 1.170, stieg 1862 auf 1.221 und fiel bereits 1865 auf 1.147. Schließlich 
referierte er aus einem Bericht der Oberösterreichischen Handels- und Gewerbe-
kammer (an das k. k. Handelsministerium) aus 1872 über die Lage und Bedürfnisse 
des Kleingewerbes:  
 
„In den ersten Jahren nach dem Inslebentreten der Gewerbeordnung vom 20. Dezem-
ber 1859 entstanden wohl bei der einen oder anderen Gewerbe-Kategorie zahlreichere 
neue Unternehmungen (…) als sie allmählich sodann zur Erkenntnis der wirklichen Ver-
hältnisse kamen, gab so mancher sein Gewerbe, welches er selbständig nicht mehr 
betreiben konnte, auf und trat in die Reihe der Hilfsarbeiter zurück“.276  
 
Die Veränderungen in der Gesamtzahl der „Fabriken, Handlungen und Gewerbe des 
Kronlandes Oberösterreich“ in den Jahren 1855 – 1867 zeigen sich in den in der 
folgenden Tabelle wiedergegebenen statistischen Daten der Handels- und Gewerbe-






                                                 
274 Eugen Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie in Österreich, 1. Band, Die wirtschaftliche 
Stellung der Hausindustrie und des Kleingewerbes, Leipzig 1894, S. 175-178. 
275 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 178 f. 
276 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 178 f. 
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Tabelle 1: Fabriken, Handlungen und Gewerbe des Kronlandes Oberösterreich 1855-1867 
(die rechte Spalte gibt die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr an) 
 
1855 37.571  
1856 38.375 + 804 
1857 38.741 + 366 
1858 38.820 + 79 
1859 39.326 + 506 
1860 42.475 + 3.149 
1861 42.475 -- 
1862 42.601 + 126 
1863 42.381 - 220 
1864 40.929 - 1.452 
1865 38.969 - 1.960 
1866 38.318 - 651 
1867 38.357 + 39 
 
Quelle: E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 180. 
 
Diesen Betriebszahlen stellte Schwiedland die Bevölkerungsentwicklung gegen-
über.277 Nach seinen Angaben betrug die Bewohnerzahl Oberösterreichs im Jahr 
1859 – 708.300, 1862 – 713.800, 1867 – 728.000. Daraus ist zu ersehen, dass die 
Bevölkerung von 1859 bis 1862 um mehr als 0,75 Prozent zunahm (laut Schwiedland 
um 5/7 Prozent), jene der Gewerbe und Handelsbetriebe aber um rund 8,5 Prozent. 
Von 1862 bis 1867 stieg die Bevölkerungszahl um 2 Prozent, die Zahl der Gewerbe 
fiel hingegen in diesem Zeitraum um rund 10 Prozent (Schwiedland gab – wohl 
irrtümlich – hier 5 Prozent an, trotz einer Abnahme um rund 4.200 Betriebe). Aus 
diesen Daten zog Schwiedland den Schluss, dass „die Einwirkung der am 1. Mai 
1860 wirksam gewordenen Gewerbeordnung vom 20. Dezember 1859 auf die Zahl 
der Gewerbe bis 1862 anzudauern scheint“.278 Diese Angabe ist jedoch dadurch zu 
ergänzen, dass – wie obige Tabelle zeigt – bereits 1856 bis 1859 (demnach vor dem 
Inkrafttreten der GewO 1859) ein Anstieg der Betriebe zu beobachten war. Weiters 
ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung, dass – bedingt durch die außerordent-
lich schlechten Ernten von 1863 und 1864 – im Jahr 1863 eine Wirtschaftskrise 
                                                 
277 Vgl. E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 180. 
278 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 180 f. 
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einsetzte, die sich zum einschneidendsten Rückschlag seit den Napoleonischen 
Kriegen auswuchs, wodurch der Absatz der Fabriken und Gewerbe in bedenklicher 
Weise stockte (vgl. die Darstellung in Abschnitt 3.2)  
 
Anhand der statistischen Publikationen der oberösterreichischen Handels- und 
Gewerbekammer zeigte Schwiedland im Übrigen auf, dass die Entwicklung bei den 
einzelnen Gewerben in den Jahren 1859-1867 durchaus unterschiedlich verlief. 
Dabei fasste er die Gewerbe in den nachstehend wiedergegebenen vier Gruppen 
zusammen. Von Interesse sind seine Tabellen aber auch unter dem Gesichtspunkt 
der Art der damals existierenden Gewerbebereiche und ihrer zahlenmäßigen Stärke. 
Zur Begründung dafür, dass er die Daten aus Oberösterreich zugrunde legte, führte 
er Folgendes aus: 
 
„Die geschilderte Entwicklung tritt in den vorgeschritteneren Kronländern Österreichs 
(namentlich in Niederösterreich, Böhmen, Mähren und Schlesien) ebenso zu Tage wie 
in Oberösterreich oder etwa in der Bukowina, um sie jedoch in gleicher Ausführlichkeit 
statistisch zu veranschaulichen fehlen die Daten. Insbesondere interessant wäre es, 
den dargestellten, mehr auf flachländische Verhältnisse bezughabenden Angaben 
solche einer modernen Großstadt gegenüberzustellen. Allein die in den statistischen 
und Jahresberichten der Wiener Handelskammer und in dem Gewerbezählungsoperate 
aus 1862 enthaltenen Angaben, von welchen jene der erstgenannten Quellen unter-
einander oft in grellem Widerspruche stehen, gewähren nicht die Möglichkeit einer fort-
laufenden Zusammenstellung. Zu der Unverläßlichkeit und Lückenhaftigkeit des Mate-
rials gesellt sich der Umstand, dass Gewerbetreibende durch das Übersiedeln aus dem 
ehemaligen Gebiete der Stadt Wien in einen der vormaligen Vororte von einem Jahr 
zum anderen aus den Ausweisen verschwinden, mithin abgefallen erscheinen – die 
Statistik der Gewerbe des „flachen Landes“ aber äußerst unvollständig ist; (…) Diese 
Sachlage verhindert auch die Nebeneinanderstellung auf Oberösterreich und auf 




In der ersten Gruppe (Tabelle 2) kam es in den ersten Jahren nach Einführung der 
GewO zu einer starken Erhöhung der Zahl der Betriebe, auch bei nachfolgendem 
Abstieg lagen die Zahlen für 1867 deutlich über jenen von 1859. Bemerkenswert ist, 
dass es sich dabei in drei Fällen (Maurermeister, Rauchfangkehrer, Zimmermeister) 
um konzessionierte Gewerbe mit Befähigungsnachweis handelte; die Wirte (Gast- 
und Schankgewerbe) waren zwar gleichfalls konzessionspflichtig, aber damals nicht 
an einen Befähigungsnachweis gebunden. 
 
 
                                                 
279 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S.188 f. 
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Tabelle 2: Gewerbeentwicklung in Oberösterreich 1859-1867: Expandierende Gewerbe 
 
Gewerbe 1859 1860 1861 1862 1863 1864 1865 1866 1867 
Barbiere 179 221 231 237 251 236 212 202 218 
Bürstenbinder 37 43 46 49 ? 50 47 45 47 
Fleischhauer 914 974 1.005 1.001 997 990 986 997 983 
Glaser und Glaswarenhändler 184 186 244 258 276 278 264 257 257 
Krämer 1.081 1.233 1.336 1.350 1.382 1.362 1.324 1.303 1.342 
Maurermeister 138 152 169 180 193 186 174 167 168 
Rauchfangkehrer 78 89 95 95 93 90 88 86 90 
Sattler 233 261 274 281 284 280 276 270 280 
Schlosser  222 241 258 261 267 264 260 258 258 
Schmiede 1.229 1.231 1.319 1.343 1.361 1.362 1.362 1.364 1.381 
Seiler 145 157 154 162 162 160 156 155 152 
Spengler 88 102 110 111 112 113 116 117 117 
Tischler 876 1.064 1.173 1.162 1.227 1.201 1.184 1.161 1.119 
Uhrmacher 191 247 271 266 269 ? 258 253 261 
Wagner 716 781 812 820 838 826 812 807 810 
Wirte 2.817 3.075 3.363 3.530 3.779 3.708 3.688 3.653 3.744 
Zimmermeister 189 200 213 205 209 204 202 202 210 
Zuckerbäcker 69 91 94 98 104 114 127 132 133 
 
Quelle: Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 183. 
 
Tabelle 3 zeigt gleichfalls einen merkbaren Anstieg in den ersten 1860er Jahren, in 
der Folge jedoch eine Rückkehr zum vormaligen Stand (hier befinden sich auch die 
Steinmetze, ein konzessioniertes Gewerbe mit Befähigungsnachweis). 
 
Tabelle 3: Gewerbeentwicklung in Oberösterreich 1859-1867: Im längeren Verlauf stagnie-
rende Gewerbe 
 
Gewerbe 1859 1860 1861 1862 1863 1864 1865 1866 1867
Bäcker 1.605 1.697 1.714 1.706 1.702 1.657 1.626 1.614 1.613 
Brunnenmacher 22 21 25 26 24 24 22 21 20 
Buchbinder 94 104 111 109 107 105 105 101 100 




















Pfaidler 88 90 170 173 173 126 99 87 91 
Schuhmacher 3.615 3.909 3.990 3.928 3.906 3.744 3.632 3.591 3.515 
Steinmetze 142 136 157 171 165 160 145 141 142 
Uhrhändler 11 14 16 18 14 12 12 11 10 
Zinngießer 36 36 45 44 42 40 36 37 34 
 
Quelle: Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 182.  
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Tabelle 4 erfasst jene Gewerbe, bei denen sich zunächst ein merkbarer Anstieg der 
Mitgliedsbetriebe zeigte, im weiteren Verlauf aber eine Abnahme unter das Niveau 
von 1859. Dabei war die Zunahme in der ersten Phase verhältnismäßig bescheiden 
bei Büchsenmachern, Messerschmieden und Nagelschmieden, Regen- und Sonnen-
schirmmachern, Riemern und Siebmachern. Andererseits zeigt sich im Berichts-
zeitraum ein besonders starker Schrumpfungsprozess bei Ketten- und Ringschmie-
den, Ölpressern, Modistinnen, Schneidern und Schneiderinnen, Zeugmachern und 
Ziegelbrennern. 
 
Tabelle 4: Gewerbeentwicklung in Oberösterreich 1859-1867: Im längeren Verlauf schrump-
fende Gewerbe 
 
Gewerbe 1859 1860 1861 1862 1863 1864 1865 1866 1867
Anstreicher 25 29 29 29 30 27 24 21 18 
Bierbrauer 354 360 360 361 362 351 340 337 336 
Binder (Böttcher) 1.025 1.072 1.101 1.091 1.038 1.002 976 965 979 
Büchsenmacher 57 60 50 50 50 48 46 42 43 
Friseure 19 14 22 22 32 24 18 12 12 
Gürtler 41 42 42 45 41 40 36 35 33 
Gold- und Silberarbeiter 80 82 86 88 85 78 76 74 70 
Handschuhmacher 112 120 116 106 108 101 96 93 95 
Hafner 237 240 250 243 241 240 220 199 209 
Ketten- und Ringschmiede 31 37 35 32 29 22 18 16 13 
Lederer 256 261 253 251 263 257 250 246 236 
Messerschmiede 345 351 352 353 346 330 329 328 321 
Nagelschmiede 293 299 300 297 293 290 284 276 268 
Ölpresser 281 268 287 289 289 260 257 251 241 





















Riemer 122 123 128 126 124 120 116 108 102 
Schneider 2.476 2.597 2.630 2.632 2.574 2.460 2.267 2.197 2.138 
Schneiderinnen 384 471 409 386 420 267 242 220 158 
Schuhmacher  3.615 3.909 3.990 3.928 3.906 3.744 3.632 3.591 3.515 
Siebmacher 39 43 42 42 39 39 39 40 32 
Zeugmacher 30 34 37 39 37 30 22 15 15 
Ziegelbrenner 184 192 191 194 183 147 140 133 126 
 
Quelle: Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 185.  
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In Tabelle 5 werden jene Gewerbe aufgezählt, die abnahmen „ohne eine Einwirkung 
der Gewerbefreiheit zu äußern“;280 „darunter, wie vorauszusehen, eine Anzahl 
Gewerbe, die zu Beginn der sechziger Jahre bereits der Konkurrenz des Fabriks-
betriebes ausgeliefert, dem Verfalle anheimgegeben“ waren.281 
 
Tabelle 5: Gewerbeentwicklung in Oberösterreich 1859-1867: Kontinuierlich schrumpfende 
Gewerbe  
 
Gewerbe 1859 1860 1861 1862 1863 1864 1865 1866 1867
Branntweinbrenner 152 152 132 134 139 130 126 124 121 
Bleicher 25 25 24 20 19 19 18 17 17 
Drucker 23 20 20 18 18 15 16 14 15 
Färber 175 174 174 172 169 166 162 161 159 
Kammmacher 42 40 36 34 33 32 32 31 32 
Korbflechter 61 61 59 59 58 49 47 43 39 
Kürschner 120 120 112 114 101 95 90 80 78 
Maschinennägel-Erzeuger 30 24 25 29 28 25 21 20 21 
Nadler 39 38 38 38 33 31 29 28 26 
Posamentierer 49 46 42 43 41 40 36 32 31 
Seifensieder 102 100 95 94 95 90 88 79 76 
Instrumentenmacher 18 17 16 16 16 14 11 11 11 
Spinnradmacher 13 11 12 11 10 10 8 6 5 
Strumpfwirker 46 40 43 40 35 30 26 22 ? 
Tuchmacher 40 37 37 34 31 30 25 18 15 
Tuchscherer 27 22 22 21 20 20 22 22 17 
Weber 2.655 2.637 2.213 2.131 2.066 ? 1.544 1.601 1.549 
Weißgerber 101 101 98 96 97 90 84 75 76 
 
Quelle: Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 186.  
 
Aus den von Schwiedland wiedergegebenen Unterlagen ist somit ersichtlich, dass 
die zahlenmäßige Vermehrung der Gewerbebetriebe insgesamt (als angenommene 
Auswirkung der Gewerbefreiheit) nur bis 1862 andauerte. Wie bereits oben festge-
halten wurde, gab es jedoch bereits 1856-1859 (demnach vor Inkrafttreten der GewO 
1859) einen – wenngleich nicht mit der Größenordnung im Jahr 1860 vergleichbaren 
– Anstieg der Gesamtzahl der Gewerbe im Beispielsfall Oberösterreich (vgl. Tabelle 
1). Konterkariert wurden mögliche Auswirkungen der Gewerbefreiheit zudem durch 
die 1863 einsetzende Wirtschaftskrise. Im Übrigen belegen die von Schwiedland 
wiedergegebenen Daten auch, dass die Entwicklung der Betriebszahlen durchaus 
                                                 
280 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 184. 
281 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 181. 
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nach Gewerbezweigen unterschiedlich war (vgl. die Tabellen 2 - 4). Schwiedland 
selbst bemerkte, dass nach Maßgabe seiner Tabellen konzessionierte Gewerbe (mit 
fortbestehendem Befähigungsnachweis, wie Maurermeister, Zimmermeister und 
Steinmetze sowie Rauchfangkehrer) in gleicher Weise wie erst freigegebene 
Gewerbe in der Zeit nach der GewO 1859 eine zahlenmäßige Zunahme erlebten.282 
All dies relativiert aber seine Annahme, dass der Prozess des Niederganges des 
traditionellen Handwerks auf die Einführung der (weitgehenden) Gewerbefreiheit 
zurückzuführen sei, und spricht dafür, dass dieser Niedergang vielmehr durch 
andere, die rechtlichen Änderungen überlagernde Faktoren verursacht wurde. 
 
Ungeachtet dieser Prämisse, dass „die Gewerbefreiheit doch ohne Frage der im 
Zuge befindlichen socialen Neubildung Vorschub geleistet hat“,283 setzte sich 
Schwiedland auch mit den längerfristig wirksamen Strukturfaktoren auseinander, die 
den „Niedergang (…) des selbständigen Kleinmeisters“284 herbeiführten. So hätte im 
Lauf des 19. Jahrhunderts der „Maschinenbetrieb kapitalistischer Unternehmer“ in 
einer Reihe von Gewerben das Handwerk, sei es ganz, sei es zu namhaften Teilen, 
verdrängt.285 In diesem Zusammenhang zählte er u. a. die Weberei (mit Seide, 
Wolle, Baumwolle oder Leinengarn), die Färberei und Appretur, das Gerbergewerbe, 
manche Branchen des Schmiedens, die Seiler, Optiker, Uhrmacher, Wagner, aber 
auch Müller, Brenner und Brauer auf. Als Beispiel führte er konkrete statistische 
Angaben aus dem „Leichenfeld des Kleingewerbes“286 an, so etwa für die Weber im 
Gebiet der österreichischen Monarchie (nachfolgende Angaben für die einzelnen 
Kronländer machen klar, dass die sogenannte Cisleithanische Reichshälfte zu 
Grunde gelegt wurde). Demnach standen im Jahr 1841 insgesamt 40.444 hand-
werksmäßige Webereien (darunter 7.924 „Tuchmacher und Tuschscherer“) 401 
Fabrikswebereien (darunter viele Verlagsgeschäfte) gegenüber; im Jahr 1890 stan-
den nur mehr 7.709 Klein- und Mittelbetriebe den 1.058 Großbetrieben (darunter 
etwa ein Viertel Verlagsgeschäfte) gegenüber.287  
 
                                                 
282 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 184. 
283 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 175. 
284 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 122. 
285 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 126 f. 
286 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 126. 
287 Weitere Beispiele zu einzelnen Gewerben finden sich bei E. Schwiedland, Kleingewerbe und Haus-
industrie, S. 129-142. 
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Dabei hätte die Fabrik vielfach die Erzeugung von Halbfabrikaten für Kleingewerbler 
(wie Hutstumpen für Hutmacher, Schuhoberteile für Schuhmacher, weiters Beschlä-
ge, Schlösser und Schlüssel für Schlosser, gefräste Holzartikel und Sesselfüße für 
Tischler) übernommen oder Surrogate hergestellt, welche deren Erzeugnisse 
verdrängten.288 Manche Fabriken absorbierten eine Reihe selbständiger Handwerke 
(wie die Kutschenfabrikation jene des Wagners, Wagenschlossers, Wagenschmie-
des, Wagensattlers und Wagenlackierers) oder gliederten sich Meister und Gesellen 
an (wie Anstreicher oder Tischler in der Maschinenfabrik, welche dadurch nicht mehr 
im direkten Kontakt mit Käufern ihrer Produkte standen). Weiters errichteten Fabriken 
eigene Reparaturwerkstätten (jede Spinnerei und Weberei hatte ihre Mechaniker, 
größere Fabriken unterhielten ganze Schlosserwerkstätten).  
 
Auf anderen gewerblichen Gebieten hätte das kaufmännische Großkapital die Selb-
ständigkeit des Kleinmeisters erschüttert.289 Der Handel hätte unter Benutzung neu 
erfundener Maschinen Gewerbe in der Form von Hausindustrien (wie hausindustri-
elle Maschinenstickerei oder -Strickerei und Wäscheerzeugung) entstehen lassen, 
die früher in Handarbeit betrieben worden wären. Zudem hätte nach der Freigabe 
des Handels die große Zahl der Händler den Wettbewerb der bereits vermehrten 
Gewerbsleute verschärft. Deren Vermehrung hätte ihre Widerstandsfähigkeit gegen-
über den Händlern geschwächt. Daraus ergab sich für Schwiedland folgende 
Konsequenz: 
 
„Je lebhafter die Konkurrenz unter den Kaufleuten sich allgemach gestaltet, desto nied-
riger werden dadurch auch die Lieferpreise der für sie arbeitenden Gewerbsleute und 
desto mehr wird von Seite der Händler versucht, die Konkurrenz unter ihnen zu vermeh-
ren. So wurde der Einfluß des Händlers auf die Erzeugung in der Periode der Gewerbe-
freiheit erhöht. In dieser Richtung besaß das Kleinbürgertum zum Teil die richtige Vo-
raussicht, wenn es gegen die Einführung der Gewerbefreiheit protestierte.“290 
 
An die Stelle des Erzeugers, der seine Ware selbst verschleißt, wäre in aller Regel 
der Händler getreten, der auf eigene Rechnung erzeugen lässt.291 Durch Entfernung 
der früheren gesetzlichen Schranken wäre somit die Entwicklung der Verlagsindus-
                                                 
288 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 146-149. 
289 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 156 f., 198-200. 
290 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 200. 
291 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 201-205. 
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trie gegenüber dem Handwerk begünstigt worden.292 Für Gewerbe, welche im Aus-
land bereits fabriksmäßig und mit hohem technischem Standard betrieben wurden, 
wäre zudem der in den Jahren 1852-1869 erfolgte Übergang vom Prohibitivsystem 
zur liberaleren Handelspolitik von großer Bedeutung gewesen. Mit Ermäßigung der 
Zollsätze diktierten nun die den Weltmarkt beherrschenden fremden Produkte in 
Österreich die Preise.293 Dies hätte die österreichische Industrie zu technischen 
Reformen gezwungen, damit aber auch eine Steigerung der Leistungsfähigkeit der 
Fabriksbetriebe gegenüber dem Handwerk bewirkt.294  
 
Schwiedland zufolge führte das Kleingewerbe in seiner Auseinandersetzung mit dem 
Handel seinen „Existenzkampf“ auch mit Mitteln, die seinen Untergang beschleunig-
ten, und zwar durch „Lehrlingszüchterei“.295 Ein Meister, welcher jeweils nur einen 
Lehrling halte, könnte in 28 Jahren sieben davon ausbilden, von denen ihn doch nur 
einer als Meister ersetzen könnte. Hielte der größere Teil der Meister sowohl Gehil-
fen als Lehrlinge, so wäre – selbst bei stetiger Zunahme des Absatzes – mit einem 
Missverhältnis zu rechnen. Die entlassenen Lehrlinge und arbeitslosen Gesellen 
würden „Sitzgesellen“,296 und in Gewerben, wo das Selbständigwerden nur geringe 
materielle Mittel erfordere, vermehrte sich dann aus dem Gehilfenstand auch die Zahl 
der Meister, welche sich sodann dem Handel gegenüber unterbieten würden.  
 
Während sich somit die Annahmen Schwiedlands hinsichtlich der Gründe für den 
Niedergang des traditionellen Handwerks zwischen negativen Auswirkungen der 
Gewerbefreiheit und strukturellen wirtschaftlichen Veränderungen bewegten, kommt 
Chaloupek aus größerer zeitlicher Distanz zum Ergebnis, dass „nicht die Verschär-
fung des Konkurrenzdrucks infolge einer durch die Gewerbefreiheit bewirkten Über-
besetzung den zahlenmäßigen Rückgang der alten Handwerke bewirkte, sondern 
                                                 
292 Bruckmüller zufolge zeigt sodann die Gewerbezählung von 1902, dass ein Viertel des Wiener 
Gewerbes nur für Verleger arbeitete, fast ein weiteres Fünftel zum Teil. Vgl. Bruckmüller, Sozial-
geschichte Österreichs, S. 302. 
293 Die Einfuhr fremder Baumwollgarne stieg von 1855 bis 1858 um ca. 60 %, und mit dem Eisenbahn-
bau begann die Konkurrenz Frankreichs, Englands, Belgiens und Rheinpreußens in Eisen- und 
Stahlwaren aller Art. Vgl. E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 204. 
294 Überdies verließen die Großbetriebe den teueren Boden der Reichshauptstadt und zogen in die 
Provinz wegen der niedrigen Löhne der ländlichen Arbeiterschaft, geringerer Bodenpreise und güns-
tigerer Besteuerung; die Zahl der Textilgewerbe Wiens verminderte sich also aus zwei Ursachen. 
Vgl. E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 205. 
295 Vgl. dazu und im Folgenden E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 164 f. 
296 Bei „Sitzgesellen“ handelt es sich um im Verlagssystem tätige Heimarbeiter. Vgl. Bruckmüller, 
Sozialgeschichte Österreichs, S. 303. 
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langfristige Strukturfaktoren“.297 Bei Gegenüberstellung der Gewerbezahlen Wiens 
aus den Statistischen Tafeln bzw. den Handelskammerberichten mit den Bevölke-
rungszahlen laut dem Statistischen Jahrbuch der Stadt Wien zeigt sich Chaloupek 
zufolge in der nachstehend wiedergegebenen Tabelle 6 von 1841 bis 1859 eine 
Zunahme der Gewerbe, danach bis 1880 insgesamt ein Rückgang (selbst bei 
Zugrundelegung der für 1859 beim Handelsgewerbe um die mehr als 1.000 Hausie-
rer bereinigten Zahl).298 Allerdings stieg die Zahl der Approvisionierungsgewerbe 
von 17,2 pro 1.000 Einwohnern 1841 auf 18,42 im Jahr 1859 und weiter auf 19,5 bis 
1880 (die Verlangsamung in den Boomjahren vor 1873 geht Chaloupeks Ansicht 
nach darauf zurück, dass die starke Expansion dieser Jahre die Ressourcen in den 
industriellen Bereich lenkte, während erst in der folgenden Rezession die Nahrungs-
mittelversorgung wieder mehr Arbeitskräfte anzog). Der zunehmende Anteil der 
fabriksmäßigen Herstellung bei einer wachsenden Zahl von Produkten habe in stär-
kerem Maß die Vermittlung durch den Handel erfordert; darin liege der Grund für das 
überproportionale Wachstum des Handels (und nicht in der Einführung der Gewerbe-
freiheit). Für den Rest der Gewerbe, zu einem beträchtlichen Teil aus Industrial-
gewerben bestehend, zeigten die Daten jedoch einen Rückgang.  
 
Tabelle 6: Entwicklung der Gewerbedichte in Wien 1841-1880  
 
 1841 1859 1868 1873 1880 
Handelsgewerbe 
Anzahl 





















































Quelle: Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 373.  
* Die Originalzahl der Handelsgewerbe für 1859 (7.982) inkludierte um mehr als 1.000 Hau-
sierer mehr als für 1868; Chaloupek folgend wurde – als für Vergleichszwecke eher ge-
eignet – die auf 6.900 Handelsgewerbe berechnete Zahl zu Grunde gelegt.  
 
                                                 
297 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 373. 
298 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 372 und 376. 
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Wie die folgende Tabelle 7 zeigt, waren die Gewerbe mit den stärksten Besetzungs-
zahlen im Bereich der Industrialgewerbe – die Schneider, Schuster und Tischler – in 
Relation zur Bevölkerungszahl nach 1859 alle deutlich rückläufig, während ihre Zahl 
vor 1859 annähernd stabil war bzw. sogar leicht anstieg.299 Für diese außerhalb der 
Approvisionierungsgewerbe größten Gewerbezweige, daneben für zahlreiche andere 
Handwerke, begann Chaloupek zufolge in den sechziger Jahren die lange Periode 
ihres Abstieges. Das Ergebnis dieses Prozesses war in den meisten Fällen entweder 
die weitgehende Eliminierung, zumindest Marginalisierung, oder/und ein vollständiger 
Funktionswandel des Handwerks. So erklärt sich der Niedergang vielfach aus der 
allmählichen Aushöhlung vieler Professionen durch Schmälerung ihres Produktions-
gebiets. Was oft als Ersparnis zeitaufwendiger Arbeitsgänge begann, lief auf fort-
schreitende Einschränkung der vom betreffenden Handwerker selbst erbrachten 
Wertschöpfung hinaus. Letztlich blieb eine Handelsspanne für die Vorprodukte, 
Montage und Reparatur wurden zur alleinigen Aufgabe ganzer Handwerkszweige 
(z. B. beim Schuhmacher). In den Bekleidungsgewerben führte weniger der techni-
sche Fortschritt als die Änderung der Konsumgewohnheiten (Tendenz zur dem 
Modewandel folgenden Konfektionsware) zur Verdrängung des Schneiderhandwerks 
durch – zunächst nach dem Verlagssystem arbeitende – Großbetriebe.  
 
Tabelle 7: Gewerbedichte in ausgewählten Gewerbezweigen: Wien 1841 bis 1880  
 
Gewerbeart 
Zahl der Gewerbe Gewerbe pro 1.000 Einwohner 





































































































Quelle: Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 374.  
 
Zusammenfassend hält Sandgruber fest, dass noch im zweiten Drittel des 19. Jahr-
hunderts handwerklich organisierte Produktionsformen in bestimmten Branchen 
                                                 
299 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 373-376. 
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erstaunliche Widerstandskraft bewiesen.300 Die Industriekonkurrenz wirkte sich 
keineswegs in allen Gewerbezweigen mit gleicher Schärfe aus. Die erste Industria-
lisierungswelle hatte die Textilgewerbe und Eisenwerke erfasst. Hier waren schon im 
18. und frühen 19. Jahrhundert größere Unternehmen entstanden, wodurch die 
entsprechenden Handwerksberufe (Weber, Färber usw.) unter Druck gerieten. Im 
letzten Drittel des 19. Jahrhunderts bekamen auch andere Gewerbe, wie Schuster 
und Schneider, die industrielle und verlagsindustrielle Konkurrenz immer deutlicher 
zu spüren. Andererseits wurde das Gewerbe aber in vielen Branchen wenig 
konkurrenziert; die neuen Industrien erzeugten zum Teil Waren, die es vordem nicht 
gegeben hatte (wie Maschinen oder Zucker). Bäcker, Fleischhauer und Schlosser 
wiederum blieben lange ohne überlegene Industriekonkurrenz und profitierten vom 
Bevölkerungswachstum301 und Bauboom. Andere Handwerke entstanden durch den 
technischen Fortschritt neu (Mechaniker, Photographen).  
 
Bruckmüller zufolge kam es überhaupt nach der Wende vom 19. zum 20.Jahrhundert 
zu einer Konsolidierung des Kleingewerbes.302 Überdurchschnittliches Wachstum 
zeigten die Nahrungsmittelbranchen, wie Zuckerbäcker oder Fleischhauer, die Bau-
nebengewerbe (Tapezierer), die Luxusgewerbe und neue Tätigkeiten, wie Mecha-












                                                 
300 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 256. 
301 Bevölkerungsentwicklung laut Bruckmüller für „Zisleithanien“ in Millionen Menschen (in Klammern 
jeweils für das Gebiet der Republik Österreich): 1857 – 18,6 (4,1); 1869 – 20,4 (4,5); 1880 – 22,1 
(5,0); 1890 – 23,9 (5,4); 1900 – 26,2 (6,0); 1910 – 28,6 (6,6). Vgl. Bruckmüller, Sozialgeschichte 
Österreichs, S. 287. 
302 Vgl. dazu und im Folgenden Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 303.  
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4. Die Rückkehr der Befähigungsnachweise 
 
4.1 Der Weg zur Gewerbeordnungs-Novelle 1883 
 
Der außergewöhnliche Konjunkturaufschwung in der sogenannten „Gründerzeit“, die 
mit dem Börsenkrach vom 9. Mai 1873 ihr jähes Ende fand, wurde bereits im letzten 
Absatz des Abschnitts 3.2 kurz skizziert. Charakteristisch für diesen „Gründerboom“ 
waren die Vorherrschaft des Industrie- und Finanzkapitals und das weitgehend unge-
hemmte individualistische Erwerbsstreben, dem der Staat durch größtmögliche Frei-
zügigkeit zu entsprechen suchte.303 Die Folge war die massenhafte Erteilung von 
Konzessionen für Kapitalsassoziationen,304 namentlich für Banken, Eisenbahnen und 
Baugesellschaften, die Überspannung von Kredit und Spekulation. Der Rückschlag 
mit dem „Schwarzen Freitag“ an der Wiener Börse als dem Auftakt zur „Großen 
Depression“ hatte die Existenzkrise des Liberalismus in Österreich zur Folge und 
brachte eine radikale Abkehr von den Wertvorstellungen der vorangegangenen 
Epoche mit sich.  
 
Aber nicht nur das Spekulationsfieber, auch die bevorstehende Weltausstellung 
heizte die Preise, Mieten und Börsenkurse im Frühjahr 1873 weiter an; die Gründer-
zeit hatte bereits in der letzten Phase zu einer enormen Verteuerung der Lebens-
haltungskosten geführt, die Realeinkommen sanken.305 Zudem brachte der Hoch-
sommer 1873 eine Missernte und eine Choleraepidemie (diese dauerte von Anfang 
Juni bis Ende Oktober; in Wien gab es nahezu 3.000 Choleratote, insgesamt in 
Österreich-Ungarn 1873 geschätzt 436.000 Tote). Der Ausbruch der Wirtschaftskrise 
führte zu einem spürbaren Rückgang der Nominallöhne, zunächst jedoch wegen der 
schlechten Ernten noch zu keiner Senkung der Lebenshaltungskosten. 
 
Chaloupek moniert, dass in der älteren Literatur der 1873 einsetzende Konjunktur-
rückschlag (ausgehend vom Börsenkrach am 9. Mai) als „großer Krach“ beschrieben 
werde; der Schwerpunkt werde dabei in den Bereich von Börse und Bankwesen 
                                                 
303 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 444. 
304 Zwischen 1867 und 1873 wurden über tausend Aktiengesellschaften neu konzessioniert; viele Neu-
gründungen (sei es im Bankensektor, im Versicherungssektor oder in der Industrie) waren rein spe-
kulativer Natur, das Spekulationsfieber verbreitete sich rasant unter großen Teilen der Bevölkerung. 
Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 77. 
305 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 247-249. Weiters auch Eigner u. 
Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 78. 
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verlegt, wobei der Spekulation die Hauptrolle zukäme.306 Mit dieser Sicht sei aller-
dings eine Vernachlässigung der realwirtschaftlichen Ebene verbunden. Die Krise 
von 1873 erscheine vielmehr als Überproduktionkrise, insoweit die Ausweitung der 
Produktionskapazitäten (in Wien besonders im Investitionsgüterbereich) in einem 
Maß erfolgt sei, mit dem die Nachfrage nicht habe Schritt halten können. Infolge 
nachlassender Investitionsneigung sei die Nachfrage nach Investitionsgütern gesun-
ken. Je größer der Anteil dieses Sektors sei, umso stärker wären die kumulativen 
Abschwungswirkungen auf die übrigen Wirtschaftsbereiche (weshalb Wien über-
durchschnittlich schwer von der Krise getroffen worden sei). Der scharfe Rückgang 
der Investitionsneigung habe sich bei den Produktionsunternehmungen, im Verkehrs-
sektor und im Bauwesen gezeigt.307 Es gebe Hinweise, dass die konsumgütererzeu-
genden Wirtschaftszweige, die im Aufschwung weniger stark expandiert hätten, in 
weit geringerem Maß von der Rezession erfasst worden seien. Die Zahl der selbstän-
digen Gewerbetreibenden habe vergleichsweise unbedeutende Schwankungen 
gezeigt (deren Zahl liege 1878 sogar über dem Stand von 1875). Die Anpassung an 
die Nachfrageschwankungen hätten in erster Linie die mittleren und größeren 
Betriebe zu tragen gehabt.308  
 
Die akute Krise dauerte sieben Jahre, sie ging dann in einen bis etwa 1896 dauern-
den Zustand schleichender Depression über.309 Der Zeitraum 1873 bis 1896 war 
gekennzeichnet durch ein verlangsamtes Wirtschaftswachstum, den Rückgang der 
Kapitalinvestitionen, eine internationale Preisdepression und eine Verschlechterung 
der Unternehmergewinne. Im Zeitraum 1883 bis 1896 unterbrachen allerdings erste 
                                                 
306 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 362-364. 
307 Die Zahl der in Österreich neu aufgestellten Dampfmaschinen sank von 1.048 auf 304 im Jahr 
1875; die Erzeugung von Lokomotiven in den Wiener Lokomotivfabriken, die 1872 mit 202 Stück 
ihren historischen Höchststand erreicht hatte, betrug 1876 nur 20 Stück; der Waggonbau fiel von 
über 2.000 auf 73 Stück; die Zahl der Neubauten sank von 1.700 im Jahr 1874 auf 680 im Jahr 
1878. Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 364. 
308 Rumpler zufolge waren der „Krach“ von 1873 und die darauf folgende Wirtschaftskrise nicht die 
Ursache der wirtschaftlichen Bedrängnis des Bauerntums und des Gewerbes. „Sie bildeten lediglich 
den Höhepunkt einer Entwicklung, die mit der Liberalisierung der Agrarwirtschaft durch die Grund-
entlastung und der gewerblichen Wirtschaft durch die Gewerbefreiheit schon in den fünfziger und 
sechziger Jahren ihren Ausgang genommen hatten.“ Vgl. Helmut Rumpler, Parlament und Regie-
rung Cisleithaniens 1867 bis 1914, in: Helmut Rumpler u. Peter Urbanitsch, Hg., Verfassung und 
Parlamentarismus (= Band VII/1 Die Habsburgermonarchie 1848-1918), Wien 2000, S. 760. – Der 
Annahme Rumplers, dass die wirtschaftliche Bedrängnis des (Klein-)Gewerbes auf die GewO 1859 
zurückzuführen sei, sind jedoch die Ausführungen im Abschnitt 3.5 über die Auswirkungen der Re-
form, insbesondere auch die von E. Schwiedland angeführten Daten sowie die Schlussfolgerungen 
von Chaloupek, entgegen zu halten. Ausschlaggebend waren dafür vielmehr langfristige strukturelle 
Faktoren.  
309 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 325 f., 419.  
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Aufschwungstendenzen mit immer wieder eingelagerten Konjunkturrückschlägen die 
langjährige Stagnation. Bereits um 1880 hatte eine kurze Zwischenkonjunktur einge-
setzt, die Verhältnisse in der Schwerindustrie konsolidierten sich (schon 1881 war in 
der Roheisenproduktion das Erzeugungsniveau von 1873 überschritten); ab 1888 
wurde der günstige Einfluss einer internationalen Konjunkturbelebung wirksam, 1890 
war ein auffallender Umschwung auf dem Sektor der Kohlen- und Eisengewinnung 
zu bemerken.310  
 
Chaloupek zufolge setzte der Aufschwung (bereits) zu Beginn der 1880er Jahre ein, 
dieses Jahrzehnt war von einer raschen und nachhaltigen industriellen Expansion 
gekennzeichnet.311 Die Beschäftigung in der Wiener Industrie nahm im Durchschnitt 
1880/90 um annähernd 5 Prozent pro Jahr zu. Die Expansion setzte sich in den 
beiden folgenden Jahrzehnten fort. In Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten waren 
1902 über 131.000 Personen beschäftigt, gegenüber 72.513 im Jahr 1890.  
 
Einhellig wird in der Fachliteratur aber darauf hingewiesen, dass die vom Schwarzen 
Freitag eingeleitete Depression große psychologische und in der Folge politische 
Auswirkungen hatte und einen Mentalitätswandel herbeiführte. So wäre der Liberalis-
mus durch die Große Depression zunächst in seiner ökonomischen Wurzel, sodann 
auch politisch und als Weltanschauung erschüttert und für viele Menschen unglaub-
würdig geworden.312 Es wäre eine entschieden antikapitalistische Stimmung entstan-
den; das Streben nach „Sicherheit“ wäre zum Leitstern breitester Bevölkerungs-
schichten geworden und hätte sich in zünftlerischer Gewerbeprotektion niederge-
schlagen.313 Die Depression hätte den naiven Glauben an eine natürliche Harmonie 
erschüttert und das Bedürfnis nach sozialer Kontrolle und kollektiver Sicherheit 
anstelle des liberal-individualistischen Wettbewerbsprinzips geweckt und damit der 
Hinwendung zum modernen Interventionsstaat Vorschub geleistet; selbst innerhalb 
des liberalen Lagers hätten die Parteigänger eines Interventionismus an Übergewicht 
gewonnen (das neue Aktiengesetz aus 1874 und das Börsegesetz aus 1875 hätten 
                                                 
310 Herbert Matis und Karl Bachinger, Industrielles Wachstum und Industrialisierungsprozeß, in: Alois 
Brusatti, Hg., Die wirtschaftliche Entwicklung (= Band I Die Habsburgermonarchie 1848-1918, Hg. A. 
Wandruszka u. P. Urbanitsch), Wien 1973, S. 132 f. 
311 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 406, 408 f. Auch Eigner zufolge 
werden die 1880er Jahre als die Phase des eigentlichen Durchbruchs der industriellen Strukturen 
charakterisiert. Vgl. Eigner, Habsburgermonarchie, S. 120. 
312 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 342. 
313 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 326. 
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eine verschärfte staatliche Kontrolle und die härtere Besteuerung der Aktiengesell-
schaften gebracht).314 Insbesondere hätte der Zusammenbruch zahlreicher Banken 
und Industriegründungen das Vertrauen in den wirtschaftlichen Liberalismus erschüt-
tert; so wäre das Krisenjahr 1873 zu einer wichtigen Zäsur der österreichischen Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte geworden, zünftlerisch-kleingewerbliches Denken 
wäre damit zu einer lange nachwirkenden Grundkomponente der Wirtschaftsordnung 
geworden.315 Politisch bedeutete dies eine konservative Wende und die Rückkehr 
der wirtschaftspolitischen Leitlinien zum Protektionismus.316  
 
Schon die Handwerkerbewegung des Jahres 1872 hatte auf eine Novellierung der 
Gewerbeordnung gedrängt.317 Sie führte zu einer vom Handelsminister einberufenen 
Enquete zur Erhebung der Lage und Bedürfnisse des Kleingewerbes. In den Berich-
ten darüber fanden sich Klagen über die Kapitalnot der Kleingewerbetreibenden und 
über ihre Konkurrenzierung durch die Großindustrie, weiters Beschwerden über die 
Gewerbefreiheit.  
 
Der im Handelsministerium 1874 ausgearbeitete Referentenentwurf einer neuen 
Gewerbeordnung wollte dagegen das Prinzip der Gewerbefreiheit noch über die 
Bestimmungen der GewO 1859 hinaus ausdehnen.318 Der Konzessionszwang sollte 
vollständig beseitigt werden (alle Gewerbe sollten ohne Bewilligung der Behörde auf 
Grund bloßer Anmeldung betrieben werden können); 18 Gewerbe (darunter der 
Personentransport, das Baugewerbe, das Rauchfangkehrer- sowie das Gast- und 
Schankgewerbe) sollten allerdings an das Vorhandensein ausreichender Verlässlich-
keit, teils auch an eine „besondere Befähigung“ gebunden bleiben. Der Innungs-
zwang sollte fallen (der Entwurf sah nach dem Vereinsgesetz zu beurteilende Ver-
eine ohne Beitrittszwang vor); durch diese Zugeständnisse an den ökonomischen 
Liberalismus sollte die Mehrheit in beiden Häusern des Reichsrates für einige sozial-
politische Reformen gewonnen werden. Dieser Entwurf gelangte (wegen eines 
                                                 
314 Matis, Leitlinien der österreichischen Wirtschaftspolitik, S. 45 f. 
315 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 250. Aber auch die österreichische Industrie begann in der 
Depression mit zunehmender Vehemenz für eine Rückkehr zu protektionistischen Zollsätzen zu 
kämpfen; mit dem Zolltarif von 1878 wurde ein erster Schritt in diese Richtung gesetzt, der neue 
Außenhandelstarif von 1882 sah erhebliche Zollerhöhungen für Getreide, Mehl, Vieh und verschie-
dene Industrieprodukte vor. Vgl. Sandgruber ebd. S. 308. 
316 Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 78 f. 
317 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 137 sowie Prochaska, Ge-
werbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 90 f. 
318 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 137-139 sowie Prochaska, 
Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 91 f. 
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Wechsels im Handelsministerium, aber auch wegen Kritik in Kreisen der liberalen 
Partei) nicht zur parlamentarischen Beratung. Auch ein neuerlicher Ministerialentwurf 
aus 1877 – mit ähnlichem Inhalt – wurde nicht mehr dem Reichsrat vorgelegt.  
 
Die Niederlage des wirtschaftlichen Liberalismus war besiegelt, als das Jahr 1879 ein 
Abgeordnetenhaus mit konservativer Mehrheit brachte. Schon die Thronrede zur 
Eröffnung des Reichsrats am 8. Oktober 1879 verkündete das neue Gewerbepro-
gramm:  
 
„Die Revision der Gewerbegesetze mit Beachtung der seit Erlassung der Gewerbeord-
nung gewonnenen Erfahrungen bezweckt die Förderung der gewerblichen Interessen, 
insbesondere durch Kräftigung des Kleingewerbes und zeitgemäße Regelung des Ver-
hältnisses zwischen Arbeitgebern und Hilfsarbeitern.“319  
 
Die bisher von den Liberalen in die Defensive gedrängten feudalkonservativen und 
klerikalen Kreise gelangten 1879 mit dem Regime Taaffe an die Regierung; der das 
Erbe des politischen Liberalismus antretende „Eiserne Ring“ fasste alle antiliberalen 
und antikapitalistischen Kräfte (mit Ausnahme der äußersten Linken) zusammen.320 
Die Regierung Taaffe setzte auf eine konservative, slawenfreundliche Koalition, 
begünstigte das städtische Kleinbürgertum und fand dabei Unterstützung beim 
sozialkonservativen Element im Adel, der hier ein Gegengewicht zum erstarkten 
Finanzbürgertum erblickte, sowie bei den Bauern, die ihre wirtschaftlichen Schwierig-
keiten dem Industriekapitalismus anlasteten. Auf eine Epoche relativ großer wirt-
schaftlicher Freiheit folgte die Rückkehr zu einem Denken in zunftmäßigen Katego-
rien, zu staatlicher Reglementierung und protektionistischer Förderung bestehender 
Kleinbetriebe. Dabei erhielt die antiliberale Bewegung mit der Herabsetzung des 
Wahlzensus durch die Wahlrechtsreform 1882 (von 10 auf 5 Gulden) mit der Inte-
gration wahlberechtigter kleinbürgerlicher und bäuerlicher Gesinnungsgruppen eine 
breitere soziale Basis. So konnte die katholisch-konservative Adelspartei des Taaffe-
Regimes durch die Arbeiter- und Kleingewerbegesetzgebung die vom Realeinkom-
                                                 
319 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 140. Der neue gewerbepolitische Kurs hing zum Teil mit 
einer kräftig organisierten Handwerkerbewegung zusammen, die bereits in den Jahren 1877 und 
1878 einige Landtage erfasst hatte. Konsequent wiederholte Landtagsbeschlüsse, die der Regie-
rung dringend empfahlen, vor allem das Kleingewerbe zu heben und zu diesem Zweck die Gewer-
befreiheit einzuschränken, übten einen nachweisbaren Einfluss auf die spätere Richtung der Reichs-
gesetzgebung. Vgl. Kulisch ebd. S. 140 f., unter Hinweis auf Berichte diverser Landtage. 
320 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 445, 328, 353 und 357, 
362. 
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mensverfall betroffenen Landwirte sowie die notleidenden Handwerker und Klein-
händler als politisches Fußvolk gewinnen.321  
 
Bereits Ende November 1879 brachte die Regierung im Abgeordnetenhaus einen 
Teilentwurf für die Abänderung der Gewerbeordnung ein; dieser befasste sich nur mit 
Bestimmungen über das gewerbliche Hilfspersonal, die Einführung von Gewerbe-
inspektoren und gewerblichen Hilfskassen.322 Das Abgeordnetenhaus beauftragte 
jedoch den Gewerbeausschuss, die Beratung auf alle Zweige des Gewerbewesens 
auszudehnen. Die Regierung zog deshalb am 16. Dezember 1880 ihre Vorlage 
zurück und brachte den Entwurf einer Gesamtrevision der Gewerbeordnung ein. 
Gegenüber der GewO 1859 waren darin Einschränkungen der Gewerbefreiheit vor-
gesehen: Für eine Reihe von konzessionierten Gewerben war ein erhöhter Befähi-
gungsnachweis in Aussicht genommen, für einzelne dieser Gewerbe auch die 
Berücksichtigung der Ortsverhältnisse. Der Schwerpunkt dieses Entwurfs lag aber 
beim Genossenschaftswesen; zwar sollte am genossenschaftlichen Zwangsverband 
festgehalten werden, Inhaber und Hilfsarbeiter fabriksmäßiger Betriebe sollten jedoch 
(weitgehend) vom Beitrittszwang befreit werden. Überdies sollten die Gewerbe-
inhaber und die großjährigen Gehilfen nun gleichberechtigte Mitglieder der Genos-
senschaft sein.  
 
Dieser Entwurf befriedigte nicht die Erwartungen der Handwerkerschaft; so veran-
lasste der Gewerbeausschuss des Abgeordnetenhauses eine Enquete, deren Ergeb-
nis eine „Expertise über die Art der Erbringung eines Befähigungsnachweises behufs 
Antritts eines handwerksmäßig betriebenen Gewerbes“ vom 16. März 1881 war.323 
Im November 1881 forderte sodann der vom Handwerkerstand veranstaltete erste 
allgemeine österreichische Gewerbetag in seiner Schlussresolution die Wiederein-
führung des Befähigungsnachweises, die Rücksichtnahme auf den „Lokalbedarf“, die 
Beibehaltung der obligatorischen Innungsmitgliedschaft, Maßnahmen zur Einschrän-
                                                 
321 Die 1879 an die Macht gelangten Konservativen realisierten ein Programm der „patriarchalisch 
motivierten“ Sozialgesetzgebung mit gleichzeitiger Betonung der kleingewerblichen Interessen und 
des bäuerlichen Mittelstandes. Die Einführung der Wuchergesetzgebung (1881), des Befähigungs-
nachweises im Gewerberecht (1883), der Gewerbeinspektoren (1885) ebenso wie der Maximal-
arbeitszeit von elf Stunden in fabriksmäßigen Betrieben (1885) lagen auf der Linie, dem großen 
Kapital Schranken zu ziehen. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 257. 
322 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 141-144; Prochaska, Gewer-
beantritt und Befähigungsnachweis, S. 92 f. 
323 Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 93; Kulisch, System des Gewerberechtes, 
S. 145. 
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kung des Absatzes der Großindustrie (wie z. B. Beschränkungen des Verkaufs durch 
Reisende), ferner die Einrichtung eigener Kleingewerbe- und Arbeiterkammern, aber 
auch die Ausdehnung des Wahlrechts auf alle Steuerträger.324  
 
Am 24. Mai 1882 unterbreitete der Gewerbeausschuss dem Abgeordnetenhaus 
einen neuen (von der Regierungsvorlage stark abweichenden) Entwurf, der nur mehr 
Teile der Gewerbeordnung ändern sollte.325 Die Abänderungsvorschläge bezogen 
sich auf die Einführung der Kategorie der „handwerksmäßigen Gewerbe“, auf die 
Bedingungen für deren Antritt, weiters auf die Betriebsanlagen, auf den Umfang und 
die Ausübung der Gewerberechte sowie auf das gewerbliche Genossenschafts-
wesen. Von den neun Hauptstücken der GewO 1859 wurden damit die ersten vier 
sowie das siebente Hauptstück (über die gewerblichen Genossenschaften) durch 
neue ersetzt. Der Ausschussentwurf wurde mit wenigen Abänderungen vom Abge-
ordnetenhaus angenommen. So fügte das Plenum des Hauses eine Bestimmung 
hinzu, wonach auch die Gehilfenjahre „in einem dem betreffenden Gewerbe analo-
gen Fabriksbetrieb“ auf den Befähigungsnachweis anzurechnen waren (damit sollte 
auch Fabriksarbeitern, insbesondere den Werkmeistern, der Weg zum selbständigen 
Gewerbebetrieb eröffnet werden). Die GewO-Novelle vom 15. März 1883 wurde 
sodann am 29. März 1883 im RGBl. 39/1883 kundgemacht.326  
 
Kulisch zufolge war diese Gewerbenovelle dazu bestimmt, die Stellung des kleinen 
Meisters in seinem Kampf mit der Großindustrie zu stärken, indem sie durch die 
Einführung des Befähigungsnachweises (für die handwerksmäßigen Gewerbe), den 
der Industrielle in aller Regel nicht erbringen könnte, das Gebiet der dem „individuel-
len Bedürfnis“ dienenden Arbeit dem kleinen Handwerksmeister sicherte.327 Zwei 
Jahre später wurde mit der Novelle RGBl. 22/1885 das sechste Hauptstück der 
Gewerbeordnung, betreffend das gewerbliche Hilfspersonal, neu gefasst (vgl. Ab-
schnitt 3.3).328 Nach der Neuregelung im § 94 GewO durften Kinder vor dem vollen-
detem 12. Lebensjahr nicht zu regelmäßigen gewerblichen Beschäftigungen heran-
                                                 
324 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 379. 
325 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 145 f. sowie Prochaska, 
Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 93 f. 
326 Sie trat entsprechend Art. III der Einführungsbestimmungen am 29. September 1883 (sechs Mo-
nate nach der Kundmachung) in Wirksamkeit. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S.50. 
327 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 148 f. 
328 Eine GewO-Novelle aus 1897 (RGBl. 63/1897) hatte sodann Änderungen in den Bereichen des 
Lehrlings- und des Genossenschaftswesens zum Ziel. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, 
S 150 f. 
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gezogen werden; Jugendliche im Alter von 12 bis 14 Jahren durften höchstens acht 
Stunden täglich und nur insoweit „verwendet“ werden, als ihre Arbeit der Gesundheit 
nicht nachteilig war, die körperliche Entwicklung nicht hinderte sowie der Erfüllung 
der Schulpflicht nicht im Wege stand. In fabriksmäßig betriebenen Gewerbeunter-
nehmungen durften hingegen Kinder vor dem vollendeten 14. Jahr nicht verwendet 
werden; Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren durften hier nur zu leichteren Arbei-
ten verwendet werden, welche ihrer Gesundheit nicht nachteilig waren und ihre 
körperliche Entwicklung nicht hinderten (§ 96b GewO). In fabriksmäßig betriebenen 
Gewerbeunternehmen durfte die Arbeitsdauer der Hilfsarbeiter höchstens elf Stun-
den (innerhalb von 24 Stunden) betragen (§ 96a GewO). Für handwerksmäßige 
Gewerbe bestand dagegen keine Begrenzung der Arbeitsdauer (ausgenommen für 
Jugendliche), gewerbliche Hilfsarbeiter konnten somit auch mehr als elf Stunden 
beschäftigt werden.329  
 
So bezweckten die GewO-Novellen 1883 und 1885 einerseits eine Verbesserung der 
Stellung der Industriearbeiter in gewerblichen Betrieben mit mehr als 20 Beschäftig-
ten, andererseits begünstigten sie die seit der Wahlrechtsreform von 1882 politisch 
arrivierte Schicht der Kleingewerbetreibenden.330 Da die im Kleingewerbe und im 
Verlag beschäftigten Hilfskräfte von der Arbeiterschutzgesetzgebung (teilweise) 
ausgeschlossen blieben, andererseits diese Gesetzgebung vor allem der Industrie 
die Produktionskosten verteuernde Lasten auferlegte, erfreute sich das Handwerk 
einer Sonderbegünstigung. Zudem petrifizierte die staatliche Steuergesetzgebung 
durch die hohe Besteuerung der führenden großindustriellen Unternehmensform der 
Aktiengesellschaft den kleingewerblichen Charakter des österreichischen Gewerbe- 
und Fabrikwesens.331  
 
Eine zeitgenössische Rechtfertigung der GewO-Novellen 1883 und 1885 findet sich 
in der Einleitung zur Gewerbe-Ordnungsausgabe der Wiener Magistratsbeamten 
Seltsam und Posselt aus 1885: 
 
„Seit 23 Jahren haben aber die Verhältnisse mancherlei Aenderungen erfahren; die 
Maschine hat tausende Hände entbehrlich gemacht, eine rücksichtslose, in der Wahl 
                                                 
329 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 284. 
330 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 355 f. 
331 Nach der Betriebszählung von 1902 entfielen in Cisleithanien 96,65 % aller Betriebe und 55,06 % 
der Beschäftigten auf Heimarbeit und handwerksmäßige Erzeugung und nur 1,52 % bzw. 44,8 % 
auf die Fabriksproduktion. Vgl. Matis ebd.  
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ihrer Mittel selten verlegene Concurrenz drohte das Kleingewerbe zu verdrängen, die 
sociale Noth, unnatürliche Ausbeutung der eigenen oder der fremden Arbeitskraft deren 
eigene Quelle in folgenschwerer Weise zu untergraben. Diesen Verhältnissen haben die 
beschränkenden Grundsätze der Gesetznovellen der Jahre 1883 und 1885 ihre Ent-
stehung zu verdanken. 
 
Die Principien aber, welche ihre Bestimmungen charakterisiren und dem Gesetze vom 
December 1859 gegenüber eine Entwicklung bedeuten, sind die Voraussetzung des 
Nachweises einer gewissen Vorbildung bei einzelnen Gewerben und eine den gesell-
schaftlichen und wirthschaftlichen Umständen der Neuzeit angepaßte, zwar stramme, 
aber doch mit ziemlicher Autonomie ausgerüstete Organisation des Genossenschafts-
wesens einerseits, sowie das Streben, den Arbeiter vor ökonomischer und physischer 
Schädigung zu bewahren anderseits. 
 
Daß der Nachweis der gewerblichen Befähigung nicht zur leeren Formel werde, dafür 
haben im eigenen Interesse die Genossenschaftskörper selbst zu sorgen; sie sollen 
aber auch die zersplitterte, sich gegenseitig aufreibende Kraft der einzelnen Gewerbe-
treibenden in einem lebenskräftigen Organismus zusammenfassen, durch gegenseiti-
ges Aneinanderschließen die eigene Widerstandsfähigkeit gegen den Fabriksbetrieb 
erhöhen und zur Ausgleichung der Interessengegensätze zwischen Arbeitsgebern und 
Arbeitsnehmern beitragen. 
 
In ihre Hände ist die Gründung von Fachschulen (…) gelegt; (…) 
 
Durch eine derartige Einrichtung des gewerblichen Genossenschaftswesens, (…) kön-
nen die Innungen wieder einen Theil des alten Einflusses gewinnen, um ihn im Dienste 
der Standesgenossen und des Gemeinwesens zu verwenden.“332  
 
Eine kritische Sicht der mit der GewO 1859 eingeführten Gewerbefreiheit findet sich 
auch bei Garhofer: 
 
„Es zeigte sich aber bald, daß das System der Gewerbefreiheit zu Störungen im Gleich-
gewicht zwischen Produktion und Konsum führte, die auf zwei Ursachen zurückzufüh-
ren sind. Einerseits ermöglichte die Gewerbefreiheit eine über den natürlichen Abgang 
hinausgehende Ergänzung und Vermehrung der Zahl der selbständig Erwerbstätigen, 
anderseits entzog die durch technische Fortschritte und zunehmende Rationalisierung 
erstarkte Industrie dem Handwerk immer mehr Absatzgebiete. 
 
Die zum Schutze des Handwerks zu ergreifenden gewerbepolitischen Maßnahmen 
mußten sich daher gleichfalls nach zwei Richtungen bewegen. Einerseits mußte die 
durch den ungehemmten Zuzug zum Gewerbe entstandene Überproduktion beseitigt 
werden, anderseits mußte getrachtet werden, durch Verringerung der Produktions-
kosten und durch Förderung der Kauflust der Konsumenten den Absatz der gewerb-
lichen Produktion zu vergrößern. Maßnahmen in der ersten Richtung waren die Kon-
zessionierung einer größeren Reihe von Gewerben, wobei das Erfordernis des Lokal-
bedarfes in den Vordergrund gestellt wird, ferner die Ausdehnung und Verschärfung des 
Befähigungsnachweises, der Beitrittszwang zu den Gewerbegenossenschaften (…). 
Maßnahmen der zweiten Art bestanden in der Errichtung von Lehrwerkstätten und 
Gewerbeschulen, in der Herstellung von Musterwerkstätten, in der Veranstaltung von 
Ausstellungen im In- und Ausland (…).“333  
                                                 
332 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. VIII f. (Einleitung). 
333 Emil Garhofer, Hundert Jahre österreichische Gewerbepolitik, in: Hans Mayer, Hg., Hundert Jahre 
österreichischer Wirtschaftsentwicklung 1848-1948, Wien 1949, S. 482 f. Das Werk wurde „auf Ver-
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Bleibt die Frage zu beantworten, ob mit der Novelle 1883 das unter dem Aspekt der 
Verbesserung der Situation des Kleingewerbes angestrebte Ziel auch tatsächlich 
erreicht wurde. Rumpler nimmt dies offenbar an, wenn er betont, die „weitgehend 
gelungene Rettung des Gewerbestandes war eine sozialpolitisch bedeutende Leis-
tung“.334 Er führt für die Behauptung der „Rettung des Gewerbestandes“ allerdings 
keine Belege an. Chaloupek hingegen vertritt den Standpunkt, dass „die Wieder-
einführung des Befähigungsnachweises das Ziel der materiellen Absicherung des 
traditionellen Handwerks nicht erreichte“ und spricht von der „weitgehenden Wir-
kungslosigkeit dieser und auch aller später noch getroffenen Schutzmaßnahmen“335. 
Hinsichtlich der Wirkungslosigkeit der Wiedereinführung des Befähigungsnachweises 
beruft sich Chaloupek auf das Verhältnis der Zahl der Neuanmeldungen von Gewer-
ben zum Stand der Gewerbe, jeweils im Durchschnitt der Jahre 1874-1883 und 
1884-1890 (betreffend das alte Gemeindegebiet von Wien) sowie 1892-1894 (betref-
fend das neue Gemeindegebiet nach der Stadterweiterung 1890 um die Vororte) 
bzw. 1896.336 Wie die folgende Tabelle zeigt, war die Zahl der Neuanmeldungen in 
Prozent des Bestandes vor der Novelle 1883 geringer als danach. Darin kam auch 
die konjunkturelle Entwicklung zum Ausdruck, da die Zahl der Gewerbeanmeldungen 
einen prozyklischen Verlauf aufwies und demzufolge in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre relativ niedrig gewesen war (allerdings enthielt der Zeitabschnitt 
1884/90 ebenfalls eine Rezessionsperiode).  
 
Tabelle 8: Gewerbeanmeldungen in Wien und Stand der Gewerbe337  
 
Periode Anmeldungen 
im Durchschnitt pro Jahr
Stand der Gewerbe
im Durchschnitt pro Jahr 
Anmeldungen in % 
des Gewerbestandes 
1874-1883* 7.677 51.931 14,8 
1884-1890 8.503 54.709 ***15,4 
1892-1894**, 1896 15.714 93.969 16,7 
* altes Gemeindegebiet; ** neues Gemeindegebiet 
*** tatsächlich handelt es sich nahezu um 15,55 % 
 
                                                                                                                                                        
anlassung der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft zum 100jährigen Bestande der Kammer-
organisation“ herausgegeben. 
334 Rumpler, Parlament und Regierung Cisleithaniens, S. 764. 
335 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 379. 
336 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 381 f. 
337 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 381. 
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Unter dem Aspekt der „Gewerbedichte“ (Zahl der Gewerbe pro 1.000 Einwohnern) 
zeigt sich jedoch, dass sich der Rückgang der Gewerbe (relativ infolge der Zunahme 
der Bevölkerung) in den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts fortsetzte.338 Im 
Gesamtdurchschnitt der Gemeinde Wien einschließlich der Vororte entfielen 1890 
auf 1.000 Einwohner 58,6 Gewerbe (im alten Gemeindegebiet 66,04 Gewerbe 
gegenüber 70,85 im Jahr 1880).  
 
Tabelle 9: Gewerbedichte in Wien 1880 und 1890339  
 
 1880 1890 
Bezirke 
altes Gebiet I - X XI - XIX I - XIX 
Gewerbe absolut  49.933 53.971 24.595 78.566 
pro 1.000 Einwohner 70,85 66,04 44,94 58,60 
 
Die Sicht von Chaloupek steht auch im Einklang mit den bereits im Abschnitt 3.5 
(betreffend die Entwicklung im Handwerk) wiedergegebenen Erhebungen Eugen 
Schwiedlands aus 1894, die für das 19. Jahrhundert insgesamt vom „Niedergang des 
selbständigen Kleinmeisters“340 ausgehen. Schwiedland vergleicht dabei statistische 
Daten für 1841 mit solchen für 1890 aus der Weberei und einer größeren Anzahl 
weiterer Gewerbe.341  
 
4.2 Änderung der Zugangsvoraussetzungen durch die Novelle 1883 
 
Die GewO-Nov. 1883, RGBl. 39/1883, brachte hinsichtlich der allgemeinen Zugangs-
voraussetzungen, die für alle Gewerbe (somit auch für die sogenannten „freien Ge-
werbe“) galten, nur unwesentliche Änderungen, wie eine Änderung der Paragraphen-
Nummerierung. Dies traf auf das Erfordernis der Eigenberechtigung342 und die 
Gleichstellung von juristischen Personen bei der Gewerbeausübung, weiters auf die 
Zulassung von Ausländern zum Gewerbebetrieb und auf die Ausschließungsgründe 
                                                 
338 Vgl. dazu und im folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 382. 
339 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 382. Die Tabelle von Chaloupek wird hier ohne Aufspaltung 
in industrielle Gewerbe und Dienstleistungsgewerbe wiedergegeben. 
340 E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 122. 
341 Vgl. E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie S. 126-142. 
342 Darunter verstand die GewO, dass der Unternehmer sein Vermögen selbst zu verwalten berechtigt 
war (grundsätzlich trat diese Voraussetzung mit Vollendung des 24. Lebensjahres ein). 
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(strafbare Handlungen, Konkurs), aber auch auf die Gewerbeanmeldung bei freien 
Gewerben (ursprünglich § 15, nunmehr § 13) zu. Auf die diesbezüglichen Modifika-
tionen durch die Novelle 1883 wurde bereits im Abschnitt 3.4 im Zusammenhang mit 
den Zugangsvoraussetzungen der GewO 1859 hingewiesen.  
 
Die wesentliche Neuerung der Novelle 1883 bestand vielmehr in der Schaffung einer 
dritten Gewerbegruppe in Form der „handwerksmäßigen Gewerbe“, welche generell 
die Erbringung eines Befähigungsnachweises erforderten. Dabei wurde die Berechti-
gung zur Ausübung der handwerksmäßigen Gewerbe so wie jene der freien durch 
eine Gewerbeanmeldung bei der politischen Bezirksbehörde (Bezirkshauptmann-
schaft bzw. Magistrat im Falle einer Stadt mit eigenem Statut) begründet.343 Die 
Befugnis zur Ausübung der konzessionierten Gewerbe entstand hingegen – wie 
bereits auf Grund der GewO 1859 – erst mit der (rechtskräftigen) behördlichen Bewil-
ligung.344 Alle Gewerbe, die nicht als handwerksmäßige (durch Verordnung des Han-
delsministers im Einvernehmen mit dem Innenminister) oder als konzessionierte 
(durch § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 oder durch Ministerialverordnung) erklärt wurden, 
waren freie Gewerbe. 
 
Als handwerksmäßige Gewerbe wurden jene bezeichnet, „bei denen es sich um 
Fertigkeiten handelt, welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erlernung und 
längere Verwendung in demselben erfordern und für welche diese Ausbildung in der 
Regel ausreicht“.345 Konkret waren diese Gewerbe durch Verordnung des Handels-
ministers im Einvernehmen mit dem Innenminister zu bestimmen. Mit Ministerial-
verordnung RGBl. 148/1883, ergänzt und teilweise abgeändert durch Verordnung 
                                                 
343 Diese Gewerbe wurden deshalb durch die nachmalige GewO 1973 (unter Einbeziehung der 1934 
geschaffenen zusätzlichen Kategorie der „gebundenen Gewerbe“) unter dem Oberbegriff der „An-
meldungsgewerbe“ zusammengefasst. 
344 Gemäß § 1 Abs. 5 i. F. GewO-Nov. 1883 wurden „jene Gewerbe, bei denen öffentliche Rücksichten 
die Nothwendigkeit begründen, die Ausübung derselben von einer besonderen Bewilligung abhän-
gig zu machen“, als konzessionierte behandelt. Es waren dies „namentlich Rücksichten politischer, 
sicherheits-, sittlichkeits-, gesundheits-, feuer- oder verkehrspolizeilicher Natur“, auf welche sich 
diese Notwendigkeit gründete. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 54 f.  
345 § 1 Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1883. Seltsam und Posselt zufolge handelt es sich dabei nicht um eine 
Definition des Begriffs „handwerksmäßig“ (wohl wegen der Schwierigkeiten, die einer vollkommen 
zutreffenden Definition dieses Begriffs entgegenstünden, zumal auch die beste Definition in ihrer 
Anwendung zu Zweifeln Anlass bieten müsste). Eine taxative Aufzählung dieser Gewerbe entspre-
che daher am besten dem praktischen Bedürfnis. Die obige Umschreibung habe somit nur den Cha-
rakter einer Direktive für die zuständigen Ministerien zur Festlegung der Liste dieser Gewerbe im 
Verordnungsweg. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 51.  
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RGBl. 110/1884, wurden sodann folgende Gewerbe als handwerksmäßig bezeich-
net:346  
 
„1. Anstreicher und Lackirer; 
  2. Bäcker (mit Ausnahme der von Müllern nach der bisherigen Landessitte als Neben-
gewerbe mittelst der Hausgenossen oder des eigenen Hilfspersonals betriebenen 
Schwarzbroderzeugung); 
  3. Buchbinder, Futteralmacher, Ledergalanterie- und Cartonage-Arbeiter; 
  4. Bürstenbinder; 
  5. Drechsler und Meerschaum-Bildhauer, Pfeifenschneider; 
  6. Erzeuger musikalischer Instrumente (Clavier, Orgel, Harmonium u. dgl.; Blechinstru-
mente; Flöte, Clarinette, Fagot, Oboe, Violine, Violon, Violoncello, Guitarre, Zither u. 
dgl.); 
  7. Faßbinder; 
  8. Feinzeugschmiede, Sporer, Messerschmiede, Metall- und Stahlschleifer (mit Aus-
nahme der Karrenschleifer), Feilhauer, Laubsägenmacher, Nadler und Webekamm-
macher; 
  9. Fleischhauer; 
10. Fleischselcher; 
11. Friseure, Raseure und Perrückenmacher; 
12. Glaser; 
13. Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter; 
14. Gold-, Silber- und Metallschläger; 
15. Gürtler- und Bronzewaaren-Erzeuger; 
16. Hafner; 
17. Handschuh- und Bandagenmacher; 
18. Hutmacher; 
19. Kamm- und Fächermacher, Beinschneider; 
20. Kleidermacher; 
21. Korbflechter; 
22. Kürschner, Rauhwarenfärber, Kappenmacher; 
23. Kupferschmiede; 
24. Lebzelter und Wachszieher; 
25. Metall- und Zinngießer; 
26. Mechaniker (Fein- oder Präcisions-Mechaniker), Erzeuger chirurgisch-medicinischer 
Instrumente und Apparate, und Optiker; 
27. Plattirer; 
28. Posamentirer, Schnür- und Börtelmacher, Posamentirer- Knopf- und Crepinmacher, 






33. Siebmacher und Gitterstricker; 
34. Sonnen- und Regenschirmmacher; 
35. Spängler; 
36. Tapezirer, dann Erzeuger von gesteppten Decken, Kissen und von Matratzen; 





                                                 






45. Ziegel- und Schieferdecker; 
46. Zimmermaler; 
47. Zuckerbäcker und Kuchenbäcker.“ 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1883 waren Handelsgewerbe347 und fabriks-
mäßig betriebene Unternehmungen von der Einreihung unter die handwerksmäßigen 
Gewerbe ausgenommen, die gesamte Hausindustrie348 aber von der Einreihung 
unter die Gewerbe überhaupt befreit. Mangels einer gesetzlichen Definition wurden 
die Merkmale der „fabriksmäßig betriebenen Unternehmungen“ in einem Handels-
ministerialerlass vom 18. Juli 1883, Z. 22.037, festgelegt und „zur Benützung als 
allgemeine Richtschnur empfohlen“:349  
 
„In der Regel wird man als Fabriken solche gewerbliche Unternehmungen ansehen 
können, in welchen die Herstellung oder Verarbeitung von gewerblichen Verkehrsge-
genständen in geschlossenen Werkstätten unter Betheiligung einer gewöhnlich die Zahl 
von 20 übersteigenden, außerhalb ihrer Wohnungen beschäftigten Anzahl von gewerb-
lichen Hilfsarbeitern erfolgt, wobei die Benützung von Maschinen als Hilfsmittel und die 
Anwendung eines arbeitstheiligen Verfahrens die Regel bildet, und bei denen eine Un-
terscheidung von den handwerksmäßig betriebenen Productionsgewerben auch durch 
die Persönlichkeit des zwar das Unternehmen leitenden, jedoch an der manuellen Ar-
beitsleistung nicht theilnehmenden Gewerbsunternehmers, dann durch höhere Steuer-
leistung, durch Firmaprotokollierung u. dgl. eintritt.“350  
 
Da die Handelsgewerbe und die fabriksmäßig betriebenen Unternehmungen von der 
Einreihung unter die handwerksmäßigen Gewerbe ausgenommen waren, zählten sie 
– insoweit sie nicht zu den im § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 aufgezählten konzessio-
                                                 
347 Als Handelsgewerbe waren dabei jene Gewerbe anzusehen, bei denen die Gewerbeanmeldung auf 
den Betrieb des Handels lautete (der Handelsbetrieb also das alleinige Geschäft bildete). Allerdings 
berechtigten die Handelsgewerbe den Unternehmer auch zur Bearbeitung oder Verarbeitung der in 
seine Handelsbefugnis fallenden Waren (nur diese Auffassung des Begriffs Handelsgewerbe lässt 
die gesetzliche Normierung der oben erwähnten Ausnahme als erklärlich erscheinen). Vgl. Seltsam 
u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 53. 
348 Bereits durch Art. V lit. e KMP (vgl. Abschnitt 3.1) waren zwar die „in die Kategorie der häuslichen 
Nebenbeschäftigungen fallenden und durch die gewöhnlichen Mitglieder des eigenen Hausstandes 
betriebenen Erwerbszweige“ vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen. Dennoch war die 
entsprechende Ausnahmebestimmung in § 1 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1883 erforderlich, da die Haus-
industrie nicht immer in die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigungen gehörte, weil sie in vie-
len Fällen der einzige Nahrungszweig zahlreicher Menschen war. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-
Ordnung, S. 54. 
349 Damit sollte verhütet werden, dass eine fabriksmäßig betriebene Unternehmung nur vorgeschützt 
und als solche nur zu dem Zweck angemeldet wurde, um den für die Ausübung des Gewerbes sonst 
erforderlichen Befähigungsnachweis zu umgehen. Vgl. Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungs-
nachweis, S. 95. 
350 Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 54. 
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nierten Gewerben gehörten – zu den freien Gewerben.351 Angesichts der relativ 
variabel gefassten Begriffsbestimmung der fabriksmäßigen Unternehmungen (und 
der bloßen Festlegung der Kriterien durch einen Ministerialerlass) bedurfte es je nach 
Umständen einer Klärung im konkreten Einzelfall durch eine Individualentscheidung. 
So sah § 1 Abs. 4 i. F. GewO-Nov. 1883 vor, dass im Zweifel, ob ein gewerbliches 
Unternehmen als ein fabriksmäßig betriebenes anzusehen wäre, die politische 
Landesbehörde (nach Anhörung der Handels- und Gewerbekammer und der betei-
ligten Gewerbegenossenschaften) entscheidet. Im Übrigen wurden durch § 108 i. F. 
GewO-Nov. 1883 Inhaber von fabriksmäßigen Gewerbeunternehmungen „von der 
Verpflichtung zur Theilnahme an der Genossenschaft“ befreit. Kulisch zufolge wollte 
die Novelle 1883 die Genossenschaften mit dieser Ausnahme der Fabrikanten vom 
Innungszwang zu einer Organisation des Kleingewerbes ausbauen.352  
 
Der Befähigungsnachweis für die handwerksmäßigen Gewerbe war gemäß § 14 i. F. 
GewO-Nov. 1883 durch das Lehrzeugnis und ein Arbeitszeugnis über eine mehr-
jährige Verwendung als Gehilfe im betreffenden Gewerbe oder in einem diesem 
Gewerbe entsprechenden Fabriksbetrieb zu erbringen. Dabei waren einem Handels-
ministerialerkenntnis aus 1884 zufolge die unter einer Position der obigen Liste ange-
führten Gewerbe als eine Gruppe anzusehen; für die ganze Gruppe war nur der 
Nachweis der Befähigung für eines der angeführten Gewerbe erforderlich, wodurch 
der Übergang von einem Gewerbe zum anderen ermöglicht wurde.353 Die Dauer der 
Lehrzeit sowie der Gehilfenzeit war durch Verordnung des Handelsministers fest-
zulegen. Nach der Verordnung RGBl. 149/1883 hatte die Verwendung als Gehilfe 
(bzw. Fabriksarbeiter) mindestens zwei Jahre zu betragen. Die Lehrzeit wurde in der 
Verordnung mit der Dauer von zwei bis vier Jahren begrenzt. Innerhalb dieses Rah-
mens hatten die gewerblichen Genossenschaften die Dauer der Lehrzeit in ihren 
Statuten festzusetzen;354 mangels eines derartigen Beschlusses war die Lehrzeit 
innerhalb der erwähnten Grenzen der Gegenstand freier Übereinkunft.  
                                                 
351 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 54. 
352 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 147 f. 
353 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 74. 
354 Damit wurde den Handwerkerverbänden wieder ein bedeutender Einfluss auf die Frage der Lehr-
lingsausbildung eingeräumt. Vgl. Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 95 sowie 
Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 147. Durch die GewO-Nov. RGBl. 63/1897 wurden sodann 
der Inhalt des Lehrvertrages und die Fortbildung des Lehrlings näher präzisiert, eine eventuelle Ver-
längerung der Lehrzeit für zulässig erklärt und die Entziehung des Lehrlingshaltungsrechtes für jene 
Lehrherrn vorgesehen, die dem Fortbildungsunterricht des Lehrlings nicht die pflichtgemäße Obsor-
ge widmeten. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 150. 
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An die Stelle von Lehr- und Arbeitszeugnis konnte ein Zeugnis über den erfolgrei-
chen Besuch einer gewerblichen Unterrichtsanstalt (Fachschule, Lehrwerkstätte und 
Werkmeisterschule an höheren Gewerbeschulen) treten, in welcher eine praktische 
Unterweisung und fachgemäße Ausbildung im betreffenden Gewerbe erfolgte. Mit 
Verordnung RGBl. 150/1883 wurden jene gewerblichen Unterrichtsanstalten bezeich-
net, deren Zeugnisse zum selbständigen Betrieb der betreffenden handwerks-
mäßigen Gewerbe berechtigten.  
 
Darüber hinaus konnte die Landesbehörde Personen, die bereits Inhaber eines 
handwerksmäßigen Gewerbes waren, eine Dispens355 vom geforderten 
Befähigungsnachweis (nach Anhörung der einschlägigen Genossenschaft) erteilen, 
um „in besonders rücksichtswürdigen Fällen den Übergang von einem Gewerbe zu 
einem andern verwandten Gewerbe356 oder den gleichzeitigen Betrieb verwandter 
Gewerbe zu ermöglichen“ (§ 14 Abs. 6 i. F. GewO-Nov. 1883). Weiters konnte die 
Landesbehörde (nach Anhörung der Genossenschaft) „ausnahmsweise“ von der 
Beibringung des Lehrzeugnisses dispensieren. Zu dieser teilweisen Dispens 
bestimmte ein Ministerialerlass vom 16. September 1883, Z. 26.701: 
 
„Es wird diese ausnahmsweise Behandlung von Bewerbern um ein handwerksmäßiges 
Gewerbe insbesondere in den nächsten Jahren des Ueberganges zu den neuen 
gesetzlichen Vorschriften in den Fällen am Platze sein, wo ein Bewerber um ein hand-
werksmäßiges Gewerbe in Folge der durch die Gewerbeordnung vom 20. December 
1859 inaugurirten größeren Ungebundenheit im Gewerbewesen auf die Erlangung 
eines Lehrzeugnisses nicht Bedacht genommen hat und sich nun angesichts der Be-
stimmungen des neuen Gesetzes von dem Antritte eines handwerksmäßigen Gewerbes 
ausgeschlossen sieht, obgleich derselbe eine praktische Verwendung als Gehilfe in 
dem betreffenden Gewerbe nachzuweisen vermag; jedenfalls ist aber diese Dispens zu 
ertheilen, wenn die nachgewiesene Zahl der, sei es im Gewerbsbetriebe, sei es in 
einem analogen Fabriksbetriebe zugebrachten Gehilfenjahre eine solche ist, daß sie der 
in der besonderen Ministerialverordnung vorgeschriebenen Zahl der Lehr- und Gehil-
fenjahre für handwerksmäßige Gewerbe zusammengenommen gleichkommt.“357  
 
Im größeren zeitlichen Rahmen gesehen, handelte es sich doch um einen relativ 
moderaten Befähigungsnachweis – im Vergleich zu den späteren Anforderungen der 
zusätzlichen Ablegung einer Meisterprüfung. Dennoch wurde dadurch der Kampf der 
                                                 
355 Diesen Begriff verwendete die GewO (bis 1934) und die daran anschließende Judikatur und Lite-
ratur stets nur in weiblicher Form – die Dispens. 
356 Der Begriff der „verwandten Gewerbe“ wurde allerdings weder hier noch im § 106, der diesen Aus-
druck im Zusammenhang mit der Errichtung der Gewerbe-Genossenschaften verwendete, definiert. 
357 Erlass zitiert bei Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 75. 
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einzelnen handwerksmäßigen Gewerbe gegeneinander um die Abgrenzung der 
Gewerbebefugnisse entscheidend verschärft. Gemäß § 37 i. F. GewO-Nov. 1883 
hatte jeder Gewerbetreibende das Recht, alle zur vollkommenen Herstellung seiner 
Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen und hiezu die erforderlichen Hilfsarbeiter 
auch anderer Gewerbe zu halten (bei handwerksmäßigen Gewerbe waren hievon 
allerdings die Lehrlinge anderer Gewerbe ausgenommen). Der Gewerbetreibende 
durfte jedoch die in ein anderes Gewerbe „einschlagenden“ Arbeiten nur insoweit 
verrichten, als sie zur vollständigen Herstellung seiner Erzeugnisse „unumgänglich 
notwendig“ waren.358 Im Zweifel über den Umfang der Gewerberechte entschied die 
politische Landesbehörde nach Anhörung der Handels- und Gewerbekammer (§ 36 
Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1883). Laszky und Nathansky zufolge haben die politischen 
Landesbehörden (nachmals der Landeshauptmann) von diesem Recht  
 
„verhältnismäßig wenig Gebrauch gemacht, obwohl Fragen nach dem Berechtigungs-
umfang der einzelnen Gewerbe ständig an der Tagesordnung waren. Die Gewerbe-
behörden haben sich zumeist mit der Begutachtung der aufgeworfenen Fragen durch 
die zuständigen Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie begnügt und ihre Ent-
scheidungen auf diese Gutachten aufgebaut. Die Zahl dieser Gutachten, die sowohl 
wegen ihrer Zeitgebundenheit als auch mangels einer oberbehördlichen Überprüfung oft 
widersprechend sind, ist beträchtlich; die unter den Namen der ersten Herausgeber 
‚Frey und Maresch’ bekannte Sammlung dieser Gutachten enthält in derzeit sechs Bän-
den einschließlich mancher Bundesministerialerlässe und VGH-Erkenntnisse nicht we-
niger als 14.220 Entscheidungen.“359  
 
In drastischer Form schildert Chaloupek die Konflikte um die Abgrenzung der Gewer-
bebefugnisse und ihre Konsequenzen: 
 
„Das Problem bestand zwar potentiell auch nach der Gewerbeordnung 1859, war aber 
durch das Prinzip der Gewerbefreiheit und eine daran orientierte Verwaltungspraxis 
entschärft. Hingegen entwickelte sich sogleich nach dem Inkrafttreten der Novelle von 
1883 jener viel verspottete ‚Froschmäusekrieg’, der das gesamte Kleingewerbe der 
Monarchie in ein riesiges Feldlager verwandelte. 
 
Eine Unzahl von Rechtsstreitigkeiten wurde von Gewerbetreibenden gegen Konkurren-
ten aus anderen Berufszweigen geführt, in denen die Überschreitung der Befugnisse 
den Anlaß bildete. (…) In Tausenden von Gutachten bemühten sich die Handelskam-
mern um die Lösung eines Problems, das schon unter den vergleichsweise statischen 
Bedingungen der mittelalterlichen Stadtwirtschaft große Schwierigkeiten bereitet hatte, 
unter der Bedingung des raschen produkt- und produktionstechnischen Wandels sowie 
                                                 
358 Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 149. 
359 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 754. Die erwähnte „Samm-
lung von Gutachten und Entscheidungen über den Umfang der Gewerberechte“ von Friedrich Frey 
und Rudolf Maresch, 1. Band Wien 1894, wurde ab dem 6. Band (1930) von der Kammer für Han-
del, Gewerbe und Industrie in Wien herausgegeben; der (letzte) 7. Band aus 1937 umfasst die Gut-
achten und Entscheidungen Nr. 14.221-17.337. 
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der aus dem Rechtsstaatsprinzip resultierenden Anforderung der Einheitlichkeit über-
haupt unmöglich geworden war. (…) 
 
In der Praxis waren die Abgrenzungen und Beschränkungen wenig wirksam, da man 
sich im allgemeinen nicht um sie kümmerte. Soweit ihre Befolgung erzwungen wurde, 
hatte sie für das Gewerbe selbst die schädlichsten Folgen. Die Anpassung des Gewer-
bes an die je nach den lokalen Gegebenheiten stark unterschiedlichen Möglichkeiten 
der Spezialisierung wurde erschwert; ein elastisches Reagieren auf Schmälerungen der 
Produktionsgrundlage durch Ausweichen auf andere, benachbarte Bereiche war mit der 
Gefahr einer Anzeige wegen Befugnisüberschreitung verbunden. Der Erhaltung eines 
‚gesunden Mittelstandes’, vorgeblich angestrebtes Ziel der Gewerbepolitik, wurde durch 
die eifersüchtige Kontrolle des Inhalts der Gewerbeberechtigung entgegengewirkt.“360  
 
Beibehalten wurden als dritte Gewerbekategorie die bereits im § 16 GewO 1859 
unter 14 Punkten aufgezählten, insgesamt 22 konzessionierten Gewerbe (vgl. die 
Ausführungen im Abschnitt 3.4), bei denen die Gewerbeausübung erst auf Grund 
einer behördlichen Bewilligung zulässig war. Wesentliche Änderungen ergaben sich 
diesbezüglich im nunmehrigen Katalog des § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 nur insoweit, 
als unter Pkt. 6 bei den Baugewerben auch das Brunnenmeistergewerbe aufgenom-
men wurde,361 im Übrigen wurden das Trödlergewerbe sowie das Pfandleiher-
gewerbe in eigenen Punkten angeführt (Pkt. 12 und 13 i. F. GewO-Nov. 1883). 
Erweitert wurde zudem der bloße „Verschleiß362 von Giften und Medicinalkräutern“ 
um die „Darstellung von Giften und die Zubereitung der zu arzneilicher Verwendung 
bestimmten Stoffe und Präparate“, hiezu kam weiters „die Erzeugung und der Ver-
schleiß von künstlichen Mineralwässern“. Schließlich wurde den Gast- und Schank-
gewerben auch der Ausschank und Kleinverschleiß von gebrannten geistigen 
Getränken zugeordnet. 
 
Neu aufgenommen wurden in den nunmehrigen Katalog des § 15 i. F. GewO-Nov. 
1883 (zusätzlich zu den bisherigen) folgende sechs konzessionierte Gewerbe: 
 
16. die gewerbsmäßige Erzeugung, der Verkauf und der Ausschank von Kunstweinen 
und Halbweinen (Gesetz vom 21. Juni 1880, RGBl. Nr.120);363  
17. die Ausführung von Gasrohrleitungen, Beleuchtungseinrichtungen und Wasserein-
leitungen;  
                                                 
360 Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 379 f. 
361 Das Brunnenmeistergewerbe war zwischenzeitig bereits durch eine Verordnung (RGBl. 16/1875) 
unter den konzessionierten eingereiht worden. 
362 Der „Verschleiß“ beinhaltete nur den Kleinhandel mit derartigen Waren (d. i. der Verkauf unmittelbar 
an Verbraucher). 
363 Das Gesetz RGBl. 120/1880 wurde bereits durch RGBl. 210/1907, betreffend den Verkehr mit 
Wein, Weinmost und Weinmaische, wieder aufgehoben; an dessen Stelle trat das Gesetz BGBl. 
217/1925. Formell aufgehoben wurde Pkt. 16 aber erst durch die GewO-Nov. 1933. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 404 Anm. 1. 
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18. das Gewerbe der Erzeugung und der Reparatur von Dampfkesseln; 
19. das Gewerbe der Spielkartenerzeugung; 
20. die Ausübung des Hufbeschlages; 
21. das Gewerbe der Vertilgung von Ratten und Mäusen, schädlichen Insekten und 
dergl. durch gifthältige Mittel.  
 
In 21 Punkten zählte demnach § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 nunmehr insgesamt 28 
konzessionierte Gewerbe auf. Hinzu kam die bereits durch Verordnung RGBl. 
41/1883 der Konzessionspflicht unterstellte „gewerbemäßige Herstellung von Anla-
gen für Erzeugung und Leitung von Elektricität, sowie der gewerbemäßige Betrieb 
solcher Anlagen als concessionirtes Gewerbe“.364 Wie nach dem seinerzeitigen § 30 
GewO 1859 konnten weiterhin durch Verordnung noch andere Gewerbe an eine 
Konzession gebunden werden bzw. einzelne konzessionierte Gewerbe von der 
Konzessionspflicht befreit werden (§ 24 i. F. GewO-Nov. 1883). Bis zur GewO-Nov. 
1907 wurden durch Verordnungen noch folgende Gewerbe an die Konzessionspflicht 
gebunden: der in den Grenzbezirken von Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarl-
berg betriebene Hadernhandel (RGBl. 143/1884)365; der Betrieb von Informations-
büros zum Zweck der Auskunftserteilung über Kreditverhältnisse (RGBl. 116/1885); 
der Betrieb von Reisebüros (RGBl. 181/1895); der gewerbliche Betrieb der Abfüllung 
des Bieres in Flaschen zum Zwecke des Vertriebes von Flaschenbier (RGBl. 
64/1899); der Betrieb von Telegraphenagenturen (RGBl. 53/1902); der Betrieb von 
Privatdetektivunternehmungen (RGBl. 41/1904).366 Weiters wurde der Betrieb von 
Leichenbestattungsunternehmungen bereits durch die Verordnung RGBl. 13/1886 
konzessioniert und sodann durch die GewO-Nov. 1907 in den Katalog des § 15 
GewO übernommen.367  
 
Voraussetzung für den Antritt aller konzessionierten Gewerbe war – neben der 
Erfüllung der eingangs dieses Abschnitts erwähnten allgemeinen Zugangsvoraus-
setzungen für eine Gewerbeausübung – die „Verläßlichkeit mit Beziehung auf das 
betreffende Gewerbe“. Nur bei den Gastgewerben wurde gemäß § 18 i. F. GewO-
Nov. 1883 die „Verläßlichkeit und Unbescholtenheit des Bewerbers“ verlangt (wie 
dies vormals nach der GewO 1859 bei allen konzessionierten Gewerben der Fall 
                                                 
364 Die gesetzliche Basis bildete hiefür noch die Verordnungsermächtigung im seinerzeitigen § 30 
GewO 1859. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 90.  
365 Unter „Hadern“ wurden Textilabfälle und nicht mehr verwendungsfähige Alttextilien ohne Ge-
brauchswert verstanden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 511. 
366 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 404 f. 
367 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 663. 
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war).368 Voraussetzung für alle konzessionierten Gewerbe war weiters, dass vom 
Standpunkt der Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesundheits-, Feuer- oder Verkehrspolizei 
gegen den beabsichtigten Gewerbebetrieb „kein Anstand obwaltet“. Gemäß § 21 i. F. 
GewO-Nov. 1883 durften überdies die in § 15 Punkt 1 angeführten Gewerbe (die 
sogenannten „Preßgewerbe“) in der Regel nur an Orten errichtet werden, wo eine 
politische Bezirks- oder Polizeibehörde ihren Sitz hatte.369  
 
Gemäß § 23 Abs. 1 war bei den in den folgenden Punkten des § 15 i. F. GewO-Nov. 
1883 angeführten konzessionierten Gewerben außerdem ein Befähigungsnachweis 
zu erbringen:  
 
  1. Vervielfältigung von literarischen oder artistischen Erzeugnissen oder Handel mit 
diesen; 
  2. Leihanstalten für pressgewerbliche Erzeugnisse und Lesekabinette; 
  5. Schiffergewerbe auf Binnengewässern; 
  6. Baumeister-, Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- und Zimmermannsgewerbe; 
  7. Rauchfangkehrergewerbe; 
  8. Kanalräumergewerbe;  
10. Verfertigung und Verkauf von Waffen und Munitionsgegenständen; 
11. Verfertigung und Verkauf von Feuerwerksmaterial usw.; 
14. Darstellung von Giften und Zubereitung der zu arzneilicher Verwendung bestimmten 
Stoffe und Präparate sowie der Verkauf von beiden; 
17. Ausführung von Gasrohrleitungen, Beleuchtungseinrichtungen und Wassereinlei-
tungen;  
18. Erzeugung und Reparatur von Dampfkesseln; 
20. Ausübung des Hufbeschlags; 
21. Vertilgung von Ratten, Mäusen, schädlichen Insekten u. dgl. durch gifthältige Mittel. 
 
Auf welche Art die Befähigung für die von dieser Liste erfassten insgesamt 20 kon-
zessionierten Gewerbe370 nachzuweisen war, war nunmehr durch Verordnung des 
Handelsministers festzulegen.371 Der Befähigungsnachweis für diese Gewerbe 
wurde sodann – mit Ausnahme der Baugewerbe – durch die Verordnung RGBl. 
151/1883 geregelt. Hinsichtlich der (fünf) Baugewerbe behielt § 23 Abs. 2 i. F. 
GewO-Nov. 1883 hingegen die Festlegung der „allgemeinen Grundsätze“, von denen 
bei der Bestimmung des Befähigungsnachweises auszugehen war, sowie die 
                                                 
368 Die Konzession für ein Gastgewerbe war nunmehr auch zu verweigern, wenn gegen den Bewerber 
„oder gegen die im Familienverbande des Bewerbers lebenden Familienmitglieder Thatsachen vor-
liegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß das Gewerbe zur Förderung des verbotenen Spieles, 
der Hehlerei, der Unsittlichkeit oder Trunksucht mißbraucht werden würde“ (§ 18 Abs. 2). 
369 Ausgenommen war hievon nur der auf Schul- und Gebetbücher, Kalender und Heiligenbilder, wei-
ters der auf Drucksorten für industrielle Zwecke, wie Annoncen u. dgl., beschränkte Handel. 
370 Hinsichtlich der fallweisen Zusammenfassung mehrerer Gewerbe in einem Punkt des Katalogs der 
konzessionierten Gewerbe vgl. Abschnitt 3.4 betreffend die GewO 1859. 
371 Die GewO 1859 hatte dagegen den Befähigungsnachweis für die entsprechenden Gewerbe unmit-
telbar im Gesetz geregelt (vgl. Abschnitt 3.4). 
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Normierung des Berechtigungsumfanges der einzelnen Arten von Baugewerben 
einem besonderen Gesetz vor.372 Die entsprechenden Regelungen traf allerdings 
erst das Baugewerbegesetz RGBl. 193/1893,373 gefolgt von der Verordnung über 
das Prüfungs- und Zeugniswesen für Bewerber um die Konzession zu einem 
Baugewerbe, RGBl. 195/1893.374  
 
Für folgende, erst durch eine Ministerialverordnung an die Konzessionspflicht gebun-
dene Gewerbe wurde durch die jeweilige Konzessionierungs-Verordnung ein Befä-
higungsnachweis vorgesehen: Herstellung von Anlagen für Erzeugung und Leitung 
von Elektrizität usw.,375 Informationsbüros zwecks Auskunftserteilung über Kredit-
verhältnisse,376 Reisebüros,377 Betrieb von Telegraphenagenturen und von Privat-
detektivunternehmungen,378 Leichenbestattungsunternehmen379.  
 
Überdies war gemäß § 23 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1883 bei Verleihung der in den 
folgenden Punkten im § 15 GewO erwähnten Gewerbe „auf die Localverhältnisse 
Bedacht zu nehmen“:  
 
  1. Vervielfältigung von literarischen oder artistischen Erzeugnissen oder Handel mit 
diesen; 
  2. Leihanstalten für pressgewerbliche Erzeugnisse und Lesekabinette; 
  3. Unternehmungen periodischer Personentransporte; 
  4. Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten Personen-Transportmittel zu 
Jedermanns Gebrauch bereit halten, oder persönliche Dienste (als Boten, Träger 
und dgl.) anbieten;  
  7. Rauchfangkehrergewerbe; 
  9. Abdeckergewerbe; 
12. Trödlergewerbe; 
                                                 
372 Der Grund für die Ausnahmestellung der Baugewerbe lag in ihrer besonderen Bedeutung für das 
wirtschaftliche Leben, in den mit der Bauführung verbundenen Gefahren für die Sicherheit von Le-
ben und Eigentum, aber auch darin, dass Bauordnungen einzelner Kronländer Bestimmungen über 
den Berechtigungsumfang der Baugewerbe enthielten, deren Aufhebung nur im Weg der Gesetz-
gebung erfolgen konnte. Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 85. 
373 Vgl. Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 95. 
374 Für den Zeitraum bis zur Erlassung des erwähnten Baugewerbegesetzes wurden durch kaiserliche 
Verordnung RGBl. 147/1883 die Bestimmungen der GewO 1859 über den Befähigungsnachweis der 
Baugewerbe in Wirksamkeit gehalten; für die Brunnenmeister enthielt die Konzessionierungs-Ver-
ordnung RGBl. 16/1875 Bestimmungen über den Befähigungsnachweis. Vgl. Seltsam u. Posselt, 
Gewerbe-Ordnung, S. 85 f. 
375 Vgl. Seltsam u. Posselt, Gewerbe-Ordnung, S. 90 f. 
376 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 512 f.; erforderlich war nur 
der Nachweis einer allgemeinen und kaufmännischen Bildung. 
377 § 4 VO RGBl. 181/1895 zufolge war eine „genügende allgemeine und kaufmännische Bildung“ er-
forderlich. 
378 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 518 f. und S. 520 f.; erfor-
derlich war nur der Nachweis „genügender allgemeiner Bildung“. 
379 § 2 VO RGBl. 13/1886 zufolge war nur „genügende allgemeine Bildung“ erforderlich. 
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13. Pfandleihergewerbe; 
15. Gast- und Schankgewerbe einschließlich Ausschank und Kleinverschleiß von 
gebrannten geistigen Getränken;  
16. Erzeugung, Verkauf und Ausschank von Kunstweinen und Halbweinen. 
 
Hinsichtlich des nicht gesetzlich definierten Begriffs der Lokalverhältnisse wird auf die 
Ausführungen im Abschnitt 3.4 (betreffend die Zugangsvoraussetzungen der GewO 
1859) hingewiesen. Bei folgenden der erst durch Verordnung der Konzessionspflicht 
unterstellten Gewerben war auf Grund der entsprechenden Konzessionierungs-Ver-
ordnung gleichfalls auf die Lokalverhältnisse Bedacht zu nehmen: Herstellung von 
Anlagen zur Erzeugung und Leitung von Elektrizität sowie Betrieb solcher Anlagen; 
Informationsbüros zum Zweck der Auskunftserteilung über Kreditverhältnisse; Reise-
büros; Betrieb von Telegraphenagenturen; Betrieb von Privatdetektivunternehmun-
gen; Leichenbestattungsunternehmungen.  
 
4.3 Die Novelle 1907 
 
Ein ähnlich spektakuläres wirtschaftliches Ereignis wie die vom Börsenkrach des 
Jahres 1873 ausgelöste „Große Depression“ (vgl. Abschnitt 4.1) kann als Hintergrund 
für die weitere Einschränkung der Gewerbefreiheit durch die GewO-Novelle 1907 
nicht aufgefunden werden. Wenngleich der Zeitraum 1873 bis 1896 insgesamt eine 
durch vorwiegende Stagnationstendenzen geprägte Periode war, gekennzeichnet 
durch verlangsamtes Wirtschaftswachstum und den Rückgang der Kapitalinvestitio-
nen, so unterbrachen doch in den Jahren 1883 bis 1896 bereits wieder „erste zag-
hafte Aufschwungstendenzen mit immer wieder eingelagerten Konjunkturrückschlä-
gen“ die langjährige Stagnation.380 Gegen Ende der Achtzigerjahre stellten sich erste 
Anzeichen eines konjunkturellen Wiederaufschwunges ein.381 Um 1896 setzte ein 
langer Aufschwung ein, der häufig als „Zweite Gründerzeit“ bezeichnet wird.382 Neue 
Produktionszweige, die Großchemie (in Böhmen und Mähren), der Fahrzeugbau und 
                                                 
380 Vgl. Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 419. 
381 Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 326. Auch Sandgruber betont, dass man ab 1888 
von einer Konjunkturbelebung sprechen könne. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 292 f.  
382 Auch Eigner erwähnt die Jahre 1896 bis 1899 als konjunkturelle Aufschwungsphase, der um die 
Jahrhundertwende eine wirtschaftliche Abschwungphase folgte; die Periode von 1903 bis 1908 
charakterisiert er als Hochkonjunktur. Insgesamt weist er darauf hin, dass einige Historiker die 
Epoche 1895 bis 1913 als „zweite Gründerzeit“ bezeichneten. Vgl. Eigner, Die Habsburgermonar-
chie im 19. Jahrhundert, S. 120 f. Matis zufolge sei die Zeit etwa ab 1896 als „Spätgründerzeit“ in 
die Wirtschaftsgeschichte eingegangen. Vgl. Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 446. 
Andererseits spricht er an anderer Stelle (S. 329) davon, die Jahre 1896 bis 1914 stellten sich als 
„dritte Gründerzeit“ dar (ohne dass erkennbar wäre, wann sodann eine zweite Gründerzeit von ihm 
angesetzt wurde). 
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die Elektroindustrie (im Wiener Raum) hätten Impulse gegeben. Nach der Jahrhun-
dertwende wären Wachstumsraten erreicht worden, die jene des Deutschen Reiches 
nicht unbeträchtlich übertroffen hätten; der internationale Boom von 1904 bis 1908 
wäre in Österreich besonders ausgeprägt gewesen.  
 
Matis weist gleichfalls darauf hin, dass die mit 1896 einsetzende neue Periode öster-
reichischer Wirtschaftsentwicklung sich deutlich von der vorhergegangenen langen 
Depressionsperiode abhob; innerhalb der drei Dezennien von 1883 bis 1913 ließen 
sich mehrere Phasen konjunktureller Dynamik unterscheiden, wobei 1896 einen 
Wendepunkt bedeute.383 Im einzelnen erstreckte sich ein Konjunkturanstieg über die 
Jahre 1896/97, der in die Hochkonjunktur der Jahre 1898/99 überging, die bereits 
1900 ihr Ende fand und in die Depression von 1901-1904 umschlug.384 Auf eine 
Phase ausgesprochener Hochkonjunktur von 1906-1908 folgten der Rückschlag von 
1908 und eine bis 1910 andauernde Depression. Die letzten Jahre vor Ausbruch des 
Weltkriegs standen im Zeichen einer erneuten Konjunktur, bis die Balkanwirren 1913 
eine schwere wirtschaftliche Krise zur Folge hatten.  
 
Chaloupek zufolge weisen einige Indikatoren darauf hin, dass sich in Wien im Zeit-
raum von der Jahrhundertwende bis zum Ersten Weltkrieg die industrielle Expansion 
beschleunigte:385 Die Zahl der neu installierten Elektromotoren erhöhte sich (gegen-
über rund 500 pro Jahr vor der Jahrhundertwende) um durchschnittlich 1.400 im Zeit-
raum 1900/05, um mehr als 2.000 im Zeitraum 1905/10 und rund 4.000 in den 
Jahren 1910/13. Die Zunahme der Erwerbstätigen im sekundären Sektor insgesamt 
beschleunigte sich deutlich gegenüber dem Jahrzehnt 1890/1900 von 9,2 Prozent 
auf 25,6 Prozent im Jahrzehnt 1900/1910. Die Zahl der fabriksmäßigen Betriebe 
stieg von 1.260 im Jahr 1902 auf 2.177 im Jahr 1913 (ein Zuwachs von 72,8 Prozent 
gegenüber 66,3 Prozent im Zeitraum 1890/1902).  
 
Es zeigte sich demnach zumindest ab 1896 eine konjunkturelle Wellenbewegung, die 
auf einen relativ kurzfristigen Rückschlag jeweils wieder einen Aufschwung folgen 
ließ. Aber wie Eigner betont, wirkten die Ereignisse um die Gründerjahre mit dem 
Börsenkrach lange nach, nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch bei Regierung 
                                                 
383 Vgl. Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 428. 
384 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 432 f. 
385 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 408 f. 
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und Staat.386 Auf mehreren Ebenen machte sich der Ruf nach mehr Staat als Folge 
der antikapitalistischen Stimmung nach 1873 bemerkbar, so wie das Erstarken eines 
wirtschaftlichen Konservativismus und die deutliche Zurücknahme der Eigeninitiative.  
 
Matis weist dabei darauf hin, dass die für die Große Depression charakteristische 
Einschränkung der unternehmerischen Freiheit nun weniger seitens der staatlichen 
Gesetzgebung, sondern vorwiegend von wirtschaftlichen Organisationen und Inter-
essenvertretungen angestrebt wurde.387 Einflussreiche Lobbies, wie Kartelle, über-
mächtige Kreditinstitute, Kammern usw., konnten auch im politischen Bereich neben 
und über den politischen Parteien an Einfluss gewinnen.  
 
Welche Auswirkungen hatte diese Grundstimmung? Schon im Jahr 1893 kam es zu 
einer Enquete des permanenten Gewerbeausschusses des Abgeordnetenhauses, in 
der Experten aus den Kreisen der Kleingewerbes, der Großindustrie und des Han-
dels gehört wurden und deren Ergebnisse das Handelsministerium dem Entwurf 
einer Gewerbeordnungs-Novelle zugrunde legte.388 Allerdings beschränkte sich die 
folgende GewO-Nov. RGBl. 63/1897 vor allem auf die Abänderung einiger Bestim-
mungen betreffend das Lehrlingswesen. Seit dem Jahr 1901 wurde die Gewerbe-
rechtsreform, die den Wünschen der beteiligten Kreise entgegenkommen sollte, 
diskutiert. Im Jahr 1905 legte die Regierung einen Gesetzentwurf vor, der sodann zur 
GewO-Nov. RGBl. 26/1907 führte.389 In den Text der GewO wurde dabei die zuletzt 
im Jahr 1905 im Verordnungsweg überarbeitete Liste der handwerksmäßigen 
Gewerbe übernommen. Das Handelsministerium gab dazu die Erklärung ab, dass es 
diese Liste überprüfen werde, „um zu einer dem Gesichtspunkt der technischen 
Entwicklungsfähigkeit der Handwerke entsprechenden Neugruppierung zu gelangen, 
welche namentlich auf die Zusammengehörigkeit größerer Gruppen von Handwer-
ken, die einander durch die technischen Betriebsmethoden nahestehen, Bedacht zu 
nehmen haben wird“.390  
 
                                                 
386 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 79. 
387 Vgl. dazu und im Folgenden Matis, Österreichs Wirtschaft 1848 – 1913, S. 447. 
388 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 96.  
389 Auf Grund von Art. IV der Novelle 1907, RGBl. 26/1907, wurde in der Folge der Text der GewO mit 
den zwischenzeitigen Änderungen und Ergänzungen durch Kundmachung des Handelsministers 
vom 16. August 1907, RGBl. 199/1907, neu verlautbart. 
390 Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 96.  
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Durch eine zwischenzeitig ergangene GewO-Nov. RGBl. 49/1902 sollte das Klein-
gewerbe gegen den Großbetrieb geschützt werden.391 Um dem Kleingewerbe das 
Absatzgebiet am Ort der Produktion möglichst zu erhalten, wurden Vorschriften 
erlassen, die das Aufsuchen von Bestellungen auf Waren durch Gewerbeinhaber 
und deren Bevollmächtigte (Handlungsreisende) und das Feilbieten von Waren im 
Umherziehen teils untersagten, teils erschwerten (§§ 59 bis 60b i. F. GewO-Nov. 
1902). Kulisch hält dazu fest: 
 
„Noch immer waren aber die Kleingewerbetreibenden nicht zufrieden. Wiederholt ge-
äußerten Wünschen entsprechend legte die Regierung dem Abgeordnetenhaus aber-
mals einen Entwurf zu einer Gewerbenovelle vor, die den Wünschen des Kleingewer-
bes tunlichst entgegenkam. Diesem Entwurfe war es nun beschieden, nach langen 
gründlichen Beratungen und nach zahlreichen Änderungen, denen er unterzogen wur-
de, zu einer einschneidenden Neuordnung des Gewerbewesens zu führen: zum Gesetz 
vom 5. Februar 1907, RGBl. Nr. 26.“392 
 
Die GewO-Nov. 1907 behielt im § 1 die seit der Novelle 1883 bestehende Dreiteilung 
der Gewerbe in freie, handwerksmäßige und konzessionierte Gewerbe bei, zugleich 
führte sie aber bei einigen „freien Gewerben“ (beim Detailverschleiß im Gemischt-
warenhandel, weiters beim Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhandel) einen 
Befähigungsnachweis ein (§ 13a). Da die diesbezüglichen Regelungen bei den kon-
zessionierten Gewerben unverändert blieben, zeigte sich unter systematischem 
Gesichtspunkt nunmehr folgendes Bild:393  
 
A) Anmeldungsgewerbe (das waren jene, die auf Grund einer Gewerbeanmeldung 
des Unternehmers ausgeübt werden durften); sie gliederten sich in  
1) Gewerbe, bei denen im Zuge der Anmeldung keine Befähigung nachzuweisen 
war; dies waren die „freien“ Gewerbe mit Ausnahme des Detailverschleißes im 
Gemischtwarenhandel sowie des Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhan-
dels; 
2) Gewerbe, bei denen im Zuge der Anmeldung ein Befähigungsnachweis zu er-
bringen war; dies waren die handwerksmäßigen Gewerbe und von den „freien“ 
                                                 
391 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 151 f.  
392 Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 152.  
393 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 262-264. Diese Unterschei-
dung galt allerdings nur für den Normalfall der originär (= ursprünglich) erworbenen Personalgewer-
be. Denn bei den derivativ (= durch Rechtsnachfolge) erlangten Gewerbeberechtigungen der Witwe 
oder der erbberechtigten minderjährigen Deszendenten konnte das Gewerbe auf Grund des Gewer-
bescheines bzw. Konzessionsdekretes des Verstorbenen gegen eine bloße Anzeige an die Gewer-
bebehörde fortgeführt werden (§ 56 GewO); ein persönlicher oder fachlicher Nachweis war dem-
nach hier nicht zu erbringen. 
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Gewerben der Detailverschleiß im Gemischtwarenhandel sowie der Kolonial-, 
Spezerei- und Materialwarenhandel. 
 
B) Konzessionierte Gewerbe (das waren jene, die nur auf Grund behördlicher Erlaub-
nis ausgeübt werden durften); sie unterschieden sich394 in  
1) Gewerbe, für deren Ausübung eine (durch die GewO selbst oder durch eine 
Verordnung vorgeschriebene) fachliche Befähigung gefordert wurde;  
2) Gewerbe, für die eine Konzession ohne Nachweis einer Befähigung erteilt 
werden durfte. 
 
Hinsichtlich der allgemeinen Voraussetzungen für die selbständige Gewerbeaus-
übung blieb der Stand der GewO-Nov. 1883 unverändert (vgl. diesbezüglich die 
Hinweise eingangs des Abschnitts 4.2). Lediglich eine Ergänzung in § 3 Abs. 2 i. F. 
GewO-Nov. 1907 hinsichtlich der juristischen Personen bestimmte, dass „Vereine 
jedoch Gewerbe nur insoweit betreiben können, als sie zu dem Gewerbebetriebe 
statutenmäßig berufen sind“.395  
 
Die handwerksmäßigen Gewerbe wurden nunmehr unmittelbar in der GewO aufge-
zählt. Die entsprechende Liste in § 1 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1907 fasste diese 
Gewerbe in 54 Gruppen zusammen, wobei die Aufzählung (anders als in den seiner-
zeitigen Verordnungen RGBl. 148/1883 und 110/1884) nicht alphabetisch geordnet 
war und gegenüber dem bisherigen Bestand weitere handwerksmäßige Gewerbe 
aufwies. Sie stimmt mit dem Stand der nachmaligen GewO-Nov.1934 fast völlig über-
ein, weshalb die geringfügigen Ergänzungen bzw. Änderungen durch diese spätere 
Novelle gleich an dieser Stelle in Fußnoten angemerkt werden. 
 
 
                                                 
394 Abgesehen von der zusätzlichen Differenzierung zwischen Gewerben mit Lokalbedarfsprüfung und 
solchen, bei denen auf die „Lokalverhältnisse“ nicht Bedacht zu nehmen war (vgl. § 23 Abs. 5 i. F. 
GewO-Nov. 1907).  
395 Da sich grundsätzlich die Rechtsfähigkeit einer juristischen Person mit ihrem rechtlichen Wirkungs-
kreis deckt, ergab der Umkehrschluss aus diesem Zusatz, dass diese Einschränkung für juristische 
Personen, die nicht zur Gruppe der Vereine gehören, nicht bestand (die Bestimmung wäre ansons-
ten überflüssig). Der Betrieb von Gewerben gehörte somit bereits kraft Gesetzes zum Wirkungskreis 
der letzterwähnten juristischen Personen. Die Gegenüberstellung von Verein und juristischer Person 
ohne Vereinscharakter erfolgte zu dem Zweck, um vor allem für den Staat, die Länder und Gemein-
den ihre rechtliche Eignung zum Gewerbebetrieb durch Gesetz bereits festzulegen. Vgl. Kulisch, 
System des Gewerberechtes, S. 333-337.  
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Zu handwerksmäßigen Gewerben erklärte die Novelle 1907 folgende Gewerbe:396  
 
 „1. Töpfer (Hafner), Ofensetzer; 
  2. Glaser, Glasschleifer, Glasgraveure; 
  3. Grobschmiede, Hackenschmiede, Pfannenschmiede, Ring- und Kettenschmiede, 
Nagelschmiede, Wagenschmiede, Wagenschlosser; 
  4. Zeugschmiede, Messerschmiede und Scharfschleifer, Erzeuger chirurgischer 
Instrumente; 
  5. Feilenhauer; 
  6. Schlosser; 
  7. Metall- und Stahlschleifer, Sporer, Nadler, Webekammacher; 
  8. Siebmacher, Gitterstricker; 
  9. Spengler (Klempner); 
10. Kupferschmiede; 
11. Metallgießer, Gelbgießer, Zinngießer;  
12. Gürtler, Bronzewarenerzeuger, Chinasilberwarenerzeuger, Metallgalanteriewaren-
erzeuger, Ziseleure; 
13. Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter; 
14. Gold-, Silber- und Metallschläger; 
15. Graveure, Metallographen, Formenstecher, Notenstecher, Emailleure, Guillocheure; 
16. Plattierer; 
17. Wagner; 
18. Mechaniker, Erzeuger chirurgisch-medizinischer Apparate, Optiker; 
19. Uhrmacher; 
20. Klaviererzeuger, Erzeuger von Harmoniums und ähnlichen Musikinstrumenten, 
Orgelbauer, Erzeuger von Blasinstrumenten, von Streich-, Saiten- und Schlaginstru-
menten, Harmonikamacher; 
21. Korbflechter; 
22. Böttcher (Faßbinder);  
23. Tischler; 
24. Drechsler, Meerschaumbildhauer, Pfeifenschneider; 
25. Kammacher, Fächermacher, Beinschneider; 
26. Bildhauer (gewerbemäßige Holz- und Steinbildhauer); 
27. Gerber, Lederfärber; 
28. Taschner, Riemer, Peitschenmacher, Sattler, Pferdegeschirrmacher; 
29. Bürstenbinder, Pinselmacher; 
30. Seiler; 
31. Posamentierer, Schnür- und Börtelmacher, Gold- und Silberdrahtzieher, Gold- und 
Silberplättner und -spinner;  
32. Gold-, Silber- und Perlensticker;397  
33. Färber; 
34. Tapezierer, Bettwarenerzeuger; 
35. Kleidermacher;398  
36. Schuhmacher;  
37. Handschuhmacher, Bandagenmacher;  
38. Sonnen- und Regenschirmmacher; 
39. Kürschner, Kappenmacher, Rauhwarenfärber; 
40. Hutmacher;399  
                                                 
396 § 1 Abs. 3 i. F. RGBl. 199/1907. 
397 Die GewO-Nov. 1934 reihte unter Pkt. 32a des Katalogs das bisher freie Gewerbe „Chemischputzer 
(Kleiderreiniger)“ ein. 




42. Kunstblumenerzeuger, Federnschmücker;  
43. Raseure, Friseure, Perückenmacher; 
44. Buchbinder, Futteralmacher, Ledergalanteriewarenerzeuger, Kartonagewaren-
erzeuger; 
45. Bäcker (mit Ausnahme der von Müllern nach der bisherigern Landessitte als Neben-
gewerbe mittels der Hausgenossen oder des eigenen Hilfspersonals betriebenen 
Schwarzbroterzeugung);400  
46. Zuckerbäcker, Kuchen- und Mandolettibäcker, Kanditenerzeuger;401  
47. Lebzelter, Wachszieher;  
48. Fleischhauer, Fleischselcher; 
49. Pferdefleischhauer, Pferdefleischselcher; 
50. Seifensieder; 
51. Pflasterer, insofern der Gewerbebetrieb sich auf Pflasterungen öffentlicher Straßen 
mit Natursteinen erstreckt;402  
52. Ziegel- und Schieferdecker; 
53. Anstreicher und Lackierer, Schilder- und Schriftenmaler, gewerbemäßige Maler für 
Industrieerzeugnisse, Vergolder und Staffierer, Zimmermaler;  
54. Stukkaturer.“403  
 
Die Funktion der gruppenmäßigen Zusammenfassung lag darin, dass der für eine 
einzelne Gewerbegattung (innerhalb einer Gewerbegruppe) erbrachte Befähigungs-
nachweis für die ganze Gruppe wirksam war, demnach die Anmeldung aller in der 
betreffenden Gruppe angeführten handwerksmäßigen Gewerbe ermöglichte.404 Dies 
ergab sich aus § 12 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1907, demzufolge zum Antritt mehrerer 
in einem Punkt (in einer Gruppe) vereinten Gewerbe „der einheitliche Befähigungs-
nachweis genügt“. Von diesem Grundsatz des Gruppenbefähigungsnachweises 
machte die GewO selbst jedoch für Wien eine Ausnahme hinsichtlich der in § 1 
Abs. 3 Pkt. 53 zusammengefassten Gewerbe (der Anstreicher und Lackierer, der 
                                                                                                                                                        
399 Die GewO-Nov. 1934 ergänzte diesen Punkt durch Anführung der „Damenfilzhutmacher und Stroh-
huterzeuger“ (wodurch diese Gewerbe zu handwerksmäßigen erklärt wurden). Vgl. Laszky u. Na-
thansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 185. 
400 Pkt. 45 nahm die Schwarzbroterzeugung von Müllern unter bestimmten Voraussetzungen vom 
handwerksmäßigen Bäckergewerbe aus, es handelte sich hierbei um ein freies Gewerbe (ohne 
Befähigungsnachweis). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 8 
und 190. 
401 Die GewO-Nov. 1934 fasste die im Pkt. 46 aufgezählten Gewerbe unter der einheitlichen Bezeich-
nung „Konditoren“ zusammen; dadurch bestand ein einheitlicher Befähigungsnachweis für das Kon-
ditorengewerbe. 
402 Die GewO-Nov. 1934 entfernte den Nebensatz „insofern der Gewerbebetrieb sich auf Pflasterun-
gen öffentlicher Straßen mit Natursteinen erstreckt“ und erweiterte damit den Berechtigungsumfang 
des Pflastergewerbes wesentlich. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeord-
nung, S. 197. 
403 Die GewO-Nov. 1928 nahm zusätzlich das Photographengewerbe (nachdem bereits durch Verord-
nung RGBl. 226/1911 die Porträtphotographie als handwerksmäßig erklärt worden war), allerdings 
mit Ausnahme der für wissenschaftliche, ärztliche und Zeitungszwecke betriebenen Photographie 
und der „Laufbilder“, in die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe auf. Die GewO-Nov. 1934 erklärte 
weiters die Bootbauer, die Miedererzeuger, die Glaserzeuger und Glasbläser sowie Glasinstrumen-
tenerzeuger und überdies die Schleifsteinhauer als handwerksmäßig. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 159 und 202. 
404 Vgl. dazu und im Folgenden Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 168 f. und 460 f.  
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Schilder- und Schriftenmaler, der Maler für Industrieerzeugnisse, der Vergolder und 
Staffierer sowie der Zimmermaler); diese waren gemäß § 1 Abs. 4 GewO bezüglich 
des Befähigungsnachweises „als in besonderen Punkten aufgezählte Gewerbe zu 
behandeln“. Dies bedeutete, wer den Befähigungsnachweis für eines der angeführ-
ten Gewerbe erbrachte, verfügte über diesen Nachweis für das Gebiet der Stadt 
Wien nicht auch hinsichtlich der übrigen im Pkt. 53 aufgezählten Gewerbe. Überdies 
konnte außerhalb Wiens auf Antrag der zuständigen Fachgenossenschaft durch Ver-
ordnung des Handelsministers bestimmt werden, dass im Sprengel oder in bestimm-
ten Sprengelteilen der antragstellenden Genossenschaft einzelne oder alle der im 
Pkt. 53 angeführten Gewerbe als in besonderen Punkten aufgezählt gelten.405  
 
Diese Wirksamkeit des für eine Gewerbegattung erbrachten Befähigungsnachweises 
für die gesamte Gewerbegruppe (mit der vorerwähnten Ausnahme) milderte das 
Problem der starken Aufsplitterung der Gewerbe und damit das Abgrenzungspro-
blem.406 Der Handelsminister konnte allerdings gemäß § 1 Abs. 4 i. F. GewO-Nov. 
1907 im Verordnungsweg – nach Anhörung der Handels- und Gewerbekammern und 
der betreffenden Genossenschaften – auch noch andere Gewerbe (bei entsprechen-
den Voraussetzungen für deren Entwicklung) als handwerksmäßige bezeichnen.407 
In gleicher Weise konnte er Änderungen in den Gruppeneinteilungen verfügen. 
 
Während der Befähigungsnachweis für die handwerksmäßigen Gewerbe auf Grund 
der GewO-Nov. 1883 durch das Lehrzeugnis sowie ein Arbeitszeugnis über eine 
zweijährige einschlägige Verwendungszeit als Gehilfe (bzw. Fabriksarbeiter) zu 
erbringen war, verlangte § 14 i. F. GewO-Nov. 1907 im Falle der Absolvierung der 
Lehre408 bei einem Gewerbetreibenden, der einer Genossenschaft angehörte, die 
                                                 
405 Entsprechende Regelungen erließ die Verordnung RGBl. 181/1907 für Linz, Salzburg, Graz, Lai-
bach, Prag, Brünn, Lemberg, Krakau und Czernowitz, weiters die Verordnung RGBl. 226/1908 für 
Reichenberg. 
406 Vgl. die im Abschnitt 4.2 (hinsichtlich der GewO-Nov. 1883) wiedergegebene diesbezügliche Kritik 
von Chaloupek unter dem Stichwort „Froschmäusekrieg“. 
407 Mit Verordnung RGBl. 63/1910 wurde das Similiseurgewerbe (Erzeugung unechter Diamanten 
durch teilweises Versilbern von geschliffenen Glassteinchen) als handwerksmäßig erklärt. Mit Ver-
ordnung RGBl. 226/1911 wurde die Porträtphotographie als handwerksmäßig erklärt. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 204 und 202. 
408 Die Dauer der Lehrzeit wurde (wie bisher) im Ausmaß zwischen zwei und vier Jahren durch das 
Genossenschaftsstatut festgelegt (sie konnte somit auch für die selbe Gewerbegattung je nach 
Genossenschaft unterschiedlich sein), mangels derartiger Bestimmung aber durch den Lehrvertrag. 
Die Lehrzeit konnte um maximal ein halbes Jahr verlängert werden durch die Gewerbebehörde, 
wenn der Lehrling selbstverschuldet keinen genügenden Unterrichtserfolg erreichte, oder durch die 
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Beibringung des „Gesellenbriefes“ sowie den Nachweis einer dreijährigen Verwen-
dung als Geselle (Gehilfe) im betreffenden Gewerbe409 oder einem „analogen“ 
Fabriksbetrieb. Im Falle der Zurücklegung der Lehre in einem fabriksmäßigen Unter-
nehmen (oder bei einem nicht einer Genossenschaft angehörenden Betriebsinhaber) 
waren das Lehrzeugnis und das Zeugnis über die Gesellenprüfung sowie eine drei-
jährige Verwendung als Gehilfe erforderlich.410  
 
Da der von der Gewerbegenossenschaft auszustellende Gesellenbrief die erfolgreich 
abgelegte Gesellenprüfung voraussetzte (§ 104 i. F. GewO-Nov. 1907), war diese 
nun verbindlicher Teil des Befähigungsnachweises.411 Wegen der gestiegenen Be-
deutung der Lehre, die dem Lehrling die positive Ablegung der Gesellenprüfung 
ermöglichen sollte, wurden die Voraussetzungen für das Recht zur „Lehrlingshaltung“ 
erschwert412 und den Genossenschaften eine weitere Einflussnahme auf die Gestal-
tung des Lehrlingswesens gegeben.413 So gehörte nunmehr zu ihren Aufgaben 
(neben der Festsetzung des Verhältnisses der Lehrlingszahl zur Zahl der Gehilfen im 
Gewerbe – wie bisher) u. a. die Erlassung von Vorschriften über die Gesellenprü-
fungen, die Bestätigung der Lehrzeugnisse und Ausstellung der Lehrbriefe, die 
Bestätigung der Arbeitszeugnisse von der Genossenschaft angehörigen Gehilfen, 
überdies die Überwachung der von der Genossenschaft errichteten gewerblichen 
Unterrichtsanstalten (§ 114 i. F. GewO-Nov. 1907).  
 
Der Befähigungsnachweis für handwerksmäßige Gewerbe konnte aber gemäß § 14a 
i. F. GewO-Nov. 1907 alternativ – teilweise oder zur Gänze – auch durch erfolgrei-
chen Besuch einer gewerblichen Unterrichtsanstalt, in der eine praktische Unterwei-
                                                                                                                                                        
Prüfungskommission, wenn der Lehrling die Gesellenprüfung nicht bestand. Vgl. Kulisch, System 
des Gewerberechtes, S. 462-465. 
409 Sowohl die Verwendung als Lehrling als auch jene als Gehilfe musste in einem gewerblichen (oder 
fabriksmäßigen) Betrieb der Gewerbegruppe, zu der das angemeldete Unternehmen gehörte, nicht 
aber in der selben Gewerbegattung stattgefunden haben. Vgl. Kulisch, System des Gewerberech-
tes, S. 462 und 468 f. 
410 Im Falle der Anmeldung eines handwerksmäßigen Gewerbes durch eine Offene Handelsgesell-
schaft oder Kommanditgesellschaft musste ein geschäftsführungs- oder vertretungsbefugter Gesell-
schafter (Komplementär) den Befähigungsnachweis erbringen (§ 14e i. F. GewO-Nov. 1907). 
411 Auf Grund der Übergangsregelung im Art. III der Einführungsbestimmungen zur GewO-Nov. 1907 
waren die Vorschriften über den Gesellenbrief und die Gesellenprüfung allerdings auf Personen 
nicht anzuwenden, welche die Lehrzeit vor Wirksamkeit dieser Novelle zurückgelegt hatten. Sie 
konnten sich aber freiwillig der Gesellenprüfung unterziehen (§ 104e). 
412 Gemäß § 98 Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1907 wurde hiefür zusätzlich zu den Fachkenntnissen auch 
die Eignung zur Ausbildung „nach der Einrichtung und der Art der Ausübung des Gewerbes“ ver-
langt. 
413 Vgl. Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 97. 
120 
sung und fachgemäße Ausbildung im betreffenden Gewerbe414 erfolgte, erbracht 
werden. Einerseits ersetzte dieser Schulbesuch die ordnungsmäßige Beendigung 
des Lehrverhältnisses (Gesellenbrief bzw. Lehrzeugnis und Gesellenprüfungszeug-
nis). Darüber hinaus wurde damit die Verwendungszeit als Gehilfe (bzw. Fabriks-
arbeiter) auf ein Jahr verkürzt, wenn entweder die praktische Unterweisung im betref-
fenden Fach durch drei Schuljahre erfolgte bzw. durch zwei Schuljahre, falls die Auf-
nahme in die Schule eine vorausgegangene praktische Betätigung im Gewerbe 
voraussetzte. Die Reduktion der Verwendungszeit auf ein Jahr trat gleichfalls ein, 
wenn nach Beendigung des Lehrverhältnisses eine gewerbliche Lehranstalt zur wei-
teren Ausbildung in demselben Gewerbe durch mindestens ein Schuljahr besucht 
wurde. Wer nach ordnungsmäßiger Beendigung des Lehrverhältnisses oder dem 
Besuch einer (dieses ersetzenden) qualifizierten gewerblichen Unterrichtsanstalt415 
die Tagesschule einer gewerblichen Lehranstalt zwecks weiterer Ausbildung im 
Gewerbe durch drei Schuljahre besuchte, war vom Arbeitszeugnis gänzlich befreit.416  
 
Darüber hinaus gab es gemäß § 14c i. F. GewO-Nov. 1907 „in besonders rücksichts-
würdigen Fällen“ bzw. „ausnahmsweise“ die Möglichkeit einer Befreiung vom Befähi-
gungsnachweis (dieser sollte jedenfalls der Regelfall bleiben) durch Dispens der 
Landesbehörde. Dabei konnte die Dispens vom ganzen Befähigungsnachweis den 
Inhabern handwerksmäßiger Gewerbe oder solcher konzessionierter Gewerbe, bei 
denen ein Befähigungsnachweis gefordert wurde, erteilt werden, um ihnen entweder 
den Übergang von ihrem Gewerbe zu einem verwandten Gewerbe417 oder den 
gleichzeitigen Betrieb verwandter Gewerbe zu ermöglichen. Bei Nichtzutreffen dieser 
Voraussetzungen konnte die (ausnahmsweise) Dispens von der Beibringung des 
                                                 
414 Kulisch zufolge war auch hier der Begriff „im betreffenden Gewerbe“ im Sinne der gesamten Ge-
werbegruppe zu verstehen. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 473. 
415 Hinsichtlich dieser Gleichwertigkeit der Unterrichtsanstalt vgl. Kulisch, System des Gewerberech-
tes, S. 474 f. 
416 Die betreffenden Unterrichtsanstalten sowie die Gewerbe, für welche durch die Schulzeugnisse der 
Lehrbrief und die vorgeschriebene Verwendungsdauer als Gehilfe ganz oder zum Teil ersetzt wur-
den, waren durch Verordnung des Handelsministers zu bezeichnen. Eine solche enthielt zunächst 
RGBl. 193/1907, weitere Ergänzungen folgten. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 478.  
417 Einem Handelsministerialerlass aus 1923 zufolge waren folgende Kriterien für eine Verwandtschaft 
erforderlich: gleiches Material, gleiche Werkzeuge, gleiche Arbeitsverrichtungen und gleicher End-
zweck. Beispiele für verwandte Gewerbe bildeten auf Grund von Verwaltungsgerichtshof-Erkennt-
nissen aus den Jahren 1905 bis 1930: Bäcker- und Zuckerbäckergewerbe; Mechaniker-, Schlosser-, 
Spenglergewerbe und Gewerbe der Ausführung von Wassereinleitungen; Tapezierer- und Sattler-
gewerbe; Gürtler- und Silberarbeitergewerbe; Schmiede- und Schlossergewerbe; Bronzewarener-
zeuger und Gold, Silber und Juwelenarbeiter; Bau- bzw. Maurermeistergewerbe und Ziegel- und 
Schieferdeckergewerbe; Kleidermacher- und Kürschnergewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 373 f. 
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Gesellenbriefes bzw. des Lehrzeugnisses und des Zeugnisses über die Gesellen-
prüfung erteilt werden.418 Schließlich konnte auch eine Dispens von der Beibringung 
des Arbeitszeugnisses erteilt werden, wenn die Verwendung in der vorgeschriebenen 
Dauer als Gehilfe im betreffenden Gewerbe bzw. in einem analogen Fabriksbetrieb in 
anderer Art nachgewiesen wurde.419 Ebenso wie vor Ausfertigung des Gewerbe-
scheines im Falle der Anmeldung eines handwerksmäßigen Gewerbes der betreffen-
den Genossenschaft Gelegenheit zur Abgabe eines Gutachtens über den beige-
brachten Befähigungsnachweis zu geben war (§ 14f i. F. GewO-Nov. 1907), waren 
vor Erteilung einer Nachsicht vom Befähigungsnachweis die Handels- und Gewerbe-
kammer sowie die betreffenden Genossenschaften anzuhören (§ 14c i. F. GewO-
Nov. 1907). Sowohl bei Ausfertigung des Gewerbescheines als auch bei Erteilung 
einer Dispens zwecks Antritts eines verwandten handwerksmäßigen Gewerbes oder 
von der Beibringung des Gesellenbriefes (bzw. des Lehrzeugnisses und Gesellen-
prüfungszeugnisses), die entgegen ihren Gutachten erfolgt waren, stand den Genos-
senschaften das Rekursrecht (§ 116a i. F. GewO-Nov. 1907) an die jeweilige Ober-
behörde zu.  
 
Gleichsam einen Vorgriff auf die künftige Entwicklung stellte § 114a i. F. GewO-Nov. 
1907 dar. Auf Grund dieser Bestimmung konnte der Handelsminister solchen Genos-
senschaften, die den Obliegenheiten auf dem Gebiet der Heranbildung des gewerb-
lichen Nachwuchses erfolgreich nachkamen, das Recht einräumen, in ihrem Statut 
Vorsorge für die Abnahme von Meisterprüfungen420 für ihre Gewerbe zu treffen. Die 
von den Genossenschaften zu erlassenden Prüfungsordnungen regelten sodann die 
Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, die Zusammensetzung der Prü-
fungskommission, den Prüfungsstoff und den Prüfungsvorgang. Die erfolgreich abge-
legte Prüfung berechtigte im Fall der Gewerbeausübung zur Führung des Titels eines 
                                                 
418 Im Wege des Größenschlusses (Schluss vom Größeren auf das Kleinere, lat. argumentum a maiori 
ad minus) durfte auch eine Dispens von bloß einem dieser Bestandteile des Befähigungsnachwei-
ses erteilt werden. Der Dispenswerber brauchte auch nicht nachzuweisen, dass er eine Lehrzeit 
zurückgelegt hatte. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 484 f. 
419 Durch diese Dispens konnte nur die vorgeschriebene Bescheinigung von wirklich bestandenen 
Arbeitsverhältnissen ersetzt werden; sie sollte die Anrechnung jener Arbeitszeit ermöglichen, die 
nicht durch das Formaldokument des Arbeitszeugnisses, jedoch anderweitig nachgewiesen werden 
konnte. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 377. – Die bloß 
formale Natur dieser Dispens war offenkundig der Grund dafür, dass sie nach dem Gesetzestext 
nicht bloß „ausnahmsweise“ erteilt werden konnte. 
420 Bei der Prüfung war der Nachweis der Befähigung „zur selbständigen Ausführung und Kostenbe-
rechnung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes sowie der zum selbständigen Betriebe des 
Gewerbes sonst notwendigen Kenntnisse, insbesondere auch der Buch- und Rechnungsführung zu 
erbringen“ (§ 114a Abs. 2). 
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geprüften Meisters. Prochaska zufolge kam es damit zur Wiedereinführung der Meis-
terprüfung auf gesetzlicher Basis, nachdem diese als freiwillige Prüfung wohl nie 
abgekommen war.421 Die GewO-Nov. 1907 leitete damit – wie der Motivenbericht 
ausführte – „den ersten Schritt zu der vom Handwerkerstande geforderten obligatori-
schen Meisterprüfung“ ein. Den zweiten Schritt und zugleich einen Schritt zum Aus-
bau des Meisterprüfungswesens tat die Verordnung BGBl. 129/1922, die die Meister-
prüfung als weitere Voraussetzung für das Recht der Lehrlingshaltung festsetzte.422  
 
Für die Einführung eines Befähigungsnachweises für vier Gruppen von Handels-
gewerben, die dennoch in systemwidriger Weise den „freien Gewerben“ zugeordnet 
blieben, gab der Permanenzausschuss des Abgeordnetenhauses als Zweck „den 
Zudrang geschäftsunkundiger und unlauterer Elemente zu diesen Erwerbszweigen 
zu verhindern“ an.423 So war gemäß § 13a i. F. GewO-Nov. 1907 für den Gemischt-
warenhandel (Handelsgewerbe ohne Beschränkung auf bestimmte Waren als Detail-
verschleiß) sowie für den Kolonial-, Spezerei-424 und Materialwarenhandel425 der 
Nachweis der Befähigung erforderlich.426 Dabei handelte es sich um einen einheit-
lichen Nachweis – im Falle seiner Erbringung galt er für alle diese Handelsge-
werbe.427  
 
Diese Befähigung war nachzuweisen durch den Lehrbrief (bzw. das Lehrzeugnis 
über die Beendigung des Lehrverhältnisses) und das Zeugnis über eine zweijährige 
Dienstzeit in einem Handelsgewerbe,428 wobei die gesamte Verwendung mindestens 
fünf Jahre umfassen musste. Der Verwendung als Lehrling wurde die Tätigkeit als 
                                                 
421 Vgl. dazu und im Folgenden Prochaska, Gewerbeantritt und Befähigungsnachweis, S. 97. 
422 Die Erlassung einer derartigen Verordnung war gemäß § 114a Abs. 7 i. F. GewO-Nov. 1907 ur-
sprünglich bereits fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Novelle vorgesehen. 
423 Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 411. 
424 Zu den Kolonial- und Spezereiwaren zählten z. B. Kaffee, Kakao, Tee, Olivenöl, Mandelöl, Ge-
würze, Pfeffer, Südfrüchte, Zucker, Reis, Fleisch- und Wurstkonserven. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 155 f. 
425 Als Materialwaren wurden in einer Verordnung aus 1934 u. a. eingestuft Alaun, Borax, Leim, Des-
infektionsmittel, Meer- und Steinsalz, Kampfer, Wasserstoffsuperoxyd, Salpeter, Paraffin, Schwefel-, 
Salpeter- und Salzsäure, Salmiakgeist, Petroleum, Benzin, Schmieröle, Heizöle, Spiritus, Glyzerin. 
Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 153 und 156. 
426 Auf den Großhandel mit den erwähnten Gegenständen waren diese Bestimmungen nicht anzuwen-
den. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 410. 
427 Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 421. 
428 Dabei zählte auch die Verwendung in einem solchen Handelsgewerbe, das selbst nicht dem Befä-
higungsnachweis unterlag. Es war auch eine Dienstzeit anzurechnen, die im Gewerbebetrieb mit 
untergeordneten Hilfsdiensten zugebracht wurde. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 414 
und 418. 
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Praktikant429 bei der Büro- und Kontorarbeit430 eines fabriksmäßigen Gewerbeunter-
nehmens gleichgehalten; ebenso war der Dienstzeit in einem Handelsgewerbe die 
Dienstzeit beim Warenverkauf von Produktionsgewerben431 einschließlich der Büro- 
und Kontorarbeit gleichzuhalten. Die gesamte Verwendungszeit musste aber auch 
hier fünf Jahre umfassen. Weiters konnte die Verwendung als Lehrling ganz oder 
teilweise durch den erfolgreichen Besuch einer geeigneten Unterrichtsanstalt ersetzt 
werden. Die entsprechenden Anstalten und das Ausmaß des Ersatzes der Lehrzeit 
wurden durch Verordnung des Handelsministers festgelegt.432 Durch diese Verord-
nung konnte für Absolventen höherer Handelsschulen die vorgeschriebene Dienst-
zeit überdies auf ein Jahr verkürzt werden. 
 
Auch bei diesen qualifizierten Handelsgewerben konnte die Dispens von der Erbrin-
gung des Befähigungsnachweises „ausnahmsweise“ erteilt werden, allerdings unter 
der Voraussetzung, dass der Bewerber in den im Gesetz genannten Beschäftigun-
gen durch mindestens fünf Jahre tätig war (§ 13a Abs. 6 i. F. GewO-Nov. 1907).433 
Die Gewerbebehörde erster Instanz (d. i. die Bezirksverwaltungsbehörde) konnte die 
Dispens erteilen, um den Übergang von einem Produktionsgewerbe,434 von einem 
nicht an den Befähigungsnachweis gebundenen Handelsgewerbe oder von einer 
nicht unter die Vorschriften der GewO fallenden „beruflichen Beschäftigung des 
Handelsverkehres“ zu ermöglichen.435 Als Beispiele für die letzterwähnte Beschäfti-
gung führte die Novelle u. a. Banken, Lagerhäuser, Eisenbahn- und Schifffahrts-
                                                 
429 Im Unterschied zum Lehrling wurde dieser nicht „bei einem Gewerbeinhaber zur praktischen Erler-
nung des Gewerbes“ verwendet (§ 97 GewO). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 318. 
430 Es musste sich somit um rein kaufmännische Verwendung (nicht um technische Arbeiten) handeln. 
Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 423. 
431 Die Dienstzeit musste demnach in einem Erzeugungsgewerbe (nicht in einem Dienstleistungsbe-
trieb) zurückgelegt werden. Es war aber belanglos, welche Produkte erzeugt wurden. Vgl. Kulisch, 
System des Gewerberechtes, S. 424 und 422. 
432 Die Verordnung RGBl. 198/1907 schrieb lediglich die Merkmale vor, über die eine Unterrichtsanstalt 
verfügen musste, um für den Ersatz der Lehrzeit in Betracht zu kommen. Die auf ihr beruhenden 
Ministerialerlässe (als Dienstinstruktionen) enthielten sodann einen Katalog von namentlich bezeich-
neten in Betracht kommenden Anstalten. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 426-428. 
433 Da es sich um einen einheitlichen Befähigungsnachweis für alle ihm unterworfenen Handelsge-
werbe handelte, bezog sich auch die Dispens auf alle (somit nicht einzelne) von ihm betroffenen 
Handelsgewerbe. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 440. 
434 Ausgeschlossen war die Dispens somit, wenn der bisherige Erwerbszweig in einem Dienstleis-
tungsgewerbe lag. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 434. 
435 Die Dispens durfte hier demnach nur erteilt werden, um den Übergang von einer der erwähnten 
Berufsgattungen zu den in Rede stehenden Handelsgewerben zu ermöglichen, nicht jedoch, wenn 
die bisherige Beschäftigung (zusätzlich) beibehalten werden sollte. Bei handwerksmäßigen Gewer-
ben konnte die Dispens dagegen auch erteilt werden, um den „gleichzeitigen Betrieb“ zu ermög-
lichen. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 432. 
124 
unternehmen, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Montan- und Monopol-
betriebe an. Vor Erteilung der Dispens waren auch hier (wie im Falle handwerks-
mäßiger Gewerbe) die Handels- und Gewerbekammer sowie die betreffende Genos-
senschaft „einzuvernehmen“ (Gelegenheit zur Äußerung). Im Fall der Dispensertei-
lung stand der Genossenschaft – wie bei handwerksmäßigen Gewerben – gemäß 
116a i. F. GewO-Nov. 1907 das Recht des Rekurses an die Oberbehörde (politische 
Landesbehörde) zu.  
 
Das in der GewO-Nov. 1883 enthaltene gesetzliche Verzeichnis der konzessionierten 
Gewerbe (vgl. Abschnitt 4.2) umfasste in 21 Punkten (Gruppen) insgesamt 28 kon-
zessionierte Gewerbe. Die GewO-Nov. 1907 ergänzte diesen Katalog im § 15 GewO 
um die gewerbemäßige Dienst- und Stellenvermittlung (Pkt. 22) und um den Betrieb 
von Leichenbestattungsunternehmungen (Pkt. 23). Zuvor war das letzterwähnte Ge-
werbe bereits durch Verordnung RGBl. 13/1886 an eine Konzession gebunden 
worden. Grund für die Aufnahme in den Gesetzestext war offenbar, dass die GewO-
Nov. 1907 für die Leichenbestattung spezielle (Sonder-) Bestimmungen erließ 
(§ 21g); gleiches galt auch für die Dienst- und Stellenvermittlung (§§ 21a bis 21f). 
Hinsichtlich der übrigen mittlerweile auf Grund des § 24 i. F. GewO-Nov. 1883 durch 
bloße Verordnung konzessionierten Gewerbe bestimmte § 15 Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 
1907, dass diese Verordnungen bis zu ihrer allfälligen Abänderung in Kraft blie-
ben.436 Der bisherige Katalog der konzessionierten Gewerbe wurde somit nach dem 
Stand der GewO-Nov. 1907 um folgende Positionen ergänzt, wobei die fiktive Fort-
zählung bei den durch Verordnung konzessionierten Gewerben durch […] kenntlich 
gemacht wird:437  
 
 22. die gewerbemäßige Dienst- und Stellenvermittlung;  
 23. der Betrieb der Leichenbestattungsunternehmungen; 
[24.] die gewerbemäßig betriebenen Anlagen zum Zwecke der Erzeugung und Leitung 
von Elektrizität (Verordnung RGBl. 41/1883 438 und RGBl. 188/1883);  
[25.] der in den Grenzbezirken von Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg 
betriebene Hadernhandel (Verordnung RGBl. 143/1884); 
[26.] der Betrieb von Informationsbüros zum Zweck der Auskunftserteilung über Kredit-
verhältnisse (Verordnung RGBl. 116/1885, i. F. RGBl. 157/1890, 58/1891 und 
117/1893); 
[27.] das Zahntechnikergewerbe (Verordnung RGBl. 55/1892 und 15/1904); 439  
                                                 
436 Dadurch wurden diese Verordnungen „implicite Bestandteil des Gesetzes“. Vgl. Kulisch, System 
des Gewerberechtes, S. 503. 
437 Vgl. hiezu bei Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 506 f. 
438 Basis hiefür bildete noch § 30 GewO 1859. 
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[28.] der Betrieb von Reisebüros (Verordnung RGBl. 181/1895 und Gesetz RGBl. 
27/1897); 
[29.] der gewerbliche Betrieb der Abfüllung von Bier in Flaschen zum Zweck des Ver-
triebes von Flaschenbier (Verordnung RGBl. 64/1899 i. F. RGBl. 129/1900); 
[30.] der Betrieb von Telegraphenagenturen (Verordnung RGBl. 53/1902); 
[31.] der Betrieb von Privatdetektivunternehmungen (Verordnung RGBl. 41/1904).  
 
Auch nach § 24 i. F. GewO-Nov. 1907 konnten weitere Gewerbe durch Verordnung 
des Handelsministers an eine Konzession gebunden werden, wenn „öffentliche 
Rücksichten es dringend geboten erscheinen lassen“.440 Bis zum Jahr 1914 wurde 
auf diesem Weg die Liste der konzessionierten Gewerbe in folgender Weise 
ergänzt:441  
 
[32.] der gewerbsmäßige Handel mit Zelluloidabfällen (§ 8 der Verordnung RGBl. 
163/1908);  
[33.] die gewerbliche Erzeugung von Zündwaren (Verordnung RGBl. 81/1909);  
[34.] die gewerbsmäßige Verarbeitung von Erdöl und der gewerbsmäßige Vertrieb von 
Petroleum mittels Tankwagen (Verordnung RGBl. 62/1910); 
[35.] das Gewerbe der Sodawassererzeugung (Verordnung RGB. 212/1910);  
[36.] das Gewerbe derjenigen, welche aus dem Frachtengeschäft entstehende Forde-
rungen an die Bahnverwaltungen oder sonstige Transportanstalten erwerben und 
sodann im eigenen Namen und auf eigene Rechnung geltend machen (Verordnung 
RGBl. 56/1914). 
 
Gemäß § 23 i. F. GewO-Nov. 1907 war weiterhin bei jenen konzessionierten Gewer-
ben, bei denen bereits die GewO-Nov. 1883 einen Befähigungsnachweis vorgesehen 
hatte,442 ein derartiger Nachweis als Voraussetzung für die Konzessionserteilung zu 
erbringen – vgl. diesbezüglich die Ausführungen im Abschnitt 4.2. Darüber hinaus 
wurde ein Befähigungsnachweis im § 23 i. F. GewO-Nov. 1907 für die neu in die 
gesetzliche Liste der konzessionierten Gewerbe aufgenommene Dienst- und Stellen-
vermittlung sowie für Leichenbestattungsunternehmen verlangt. Im Falle der im Ver-
ordnungsweg konzessionierten Gewerbe war ein Befähigungsnachweis erforder-
lich443 bei der Herstellung von Anlagen für Erzeugung und Leitung von Elektrizität, 
bei Informationsbüros zum Zweck der Auskunftserteilung über Kreditverhältnisse, 
beim Betrieb von Reisebüros, von Telegraphenagenturen, von Privatdetektivunter-
                                                                                                                                                        
439 Die Zahntechnik wurde sodann durch Gesetz vom 13. Juli 1920, StGBl. 326/1920, von der GewO 
ausgenommen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 70. 
440 In dieser Verordnung konnten u. a. Bestimmungen über die erforderliche Befähigung, die Beschaf-
fenheit des Standortes und der Betriebsstätte, über Art, Umfang und Bedingungen der Gewerbe-
ausübung sowie ein Verbot des gleichzeitigen Betriebes mit anderen Gewerben enthalten sein. 
441 Vgl. bei Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 507, sowie bei Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 405. 
442 Es handelte sich um in 13 Punkten (Gruppen) zusammengefasste 20 konzessionierte Gewerbe. 
443 Auch hier kann zunächst auf die Angaben im Abschnitt 4.2 verwiesen werden. 
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nehmungen, bei der Sodawassererzeugung444 und beim Frachtenreklamations-
gewerbe (Geltendmachung von Forderungen aus dem Frachtengeschäft)445. Gemäß 
§ 23 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1907 war vorgesehen, dass der Handelsminister durch 
Verordnung (allgemein oder für einzelne Gebiete) für bestimmte Kategorien der 
Gast- und Schankgewerbe einen Befähigungsnachweis vorschreiben konnte.446  
 
Während die Art des Befähigungsnachweises bei handwerksmäßigen Gewerben 
sowie bei den an einen diesbezüglichen Nachweis gebundenen Handelsgewerben 
im Gesetz selbst normiert wurde, war dieser Nachweis bei konzessionierten Gewer-
ben im Verordnungsweg zu regeln.447 Er war dementsprechend recht unterschiedlich 
gestaltet: einerseits als Lehrzeugnis und praktische Ausbildung sowie Ablegung einer 
Fachprüfung (wie bei den Baugewerben), andererseits als Arbeitszeugnis (wie bei 
Rauchfangkehrern), aber auch als allgemeine Anordnung, dass der Bewerber über 
ausreichende praktische Kenntnisse verfügen müsse (ohne Vorgabe einer bestimm-
ten Art, wie beim Schiffergewerbe auf Binnengewässern), schließlich ebenso als 
„genügende allgemeine Bildung“ (wie ursprünglich im Leichenbestattungsgewerbe).  
 
Vor Verleihung einer Konzession für ein an einen Befähigungsnachweis gebundenes 
Gewerbe musste die Gewerbebehörde gemäß § 23a Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1907 
der zuständigen Genossenschaft Gelegenheit zur Abgabe eines Gutachtens (nach 
Einsicht in die Belege zum Nachweis der Befähigung) geben. Im Falle der Kon-
zessionserteilung entgegen diesem Gutachten stand der Genossenschaft ein 
Rekursrecht zu (§ 116a Z. 1 i. F. GewO-Nov. 1907).  
 
Wie bei den handwerksmäßigen448 Gewerben (vgl. § 14e i. F. GewO-Nov. 1907) 
musste auch bei Ausübung eines an einen Befähigungsnachweis gebundenen kon-
zessionierten Gewerbes durch eine Offene Handelsgesellschaft oder Kommandit-
                                                 
444 Erforderlich war eine zweijährige praktische Verwendung im Gewerbe der Sodawassererzeugung, 
in einer Apotheke oder im Warenverkehr beim Drogistengewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 528. 
445 Erforderlich war der Nachweis von Fachkenntnissen im Tarif- und Transportwesen. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 530. 
446 Eine derartige Regelung wurde allerdings erst durch die Verordnung BGBl. 109/1955 getroffen. 
447 Nur bei der Dienst- und Stellenvermittlung verlangte die GewO selbst „eine genügende allgemeine 
Bildung“ (§ 21a Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1907). Außerdem wurde der Befähigungsnachweis für die 
(fünf) Baugewerbe durch das Baugewerbegesetz RGBl. 193/1893 geregelt (und in dessen Ausfüh-
rung durch die Verordnung RGBl. 195/1893). 
448 Dies galt im Übrigen auch bei den an einen Befähigungsnachweis gebundenen Handelsgewerben, 
vgl. § 13a Abs. 5 i. F. GewO-Nov. 1907. 
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gesellschaft ein geschäftsführungs- oder vertretungsbefugter (persönlich haftender) 
Gesellschafter den Befähigungsnachweis erbringen.449 Sofern es sich aber um ein 
fabriksmäßiges Gewerbeunternehmen handelte, genügte gemäß § 23a Abs. 4 i. F. 
GewO-Nov. 1907 der Nachweis der Befähigung durch einen (gewerberechtlichen) 
Geschäftsführer.450 Anders als nach der bisherigen Rechtslage konnte nunmehr 
gemäß § 23a Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1907 auch bei konzessionierten Gewerben 
eine Dispens vom Befähigungsnachweis erteilt werden. Dabei waren die entspre-
chenden Vorschriften für handwerksmäßige Gewerbe sinngemäß anzuwenden. 
Lediglich bei den Baugewerben war keine Dispens zulässig.451  
 
Bei der Verleihung von rund zwei Drittel der konzessionierten Gewerbe war gemäß 
§ 23 Abs. 5 i. F. GewO-Nov. 1907 „auf die Lokalverhältnisse Bedacht zu nehmen“. In 
der GewO selbst wurde dies zunächst festgelegt hinsichtlich jener zehn Gewerbe-
gruppen, bei denen schon die GewO-Nov. 1883 diese Voraussetzung normiert hatte 
(vgl. den vorletzten Absatz im Abschnitt 4.2). Hinzu kamen das Gewerbe „des Ver-
kaufes von Giften und zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präpa-
raten“, weiters die Dienst- und Stellenvermittlung sowie die Leichenbestattungsunter-
nehmen, welche die GewO-Nov. 1907 selbst der Konzessionspflicht unterstellt hatte, 
und überdies die Baugewerbe (§ 6 des Baugewerbegesetzes RGBl. 193/1893). 
Erweitert wurde die Lokalbedarfsprüfung sodann durch jene Verordnungen, welche 
bestimmte einzelne Gewerbe der Konzessionspflicht unterstellten – vgl. im obigen 
um diese Gewerbe ergänzten Katalog der konzessionierten Gewerbe die Positionen 
[24.] bis [36.] mit Ausnahme des Hadernhandels [25.] und der Abfüllung von Bier in 
Flaschen [29.]. Bei allen Gewerben, bei denen die Lokalbedarfsprüfung vorgeschrie-
ben war, musste vor der Erteilung der Konzession die Gemeinde des Gewerbestand-
ortes angehört werden. Bei Leichenbestattungsunternehmen war insbesondere auch 
darauf Bedacht zu nehmen, inwieweit schon durch die Gemeinde für die Leichen-
bestattung ausreichend Vorsorge getroffen wurde (gegen eine Konzessionserteilung 
                                                 
449 Das (ursprünglich nicht erreichte) Ziel dieser Bestimmung war den erläuternden Bemerkungen zur 
GewO-Nov. 1907 zufolge „einerseits die verhältnismäßig leichte Beteiligung des Kapitals am Hand-
werk zu ermöglichen und andererseits zu verhindern, daß der im Interesse des Handwerks erwar-
tete Effekt nicht durch Strohmännerwirtschaft vereitelt werde“. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 382. 
450 Bei handwerksmäßigen Gewerbetätigkeiten war eine derartige (begünstigende) Bestimmung ent-
behrlich, da gemäß § 1 Abs. 5 i. F. GewO-Nov. 1907 fabriksmäßig betriebene Unternehmen „von 
der Einreihung unter die handwerksmäßigen Gewerbe ausgenommen“ waren. 
451 § 6 der Verordnung über das Prüfungs- und Zeugniswesen in den Baugewerben RGBl. 195/1893 
sah allerdings im Falle qualifizierten Schulbesuchs die teilweise oder gänzliche Befreiung von der 
Fachprüfung für Baugewerbe vor. 
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stand der Gemeinde hier ein Rekursrecht zu).452 Bei der Dienst- und Stellenvermitt-
lung war ebenso zu berücksichtigen, inwieweit in der Gemeinde schon durch öffent-
liche Stellen oder durch Vereine hiefür ausreichend Vorsorge getroffen wurde (auch 
diesen Stellen stand im Falle der Konzessionserteilung entgegen ihren Einwen-
dungen ein Rekursrecht zu).453  
 
Wie bisher war die „Verläßlichkeit mit Beziehung auf das betreffende Gewerbe“ 
Voraussetzung für alle konzessionierten Gewerbe.454 Weiterhin durfte auch vom 
Standpunkt der Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesundheits-, Feuer- oder Verkehrspolizei 
bei den konzessionierten Gewerben „kein Anstand obwalten“ (§ 23 Abs. 5 i. F. 
GewO-Nov. 1907).455 Darüber hinausgehende spezifische Voraussetzungen bestan-
den für die Gast- und Schankgewerbe gemäß § 18 i.F. GewO-Nov. 1907: erforderlich 
waren hier „Verläßlichkeit und Unbescholtenheit“ des Konzessionswerbers,456 
weiters durften gegen den Bewerber oder im Familienverband lebende 
Familienmitglieder keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigten, dass 
das Gewerbe zur Förderung des verbotenen Spieles, der Hehlerei, der Unsittlichkeit 
oder der Trunksucht missbraucht werden würde, zudem sollte das Lokal möglichst 
polizeilich überwachbar sein, bei der Konzessionsverleihung sollte „auf das Bedürfnis 
der Bevölkerung“ sowie auf die Eignung des Betriebslokals Rücksicht genommen 
werden. Vor der Verleihung waren die Standortgemeinde (dieser stand im 
Allgemeinen auch ein Rekursrecht zu) und an Orten, in denen eine Polizeibehörde 
bestand, auch diese anzuhören. Der zuständigen Genossenschaft war Gelegenheit 
zur Begutachtung zu geben; bei Verleihung entgegen ihrem Gutachten kam ihr ein 
Rekursrecht zu. 
 
                                                 
452 § 21g i. F. GewO-Nov. 1907. 
453 § 21a Abs. 4 i. F. GewO-Nov. 1907. 
454 Der Konzessionswerber musste durch sein persönliches Wesen Gewähr dafür bieten, dass er 
geeignet und gewillt war, den mit der Ausübung des konzessionierten Gewerbes verbundenen 
besonderen Pflichten gegenüber dem allgemeinen öffentlichen Wohl nach jeder Richtung hin zu 
entsprechen; gefordert wurde somit „relative Verlässlichkeit“ in Beziehung zum angestrebten Ge-
werbe. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 512. 
455 Die GewO erwähnte diese Voraussetzung ausdrücklich zwar nur bei den im Katalog des § 15 auf-
gezählten Gewerben, dennoch war sie auch auf die erst durch Verordnungen auf Grundlage des 
§ 24 GewO zu konzessionierten erklärten Gewerbe anzuwenden, da die Konzessionierung wegen 
der Gefährlichkeit des Betriebes erfolgt war. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 513. 
456 Somit durfte die allgemeine Wertschätzung des Bewerbers nicht durch sein Verhalten gemindert 
sein. Vgl. Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 517. 
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Ganz allgemein betont Kulisch, dass die Erteilung einer Konzession im „freien 
Ermessen“ der Behörde lag; selbst bei Vorliegen sämtlicher Erfordernisse konnte 
diese also verweigert werden, niemand hatte ein Recht auf Erlangung einer 
Gewerbekonzession.457 Die Konzession konnte demzufolge auch im eingeschränk-
ten Umfang oder unter einer aufschiebenden Bedingung erteilt werden.  
 
4.4 Die Novelle 1934 in ihrem wirtschaftlichen und politischen Umfeld 
 
Eine Darstellung des wirtschaftlichen Hintergrundes der GewO-Nov. 1934 hat sinn-
voller Weise bei der Situation am Ende des Ersten Weltkrieges anzusetzen. In den 
Kriegsjahren waren die wirtschaftlichen Ressourcen so weit wie möglich in die 
Kriegsproduktion gelenkt worden.458 Auch die Institutionen der Wirtschaftspolitik 
hatten während des Krieges eine grundlegende Umgestaltung erfahren.459 Trotz der 
Bewirtschaftungsmaßnahmen war besonders im letzten Kriegsjahr der Mangel an 
lebensnotwendigen Gütern zur Versorgung der Bevölkerung immer stärker fühlbar 
geworden. Das Wiederingangsetzen der Produktion, die in den zivilen Bereichen weit 
unter das Vorkriegsniveau gesunken war, war nach Kriegsende auf Grund vielfachen 
Materialmangels kurzfristig nicht möglich. In dieser Situation mussten die Reglemen-
tierungsmaßnahmen der Kriegszeit vorerst aufrechterhalten werden. Längere Zeit 
ungelöst blieb auch das Problem der Inflation, die bei Kriegsende bereits ziemlich 
weit fortgeschritten war. Die hohen, notenbankfinanzierten Budgetdefizite der ersten 
drei Nachkriegsjahre führten dazu, dass die Kaufkraft der Krone von Anfang 1919 bis 
Ende 1921 auf weniger als ein Zwanzigstel sank.  
 
Allerdings wurden die sozialen und wirtschaftlichen Probleme durch die Inflation 
zugleich verschärft und gemindert.460 Denn die Geldentwertung führte zu einer 
raschen Ankurbelung der Produktion. 1921 stieg das Bruttoinlandsprodukt um 10,7 
Prozent, 1922 um 9 Prozent. Besonders die Exportwirtschaft profitierte, Österreich 
                                                 
457 Vgl. dazu im Detail Kulisch, System des Gewerberechtes, S. 519, 522, 525 ff. 
458 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, in: 
Chaloupek, Eigner u. Wagner, Hg., Wien. Wirtschaftsgeschichte 1, S. 495 f. 
459 Bereits 1914 begann man mit dem Aufbau der Rohstoffbewirtschaftung. Für eine Reihe strategisch 
wichtiger Güter wurden gleich nach Kriegsbeginn sogenannte „Zentralen“ eingerichtet; sie sollten 
eine gelenkte Bewirtschaftung vom Rohstoff bis zum fertigen Produkt gewährleisten und so die 
Sicherung des Heeres- und Zivilbedarfs garantieren. Ziel dieser Planwirtschaft war es, immer grö-
ßere Teile des Wirtschaftslebens in gelenkte Bewirtschaftung überzuführen; Mittel waren Rationie-
rung des Lebensbedarfs, Einführung von Höchstpreisen, Ablieferungspflicht und Beschlagnahmung. 
Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 323. 
460 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 356. 
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erlebte eine kurze Hochkonjunktur und einen Ausverkauf ins Ausland. 1921 lag die 
Gesamtproduktion Österreichs um 60 Prozent höher als 1919.461  
 
In der zweiten Hälfte des Jahres 1921 waren die Staatsausgaben nur mehr zu 36 
Prozent durch Einnahmen gedeckt.462 Erst in der ersten Hälfte des Jahres 1922 
wurden die Lebensmittelsubventionen (die in der Budgetperiode Juli 1920 bis Juni 
1921 bereits 58 Prozent der Staatsausgaben beanspruchten) abgeschafft. Österreich 
geriet 1922 in eine Finanzkrise, die einem Staatsbankrott gleichkam. In den Genfer 
Protokollen vom 4. Oktober 1922 wurden zwischen Bundeskanzler Seipel und den im 
Völkerbund tonangebenden Mächten die Bedingungen festgelegt, zu denen Öster-
reich eine internationale Anleihe in Höhe von 650 Mio. Goldkronen (mit einer effek-
tiven Zinsenbelastung von rund 10 Prozent) zugesichert wurde.463 Im Gegenzug ver-
pflichtete sich die österreichische Regierung, den Staatshaushalt durch umfassende 
Reformen ins Gleichgewicht zu bringen. Schon die Ankündigung der bevorstehenden 
Anleihe brachte den Währungsverfall im September 1922 zum Stillstand. Im Novem-
ber wurde die Budgetfinanzierung über die Banknotenpresse eingestellt. Gleichzeitig 
wurde der Abbau von einem Drittel der Staatsbeamten beschlossen. Der 1925 
vollzogene Übergang von der Kronen- zur Schillingwährung fiel bereits in die Phase 
der Anpassung und Konsolidierung.  
 
Chaloupek weist darauf hin, dass als Folge der Währungsstabilisierung die Arbeits-
losigkeit 1923 auf über 200.000 Personen anstieg; dem stand ein Budgetdefizitabbau 
von 50 Prozent schuldfinanzierten Ausgaben im Jahr 1922 zum Ausgleich von Ein-
nahmen und Ausgaben im Jahr 1924 gegenüber.464 Trotz aller widrigen Umstände 
zeigte – seiner Ansicht nach – die Periode von 1924 bis 1929 ein beachtliches Wirt-
schaftswachstum und eine deutlichere Belebung der Industriekonjunktur.  
 
                                                 
461 Bruckmüller weist darauf hin, dass der Verfall der Krone zwar den Export anheizte, dies aber auch 
die strukturschwachen Industrien begünstigte, so dass die Inflationskonjunktur notwendige Anpas-
sungsprozesse unterband. Solche Anpassungen wären aber dringend notwendig gewesen, da 
durch die Kriegswirtschaft eine enorme Kapazitätsausweitung besonders in den Bereichen Eisen 
und Stahl stattgefunden hatte, die sich für die Zukunft als schwere Hypothek erweisen sollte. Vgl. 
Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 373. 
462 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 354 und 361. 
463 Vgl. auch Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, S. 496 f.  
464 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, 
S. 497. 
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Sandgruber zufolge war hingegen das durch die Inflation bedingte hohe Zinsniveau 
(mit Kreditkosten von 14,9 Prozent im Jahr 1929) ein Hauptgrund der mangelnden 
Investitionen.465 Ein derart hohes Zinsniveau hätte eine umso schwerere Belastung 
dargestellt, als die meisten Industrieunternehmen an den Folgen des vor sich gegan-
genen Kapitalverzehrs gelitten hätten. Daher hätte auch die Konjunkturperiode 
1927/29 zu keiner entscheidenden Belebung der Investitionen geführt. Seit 1926 
wären die Aufschwungtendenzen verflacht. Es wäre zum Verlust von rund 150.000 
Industriearbeitsplätzen in der zweiten Hälfte der Zwanziger Jahre gekommen, noch 
ehe die Wirtschaftskrise voll eingesetzt hätte.466  
 
Während dessen hatte nach der Stabilisierung an der Wiener Börse 1923 eine 
Aktienhausse eingesetzt, die 1924 zusammenbrach.467 Verschärft wurde die Krise 
durch massive Fehlspekulationen von Wiener Geldinstituten gegen den französi-
schen Franc. Spekulationsgeschäfte führten zu einer Aufblähung des Bankenappa-
rates, der für die Republik ohnehin schon zu groß war; in Wien verdoppelte sich die 
Zahl der Aktienbanken von 1913 bis 1924 auf 61, die Zahl der Privatbanken vermehr-
te sich sogar von 15 auf 260.468 Eine Serie von Bankzusammenbrüchen und Finanz-
skandalen, beginnend mit dem Krach von Castiglionis Depositenbank, bildete so-
dann eine ständige Quelle der Instabilität für die gesamte Volkswirtschaft. Die Allge-
meine Depositenbank wurde im Mai 1924 liquidiert, es folgten 1926 die Biedermann-
bank und die Centralbank der deutschen Sparkassen.469 Die Postsparkasse konnte 
nur durch öffentliche Mittel über Wasser gehalten werden, die Anglo-Austrian Bank 
wurde 1926 durch die Credit-Anstalt übernommen. 1927 wurden die Verkehrs- und 
Unionbank mit der Boden-Credit-Anstalt verschmolzen; letztere wurde am 5. Oktober 
1929 zahlungsunfähig und mit der Credit-Anstalt für Handel und Gewerbe fusioniert. 
Die Credit-Anstalt wiederum musste im Mai 1931 enorme Verluste zugeben.470  
                                                 
465 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 364 f. 
466 Diese Argumentation findet sich auch bei Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 373. 
467 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, 
S. 497. 
468 Vgl. Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 373. 
469 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 388. 
470 Im Jahr 1933 wurden auch für die übrigen beiden österreichischen Großbanken Wiener Bankverein 
und Niederösterreichische Escompte-Gesellschaft Stützungsaktionen notwendig. Vollendet wurde 
die Bankenkonzentration 1934 durch den Zusammenschluss von Creditanstalt und Wiener Bank-
verein zur Creditanstalt-Bankverein (die Creditanstalt übernahm weiters das laufende Bankgeschäft 
der Niederösterreichischen Escompte-Gesellschaft). Dadurch wurde auch eine Strukturbereinigung 
im Bereich der industriellen Konzernbetriebe dieser Banken gefördert. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., 
Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 167.  
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Dass 1929 das Sozialprodukt das für 1913 errechnete überschritt, war nur den 
Ergebnissen der Landwirtschaft, des Dienstleistungssektors und der Elektrizitätswirt-
schaft zu danken.471 Industrie und Gewerbe blieben zurück.472 1930 wurde die öster-
reichische Wirtschaft voll von der Weltwirtschaftskrise erfasst. In diesem Jahr sank 
das Bruttonationalprodukt um 2,8 Prozent. Auch in den Folgejahren setzte sich der 
Schrumpfungsprozess fort: 1931 – 8 Prozent, 1932 – 10,3 Prozent, 1933 – 3,3 Pro-
zent; erst 1934 gab es einen bescheidenen Zuwachs von 0,8 Prozent. Bis 1933 sank 
die Industrieproduktion auf 60,9 Prozent des Vorkriegswertes (1937 war sie nur um 
3 Prozent höher als 1929). 
 
Auf Grund seiner im internationalen Vergleich außerordentlich hohen Exportintensität 
war Österreich von der Krise in besonderem Maß betroffen.473 Die Warenexporte 
gingen von 1929 bis 1933 um fast zwei Drittel von 2,2 Milliarden S auf 0,77 Mrd. S 
zurück. Die Budgetpolitik reagierte in den beiden ersten Jahren stabilisierend, indem 
ein (aus Mindereinnahmen und Mehrausgaben resultierendes) Defizit von 2,3 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes für 1930 und 3,1 Prozent für 1931 in Kauf genom-
men wurde, während der Haushalt 1929 noch ausgeglichen abgeschlossen hatte. 
 
Das Unheilvolle der „Großen Depression“ bestand im Zusammentreffen einer inter-
nationalen Agrar-, Industrie- und Kreditkrise.474 In Österreich kam zum Produktions- 
und Beschäftigungseinbruch eine schwere Verunsicherung des Bankensystems 
hinzu.475 Der Kollaps der Creditanstalt für Handel und Gewerbe 1931476 bewirkte die 
                                                 
471 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 382. 
472 Einigen wenigen expandierenden Industriebranchen (meist stark exportorientierte Betriebe, wie 
holzverarbeitende oder Papierindustrie) stand eine Vielzahl stagnierender oder schrumpfender 
Wirtschaftszweige gegenüber, wie beispielsweise die Eisen- und Metallindustrie mit einer Arbeits-
losenrate von 30 %. 1930 sank die Industrieproduktion um 9 %. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Öster-
reichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 166. 
473 Vgl. dazu und im Folgenden Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, 
S. 501. 
474 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 387-389. 
475 Der von New York ausgehende Börsenkrach brachte auch in Wien die Bankenbilanzen ins Wan-
ken, da die Abwertung der hohen Bestände an Aktien des In- und Auslandes und die Verluste bei 
den Debitoren nicht verkraftet werden konnten. Vgl. Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der 
Republik Österreich, S. 502. 
476 Die Creditanstalt sah sich im Mai 1931 gezwungen, für das Jahr 1930 einen Verlust von 140 Mio. S 
bekannt zu geben. Die darauf einsetzende Kapitalflucht hatte zur Folge, dass die Nationalbank bis 
Oktober 1931 fast ihre gesamte Währungsdeckung verlor, ehe das Instrument der Devisenbewirt-
schaftung eingeführt wurde. Eine direkte Folge der CA-Krise war die Schilling-Abwertung 1933/34 
um rund 22 %, die auf die anhaltenden Gold- und Devisenabflüsse zurückzuführen war. Vgl. Eigner 
u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 166. 
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Vertiefung der Krise, obgleich die Bank vom Bund zusammen mit der Nationalbank 
und dem Haus Rothschild aufgefangen wurde (durch eine Bundeshaftung für die 
Einlagen und ein Zahlungsmoratorium mit den ausländischen Gläubigern). Die 
dadurch ausgelöste internationale Vertrauenskrise führte zu gewaltiger Kapitalflucht. 
Nach der CA-Krise und der damit verbundenen Währungskrise musste Österreich 
zur Erfüllung anstehender Auslandsverpflichtungen Mitte 1932 im Lausanner Proto-
koll neuerlich eine Völkerbund-Anleihe aufnehmen (mit Kontrolle durch einen Völker-
bund-Kommissär).  
 
Das Budgetsanierungsgesetz des Jahres 1932 nahm mit seinem drastischen defla-
tionären Maßnahmenpaket eine Sonderstellung in der Zwischenkriegszeit ein.477 Die 
Ausgaben für 1932 wurden gegenüber dem Vorjahr um beinahe 20 Prozent gekürzt. 
Budgetsanierung, Exportrückgang und Deflationspolitik machten 1932 zum schwär-
zesten Krisenjahr. Von der weitgehenden Eliminierung des Budgetdefizits gingen 
zusätzliche kontraktive Wirkungen auf Produktion und Beschäftigung aus. So trat die 
stärkste Erhöhung der Arbeitslosigkeit 1932/33 ein; in diesen beiden Jahren nahm 
die Zahl der Arbeitslosen um über 220.000 zu (gegenüber einem Zuwachs um 
130.000 in den Jahren 1930/31).  
 
Die Wechselwirkung zwischen Wirtschaft und Politik ging schließlich weit über mone-
täre und budgetäre Fragen hinaus. So wurde die Forderung nach politischem Druck, 
um „wirtschaftspolitische Notwendigkeiten“ mit diktatorischen Mitteln durchzusetzen, 
immer wieder erhoben. „Die Parlamente aller in wirtschaftlicher Not darniederliegen-
den Staaten haben sich als ungeeignet erwiesen, Staat und Volk aus der Krise he-
rauszuführen“, erklärte Minister Kurt Schuschnigg am 17. Juni 1932 im Ministerrat.478  
 
Die Begründung für die Ausschaltung des Parlaments im Appell an das österreichi-
sche Volk vom 7. März 1933 war ganz wesentlich auf wirtschaftliche Argumente auf-
gebaut.479 Aus Sicht der Regierung stand diese vor der Entscheidung, ob sie es 
weiter verantworten könne, mit dem Parlament zu arbeiten, und ob der nächste 
Kabinettswechsel nicht gleichbedeutend mit der Ausschaltung des Parlaments sein 
                                                 
477 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 391 sowie Chaloupek, Die Me-
tropole als Hauptstadt der Republik Österreich, S. 502. 
478 Zitiert nach Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 395. 
479 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 395 f. 
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müsste. Bei einem solchen Notstand sei ein Regieren mit dem Parlament nicht 
möglich.480  
 
Zwischen 1934 und 1938 wurde versucht, das Konzept der Solidarität von Unter-
nehmern und Arbeitern (an Stelle klassenkämpferischer Polarisierung) in Gestalt der 
berufsständischen Konzeption zu verwirklichen.481 Chaloupek zufolge war seit der 
Errichtung des autoritären Regimes nach der Niederschlagung des Februaraufstan-
des 1934 auch die Wirtschaftspolitik dem Ziel der „Neuordnung“ von Wirtschaft und 
Gesellschaft auf Grundlage des Ständestaates untergeordnet; auch die gewerbe-
politischen Maßnahmen „entsprachen dem anti-liberalen Geist der ständestaatlichen 
Ordnung“.482 
 
Bei Darstellung der Situation und Struktur des Gewerbes in der Zwischenkriegszeit 
geht Stefan Eminger von durch ihn errechneten Daten auf Grundlage der gewerb-
lichen Betriebszählung 1930 aus.483 Er unterscheidet dabei zwischen Kleinstbetrie-
ben, Mittelbetrieben von zwei bis zehn Beschäftigten (wobei er zwischen solchen mit 
zwei bis fünf Beschäftigten und mit sechs bis zehn Beschäftigten differenziert) und 
Großbetrieben (11 bis 20 Beschäftigte). Zugleich verweist er darauf, dass der 
Gewerbebegriff der Zwischenkriegszeit über das Handwerk (wobei die Trennlinie 
zum fabriksmäßigen Betrieb bei 20 Beschäftigten gezogen wurde) hinausreichend 
auch Dienstleistungen sowie gewisse Arten von Verkehrsunternehmungen und 
Bereiche des Kleinhandels umfasste. Die Zahlen wiesen jedoch wegen Abgren-
zungsproblemen erhebliche Unschärfen auf. Dabei gaben die Handelskammern 
225.277 kammerwahlberechtigte Mitglieder in ganz Österreich an, der Hauptverband 
der Gewerbeverbände Österreichs als Dachorganisation der Pflichtgenossenschaften 
der Gewerbetreibenden gab für 1931 ca. 246.700 Genossenschaftsmitglieder an; 
                                                 
480 Bruckmüller zufolge stärkten die parlamentarischen Auseinandersetzungen um die Lausanner An-
leihe 1932 in Bundeskanzler Engelbert Dollfuß die Überzeugung, man müsse über den Parlamen-
tarismus hinwegkommen. Die Regierung hatte allerdings bereits während der CA-Krise (1931) das 
Kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz von 1917 verwendet, um Direktoren der Bank zur Haf-
tung heranzuziehen, was als eine Art Testfall für die ab März 1933 (durch die sogenannte „Selbst-
ausschaltung des Parlamentes“) installierte „autoritäre Regierung“ gelten kann. Vgl. Bruckmüller, 
Sozialgeschichte Österreichs, S. 374 und 414. 
481 Andererseits war bereits zwischen April 1933 und Februar 1934 ein Abbau der Sozialgesetzgebung 
erfolgt. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 174. 
482 Vgl. Chaloupek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, S. 502.  
483 Vgl. dazu und im Folgenden Stefan Eminger, Das Gewerbe in Österreich 1930-1938, Organisa-
tionsformen, Interessenpolitik und politische Mobilität, Innsbruck 2005, S. 15 f., 19 f. und 53. 
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Schätzungen der Gewerbeverbandsspitze kamen für 1935 auf etwa 253.000 
Gewerbetreibende.  
 
Tabelle 10: Betriebs- und Beschäftigtenzahlen im Gewerbe 1930484  
Betriebsgröße Betriebe Beschäftigte 
absolut in % absolut in % 
Kleinstbetriebe * 97.328 44,52  ** 97.328 16.93   
Mittelbetriebe 
(2-5 Personen) 
100.279 45,87  275.472 47,90  
Mittelbetriebe 
(6-10 Personen) 
12.993 5,94  96.186 16,73  
Großbetriebe *** 
(11-20 Personen) 
6.448 2,95  106.063 18,44  
Betriebe ohne 
eigenes Personal **** 
1.573 0,72   -    -   
Insgesamt 218.621 100  575.049 100 % 
 
*   Erfasst wurden Gewerbetreibende ohne familienfremde Beschäftigte (vgl. Eminger ebd. S. 19). 
**  Hier schienen nur die Betriebsinhaber auf; nicht erfasst wurden mithelfende Familienangehörige.  
***Inklusive jener Betriebe des Hotel-, Gast- und Schankgewerbes, in denen mehr als 20 Personen 
beschäftigt wurden.  
**** Eminger erklärt diesen Begriff nicht; aus dem Zusammenhang kann geschlossen werden, dass es 
sich um Betriebe handelte, in denen außer dem Inhaber keinerlei Personen beschäftigt waren.  
 
Nach den Berechnungen Emingers waren 1930 in ca. 218.600 Gewerbebetrieben 
etwa 366.500 Personen485 unselbständig beschäftigt.486 Wie die vorstehende Tabelle 
zeigt, bildeten Kleinstbetriebe zusammen mit Mittelbetrieben (zwei bis zehn beschäf-
tigte Personen) nahezu 97 Prozent aller Gewerbebetriebe Österreichs. Insgesamt 
war das österreichische Gewerbe der Zwischenkriegszeit kleinbetrieblich strukturiert. 
Bereits vor Einsetzen der Weltwirtschaftskrise arbeiteten 44 Prozent aller Gewerbe-
treibenden ohne familienfremde Hilfskräfte; sie befanden sich in der schlechtesten 
Position, dennoch war ihre Zahl krisenbedingt nach dem Ersten Weltkrieg stark ange-
wachsen. Nach verbandseigenen Angaben lag das Jahreseinkommen fast jedes 
zweiten Gewerbetreibenden Mitte der dreißiger Jahre unter dem offiziellen Existenz-
                                                 
484 Vgl. die Darstellung bei Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 20. 
485 Die Zahl ergab sich als Differenz zwischen der Anzahl der Beschäftigten und jener der Betriebe; es 
handelt sich nur um eine „grobe Richtzahl“. Vgl. Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 20 
und Anm. 60. 
486 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 20, 27, 46-49.  
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minimum von 1.400 S. Auf Grund des enormen Zuwachses im Alleingewerbe wäh-
rend der Zwischenkriegszeit war die Fluktuation in diesem Segment besonders hoch; 
es wechselten Phasen der Selbständigkeit mit solchen der Unselbständigkeit. Die 
relative Krisenresistenz des Alleingewerbes beruhte auf der weitgehenden Bereit-
schaft der Gewerbetreibenden zur Selbstausbeutung bzw. auf der Praxis der Aus-
beutung unbezahlter Familienangehöriger (vor allem auf dem Land bildete dies in 
Verbindung mit dem landwirtschaftlichen Nebenerwerb die Grundlage der Sub-
sistenzsicherung).  
 
Wie die Betriebszählung 1930 zeigt, stellte das mittlere Gewerbe (obgleich sich sein 
Anteil im Vergleich zur Vorkriegszeit verringert hatte) immer noch mehr als die Hälfte 
der Betriebe und fast zwei Drittel der Beschäftigten im Gewerbe.487 Es gerierte sich 
als Propagandist der „handwerklichen Qualitätsarbeit“ und profitierte in innergewerb-
lichen Macht- und Deutungskämpfen dem Großgewerbe wie auch den Alleinge-
werbetreibenden gegenüber vom damals bedeutenden Diskurs über die Unentbehr-
lichkeit eines „gesunden Mittelstandes“. So war es in der Lage, in den Gewerbe-
verbänden seine eigene Interessenlage zur Grundlage gewerblicher Interessenpolitik 
insgesamt zu machen.  
 
Hinsichtlich der Entwicklungstendenzen in der Zwischenkriegszeit geht Eminger von 
einer Zunahme um ca. 10.000 Gewerbetreibende in den dreißiger Jahren aus.488 Bei 
Gegenüberstellung mit den Angaben der Krankenkassen vom März 1938 ergab sich 
für diesen Zeitraum ein Fortwirken des Trends zur Verkleinerung der Gewerbebetrie-
be (ca. 366.500 unselbständig Erwerbstätigen im Jahr 1930 standen Ende März 
1938 nur noch 226.484 gegenüber). Die damit zum Ausdruck kommenden Pauperi-
sierungstendenzen spiegelten sich in der Leistungsbilanz des Gewerbes wieder (so 
betrug der Anteil des Gewerbes am Bruttonationalprodukt 1920 17,8 Prozent, 1925 
15,6, 1929 14,4, 1933 14,7, 1935 14,4 und 1937 13,2 Prozent). Während die Kon-
junkturentwicklung im Gewerbe zwischen 1923 und 1929 stagnierte, wurden in Han-
del und Industrie während dieser Zeit kräftige Zuwächse verzeichnet. Im Gegenzug 
                                                 
487 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 29 f., 47. 
488 Der Hauptverband der Gewerbeverbände hatte 246.743 Genossenschaftsmitglieder für 1931 aus-
gewiesen. Der Bund der österreichischen Gewerbetreibenden (als Nachfolgeorganisation in der 
Phase des Austrofaschismus) gab seine Mitglieder 1937 mit 286.528 an; davon können schätzungs-
weise 30.000 Doppel- und Mehrfachmitgliedschaften abgezogen werden. Vgl. dazu und im Folgen-
den Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 33-36, 48, 127.  
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waren die durch die Weltwirtschaftskrise verursachten Produktivitätseinbußen im 
Gewerbe deutlich geringer als in den erwähnten anderen Wirtschaftsgruppen. Der 
Tiefpunkt der Großen Depression war aber auch im Gewerbe 1933 erreicht. Die 
Wirtschaftskrise setzte somit im Gewerbe etwas später ein, verursachte dann aber in 
manchen Branchen (im Dienstleistungsgewerbe, der Tourismusbranche und im 
Exportgewerbe) überdurchschnittlich große Verdienstrückgänge. An der danach 
allmählich und in bescheidenem Ausmaß einsetzenden Konjunkturerholung hatte 
das Gewerbe keinen Anteil; bis zum „Anschluss“ stagnierte es auf dem niedrigen 
Niveau von 1933.489  
 
Bruckmüller weist darauf hin, dass in zahlreichen Branchen 1930 noch „vorindus-
trielle Sozialverhältnisse“ herrschten durch kleine Betriebe mit einer Relation von 
Selbständigen zu Lehrlingen und Arbeitern wie 1:1,5:2.490 Gewerbe mit großen 
Anteilen von Selbständigen waren etwa die Maler und Anstreicher (mit über 4.000 
von etwa 13.000 Beschäftigten), die Huf- und Wagenschmiede (mit etwa 5.000 von 
10.000), Wagner (mit 4.100 von 6.300), Sattler (fast 2.800 von 6.250), Herrenschnei-
der (fast 16.000 von etwa 32.000), Damenschneider (etwa 17.000 von fast 40.000), 
Schuhmacher (21.000 von 34.000).  
 
Hinsichtlich der gewerblichen Organisationen, die auf Entscheidungen der Politik und 
der Behörden Einfluss zu nehmen suchten, ist zwischen der Epoche bis 1933 und 
jener ab Errichtung des berufsständischen Systems zu differenzieren. Dabei war in 
der parlamentarischen Phase der Ersten Republik zwischen öffentlich-rechtlichen 
Interessenvertretungen mit Pflichtmitgliedschaft (Pflichtgenossenschaften sowie 
Handelskammern) und den auf dem Vereinsgesetz beruhenden „freien“ Vereinen 
ohne Beitrittszwang zu unterscheiden.491 Die Pflichtgenossenschaften (bei denen die 
Mitgliedschaft mit dem Gewerbeantritt gekoppelt war) waren territorial und fachlich 
gegliedert; die lokalen Genossenschaften waren zu Bezirksverbänden und weiter zu 
Landeshauptverbänden und seit 1921 zum „Hauptverband der Gewerbeverbände 
Österreichs“ (als Dachorganisation) zusammengeschlossen. Sie hatten u. a. die 
                                                 
489 Hanisch zufolge schrumpfte in der Ersten Republik das Volumen der Produktionsleistung im ver-
arbeitenden Gewerbe durchschnittlich mit 1,1 % pro Jahr wesentlich schneller als die Gesamtwirt-
schaft (-0,4 % pro Jahr). Die noch immer zahlreichen kleinen Gewerbetreibenden vegetierten dahin 
und waren von Proletarisierungsängsten geplagt. Vgl. Ernst Hanisch, Der lange Schatten des Staa-
tes. Österreichische Gesellschaftsgeschichte im 20. Jahrhundert, Wien 2005, S. 102. 
490 Vgl. dazu und im Folgenden Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 392.  
491 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 51-56, 75 f.  
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Prüfungskommissionen für die Gesellenprüfung zu bilden (wodurch sie Einfluss auf 
den Zugang zum Gewerbe hatten) und Meisterprüfungsordnungen zu beschließen, 
weiters hatten sie das Recht, Gutachten für die Handelskammern und Gewerbe-
behörden zu erstatten. Die Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie waren für 
jedes Bundesland eingerichtet.492 Erst 1937 wurde mit der Bundeshandelskammer 
eine Dachvereinigung geschaffen. Zu den Aufgaben der Handelskammern zählten 
das Begutachtungsrecht für Gesetzesentwürfe und bestimmte Verordnungen, weiters 
konnten sie Vorschläge und Anregungen bei den gesetzgebenden Körperschaften 
einbringen.  
 
Die sogenannten „freien Vereine“ (als der zweite Bereich der gewerblichen Organi-
sationen in der parlamentarischen Ära) waren nach Region und politischer Aus-
richtung gegliedert, in Wien auch nach parteipolitischen, nationalen und konfes-
sionellen Kriterien.493 Ihre Basis hatten diese Vereine vorwiegend im mittleren 
Gewerbe, auch Großgewerbetreibende waren Mitglieder. In Wien, Niederösterreich 
und dem Burgenland dominierte mit dem Deutschösterreichischen Gewerbebund das 
christlichsozial orientierte Gewerbe, auch in Oberösterreich war es relativ stark 
vertreten. Dieser Gewerbebund stand in der katholisch-antisemitischen Tradition 
Luegers und vollzog 1932 den formellen Anschluss an die Christlichsoziale Partei. Im 
bereits 1839 gegründeten Niederösterreichischen Gewerbeverein war neben mittle-
ren Gewerbetreibenden ein signifikant hoher Anteil von Vertretern des Großgewer-
bes organisiert, aber auch Industrielle sowie Exponenten von Großhandel und Ver-
kehr gehörten ihm an. Seine politische Bedeutung ging weit über die relativ geringe 
Mitgliederzahl (1926 etwa 5.300) hinaus. Daneben existierten zahlenmäßig 
schwache Handels- und Gewerbebünde (Hagebünde) in einzelnen Bundesländern. 
 
Der tatsächliche Einfluss, den die einzelnen gewerblichen Organisationen auf die 
Politik auszuüben vermochten, war jedoch sehr unterschiedlich. So war der Haupt-
verband der Gewerbeverbände Österreichs seit Mitte der 1920er Jahre einer der 
wichtigsten Akteure gewerblicher Interessenvertretung, da er von Regierung und 
Verwaltung vielfach zur Stellungnahme aufgefordert wurde und seine Vertreter in 
                                                 
492 Allerdings war Niederösterreich an Wien angegliedert, das Wiener Kammeramt besorgte auch die 
Geschäfte des seit 1923 bestehenden Burgenländischen Beirats für Handel, Gewerbe und Industrie. 
Gemeinsame Angelegenheiten der Landeshandelskammern wurden im jährlich einzuberufenden 
Kammertag beraten. Vgl. Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 55.  
493 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 56-67, 70-77. 
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diverse Beiräte, Kommissionen und Enqueten entsandte.494 Auch den Handelskam-
mern kam auf Grund des gesetzlich verankerten Begutachtungs- und Vorschlags-
rechtes große Bedeutung zu; der Zwang zum kammerinternen Interessenausgleich 
führte aber insbesondere bei der Wiener Kammer dazu, dass das überwiegend pro-
tektionistisch ausgerichtete mittlere Gewerbe seine Vorstellungen teils nur unzu-
reichend verwirklicht sah. Bedeutsam für die Vertretung großgewerblicher Belange 
war der Niederösterreichische Gewerbeverein. Er hatte, auch auf Grund personeller 
Verflechtungen auf Führungsebene, ausgezeichnete Beziehungen zur Wiener Han-
delskammer; auf Grund seines Ansehens wurde er von der Staatsverwaltung häufig 
zur Erstellung von Gutachten in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen heran-
gezogen. Die übrigen freien Vereine konnten ihren Einfluss hingegen nur durch 
Vermittlung der öffentlich-rechtlichen Organisationen geltend machen. Auf parlamen-
tarischer Ebene verfügte das Gewerbe gleichfalls über Vertreter seiner Interessen, 
sämtliche Parteien des bürgerlichen Lagers führten den Schutz des “Mittelstandes“ in 
ihren Programmen. Der Heimatblock495 hatte in sein Programm zur Nationalratswahl 
1930 praktisch alle protektionistischen Forderungen des mittleren Gewerbes, sogar 
die Gewerbesperre,496 aufgenommen. Auch der jeweilige Handelsminister, der in der 
Ersten Republik regelmäßig aus dem Kreis der Vertrauensleute des Gewerbes er-
wählt wurde, war bedeutsam für die Vermittlung der gewerblichen Interessen.  
 
Dennoch kam es ab Herbst 1931 zu Protestaktionen im Gewerbe.497 Ursache war 
neben der ökonomischen Krise, die die meisten Branchen zusätzlich zum langfris-
tigen Strukturanpassungsprozess erfasst hatte, dass sich das Gewerbe politisch 
zunehmend marginalisiert fühlte, insbesondere im Verhältnis zu Teilen der Landwirt-
                                                 
494 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 79-81, 90.  
495 Es handelte sich um den politischen Arm der Heimwehren. Der Heimatblock trat bei den National-
ratswahlen 1930 als eigene Wahlliste an. Als es 1932 infolge des Konkurses der Creditanstalt für 
Handel und Gewerbe zu einer Regierungskrise kam und die Regierung Buresch zurücktreten muss-
te, wollten die Christlichsozialen Neuwahlen vermeiden, da im selben Jahr bei Landtagswahlen die 
NSDAP große Gewinne erzielt hatte; deshalb bildeten sie mit Heimatblock und Landbund eine Koa-
lition, die der Regierung Dollfuß zu einer Mehrheit von nur einem Mandat verhalf. Vgl. http://de.wiki-
pedia.org/wiki/Heimatblock (Einsicht 7.7.2009). 
496 Durch die später erlassenen Sperrverordnungen BGBl. 148/1933 und 467/1933 wurde zwecks 
Drosselung des gewerblichen Nachwuchses der Gewerbeantritt auf Ausnahmefälle beschränkt, 
indem vor Inbetriebnahme eines neuen Unternehmens eine ausdrückliche Gestattung der Behörde 
(Ausnahme von der Gewerbesperre) zu erwirken war. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommen-
tar zur Gewerbeordnung, S. 2 f. 
497 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 93-98. 
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schaft, was zu massiver Kritik am „agrarischen Kurs“ der Regierung führte498. Unmit-
telbare Anlässe für die Gewerbeproteste (die sich auch in Demonstrationen und Auf-
märschen äußerten) bildeten die Art der CA-Sanierung, eine neuerliche Erhöhung 
der Warenumsatzsteuer sowie die Verdrängung von Gewerbevertretern aus politi-
schen Entscheidungsgremien. Diese Verärgerung bekamen die politischen Vertreter 
des Gewerbes auch im April 1932 bei den Landtagswahlen in Wien, Niederösterreich 
und Salzburg zu spüren. Eminger zufolge kann davon ausgegangen werden, dass in 
den drei Bundesländern zahlreiche Gewerbetreibende der Großdeutschen Volks-
partei und dem (nur noch in Salzburg kandidierenden) Heimatblock den Rücken 
kehrten; die Christlichsoziale Partei dürfte vor allem in Wien und Salzburg einen Teil 
ihrer gewerblichen Klientel verloren haben. Ein hoher Prozentsatz davon dürfte für 
die NSDAP votiert haben (diese konnte im Vergleich zu den Nationalratswahlen 1930 
ihren Wähleranteil in allen drei Bundesländern verfünffachen).499  
 
Die christlichsozial dominierte Regierung reagierte auf die erwähnten Absetzbewe-
gungen, indem sie nach Ausschaltung des Parlaments500 eine Reihe gewerbe-
protektionistischer Notverordnungen erließ.501 Diese Politik des Gewerbeschutzes 
trug den Charakter einer reflexartigen machtpolitischen Schadensbegrenzung. Als 
der Regierung am Tiefpunkt der Großen Depression weitere Teile ihrer sozialen 
Basis verlustig zu gehen drohten, reagierte sie mit wirtschaftspolitischen Benefizien, 
die mehr auf Signalwirkung als ökonomischen Nutzen abgestellt waren. Eminger hält 
zu dieser Strategie fest: 
 
„Macht etwas für das Gewerbe“, beschwor etwa der Wiener Handelskammerpräsident 
Ernst Streeruwitz seine Parteifreunde im christlichsozialen Klub, „sonst geht es uns 
ganz aus der Hand“. Auch um von den unter Beschuss geratenen christlichsozialen 
Gewerbespitzenvertretern den Druck ein wenig zu nehmen, gab das Handelsministe-
rium dem Drängen insbesondere des „Kleinhandels“ nach und machte die Gewerbe-
sperre zum Thema einer Rundfrage unter den Interessenvertretungen. Im Ministerium 
                                                 
498 Die Regierung forcierte, nicht ohne Erfolg, die landwirtschaftliche Eigenversorgung. Vgl. Chalou-
pek, Die Metropole als Hauptstadt der Republik Österreich, S. 502. 
499 Auch Bruckmüller weist darauf hin, dass die Protestbewegungen zum Teil von den Nationalsozialis-
ten genützt werden konnten, teils von einer kurzlebigen „Ständepartei“. Es dürfte aber der Regie-
rung gelungen sein, durch Maßnahmen wie Gewerbesperre und Einschränkung der Konkurrenz von 
Konsumgenossenschaften die Protestbewegung des Gewerbes weitgehend abzufangen. Vgl. 
Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 400. 
500 Am 4. März 1933 löste eine Abstimmungskonfusion die Ausschaltung des Parlaments durch die 
Regierung aus, ein Schritt, der zur Durchsetzung radikaler Sanierungsmaßnahmen schon lange 
diskutiert worden war. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 395. 
501 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 117 f., S. 189.  
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gab man sich über die mangelnde Durchsetzbarkeit dieser Maßnahme keinen Illusionen 
hin, die Parlamentsausschaltung eröffnete hier aber plötzlich neue Perspektiven.502  
 
In machtpolitischer Hinsicht waren diese mittelstandspolitischen Maßnahmen wirk-
sam.503 Denn insbesondere Teile des mittleren Gewerbes hatten sich mehr und mehr 
den Nationalsozialisten zugewandt. Den Interessen dieses Gewerbes kamen nun die 
Gewerbeschutzverordnungen entgegen. Eine echte Hilfe für das krisengeschüttelte 
Gewerbe bedeuteten sie aber nicht. Das erkannte man auch in Regierungskreisen. 
So begründete etwa Handelsminister Guido Jakoncig Mitte März 1933 sein Eintreten 
für eine rasche Verabschiedung der Gewerbenovelle folgendermaßen: „Ich möchte 
die Gewerbenovelle, die zwar nicht viel helfen wird, aber das ganze Gewerbe schaut 
wie hypnotisiert auf die Novelle.“504 Ähnlich argumentierte sein Amtsvorgänger 
Eduard Heinl, als er im April im christlichsozialen Klub Bilanz zog über den ersten 
Monat autoritärer Wirtschaftspolitik: „Wir müssen auf wirtschaftlichem Gebiet vor 
allem optisch zu arbeiten trachten. Gewerbeordnung, Sperrverordnung, glänzend 
gewirkt.“505  
 
So ergingen bereits am 12. März 1933 (kundgemacht am 14. März 1933) im Wege 
von Notverordnungen, die sich auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz 
RGBl. 307/1917 als Basis beriefen, eine „Gewerbenovelle 1933“ (BGBl. 52/1933), 
eine Sperrverordnung (BGBl. 53/1933) und eine Verordnung über das Verbot von 
Einheitspreisgeschäften (BGBl. 54/1933)506. Mit der auf ein Jahr befristeten Sperr-
verordnung der Bundesregierung507 wurde der Bundesminister für Handel und 
Verkehr ermächtigt, durch Verordnung den Antritt von Gewerben, die Erweiterung 
bestehender Gewerbeberechtigungen und die Errichtung von Zweigniederlassungen 
(bzw. weiteren Betriebsstätten) für einzelne Gewerbe oder Gewerbegruppen und für 
das ganze Bundesgebiet oder Teile desselben zu „sperren“. Ausgenommen von 
dieser Sperre waren insbesondere fabriksmäßige Betriebe und der Großhandel. Das 
                                                 
502 Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 189. 
503 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 189.  
504 Zitiert nach Eminger ebd.  
505 Zitiert nach Eminger ebd.  
506 Mit dieser Verordnung wurde das Feilhalten und der Verkauf von Waren in der Betriebsform eines 
Einheitspreisgeschäftes verboten. Darunter wurden „Betriebsstätten verstanden, in denen Waren 
mehrerer handelsüblich nicht zusammengehöriger Warenarten ausschließlich oder überwiegend in 
einer oder mehreren feststehenden Preisstufen zum Verkauf angeboten werden“. Die Verordnung 
war mit 1. 1. 1936 befristet. 
507 Eminger zufolge waren damit „die letzten Reste der Gewerbefreiheit in Österreich beseitigt“. Vgl. 
Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 117 f. 
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Bundesministerium konnte „aus dringenden öffentlichen Rücksichten im einzelnen 
Falle eine Ausnahme von der Sperre bewilligen“ (nach Anhörung der zuständigen 
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie). Die erwähnte Gewerbenovelle 1933 
der Bundesregierung wurde – offenkundig auf Grund der versehentlich unterbliebe-
nen Bezugnahme auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz als Promul-
gationsklausel – sodann mit BGBl. 104/1933 (nunmehr mit entsprechender Klausel) 
als „Gewerbeordnungsnovelle 1933“ abermals kundgemacht, und zwar mit rückwir-
kender Kraft ab 15. März 1933.  
 
Diese GewO-Nov. 1933 legte durch Ergänzung des Art. IV im Kundmachungspatent 
zur GewO fest, dass die Betriebe von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
unter die Vorschriften der GewO fielen; ausgenommen blieben dabei jedoch die 
Verarbeitungs-, Verkaufs- und Einkaufstätigkeiten land- und forstwirtschaftlicher 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (bei Beschränkung auf die Mitglieder). 
Eminger zufolge wurden damit die Konsumvereine der Gewerbeordnung unterstellt, 
wodurch sie ihrer steuerlichen Begünstigungen verlustig gingen.508 Weiters wurden 
die Bestimmungen der GewO u. a. hinsichtlich der durch die GewO-Nov. 1907 an 
einen Befähigungsnachweis gebundenen Handelsgewerbe (Gemischtwarenhandel, 
Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhandel) geändert durch Einführung eines 
Begutachtungsrechtes der Gewerbegenossenschaft bezüglich des Befähigungs-
nachweises sowie durch Erweiterung der diesbezüglichen Dispensmöglichkeiten 
(§ 13a GewO). Im Falle der Ausübung eines an den Befähigungsnachweis gebun-
denen Gewerbes durch eine Offene Handelsgesellschaft oder Kommanditgesell-
schaft musste der Befähigungsnachweis nunmehr durch einen geschäftsführungs- 
und vertretungsbefugten Gesellschafter erbracht werden; dafür wurde jetzt auch der 
Fall der Kollektivvertretung geregelt (§ 14e samt Verweisungsnormen). Im gesetz-
lichen Katalog der konzessionierten Gewerbe (§ 15 i. F. GewO-Nov. 1907) kam es zu 
einer Erweiterung des Wortlautes bei der Darstellung von Vaccinen, Seren und Bak-
terienpräparaten (Pkt. 14a), weiters wurde die Erzeugung von Kunstweinen (Pkt. 16) 
gestrichen, Inkassobüros wurden neu in die gesetzliche Liste aufgenommen (als 
Pkt. 24). Neu wurde festgelegt, dass fabriksmäßige Betriebe zur Übernahme von 
Reparaturen an Schuhen und Kleidern nicht berechtigt waren (§ 38 GewO; es han-
delte sich offenkundig um eine Regelung zugunsten der Kleinbetriebe). Weiters 
                                                 
508 Vgl. Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 117.  
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musste nunmehr in jeder Zweigniederlassung eines an einen Befähigungsnachweis 
gebundenen Gewerbes, wenn sich die Zweigniederlassung außerhalb der Gemeinde 
des Hauptbetriebes befand und in ihr gewerbliche Arbeiten (bzw. der an den Befähi-
gungsnachweis gebundene Detailverkauf) verrichtet wurden, hauptberuflich eine 
Person mit Befähigungsnachweis angestellt werden (§ 40 i. F. GewO-Nov. 1933).509  
 
Nach den Grundsätzen der oben erwähnten Sperrverordnung der Bundesregierung 
erließ der Bundesminister für Handel und Verkehr zunächst am 27. März 1933 eine 
Verordnung über die Sperre des Antrittes von Gewerben „vorläufig für die Zeit bis 
zum 30. April 1933“ (BGBl. 84/1933). Dieser Verordnung zufolge war der Antritt von 
Gewerben bzw. die Erweiterung von Berechtigungen sowie die Errichtung von Zweig-
niederlassungen für das ganze Bundesgebiet und für alle Gewerbetätigkeiten ver-
boten. Ausgenommen waren fabriksmäßige Betriebe, der Großhandel, der Übergang 
eines Unternehmens an Erben oder Vermächtnisnehmer oder durch Rechtsgeschäf-
te unter Lebenden, sofern dadurch keine Vermehrung der Gewerbeberechtigungen 
eintrat, weiters in Verbindung mit einer Tabaktrafik betriebene Kleinhandelsgewerbe. 
Der Bundesminister konnte von dieser Sperre „aus Gründen öffentlicher Rücksich-
ten“ im einzelnen Fall Ausnahmen bewilligen. Bereits mit Verordnung vom 25. April 
1933 wurde diese Gewerbesperre bis 31. Oktober 1933 verlängert (BGBl. 148/1933). 
Die Sperre galt nun auch für die Umstellung oder Ausdehnung eines Gewerbebetrie-
bes auf den (durch die Gewerbeberechtigung an sich gedeckten) Kleinverkauf, 
sofern dieser in den vorangegangenen sechs Monaten nicht ausgeübt worden war; 
der Großhandel war nicht mehr ausgenommen, wohl aber die Gewerbeverlegung an 
einen anderen Standort innerhalb der Gemeinde. Weiters konnte nunmehr das Bun-
desministerium (auf Antrag einer Genossenschaft) allgemein die zuständige Gewer-
bebehörde zu Ausnahmen von der Sperre ermächtigen, wenn „keine triftigen Gründe 
entgegenstehen“. Mit Verordnung vom 9. Oktober 1933 wurde die Sperre sodann bis 
30. April 1934 verlängert (BGBl. 467/1933). Dabei wurden die Ausnahmen von der 
Sperre um den Ankauf eines Unternehmens aus einer Konkursmasse erweitert; die 
übrigen Ausnahmen wurden jedoch (abgesehen vom fabriksmäßigen Betrieb und 
dem Tabaknebengewerbe) eingeschränkt. Schließlich ersetzte die „Gewerbesperre-
                                                 
509 Überdies konnte künftig jede Gewerbeberechtigung von der Anmeldungsbehörde (bzw. von der zur 
Konzessionsverleihung zuständigen Behörde) „zurückgenommen“ werden, wenn der Gewerbebe-
trieb während der letzten zwei Jahre nicht ausgeübt wurde und der Gewerbeinhaber außerdem mit 
der Entrichtung der Genossenschaftsumlage mehr als zwei Kalenderjahre im Rückstand war (§ 57 
i. F. GewO-Nov. 1933).  
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verlängerungsverordnung“ vom 25. April 1934 die bisherige Befristung der Sperre 
durch die unbestimmte Klausel „bis auf weiteres“ (BGBl. 237/1934).510  
 
Die Sperrverordnungen wurden durch das Gesetz vom 19. Oktober 1934 „über 
außerordentliche, gewerberechtliche Maßnahmen an Stelle der Gewerbesperre“ 
(BGBl. 323/1934) abgelöst. Dieses auf die ständestaatliche Verfassung 1934 
gestützte, durch die Bundesregierung beschlossene und am 1. Dezember 1934 in 
Kraft getretene Gesetz511 wird allgemein als „Untersagungsgesetz“ bezeichnet, weil 
nach diesem in Umkehrung des Prinzips der Gewerbesperre (wonach es notwendig 
war, vor Inbetriebnahme eines Unternehmens eine ausdrückliche Ausnahme von der 
Gewerbesperre zu erlangen) nunmehr ein ausdrückliches Verbot durch die Behörde 
zu vermeiden war.512 Dieses Untersagungsrecht der Behörde war jedoch in zweierlei 
Hinsicht eingeschränkt: Einerseits war eine Reihe von Gewerben durch dieses 
Gesetz überhaupt nicht betroffen, andererseits waren die davon erfassten Gewerbe 
nach (durch die Behörde) ungenütztem Ablauf der vierwöchigen Untersagungsfrist 
des § 4 ebenso wie nicht betroffene Gewerbe zu behandeln. Kern dieses Gesetzes 
war, dass der Antritt aller konzessionierten, handwerksmäßigen und (mit der zugleich 
ergangenen GewO-Nov. 1934 neu geschaffenen) „gebundenen“ Gewerbe sowie 
einiger namentlich angeführter freier Gewerbe untersagt werden konnte, wenn durch 
die Eröffnung des Betriebes (bzw. Errichtung einer Zweigniederlassung oder weite-
ren Betriebsstätte sowie eine Betriebsverlegung) „die Wettbewerbsverhältnisse nach 
Überzeugung der Gewerbebehörde im allgemeinen oder im näheren Umkreis des in 
Aussicht genommenen Standortes in wirtschaftlich ungesunder Weise beeinflußt 
würden“ (§ 3).513  
 
Der Prüfung der Wettbewerbsverhältnisse unterlagen gemäß § 1 des Untersagungs-
gesetzes neben den gebundenen, handwerksmäßigen und konzessionierten Gewer-
ben als (damals) freie Gewerbe die nebengewerbliche Schwarzbroterzeugung durch 
                                                 
510 Eminger weist darauf hin, dass mit der immer nur befristeten Verlängerung der Gewerbesperre 
sowie mit der Ankündigung einer neuen Gewerbeordnungsnovelle „die soziale Basis weiter in Atem 
gehalten und an das Regime gebunden“ wurde. Vgl. Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, 
S. 190. 
511 Dieses galt gemäß § 1 zunächst bis 31. 12. 1935; durch BGBl. 545/1935 wurde seine Geltung bis 
30. 6. 1936 verlängert. 
512 Vgl. dazu und im Folgenden Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 2 f. 
513 Laszky u. Nathansky (ebd., S. 2) halten fest, dass durch „diese grundsätzliche Einführung der Lo-
kalbedarfsprüfung den andauernd krisenhaften Verhältnissen Rechnung getragen“ wurde. Zugleich 
betonen sie, dass durch dieses Gesetz „die Gewerbesperre bedeutend gelockert“ wurde.  
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Müller, das Masseur- und das Schönheitspflegegewerbe, die Bettfedernreinigung, die 
Erzeugung von Rohgemüsekonserven, weiters Gummireparaturanstalten, Adressen-
büros und die Kreditvermittlung. Die Vorschriften dieses Gesetzes galten (wie jene 
nach den vorangegangenen Sperrverordnungen) jedoch nicht für fabriksmäßige Be-
triebe, für den Unternehmensübergang an Erben oder Legatare oder durch Rechts-
geschäfte unter Lebenden, wenn dadurch keine Betriebsvermehrung eintrat, weiters 
für die Verlegung von Tabaknebenbetrieben und beim Ankauf eines Unternehmens 
aus einer Konkurs- oder Zwangsversteigerungsmasse (§ 6). Der Betrieb der vom 
Gesetz erfassten Gewerbe konnte gemäß § 4 des Untersagungsgesetzes aufge-
nommen werden, wenn die erforderliche Gewerbeanmeldung (bzw. Anzeige der 
Gewerbeverlegung usw.) rechtskräftig zur Kenntnis genommen wurde oder seit der 
Anmeldung (Anzeige)514 vier Wochen verstrichen waren, ohne dass dem Gewerbe-
treibenden eine Entscheidung der Gewerbebehörde zugestellt wurde (nach Ablauf 
dieser Frist durfte somit kein Verbot auf Grund der Wettbewerbsklausel mehr erlas-
sen werden).515 Im Wesentlichen gleichartige Regelungen enthielt als Nachfolge-
bestimmung zum Untersagungsgesetz das „Bundesgesetz über außerordentliche 
gewerberechtliche Maßnahmen“, BGBl. 30/1937;516 dessen Vorschriften erstreckten 
sich jedoch (zusätzlich zu den gebundenen, handwerksmäßigen und konzessionier-
ten Gewerben) auf alle freien Gewerbe. 
 
Das autoritäre Regime begnügte sich aber nicht mit der (zunächst nur befristet kon-
zipierten) sehr weitgehenden Bedarfsprüfung auf Grund des Untersagungsgesetzes. 
Vielmehr wurde mit der zugleich am 19. Oktober 1934 erlassenen GewO-Nov. 1934 
(BGBl. 322/1934) eine neue Gewerbekategorie mit Befähigungsnachweis als soge-
nannte „gebundene Gewerbe“ geschaffen sowie für die handwerksmäßigen Gewerbe 
die Meisterprüfung als obligatorischer Befähigungsnachweis festgelegt. Als gebun-
dene Gewerbe wurden im (eingeschobenen) § 1a i. F. GewO-Nov. 1934 jene 
Gewerbe definiert, deren Antritt einen „Befähigungs(Verwendungs)nachweis“ voraus-
setzte, ohne dass sie begrifflich unter die handwerksmäßigen eingereiht werden 
konnten. Die Erläuterungen der Bundesregierung zur GewO-Nov. 1934 führten als 
Begründung für die Schaffung dieser neuen Gewerbekategorie an: 
                                                 
514 Jeder Anmeldung (Anzeige) und jedem Konzessionsansuchen war ein Gutachten der Genossen-
schaft darüber anzuschließen, ob dem Vorhaben wirtschaftliche Bedenken entgegenstehen. 
515 Diese Frist für ein behördliches Verbot wurde mit BGBl. 545/1935 auf sechs Wochen verlängert.  




„Die Neueinteilung ist auf die Erwägung zurückzuführen, daß eine große Zahl von Ge-
werben die Einreihung unter die handwerksmäßigen oder die konzessionierten begehrt 
hat, obwohl der Begriff der Handwerksmäßigkeit für sie nicht zutrifft oder die öffentlichen 
Rücksichten, die für die Bindung an die Konzessionspflicht maßgebend sein sollen, 
nicht oder zumindest nicht in genügendem Maße gegeben sind. Andererseits handelt es 
sich aber hier um Gewerbezweige, hinsichtlich derer doch eine gewisse Erschwerung 
des Antrittes empfehlenswert sein dürfte. Diese Erschwerung soll darin bestehen, daß 
ein Verwendungsnachweis verlangt wird.“517  
 
Auf Grund der GewO-Nov. 1934 bestand somit folgende Systematik der Gewerbe:518  
A) Anmeldungsgewerbe (dies waren jene, die – bei Erfüllung der allgemeinen 
Voraussetzungen – auf Grund einer Gewerbeanmeldung ausgeübt werden durf-
ten); sie gliederten sich in 
1) handwerksmäßige Gewerbe, bei denen als Befähigungsnachweis die Meister-
prüfung vorgesehen war; 
2) gebundene Gewerbe mit einem Befähigungsnachweis anderer Art; 
3) freie Gewerbe, bei denen kein Befähigungsnachweis vorgeschrieben war. 
B) Konzessionierte Gewerbe (dies waren jene, die nur auf Grund behördlicher 
Bewilligung ausgeübt werden durften); sie unterschieden sich in 
1) Gewerbe, für deren Ausübung eine (im Normalfall durch Verordnung geregelte) 
fachliche Befähigung erforderlich war (§ 23 Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934); 
2) Gewerbe, für deren Ausübung kein Befähigungsnachweis gefordert wurde.519  
 
Mit Rücksicht auf die neue Kategorie der gebundenen Gewerbe regelte die GewO-
Nov. 1934 auch deren Verhältnis zu anderen Gewerbetätigkeiten. So wurde (in 
Erweiterung bisheriger Bestimmungen) festgelegt, dass fabriksmäßig betriebene 
Unternehmungen520 von der Einreihung unter die handwerksmäßigen und gebun-
                                                 
517 Zitiert nach Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 128.  
518 Diese Systematik blieb auch in der Neukodifikation mit der GewO 1973 erhalten; sie wurde hier nur 
deutlicher herausgestellt.  
519 Darüber hinaus unterschied die GewO – überschneidend mit dem Kriterium des Befähigungsnach-
weises – weiterhin zwischen konzessionierten Gewerben, bei denen anlässlich der Konzessionsver-
leihung auf die Lokalverhältnisse (den Bedarf) Bedacht zu nehmen war (§ 23 Abs. 5), und solchen 
ohne Lokalbedarfsprüfung. 
520 Der Begriff der Fabriksmäßigkeit war weiterhin nicht gesetzlich umschrieben; es dienten deshalb 
wie bisher die im Handelsministerialerlass vom 18. Juli 1883 angeführten Merkmale als Richtschnur 
(vgl. Abschnitt 4.2). Die wesentlichste Rechtswirkung der Fabriksmäßigkeit bestand darin, dass der 
Unternehmer keinen Befähigungsnachweis zu erbringen hatte, auch wenn Betriebsgegenstand ein 
gebundenes oder handwerksmäßiges Gewerbe war. Bei den fabriksmäßig betriebenen konzessio-
nierten Gewerben bestand für den Unternehmer hingegen keine Befreiung vom Befähigungsnach-
weis. Eine Begünstigung existierte hier bei Offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesell-
schaften aber insoweit, als der Befähigungsnachweis nicht durch einen qualifizierten Gesellschafter 
(im Sinne des § 14d) erbracht werden musste, vielmehr der Nachweis der Befähigung durch einen 
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denen, weiters Handelsgewerbe521 von der Einreihung unter die handwerksmäßigen 
Gewerbe ausgenommen waren (§ 1c Abs. 1). Alle Gewerbe, die nicht als gebun-
dene, handwerksmäßige oder konzessionierte erklärt wurden, waren freie Gewerbe 
(§ 1c Abs. 4). Weiters bestimmte die GewO-Nov. 1934, dass durch die Einreihung 
eines Gewerbes unter die gebundenen Gewerbe der Berechtigungsumfang anderer 
Gewerbe nicht berührt wurde (§ 1a Abs. 2). Die Erläuterungen der Bundesregierung 
zur GewO-Nov. 1934 führten hiezu Folgendes aus: 
 
„Eine Reihe von Beschäftigungen, die in Hinkunft den Gegenstand gebundener Gewer-
be bilden werden, dürfen jetzt auch im Rahmen anderer Gewerbe ausgeübt werden. 
Sofern es sich hier um anerkannte Rechte anderer Gewerbe handelt, werden diese 
Rechte durch die Erklärung der Beschäftigung zum gebundenen Gewerbe nicht berührt, 
sondern die Bindung hat nur die Bedeutung, daß die Beschäftigung nicht für sich allein 
als freies Gewerbe angemeldet werden kann. Als Beispiel diene das Hühneraugen-
schneiden, das bisher sowohl als eigenes Gewerbe als auch von Friseuren betrieben 
wurde, oder das Schwarzdecken, mit dem sich auch die Ziegel- und Schieferdecker 
befassen.“522  
 
Zu gebundenen Gewerben erklärte § 1a Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 folgende 
Gewerbe: 
 
a) Handel mit Eisen- und Metallwaren, Textilwaren, Kolonial- und Spezereiwaren, 
Material- und Farbwaren, gebrannten geistigen Getränken (auch Likören) in ver-
schlossenen Gefäßen und Flaschenbier, soweit er nicht an eine Konzession gebun-
den ist und mit Ausnahme des Verkaufes von Betriebsstoffen an Kraftfahrer im 
Betrieb von Zapfstellen;523  
b)  1. Wäschewarenerzeugung; 
2. Krawattenerzeugung; 
3. Strick- und Wirkwarenerzeugung; 
4. Weber und Teppichknüpfer; 
5. Sticker (mit Ausnahme der Gold-, Silber- und Perlensticker);524  
                                                                                                                                                        
angestellten Geschäftsführer genügte (§ 23a Abs. 4). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar 
zur Gewerbeordnung, S. 208 f.  
521 Die Handelsgewerbe wurden durch die GewO-Nov. 1934 überwiegend unter die gebundenen 
Gewerbe eingereiht. Als freies Gewerbe konnten nur „das Feilbieten von Erzeugnissen der Land- 
und Forstwirtschaft im Umherziehen“ (§ 60) und der „Kleinverkauf von gebratenen Früchten“ (§ 1a 
Abs. 1 lit. b Pkt. 36) ausgeübt werden. Daneben bestanden die durch § 15 GewO bzw. durch beson-
dere Verordnungen konzessionierten Handelsgewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommen-
tar zur Gewerbeordnung, S. 206. 
Unter den Handelsgewerben wurden nur solche Gewerbe verstanden, die ausschließlich im Handel 
(Kauf und Verkauf von Waren) bestanden. Der Erzeuger durfte neben seiner Erzeugungs- und 
Reparaturtätigkeit ebenfalls handeln, da er sonst seine Erzeugnisse nicht verwerten könnte; dieser 
aus dem Wesen des Erzeugungsgewerbes abgeleitete Handel wurde nicht unter Handel im engeren 
Sinn verstanden (so lag also kein Handelsgewerbe vor, wenn z. B. eine weitere Betriebstätte eines 
Zuckerbäckers sich nur mit dem Verkauf der in der Hauptniederlassung erzeugten Waren befasste). 
Vgl. Laszky u. Nathansky, ebd. S. 206 f. 
522 Zitiert nach Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 152.  
523 Der Betrieb von „Zapfstellen“ (Tankstellen) war nur an den sogenannten „kleinen Befähigungsnach-
weis“ gebunden und deshalb unter lit. b Pkt. 36 eingeordnet. 




7. Wäscher und Wäschebügler; 
8. Wäscheverleiher; 
9. Erzeugung von Lederkonservierungsmitteln, Schuhcreme, Fußbodenpflegemit-
teln, technischen Schmiermitteln und Metallputzmitteln; 
10. Zimmerputzen mit Ausnahme des Reinigens von Tapeten; 
11. Reinigen und Aufbewahren von Teppichen; 
12. Schädlingsbekämpfung im Pflanzenbau unter Ausschluss der Verwendung hoch-
giftiger Gase (§ 15 Punkt 21a und Artikel III des Gesetzes BGBl. Nr. 360/1928);525  
13. Erzeugung von Zement- und Betonwaren;  
14. Mahlmüller; Vermahlen von Zucker (Zuckermühlen);  
15. Friedhof- und andere Gärtner, soweit deren Tätigkeit nicht als zur Landwirtschaft 
zu zählender Gartenbau anzusehen ist;526  
16. Naturblumenbinder und -händler; 
17. Hühneraugenschneider und Fußpfleger;527  
18. Präparatoren;528  
19. Erzeugung von Trinkbranntwein (Edelbranntwein, Rum, Likör usw.) und von Essig; 
20. Erzeugung von Fleisch-, Fisch- und Obstkonserven und Gemüsedauerkonserven 
(mit Ausnahme der handwerksmäßigen Gewerben vorbehaltenen Tätigkeiten) 
sowie von Senf;529  
21. Erzeugung von Kaffeesurrogaten; 
22. Molkereien und Käsereien;530  
23. Schriftgießer (Druckletternerzeuger);531  
24. Kautschukstampiglienerzeuger; 
25. Galvaniseure, deren Tätigkeit jedoch nur mit der Einschränkung den Gegenstand 
eines eigenen Gewerbes bilden kann, dass sich der Galvaniseur zur Vorberei-
tungsarbeit des Schleifens eines hiezu berechtigten Gewerbetreibenden zu bedie-
nen hat;532  
26. Asphaltierer, Isolierer und Schwarzdecker;533  
                                                 
525 Die Schädlingsbekämpfung mit Zyangasen und mit anderen hochgiftigen Gasen, die gemäß Art. III 
des Gesetzes BGBl. 360/1928 im Verordnungsweg zu bezeichnen waren, war an eine Konzession 
gebunden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 133. 
526 Unter die Vorschriften der GewO fiel auch jene selbständige Gärtnertätigkeit, die sich auf das An-
legen und die Pflege fremder Gärten, demnach auf eine Dienstleistung beschränkte. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 134. 
527 Das Hühneraugenschneiden und Fußpflegen, als Nebengewerbe ausgeübt, stand auch dem Fri-
seurgewerbe zu. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 134. 
528 Das Gewerbe der Präparatoren befasste sich mit dem Präparieren von Tieren für Museal- oder 
Zierzwecke (Ausstopfen von Tieren, Montieren von Geweihen auf Holzschilder u. dgl.). Vgl. Laszky 
u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 134. 
529 Die Erzeugung von Marmeladen fiel in den Gewerberechtsumfang des handwerksmäßigen Zucker-
bäckergewerbes. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 135.  
530 Soweit es sich um landwirtschaftliche Betriebe handelte, die sich auf die Gewinnung und Verar-
beitung der eigenen landwirtschaftlichen Produkte beschränkten, fanden die Bestimmungen der 
GewO keine Anwendung (Art. V lit. a KMP). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 135. 
531 Die Herstellung von zur Vervielfältigung erforderlichen Druckformen und -platten war ein konzes-
sioniertes Gewerbe gemäß § 15 Abs. 1 Pkt. 1 GewO. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar 
zur Gewerbeordnung, S. 135. 
532 Unter Galvanisieren wurde die Abscheidung von Metallen aus wässrigen Lösungen durch elek-
trischen Strom entweder zur Herstellung metallener Gegenstände nach Formen oder zum Über-
ziehen von Gegenständen mit Metallschicht (Vermessingung, Versilberung usw.) verstanden. Die 
Berechtigung zu den mit dem Galvanisieren zwangsläufig verbundenen Vorarbeiten des Schleifens 
des zu bearbeitenden Metalls wurde jedoch dem handwerksmäßigen Metallschleifergewerbe vor-
behalten. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 135 f. 
533 Gegenstand des Schwarzdeckergewerbes war das Decken von Dächern mit Dachpappe, Teer-
pappe u. dgl. Das Recht der handwerksmäßigen Ziegel- und Schieferdecker zur Durchführung von 
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27. Planung und Aufstellung von Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüf-
tungsanlagen; 
28. Planung und Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung und Verwertung künstlicher 
Kälte;  
29. Betriebe zur Einstellung von Kraftfahrzeugen (Garagen), unbeschadet des Rech-
tes der Gast- und Schankgewerbetreibenden, die Kraftfahrzeuge ihrer Gäste zu 
beherbergen; 
30. Betriebe zum Verleihen von Kraftfahrzeugen; 
31. Fuhrwerksgewerbe, soweit sie nicht an eine Konzession gebunden waren;534  
32. Spediteure;535  
33. Geschäfts- und Wohnungsvermittler; 
34. Buchsachverständige, Bücherrevisoren, Finanz- und Wirtschaftsberater;  
35. Berater in Versicherungsangelegenheiten;  
36. Handel mit anderen als den im Abschnitt a) aufgezählten Waren, soweit er nicht 
an eine Konzession gebunden ist,536 und mit Ausnahme des Feilbietens von Er-
zeugnissen der Land- und Forstwirtschaft im Umherziehen (§ 60) und des Klein-
verkaufs von gebratenen Früchten,537 jedoch mit Einschluss des Verkaufes von 
Betriebsstoffen an Kraftfahrer im Betrieb von Zapfstellen; 
37. Handelsagenten.538  
 
Gemäß § 1a Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1934 konnten mit Verordnung des Handels-
ministers auch andere als die vorbezeichneten Gewerbe zu gebundenen erklärt oder 
einzelne „ihrer Eigenschaft als gebundene entkleidet“ werden. Auf dieser Grundlage 
wurde mit Verordnung BGBl. 395/1934 die (bisher freigewerbliche) Pressephoto-
                                                                                                                                                        
Schwarzdeckerarbeiten wurde dadurch nicht berührt. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar 
zur Gewerbeordnung, S. 136.  
534 An eine Konzession gebunden waren der periodische Personentransport (§ 15 Abs. 1 Pkt. 3), das 
Platzfuhrwerksgewerbe (§ 15 Abs. 1 Pkt. 4, später Taxigewerbe und Fiakergewerbe) sowie die 
Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen, deren Eigengewicht 350 kg überstieg (Verordnung 
BGBl. 109/1931). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 139.  
535 Spediteur war nach dem Handelsgesetzbuch, wer im eigenen Namen für fremde Rechnung Güter-
versendungen durch Frachtführer oder Schiffer zu besorgen übernimmt. Das Recht, Transporte 
selbst durchzuführen, stand dem Speditionsgewerbe (auf Grund der Verordnung BGBl. 109/1931 
über die Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen) nur in eingeschränktem Umfang zu. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 139.  
536 Konzessionspflichtig waren gemäß § 15 Abs. 1 GewO der Handel mit Presseerzeugnissen, Druck-
formen und Druckplatten (Pkt. 1), mit Waffen und Munitionsgegenständen (Pkt. 10), mit Feuerwerks-
material, Feuerwerkskörpern und Sprengpräparaten (Pkt. 11), mit Altwaren (Pkt. 12), mit Giften und 
mit Arzneistoffen und -präparaten (Pkt. 14), weiters der Kleinverschleiß mit gebrannten geistigen 
Getränken (Pkt. 15), schließlich der Handel mit Zelluloidabfällen (Verordnung RGBl. 163/1908), mit 
Petroleum im Wege des Tankwagenvertriebes (Verordnung RGBl. 62/1910) und mit Theaterkarten 
(Verordnung BGBl. 95/1922).  
537 Das Feilbieten von land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen im Umherziehen und der Klein-
verkauf von gebratenen Früchten waren freie Gewerbe.  
538 Gegenstand der Handelsagentur war die Vermittlung von Warenhandelsgeschäften im fremden 
Namen und für fremde Rechnung. Dagegen war die Vermittlung einer Dienstleistung oder eines 
Rechtes als Privatgeschäftsvermittlung grundsätzlich ein freies Gewerbe (ein gebundenes Gewerbe 
war jedoch die Wohnungs- und Geschäftsvermittlung, konzessionierte Gewerbe waren die Aus-
gleichsvermittlung, die Realitätenvermittlung, die Gebäudeverwaltung und die Geltendmachung von 
Forderungen an Transportanstalten aus dem Frachtgeschäft). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 150.  
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graphie, befristet bis 1. Jänner 1936, zum gebundenen Gewerbe erklärt; nach 
diesem Zeitpunkt handelte es sich wieder um ein freies Gewerbe.539  
 
Der Katalog der gebundenen Gewerbe (§ 1a i. F. GewO-Nov. 1934) unterschied mit 
Rücksicht auf den zweigeteilten Befähigungsnachweis bei den Handelsgewerben 
(soweit nicht einzelne davon unter den konzessionierten Gewerben eingeordnet 
waren) zwei Gruppen der gebundenen Gewerbe. Schon die GewO-Nov. 1907 hatte 
für den Gemischtwarenhandel (als Kleinhandel ohne Beschränkung auf bestimmte 
Waren) sowie für den Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhandel einen Befähi-
gungsnachweis eingeführt. Dieser Nachweis wurde durch die GewO-Nov. 1934 auf 
Eisen- und Metallwaren, Textilwaren, Farbwaren sowie gebrannte geistige Getränke 
und Flaschenbier ausgedehnt; er wurde nunmehr – auf Grund seines Umfanges – 
als „großer Befähigungsnachweis“ bezeichnet (§ 13a i. F. GewO-Nov. 1934) und um-
fasste sowohl den Kleinhandel als auch den Großhandel.540 Der große Befähigungs-
nachweis war somit gemäß § 13a GewO erforderlich für den Antritt eines Handels-
gewerbes, das nicht auf bestimmte Waren beschränkt war, oder das sich (im Falle 
der Einschränkung) auf die im § 1a unter lit. a aufgezählten Waren erstreckte. In 
allen anderen Fällen von Handelsgewerben (mit Ausnahme der konzessionierten 
Handelsgewerbe) sowie beim Handelsagentengewerbe und bei den in § 1a unter 
lit. b aufgezählten Erzeugungs- und Dienstleistungstätigkeiten war der sogenannte 
„kleine Befähigungsnachweis“ (§ 13b i. F. GewO-Nov. 1934) zu erbringen. Der Bun-
desminister für Handel und Verkehr hatte gemäß § 1a Abs. 3 zu bestimmen, welche 
Waren unter die in § 1a Abs. 1 lit. a aufgezählten Warengruppen (Eisen- und Metall-
waren usw.) fielen. Die entsprechende Verordnung BGBl. 326/1934 (üblicherweise 
bezeichnet als „Artikelliste“) enthielt in fünf Abschnitten eine detaillierte Aufzählung 
der den einzelnen Gruppen zugeordneten Waren.541  
                                                 
539 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 151.  
540 Vom Großhandel sprach man bei Handelsgewerben, welche Waren vornehmlich oder ausschließ-
lich nicht unmittelbar an Verbraucher absetzten. Die Menge der verkauften Waren war hingegen für 
die Begriffsbestimmung kein ausschlaggebendes Merkmal. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kom-
mentar zur Gewerbeordnung, S. 147. 
541 Diese sehr ins Detail gehende Verordnung wird von Laszky u. Nathansky in Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 154-156, wiedergegeben; sie wurde durch die Neuregelung des Befähigungs-
nachweises für gebundene Gewerbe mit der GewO 1973 obsolet. Die Verordnung galt ausschließ-
lich für Handelsgewerbe; im Rahmen eines Erzeugungsgewerbes (gleichgültig, ob es ein freies, 
gebundenes oder handwerksmäßiges war) konnten daher auch die in der Verordnung aufgezählten 
Waren, und zwar nicht nur die vom Gewerbeinhaber selbst erzeugten, sondern auch die gemäß 
§ 37 Abs. 3 GewO zugekauften Waren, gewerbsmäßig veräußert werden. Vgl. Laszky u. Nathansky 
ebd. S. 154. 
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Die Regelungen der GewO-Nov. 1907 über den Befähigungsnachweis für den 
Gemischtwarenhandel und für einzelne qualifizierte Handelsgewerbe (Kolonial-, 
Spezerei- und Materialwarenhandel) wurden im Wesentlichen im § 13a i. F. GewO-
Nov. 1934 als großer Befähigungsnachweis übernommen. Erforderlich waren für den 
nunmehr erweiterten Bereich wie bisher ein Lehrzeugnis (bzw. der von der Genos-
senschaft ausgestellte Lehrbrief) und eine zweijährige Dienstzeit in einem Handels-
gewerbe – bei einer Gesamtverwendungszeit von fünf Jahren. Dabei konnte die 
Lehr- und Dienstzeit in irgendeinem Handelsgewerbe (somit auch in einem solchen, 
das nur den kleinen oder gar keinen Befähigungsnachweis erforderte) zurückgelegt 
werden.542 Allerdings war aus § 13b Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 zu schließen, dass 
als Dienstzeit in einem Handelsgewerbe nunmehr bloß eine Tätigkeit anzusehen war, 
die unmittelbar zum Betrieb eines kaufmännischen Unternehmens notwendig war.543 
Überdies mussten zwei Jahre der Lehr- oder Dienstzeit auf die Verwendung bei 
einem Handelsgewerbetreibenden entfallen, der selbst in der Lage war, den großen 
Befähigungsnachweis zu erbringen.544  
 
Unverändert wurde die Tätigkeit als Praktikant bei der Büro- oder Kontorarbeit in 
einem Fabriksbetrieb der Verwendung als Lehrling in einem Handelsgewerbe gleich-
gehalten, ebenso die Dienstzeit beim Warenverkauf in einem Produktionsgewerbe 
der Dienstzeit in einem Handelsgewerbe (§ 13a Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1934). Wie 
bisher konnte die Lehrzeit durch Schulbesuch ganz oder teilweise ersetzt werden 
sowie die Dienstzeit für Absolventen höherer Handelsschulen auf ein Jahr herabge-
setzt werden (§ 13a Abs. 4). Durch Verordnung RGBl. 198/1907 (abgeändert durch 
RGBl. 252/1913 und BGBl. 190/1934) wurden die in Betracht kommenden Anstalts-
typen bezeichnet; die einzelnen Unterrichtsanstalten wurden sodann in Handelsmi-
nisterialerlässen aufgezählt.545 Als Neuerung sah die GewO-Nov. 1934 für einen Teil 
                                                 
542 Vgl. dazu und im Folgenden Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 312-314.  
543 § 13b Abs. 1 i. F. GewO 1934 schrieb für den kleinen Befähigungsnachweis eine „ausschließlich 
oder vorwiegend kaufmännische Tätigkeit (zum Beispiel in der Buchhaltung oder beim Ein- oder 
Verkauf)“ vor. Vom Gesetzgeber konnte nicht beabsichtigt werden, höhere Anforderungen für den 
kleinen (als für den großen) Befähigungsnachweis zu bestimmen.  
544 Dieses neue Erfordernis der GewO-Nov. 1934 stellte einen Kompromiss gegenüber der ursprüng-
lichen Absicht des Gesetzgebers dar, das Recht zur Lehrlingshaltung in Handelsgewerben über-
haupt an den großen Befähigungsnachweis zu binden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommen-
tar zur Gewerbeordnung, S. 314.  
545 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 320. Eine detaillierte Zu-
sammenstellung der einzelnen Schulen findet sich bei Laszky u. Nathansky ebd. S. 321-325. 
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der an den großen Befähigungsnachweis gebundenen Gewerbe (Handel mit Eisen- 
und Metallwaren sowie Handel mit Textilwaren) vor, dass die Befähigung hiefür auch 
durch den dreijährigen selbständigen Betrieb546 eines Gewerbes, das sich mit der 
Erzeugung der entsprechenden Waren befasste, nachgewiesen werden konnte.  
 
Die Standardform des kleinen Befähigungsnachweises gemäß § 13b i. F. GewO-
Nov. 1934 bestand in einer dreijährigen Verwendungszeit.547 Es wurden hier jedoch 
zwei Varianten unterschieden: Für Handelsgewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Pkt. 36) und 
für das Handelsagentengewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Pkt. 37) wurde „jede in einem 
Dienst-, Lehr- oder Praktikantenverhältnis bei einem, wenn auch nicht der Gewerbe-
ordnung unterliegenden Unternehmen geleistete, ausschließlich oder vorwiegend 
kaufmännische Tätigkeit“ anerkannt.548 Bei den übrigen gebundenen Gewerben 
(Erzeugungs- und Dienstleistungstätigkeiten) war eine dreijährige „fachliche Beschäf-
tigung in einem Dienst-, Lehr- oder Praktikantenverhältnis im Gewerbe selbst oder in 
einem, wenn auch nicht der Gewerbeordnung unterliegenden, dem anzutretenden 
Gewerbe fachlich nahestehenden Berufszweige“ erforderlich.549  
 
Auch der kleine Befähigungsnachweis konnte alternativ durch eine selbständige 
Beschäftigung erbracht werden. Beim entsprechenden Handelsgewerbe und bei der 
Handelsagentur war eine zweijährige (befugte), wenn auch nicht der Gewerbe-
ordnung unterliegende, dem anzutretenden Handelsgewerbe „fachlich nahestehende 
Beschäftigung“ ausreichend. Bei den sonstigen gebundenen Gewerben war eine 
dreijährige, dem anzutretenden Gewerbe fachlich nahestehende Beschäftigung 
erforderlich.550 Beim Ersatz der Verwendungszeit durch Schulbesuch (§ 13b Abs. 2) 
                                                 
546 Darunter war nur ein befugter Gewerbebetrieb zu verstehen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 327 (unter Berufung auf die analoge Bestimmung des § 13b 
Abs. 1 GewO, betreffend den kleinen Befähigungsnachweis).  
547 Gemäß § 13b Abs. 5 i. F. GewO-Nov. 1934 war der Bundesminister für Handel und Verkehr er-
mächtigt, für einzelne der in § 1a lit. b aufgezählten Gewerbe mit Verordnung einen anderen und 
insbesondere auch einen strengeren Befähigungsnachweis einzuführen. Hinsichtlich der durch die 
GewO-Nov. 1934 zu gebundenen erklärten Gewerbe ergingen erst später derartige Verordnungen 
mit „strengerem Befähigungsnachweis“ für das Spediteurgewerbe (BGBl. 79/1954) und für das Ge-
werbe der Hühneraugenschneider und Fußpfleger (BGBl. 246/1965). 
548 Als Beispiele nannte die GewO Tätigkeiten in der Buchhaltung sowie beim Ein- oder Verkauf. Es 
genügte die Verwendung in irgendeinem Handelsgewerbe, aber auch in einem nicht der GewO 
unterliegenden Unternehmen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 329. 
549 Die Tätigkeit sollte somit die für das betreffende Gewerbe erforderlichen Kenntnisse und Fertig-
keiten vermitteln. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 329.  
550 Es musste sich weder um einen Erzeugungsbetrieb, noch um einen Gewerbebetrieb handeln. So 
konnte z. B. auch ein gewerblicher Gärtner das Naturblumenbinder und -händlergewerbe oder ein 
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traf die GewO-Nov. 1934 im Rahmen des kleinen Befähigungsnachweises ebenfalls 
eine zwischen dem Handelsgewerbe und den übrigen gebundenen Gewerben diffe-
renzierende Regelung.551 
 
Ähnlich komplex wie der Befähigungsnachweis für die gebundenen Gewerbe war 
auch die Nachsicht552 vom großen Befähigungsnachweis in § 13d Abs. 1 i. F. GewO-
Nov. 1934 geregelt. Es wurde dabei unterschieden zwischen der Nachsicht vom 
Lehr- oder Praktikantenzeugnis, jener vom Dienstzeugnis und jener vom gesamten 
großen Befähigungsnachweis.553 Die Nachsicht vom kleinen Befähigungsnachweis 
konnte durch die Gewerbebehörde „in besonders berücksichtigungswerten Fällen 
nach freiem Ermessen ausnahmsweise“ erteilt werden (§ 13d Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 
1934). Diese Nachsicht war an keine konkreten gesetzlichen Voraussetzungen 
gebunden (es musste demnach keine Ersatzbeschäftigung nachgewiesen werden). 
Die Nachsichtserteilung war allerdings in allen Fällen in das freie Ermessen der 
Behörde gestellt, es bestand somit kein Rechtsanspruch darauf. Dieses Ermessen 
war eingeschränkt einerseits dadurch, dass die Nachsicht nur „ausnahmsweise“ bzw. 
„in besonderen Ausnahmefällen“ erteilt werden durfte, andererseits durch weitere 
gesetzliche Voraussetzungen hinsichtlich des großen Befähigungsnachweises (wie 
zehnjährige berufliche Beschäftigung in einer Unternehmung des Handelsverkehrs 
oder dreijährige selbständige Ausübung eines Erzeugungsgewerbes).554  
 
Vor der Anmeldung eines gebundenen Gewerbes musste der präsumtive Unter-
nehmer zunächst ein Gutachten über den Befähigungsnachweis von der nach dem 
Gewerbestandort zuständigen Genossenschaft einholen (§ 13c i. F. GewO-Nov. 
1934). Ebenso war einem Nachsichtsansuchen ein Gutachten der Genossenschaft 
anzuschließen. Wurde von der Gewerbebehörde hinsichtlich des Vorliegens des 
großen Befähigungsnachweises entgegen dem Gutachten der Genossenschaft 
entschieden, so stand dieser – ebenso wie gegen einen Bescheid, der eine 
                                                                                                                                                        
Bankier (von der GewO ausgenommen gemäß Art. V lit. k KMP) die Buch- und Bilanzrevision an-
melden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 330.  
551 Vgl. im Detail Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 331 f.  
552 Anstatt des bisherigen Begriffs der „Dispens“ wurde seit der GewO-Nov. 1934 der deutschsprach-
liche Ausdruck verwendet. 
553 Im Detail siehe Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 337-343.  
554 Erst bei Vorliegen dieser Voraussetzungen hatte die Behörde zu beurteilen, ob ein „Ausnahmefall“ 
(ausnahmsweise bzw. in besonderen Ausnahmefällen) vorlag; die negative Ausübung des Ermes-
sens war hingegen in keiner Weise eingeschränkt, auch bei Vorliegen der Voraussetzungen konnte 
die Nachsicht somit verweigert werden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewer-
beordnung, S. 343 f.  
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Nachsicht vom großen Befähigungsnachweis entgegen ihrem Gutachten erteilte – 
das Recht der Berufung zu (§ 116a Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934).555  
 
Die vormals im § 1 i. F. GewO-Nov. 1907 enthaltene Liste der handwerksmäßigen 
Gewerbe (vgl. Abschnitt 4.3) wurde, abgesehen von geringfügigen Änderungen, im 
neuen § 1b i. F. GewO-Nov. 1934 übernommen. Änderungen ergaben sich beim 
Kleidermachergewerbe (Pkt. 35 der Liste), in welches das Kleiderbügeln und             
-pressen eingeordnet wurde,556 weiters bei den Zuckerbäckern und Kuchenbäckern 
usw. (Pkt. 46), die unter dem Oberbegriff der Konditoren zusammengefasst wur-
den,557 sowie beim Pflasterergewerbe (Pkt. 51), dessen Umfang durch den Wegfall 
der bisherigen Einschränkung (auf die Pflasterung öffentlicher Straßen mit Natur-
steinen) erweitert wurde558. Eingefügt wurden weiters unter Pkt. 32a als neues hand-
werksmäßiges Gewerbe die Chemischputzer (Kleiderreiniger). Bei den Hutmachern 
(Pkt. 40) wurden neu die Damenfilzhutmacher und Strohhuterzeuger eingeordnet.559 
Vom Umfang des handwerksmäßigen Photographengewerbes waren nach der 
GewO-Nov. 1934 nur mehr die Pressephotographie und die Filmphotographie („zur 
Vorführung bestimmte Laufbilder“) ausgenommen.560  
 
Neu in die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe wurden durch die GewO-Nov. 
1934 aufgenommen die Bootbauer (Pkt. 56), die Miedererzeuger (Pkt. 57), die Glas-
erzeuger und Glasbläser sowie die Glasinstrumentenerzeuger (Pkt. 58) und die 
Schleifsteinhauer (Pkt. 59). Überdies waren bereits auf Grundlage der im seinerzei-
tigen § 1 Abs. 4 i. F. GewO-Nov. 1907 enthaltenen Ermächtigung durch Verordnung 
des Handelsministers RGBl. 63/1910 die „Similiseure“561 als handwerksmäßig 
bezeichnet worden. Die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe umfasste somit (mit 
Rücksicht auf den eingeschobenen Pkt. 32a) insgesamt 61 Positionen. Dabei war in 
                                                 
555 Gegen die Verweigerung der Nachsicht entgegen ihrem zustimmenden Gutachten hatte die Genos-
senschaft jedoch kein Berufungsrecht. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 346.  
556 Dadurch wurden auch diese Tätigkeiten dem Befähigungsnachweis für Handwerke unterworfen.  
557 Dadurch wurde ein einheitlicher Befähigungsnachweis für diese Bereiche gewährleistet. Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 191.  
558 Damit wurde allerdings das Pflastern von Straßen, Gehsteigen und Plätzen mit Natur- und Kunst-
steinen diesem Handwerk vorbehalten. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 197.  
559 Damit wurden auch diese gesonderten Gewerbe zu handwerksmäßigen erklärt. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 185. 
560 Diese beiden Tätigkeiten blieben vorerst freie Gewerbe.  
561 Similiseure erzeugten unechte (Simili-)Diamanten durch teilweises Versilbern von geschliffenen 
Glassteinchen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 204. 
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der überwiegenden Zahl in den einzelnen Punkten eine Mehrheit von Gewerben 
zusammengefasst. Bereits die GewO-Nov. 1907 verfolgte dabei das Ziel, techno-
logisch zusammengehörige Gewerbearten gemeinsam aufzuzählen.562 Diese Grup-
peneinteilung hatte nach der GewO-Nov. 1934 nur mehr die Funktion, dass für die in 
einem Punkt aufgezählten Gewerbe auf Grund des gleichen Befähigungsnachweises 
die Zulassungsbedingungen zur Meisterprüfung erfüllt waren.563 Hierdurch sollte der 
Übergang innerhalb der Gewerbegruppe erleichtert werden. Vor der GewO-Nov. 
1934 war hingegen der Befähigungsnachweis für ein in derselben Gruppe befind-
liches Gewerbe nicht neu zu erbringen.564 Gemäß § 14 Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 
war jedoch das Zeugnis über die „in diesem Gewerbe mit Erfolg abgelegte Meister-
prüfung“ erforderlich. Es konnten zwar gemäß § 12 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1934 
weiterhin zwei oder mehrere im Verzeichnis der handwerksmäßigen Gewerbe in 
demselben Punkt aufgezählte Gewerbe in eine Gewerbeanmeldung zusammenge-
fasst werden; die Meisterprüfung galt jedoch auch dann nur für das Gewerbe, in dem 
sie abgelegt wurde, wenn dieses in der Aufzählung des § 1b Abs. 2 GewO mit ande-
ren Gewerben in einem Punkt vereinigt war565.  
 
Der Befähigungsnachweis für handwerksmäßige Gewerbe war somit gemäß § 14 
i. F. GewO-Nov. 1934 durch die im betreffenden (angemeldeten) Gewerbe abgelegte 
Meisterprüfung zu erbringen. Dabei bildeten die bisherigen Elemente des Befähi-
gungsnachweises – ordnungsmäßige Beendigung der Lehrzeit, Gesellenprüfung und 
dreijährige Gesellen- bzw. Gehilfenzeit – nunmehr lediglich die Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Meisterprüfung.566 Die Lehrzeit wie auch die der Gesellenprüfung 
                                                 
562 Vgl. dazu und im Folgenden Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 161-163.  
563 Gemäß § 14 Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1934 war Voraussetzung für die Zulassung zur Meisterprüfung 
die Absolvierung des Lehrverhältnisses sowie der Gehilfenzeit im angestrebten „oder in einem der 
im § 1b im selben Punkte aufgezählten Gewerbe“.  
564 Gemäß § 12 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1907 genügte zum Antritt mehrerer in einer Gruppe vereinter 
Gewerbe „der einheitliche Befähigungsnachweis“.  
565 Vgl. auch § 3 Abs. 2 der nachmals (auf Grundlage des § 14f i. F. GewO-Nov. 1935, BGBl. 
548/1935) erlassenen Verordnung über die Meisterprüfung, BGBl. 246/1937. Für das weitere Ge-
werbe war eine „fachliche Ergänzungsprüfung“ abzulegen. Allerdings konnte die Meisterprüfung für 
die in § 1b Abs. 2 Pkt. 43 und Pkt. 49 aufgezählten Gewerbe sowie für jene, die mit „und“ verbunden 
waren (mit Ausnahme der Anstreicher und Lackierer sowie der Messerschmiede und Scharfschlei-
fer) „nur unter einem abgelegt werden“.  
566 Die Einführung der obligatorischen Meisterprüfung zwang allerdings keinen Gewerbetreibenden zur 
nachträglichen Ablegung dieser Prüfung (maßgebend waren die zum Zeitpunkt der Gewerbeanmel-
dung bestehenden Vorschriften). Für die erst durch die GewO-Nov. 1934 zu handwerksmäßigen 
erklärten Gewerbe, wie Chemischputzer usw., bestand zudem eine (bis 1. November 1944 befris-
tete) Befreiung von der Meisterprüfung, wenn der Anmelder vor dem 1. November 1934 (Kundma-
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nachfolgende Gehilfenzeit im angestrebten oder in einem im selben Punkt des Hand-
werkskatalogs aufgezählten Gewerbe konnten (wie bisher) nicht nur bei einem 
Mitgliedsbetrieb einer Gewerbegenossenschaft, sondern auch in einem diesen 
Gewerben „analogen“ Fabriksbetrieb oder in einem diesen Gewerben gleichartigen 
Werkstättenbetrieb einer Fabrik absolviert werden.567 Unverändert blieben die bereits 
im § 14a i. F. GewO-Nov. 1907 enthaltenen Bestimmungen über die ersatzweise 
Erbringung des Nachweises der Befähigung – nunmehr der Bedingungen für die 
Zulassung zur Meisterprüfung – durch Schulbesuch.568  
 
Im § 98 bestimmte die GewO-Nov. 1934 nunmehr gesetzlich, dass in handwerks-
mäßigen Betrieben das Recht zur Lehrlingshaltung nur Gewerbetreibenden zustand, 
die die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt hatten.569 Der § 14f i. F. GewO-Nov. 
1934 enthielt detaillierte Regelungen über die Meisterprüfung. Grundsätzlich hatte 
diese nur Geltung für das Gewerbe, in dem sie abgelegt wurde. Die 
Meisterprüfungen konnten entweder von der Fachgenossenschaft,570 von Lehranstal-
ten, die über entsprechende Einrichtungen verfügten, oder von Gewerbeförde-
rungsinstituten der Handelskammern abgehalten werden. Gemäß § 14f Abs. 6 i. F. 
GewO-Nov. 1934 war durch Verordnung des Handelsministers eine 
Prüfungsordnung zu erlassen; in dieser waren die Art des Prüfungsstoffs, die Prü-
fungskommissionen, der Prüfungsvorgang usw. zu regeln. Die GewO-Nov. 1935, 
BGBl. 548/1935, ersetzte diese Bestimmungen durch eine allgemeine Verordnungs-
ermächtigung für den Bundesminister für Handel und Verkehr. Gemäß § 4 der darauf 
beruhenden Meisterprüfungsverordnung BGBl. 246/1937 war bei jedem Landes-
gewerbeverband (bzw. dem Gewerbeverband der Stadt Wien) eine Meisterprüfungs-
stelle zu errichten. Zur Abnahme der Prüfung wurde von den Meisterprüfungsstellen 
für jedes Gewerbe eine Kommission gebildet (§ 5). Mit 1. Jänner 1938 traten alle den 
Gewerbeförderungsinstituten, Zünften und Lehranstalten zustehenden Rechte zur 
Abhaltung von Meisterprüfungen außer Kraft (§ 20 Abs. 4). Überdies waren nunmehr 
                                                                                                                                                        
chung der Novelle) mindestens sechs Jahre als Lehrling oder Gehilfe im Gewerbe tätig war. Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 352 f. 
567 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 354-358.  
568 Vgl. die detaillierten Ausführungen zur entsprechenden Durchführungsverordnung bei Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 361-368.  
569 Vorangegangen war bereits eine derartige Regelung durch die Verordnung BGBl. 129/1922. Dem-
entsprechend galt die Neuregelung im § 98 GewO nur für Unternehmen, für die eine Anmeldung 
nach dem 30. April 1922 erfolgt war. 
570 Genossenschaftliche Prüfungsstellen waren nur für Genossenschaftsmitglieder und für Prüfungs-
werber zuständig, die im dem Zulassungsansuchen vorangehenden Jahr Angehörige der Genos-
senschaft waren oder die Lehrzeit bei einem Genossenschaftsmitglied zurückgelegt hatten. 
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die Vorschriften über den fachlichen Inhalt der Meisterprüfung und das Prüfungsver-
fahren von jeder Innung für die in ihren Wirkungsbereich fallenden Gewerbe in einer 
Meisterprüfungsordnung zu erlassen (§ 19 Abs. 1).  
 
Im Hinblick auf die nunmehr obligatorische Meisterprüfung sah § 14c Abs. 1 i. F. 
GewO-Nov. 1934 neben der Nachsicht (vormals „Dispens“) von der Ablegung der 
Meisterprüfung auch eine Nachsicht von deren Zulassungsbedingungen (Gesellen-
brief bzw. Lehrzeugnis und Gesellenprüfungszeugnis sowie Gehilfenzeit) vor. Erwei-
tert wurden diese Nachsichtsmöglichkeiten insoweit, als der Landeshauptmann die 
Nachsicht nicht nur („in besonders rücksichtswürdigen Fällen“) zu dem Zweck 
erteilen konnte, um den Übergang vom bereits ausgeübten Gewerbe zu einem ver-
wandten Gewerbe oder den gleichzeitigen Betrieb verwandter Gewerbe zu ermög-
lichen,571 sondern nunmehr auch, um den Übergang vom fabriksmäßigen zum hand-
werksmäßigen Betrieb zu ermöglichen.572 Als weiteres Novum fügte die Novelle 
hinzu: „Im übrigen kann die Meisterprüfung nur vom Bundesministerium für Handel 
und Verkehr in ganz besonderen Ausnahmefällen nachgesehen werden.“ Diese 
letzte Variante bot den weitesten Spielraum für ein Abgehen von den Befähigungs-
vorschriften im Einzelfall, weil für diese Nachsicht keinerlei objektive Voraussetzun-
gen festgelegt waren.573  
 
Die Einholung eines Gutachtens der Gewerbegenossenschaft anlässlich der Anmel-
dung eines handwerksmäßigen Gewerbes war – zum Unterschied von den gebun-
denen Gewerben gemäß § 13c i. F. GewO-Nov. 1934 – nicht vorgesehen, da der 
Befähigungsnachweis hier durch den Formalakt des Meisterprüfungszeugnisses zu 
                                                 
571 Der Zweck der Vorschrift war wirtschaftlicher Natur (Ausnützung der Geschäftskonjunktur, Anglie-
derung eines zweiten Betriebes aus Rentabilitätsgründen). Bei Handhabung der Dispens spielten 
deshalb auch volkswirtschaftliche Erwägungen eine Rolle. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kom-
mentar zur Gewerbeordnung, S. 372. 
572 Diese Nachsicht trug dem Rückgang industrieller Produktion insbesondere auf Grund der Wirt-
schaftskrise oder auf Grund exporthindernder Maßnahmen der Nachbarländer Rechnung. Entspre-
chend setzte die GewO für diese Nachsicht weder eine Ausnahmesituation noch subjektive Berück-
sichtigungswürdigkeit des Nachsichtswerbers voraus. Gegenstand des handwerksmäßigen Be-
triebes musste die gleiche Produktion oder Dienstleistung sein wie die des Fabriksbetriebes. Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 374 f. 
573 Mit Rücksicht auf die höhere Einstufung des Befähigungsnachweises bei handwerksmäßigen Ge-
werben wurde bei der diesbezüglichen Nachsicht allgemein die Zuständigkeit des Landeshaupt-
mannes normiert (während bei gebundenen Gewerben die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig 
war). Im letzten Fall des § 14c Ab. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 war, offenbar wegen des großen Ermes-
sensspielraumes und weil nur „in ganz besonderen Ausnahmefällen“ (somit nur selten) von dieser 
Bestimmung Gebrauch zu machen war, sogar das Bundesministerium zur Entscheidung berufen. 
Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 375 u. 379. 
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erbringen war.574 Dem entsprechend sah § 116a i. F. GewO-Nov. 1934 für den Fall 
einer positiven Erledigung der Gewerbeanmeldung auch kein Berufungsrecht der 
Genossenschaft vor. Einem Ansuchen um Nachsicht vom Befähigungsnachweis für 
ein handwerksmäßiges Gewerbe war (wie bei gebundenen Gewerben) ein Gutachten 
der Genossenschaft anzuschließen,575 im Falle des Überganges vom 
fabriksmäßigen zum handwerksmäßigen Betrieb war überdies die Anhörung der 
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie vorgesehen. Ein Berufungsrecht gegen 
eine Nachsichtserteilung stand der Genossenschaft bei handwerksmäßigen 
Gewerben nach Maßgabe des § 116a Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 jedoch nur im 
Falle der (minder bedeutenden) Nachsicht von den Zulassungsbedingungen zur 
Meisterprüfung zu.576  
 
Die gesetzliche Liste der konzessionierten Gewerbe wurde gegenüber dem Stand 
des Jahres 1907 durch Gesetze aus 1920, 1928, 1929, 1933 und schließlich durch 
die GewO-Nov. 1934 im Wege des Entfalls oder des Einschubs einzelner Gewerbe 
oder von Teiltätigkeiten verändert. Aus diesem Grund wird die entsprechende Liste 
nunmehr im vollen Umfang wiedergegeben, zumal diese Fassung auch die Grund-
lage für die neuerliche (nahezu) uneingeschränkte Wirksamkeit der österreichischen 
Gewerbevorschriften nach Beseitigung der Veränderungen durch das deutschrecht-
liche Intermezzo (im Gefolge der politischen Ereignisse des Jahres 1938) bildete. 
Nach dem Stand der GewO-Nov. 1934 waren somit entsprechend § 15 GewO nach-
stehende Gewerbe konzessioniert, wobei die durch Verordnungen zur gesetzlichen 
Liste hinzugekommenen Gewerbe in der fiktiven Fortzählung gegenüber dem gesetz-
lichen Katalog durch […] gekennzeichnet werden:577  
 
 „1. Alle Gewerbe, welche auf mechanischem oder chemischem Wege die Vervielfälti-
gung von literarischen oder artistischen Erzeugnissen oder den Handel mit densel-
ben zum Gegenstande haben (Buch-, Kupfer-, Stahl-, Holz-, Steindruckereien und 
dergleichen, einschließlich der Tretpressen, dann Buchhandlungen, einschließlich 
der Antiquarbuchhandlungen, Kunst-, Musikalienhandlungen); unter die Konzes-
sionspflicht fällt auch die Herstellung der zur Vervielfältigung erforderlichen Druck-
formen und -platten und der Handel damit578; 
                                                 
574 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 333 f.  
575 § 14c Abs. 4 in Verbindung mit § 13d Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 1934.  
576 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 381.  
577 Vgl. die entsprechende Liste bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 403-405, ergänzt auf S. 572 f.  
578 Die Herstellung von und der Handel mit Druckformen und -platten wurden erst durch die GewO-
Nov. 1934 der Konzessionspflicht unterstellt.  
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  2. die Unternehmungen von Leihanstalten für derlei Erzeugnisse und von Lesekabi-
netten; 
  3. die Unternehmungen periodischer Personentransporte; 
  4. die Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten Personentransportmittel zu 
jedermanns Gebrauche bereit halten oder persönliche Dienste (als Boten, Träger 
und dergleichen) anbieten; 
  5. das Schiffergewerbe auf Binnengewässern; 
  6. das Baumeister-, Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- und Zimmermannsgewerbe; 
  7. das Rauchfangkehrergewerbe; 
  8. das Kanalräumergewerbe; 
  9. das Abdeckergewerbe; 
10. die Verfertigung und der Verkauf von Waffen und Munitionsgegenständen; 
11. die Verfertigung und der Verkauf von Feuerwerksmateriale, Feuerwerkskörpern und 
Sprengpräparaten aller Art;  
12. das Gewerbe der Altwarenhändler (Trödler);  
13. das Pfandleihergewerbe;  
14. die Darstellung von Giften und die Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung 
bestimmten Stoffe und Präparate sowie der Verkauf von beiden, insofern dies nicht 
ausschließlich den Apothekern vorbehalten oder hiefür nicht eine Konzession nach 
Punkt 14a erforderlich ist;579 dann die Sterilisierung von Verbandstoffen und              
-watte;580  
14a. die Darstellung und weitere Behandlung (wie Diluierung, Konzentration und Abfül-
lung, einschließlich der Abfüllung in verkaufsfertige Kleinpackungen) von zur Ver-
wendung bei Menschen ausschließlich für arzneiliche oder prophylaktische Zwecke 
bestimmten Vaccinen, Seren und Bakterienpräparaten (mit Ausnahme von Blattern-
impfstoff);581  
14b. die Erzeugung künstlicher Mineralwässer und die Herstellung und Abpackung 
künstlicher Mineralwasserprodukte; (…)582  
15. die Gast- und Schankgewerbe (§§ 16 bis 20) einschließlich des durch ein beson-
deres Gesetz geregelten Ausschankes und Kleinverschleißes von gebrannten 
geistigen Getränken (Gesetz vom 23. Juni 1881, RGBl. Nr. 62); 
16. [entfällt]583  
17. Gas- und Wasserleitungsinstallation (Ausführung von Gasrohrleitungen und An-
schluß von Gasverbrauchsgeräten aller Art an solche Leitungen; Ausführung von 
Rohrleitungen für Trink- und Nutzwasser in öffentlichen oder der öffentlichen Benüt-
zung freigegebenen Straßen oder Grundstücken, sowie von Wassereinleitungen in 
Gebäude mit den dazugehörigen Ablaufleitungen, einschließlich der Montierung und 
des Anschlusses der damit im Zusammenhang stehenden gesundheitstechnischen 
Einrichtungen (wie Bade- und Klosettanlagen, Waschgelegenheiten u. dgl.), jedoch 
                                                 
579 Nach der GewO-Nov 1883 waren hier auch Erzeugung und Verschleiß von künstlichen Mineral-
wässern erfasst. Durch Verordnung BGBl. 231/1922 wurde der Verkauf künstlicher Mineralwässer 
von der Konzessionspflicht befreit; die GewO-Nov. 1934 hat sodann die entsprechende Passage 
aus dem Gesetzestext der GewO eliminiert. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 478 f.  
580 Die GewO-Nov. 1934 ordnete die Sterilisierung von Verbandstoffen und -watte unter Pkt. 14 ein 
und unterstellte damit diese Tätigkeiten der Konzessionspflicht.  
581 Diese Tätigkeiten wurden durch eine GewO-Nov. 1928 zu einem eigenen konzessionierten Gewer-
be erklärt, zugleich wurde die Herstellung von Blatternimpfstoff (als dem Staat vorbehalten) von der 
GewO ausgenommen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 479.  
582 Die vormals im Pkt. 14 enthaltene Erzeugung von künstlichen Mineralwässern wurde durch die 
GewO-Nov. 1934 aus Pkt. 14 in einen eigenen Pkt. 14b des Katalogs übertragen.  
583 Erzeugung, Verkauf und Ausschank von Kunst- und Halbweinen wurde als konzessioniertes Ge-
werbe formell durch die GewO-Nov. 1933 aufgehoben; vgl. diesbezüglich im Abschnitt 4.2 betref-
fend die GewO-Nov. 1883. 
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mit Ausnahme der Ausführung von Wasserrohrleitungen für Kraftzwecke und aus 
Holz);584  
18. das Gewerbe der Erzeugung und der Reparatur von Dampfkesseln;  
19. das Gewerbe der Spielkartenerzeugung; 
20. die Ausübung des Hufbeschlages; 
21. das Gewerbe der Vertilgung von Ratten und Mäusen, schädlichen Insekten u. dgl. 
außer mit Zyangasen (Punkt 21a) oder anderen hochgiftigen Gasen (…) und mit 
Ausschluß der Schädlingsbekämpfung im Pflanzenbau (§ 1a, Abschnitt b, Punkt 
12);585  
21a. das Gewerbe der Vertilgung von Ratten, Mäusen, schädlichen Insekten u. dgl. mit 
Zyangasen;586  
22. die gewerbemäßige Dienst- und Stellenvermittlung (§§ 21a bis 21f); 
23. der Betrieb von Leichenbestattungsunternehmungen (§ 21g); 
24. Inkassobureaus (gewerbsmäßige Einziehung fremder Forderungen mit Ausnahme 
der als Bankgewerbetätigkeit nicht unter die Gewerbeordnung fallenden Einziehung 
von Wechseln und Schecks, kaufmännischen Anweisungen und Verpflichtungs-
scheinen);587  
[25.] der in den Grenzbezirken von Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg 
betriebene Hadernhandel (Verordnung RGBl. 143/1884); 
[26.] der Betrieb von Informationsbureaus zum Zweck der Auskunftserteilung über 
Kreditverhältnisse (Verordnung RGBl. 116/1885 i. F. RGBl. 117/1893);588  
[27.] der Betrieb von Reisebureaus (Verordnung BGBl. 148/1935);589  
[28.] der gewerbliche Betrieb der Abfüllung des Bieres in Flaschen zum Zwecke des 
Vertriebes von Flaschenbier (Verordnung RGBl. 64/1899 i. F. BGBl. 19/1927);590  
[29.] der Betrieb von Telegraphenagenturen (Verordnung RGBl. 53/1902); 
[30.] der Betrieb von Privatdetektivunternehmungen (Verordnung RGBl. 41/1904);591  
[31.] der gewerbsmäßige Handel mit Zelluloidabfällen (Verordnung RGBl. 163/1908); 
[32.] die gewerbliche Erzeugung von Zündwaren (Verordnung RGBl. 81/1909 i. F. BGBl. 
133/1926);592  
[33.] die gewerbsmäßige Verarbeitung von Erdöl (Verordnung BGBl. 262/1936);593  
[34.] das Gewerbe der Sodawassererzeugung (Verordnung RGBl. 212/1910); 
                                                 
584 Die GewO-Nov. 1934 umschrieb das im Pkt. 17 angeführte Gewerbe hinsichtlich der Gasinstallation 
präziser und erweiterte es hinsichtlich der Wasserleitungsinstallation über den bisherigen Umfang 
hinaus. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 500. 
585 Mit Gesetz BGBl. 360/1928 wurde das Gewerbe der Vertilgung von Ratten, Mäusen, schädlichen 
Insekten u. dgl. mit Zyangasen (Blausäuregasen) unter Pkt. 21a als konzessionspflichtig erklärt und 
dem Pkt. 21 der Zusatz angefügt „außer mit Zyangasen oder anderen hochgiftigen Gasen“. Die 
GewO-Nov. 1934 erweiterte die Konzessionspflicht nach Pkt. 21 auf die Vertilgung auch mit nicht 
gifthältigen Mitteln, zugleich wurde aber diese Konzession eingeengt durch den Ausschluss der nun-
mehr als gebundenes Gewerbe erklärten Schädlingsbekämpfung im Pflanzenbau (§ 1a Abs. 1 lit. b 
Pkt. 12 i. F. GewO-Nov. 1934). Vgl. Lasky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 508.  
586 Vgl. Anm. zu Pkt. 21.  
587 Diese vormals freie Gewerbetätigkeit wurde durch die GewO-Nov. 1933 zum konzessionspflichti-
gen Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 510. 
588 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 512.  
589 Der Betrieb von Reisebüros wurde ursprünglich bereits mit Verordnung RGBl. 181/1895 konzes-
sioniert. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 513.  
590 Zum Verordnungszitat vgl. Friedrich Schwiedland, Die Gewerbeordnung und die gewerberecht-
lichen Nebengesetze, 2. Aufl., Wien 1953, S. 54. 
591 Nachmals bezeichnet als Betrieb des Gewerbes eines Privatdetektives entsprechend der Verord-
nung BGBl. 200/1937. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2.Aufl., S. 54. 
592 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 55.  
593 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 55. Vormals war durch Verordnung RGBl. 
62/1910 auch der Vertrieb von Petroleum mittels Tankwagen von der Konzessionspflicht erfasst. 
Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 524 f.  
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[35.] das Gewerbe derjenigen, welche aus dem Frachtengeschäft entstehende Forde-
rungen an die Bahnverwaltungen oder sonstige Transportanstalten erwerben und 
sodann im eigenen Namen und auf eigene Rechnung geltend machen (Frachten-
reklamationsbüro) (Verordnung RGBl. 56/1914);594  
[36.] das Gewerbe der Versteigerung beweglicher Sachen (Verordnung BGBl. 1/1922); 
[37.] der Betrieb von Theaterkartenbureaus (Verordnung BGBl. 95/1922); 
[38.] das Gewerbe der Herstellung elektrischer Starkstromanlagen und Einrichtungen 
(Verordnung BGBl. 213/1929);595  
[39.] die Anbietung persönlicher Dienste an nicht öffentlichen Orten (Verordnung BGBl. 
849/1922 i. F. BGBl. 152/1929);596  
[40.] die gewerbsmäßige Vermittlung von Ausgleichen (Verordnung BGBl. 266/1932);597  
[41.] die Vermittlung des Kaufes, Verkaufes und Tausches, der Pachtung und Verpach-
tung von Realitäten und Vermittlung von Hypothekardarlehen (Realitätenvermittlung) 
(Verordnung BGBl. 203/1932);598  
[42.] die Verwaltung von Gebäuden (Verordnung BGBl. 203/1932);599  
[43.] die Geltendmachung von Forderungen an Transportanstalten aus dem Frachtge-
schäfte im fremden Namen und auf fremde Rechnung, sofern dieses Geschäft nicht 
von Inhabern des Speditionsgewerbes hinsichtlich der von ihnen selbst zur Beför-
derung übernommenen Güter betrieben wird (Verordnung BGBl. 203/1932);600  
[44.] der gewerbsmäßige Verkauf von Vieh und Fleisch in Wien (Verordnung BGBl. 
316/1930);601  
[45.] das Gewerbe der Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen (Verordnung BGBl. 
109/1931);602  
[46.] die gewerbsmäßige Erzeugung von Margarine, Margarinschmalz, anderen Speise-
fetten und Speiseölen (Verordnung BGBl. 343/1934 i. F. BGBl. 178/1935); 
                                                 
594 Die Frachtenreklamation im fremden Namen und auf fremde Rechnung wurde unter Pkt. [43.] an-
geführt. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 55 f. 
595 Die Elektroinstallation wurde ursprünglich mit Verordnung RGBl. 41/1883 konzessioniert. Diese 
Verordnung erstreckte sich auch auf den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität; durch 
das Elektrizitätsgesetz BGBl. 250/1929 wurden die Stromlieferungsunternehmen von der GewO 
ausgenommen. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 405, 
Anm. 1. 
596 Während das Anbieten persönlicher Dienste an öffentlichen Orten bereits seit der GewO 1859 ein 
konzessioniertes Gewerbe war (vgl. sodann § 15 Pkt. 4 i. F. GewO-Nov. 1907), wurde diese Tätig-
keit an nicht öffentlichen Orten erst durch Verordnung RGBl. 187/1911 konzessionspflichtig. An 
deren Stelle trat dann die Verordnung BGBl. 849/1922, späterhin i. F. BGBl. 152/1929). Vgl. Laszky 
u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 548. 
597 Die Ausgleichsvermittlung wurde zunächst durch Verordnung BGBl. 397/1925 als konzessions-
pflichtig erklärt, an deren Stelle trat die Verordnung BGBl. 266/1932. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 551. 
598 Die Realitätenvermittlung wurde zunächst durch Verordnung BGBl. 128/1926 als konzessions-
pflichtig erklärt, an deren Stelle trat die Verordnung BGBl. 203/1932. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 554 f.  
599 Die Gebäudeverwaltung wurde zunächst durch Verordnung BGBl. 128/1926 als konzessions-
pflichtig erklärt, an deren Stelle trat die Verordnung BGBl. 203/1932. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 554 f. 
600 Die Frachtenreklamation im fremden Namen und auf fremde Rechnung wurde zunächst durch 
Verordnung BGBl. 128/1926 als konzessionspflichtig erklärt, an deren Stelle trat die Verordnung 
BGBl. 203/1932. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 554 f. 
601 Die Geltung der Verordnung war zeitlich begrenzt, wurde jedoch regelmäßig verlängert, zuletzt mit 
BGBl. 214/1936 bis 1. Jänner 1938. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 564 f. In der Gewerbeordnungsausgabe von F. Schwiedland, 2. Aufl. aus 1953, scheint 
diese Konzession nicht mehr auf. 
602 Konzessionspflichtig war nur die Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen, deren Eigengewicht 
im betriebsfertigen Zustand 350 kg überstieg. Der Lastentransport mit anderen Fahrzeugen war ein 
an den kleinen Befähigungsnachweis gebundenes Fuhrwerksgewerbe gemäß § 1a Abs. 1 lit. b Pkt. 
31 i. F. GewO-Nov. 1934. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 566. 
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[47.] die gewerbsmäßige Erzeugung und Raffinierung von Zucker (Verordnung BGBl. 
384/1934); 
[48.] das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe (Verordnung BGBl. 131/1935);603  
[49.] die fabriksmäßige Erzeugung von Glas und Glaswaren (Verordnung BGBl. 
98/1936).“604  
 
Nach der Rechtslage auf Grund der GewO-Nov. 1934 waren somit insgesamt 58 
Gewerbe als konzessionierte eingeordnet.605 Wie bisher war bei all diesen Gewerben 
– zusätzlich zur Erfüllung der allgemeinen Gewerbevoraussetzungen (§§ 2-8 GewO) 
– die „Verläßlichkeit mit Beziehung auf das betreffende Gewerbe“ Voraussetzung der 
Konzessionserteilung, weiters durfte vom Standpunkt der Sicherheits-, Sittlichkeits-, 
Gesundheits-, Feuer- oder Verkehrspolizei gegen den beabsichtigten Gewerbe-
betrieb „kein Anstand obwalten“ (§ 23 Abs. 1 und 5 i. F. GewO-Nov. 1934).606 § 23 
Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 verlangte überdies hinsichtlich von in 18 Punkten des 
gesetzlichen Katalogs nach § 15 GewO zusammengefassten (nunmehr insgesamt 
25) konzessionierten Gewerben die Erbringung eines Befähigungsnachweises. Hinzu 
kamen 17 durch Verordnungen auf Grundlage des § 24 GewO konzessionierte 
Gewerbe, bei denen die entsprechende Konzessionierungsverordnung einen Befähi-
gungsnachweis vorschrieb.607 Das Erfordernis eines Befähigungsnachweises bei 
diesen in insgesamt 35 Punkten angeführten konzessionierten Gewerben wird in der 
nachstehenden Tabelle 11 ausgewiesen. Weiters war gemäß § 23 Abs. 5 i. F. 
GewO-Nov. 1934 bei in 15 Punkten des gesetzlichen Katalogs enthaltenen konzes-
sionierten Gewerben anlässlich der Verleihung auf „die Lokalverhältnisse, und zwar 
                                                 
603 Die Verordnung nahm fabriksmäßig betriebene Unternehmungen von der Konzessionspflicht aus 
(während bei anderen Gewerben die Konzessionspflicht fabriksmäßige wie nicht fabriksmäßige 
Betriebe in gleicher Weise erfasste). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 569 f.  
604 Die Glaserzeugung in nicht fabriksmäßigen Betrieben war ein handwerksmäßiges Gewerbe gemäß 
§ 1b Abs. 2 Pkt. 58 i. F. GewO-Nov. 1934. Die nicht fabriksmäßige Glaswarenerzeugung war, sofern 
die Waren mit der Glasbläsertechnik hergestellt wurden oder es sich um Glasinstrumente handelte, 
gleichfalls Gegenstand des erwähnten handwerksmäßigen Gewerbes; die sonstige Glaswaren-
erzeugung, z. B. Glaswarenpresserei, war ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 572 f. 
605 Auszugehen ist hierbei davon, dass nach § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 insgesamt 28 konzessionierte 
Gewerbe in 21 Punkten aufgezählt wurden (vgl. die Ausführungen im Abschnitt 4.2). Hiezu kamen 
durch weitere Novellen die unter Pkt. 14a und 14b, 21a, 22, 23 und 24 des obigen Katalogs ange-
führten Gewerbe, während die Erzeugung von Kunstweinen usw. (Pkt. 16) entfiel. Durch Verord-
nungen wurden weitere 25 Gewerbe (Pkt. 25-49 des obigen Katalogs) an die Konzessionspflicht 
gebunden. 
606 Bei den Gast- und Schankgewerben bestanden weiterhin zusätzliche Voraussetzungen gemäß 
§ 18 GewO (wie Unbescholtenheit des Konzessionswerbers, Nichtvorliegen gewisser Bedenken 
gegen den Bewerber und dessen Familienmitglieder, Vorliegen eines Bedarfs und Eignung des 
Betriebslokals. Vgl. die Ausführungen im Abschnitt 4.3 zur GewO-Nov. 1907). 
607 Vgl. die Auflistung dieser Gewerbe bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 677 f.  
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insbesondere den Bedarf, Bedacht zu nehmen“. Bei weiteren 20 der durch eigene 
Verordnung konzessionierten Gewerbe war nach Maßgabe der entsprechenden 
Verordnung ebenfalls auf die „Lokalverhältnisse“ bzw. den „Lokalbedarf“ oder auf das 
„Bedürfnis der Bevölkerung“ Bedacht zu nehmen.608 Diese Gewerbe werden in der 
Tabelle 11 mit dem Begriff „Bedarf“ einheitlich kenntlich gemacht.  
 
Da sich bei einzelnen Gewerben das Erfordernis des Befähigungsnachweises mit 
dem des Bedarfs überschneidet, werden in dieser Tabelle der wie bisher nach Punk-
ten geordneten Gesamtliste der konzessionierten Gewerbe (unter Kürzung der 
Gewerbebezeichnungen) jeweils das Erfordernis des Befähigungsnachweises 
(„Befähigung“) und der Bedarfsprüfung („Bedarf“) gegenübergestellt.  
 
Tabelle 11: Prüfung von Befähigung und Bedarf bei konzessionierten Gewerben auf Grund-
lage der GewO-Nov. 1934609  
 
Pkt. Gewerbe Befähigung Bedarf 
1 Herstellung von Druckerzeugnissen und Druckfor-
men, Buchhandel usw. 
Befähigung Bedarf 
2 Leihbibliotheken und Lesekabinette Befähigung Bedarf 
3 periodische Personentransporte -- Bedarf 
4 Anbieten persönlicher Dienste an öffentlichen Orten -- Bedarf 
5 Schiffergewerbe auf Binnengewässern Befähigung -- 
6 Baugewerbe (Baumeister, Brunnenmeister, Maurer-
, Steinmetz- und Zimmermannsgewerbe) 
Befähigung Bedarf nur bei 
eingeschr. Ber. 
gem. § 6 BGG 
7 Rauchfangkehrergewerbe Befähigung Bedarf 
8 Kanalräumer Befähigung -- 
9 Abdeckergewerbe -- Bedarf 
10 Verfertigung und Verkauf von Waffen und Munition Befähigung -- 
11 Verfertigung und Verkauf von Feuerwerksmaterial Befähigung -- 
12 Altwarenhändler (Trödler) -- Bedarf 
13 Pfandleihergewerbe -- Bedarf 
                                                 
608 Vgl. die Auflistung dieser Gewerbe bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeord-
nung, S. 680 f. Weiters war bei den auf die Herstellung von Arbeiten an ortsüblichen Bauten einge-
schränkten Konzessionen für das Maurer-, Zimmermanns-, Steinmetz- und Brunnenmachergewerbe 
gemäß § 6 Baugewerbegesetz RGBl. 193/1893 der Lokalbedarf zu prüfen. Vgl. Laszky u. Nathansky 
ebd. S. 445.  
609 Die Tabelle wurde erstellt auf Grundlage der Listen zu Befähigungsnachweis und Lokalverhältnis-
sen bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 677 f. und 680 f. 
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14 Darstellung und Verkauf von Giften und Arznei-
mitteln, Sterilisierung von Verbandstoffen und –
watte 
Befähigung Bedarf nur beim 
Verkaufsgewerbe
14a Darstellung von Vaccinen, Seren, Bakterienpräpar. Befähigung Bedarf 
14b Erzeugung künstlicher Mineralwässer, Herstellung 
künstlicher Mineralwasserprodukte 
Befähigung Bedarf 
15 Gast- und Schankgewerbe -- Bedarf 
16 [Kunstweine] aufgehoben durch GewO-Nov. 1933 -- -- 
17 Gas- und Wasserleitungsinstallation Befähigung -- 
18 Erzeugung und Reparatur von Dampfkesseln Befähigung -- 
19 Spielkartenerzeugung -- -- 
20 Hufbeschlag Befähigung Bedarf 
21 Vertilgung von Ratten, Mäusen und schädlichen In-
sekten außer mit Zyangasen (ausgen. Pflanzenbau) 
Befähigung -- 
21a Vertilgung von Ratten usw. mit Zyangasen Befähigung -- 
22 Dienst- und Stellenvermittlung Befähigung Bedarf 
23 Leichenbestattungsunternehmen Befähigung Bedarf 
24 Inkassobüros -- -- 
[25] Hadernhandel in OÖ., Sbg., T. und Vbg. -- -- 
[26] Informationsbüros über Kreditverhältnisse Befähigung Bedarf 
[27] Reisebüros Befähigung Bedarf 
[28] Flaschenbierabfüller -- -- 
[29] Telegraphenagenturen Befähigung Bedarf 
[30] Privatdetektivunternehmungen  Befähigung Bedarf 
[31] Handel mit Zelluloidabfällen -- Bedarf 
[32] Erzeugung von Zündwaren -- Bedarf 
[33] Verarbeitung von Erdöl und Vertrieb von Petroleum -- Bedarf 
[34] Sodawassererzeugung Befähigung Bedarf 
[35] Frachtenreklamation im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung 
Befähigung Bedarf 
[36] Versteigerung beweglicher Sachen  Befähigung Bedarf 
[37] Theaterkartenbüros Befähigung Bedarf 
[38] Herstellung elektrischer Starkstromanlagen und 
Einr. 
Befähigung -- 
[39] Anbieten persönlicher Dienste an nicht öffentlichen 
Orten 
Befähigung Bedarf 
[40] Ausgleichsvermittlung Befähigung Bedarf 
[41] Realitätenvermittlung Befähigung Bedarf 
[42] Verwaltung von Gebäuden Befähigung Bedarf 




[44] Verkauf von Vieh und Fleisch in Wien  Befähigung Bedarf 
[45] Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen Befähigung Bedarf 
[46] Erzeugung von Margarine, Margarinschmalz, 
anderen Speisefetten und Speiseölen 
-- Bedarf 
[47] Erzeugung und Raffinierung von Zucker -- Bedarf 
[48] Kraftfahrzeugmechanikergewerbe Befähigung -- 
[49] fabriksmäßige Glas- und Glaswarenerzeugung -- Bedarf 
 
Die Art des Befähigungsnachweises war bei konzessionierten Gewerben gemäß  
§ 23 Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 grundsätzlich durch Verordnung des Handels-
ministers festzulegen.610 Dementsprechend waren die Regelungen unterschiedlich 
nach Art des Gewerbes. So wurden insbesondere Zeugnisse über eine entsprechen-
de Verwendungszeit oder die Ablegung von Prüfungen, teils auch nur eine „zum 
Betrieb des Gewerbes genügende allgemeine Bildung“ verlangt.611 Es konnte in der 
Verordnung auch die Ablegung der für handwerksmäßige Gewerbe vorgeschriebe-
nen Gesellen- oder Meisterprüfung gefordert werden.612 Der Bewerber um ein an 
den Befähigungsnachweis gebundenes konzessioniertes Gewerbe hatte zunächst 
die Genossenschaft zur Abgabe eines Gutachtens über den Befähigungsnachweis 
(unter Anschluss der entsprechenden Belege) „anzugehen“ (§ 22 in Verbindung mit 
§ 13c i. F. GewO-Nov. 1934).613 Im Falle einer Konzessionserteilung entgegen ihrem 
Gutachten stand der Genossenschaft das Recht der Berufung zu (§ 116a Abs. 1 Z. 1 
i. F. GewO-Nov. 1934). 
 
Wie bereits gemäß § 23a Abs. 2 i. F. GewO-Nov. 1907 konnte bei konzessionierten 
Gewerben eine Nachsicht vom Befähigungsnachweis in sinngemäßer Anwendung 
der für handwerksmäßige Gewerbe geltenden Vorschriften des § 14c GewO erteilt 
werden (§ 23a enthielt demnach keine eigene Regelung hiefür).614 Lediglich bei den 
Baugewerben konnte keine Nachsicht erteilt werden. Ebenso wie bei handwerks-
mäßigen Gewerben waren vor Erteilung einer Nachsicht die Handels- und Gewerbe-
                                                 
610 Bei der Dienst- und Stellenvermittlung (§ 21a Abs. 2 GewO) sowie bei den Baugewerben (§§ 9-13 
des Baugewerbegesetzes, RGBl. 193/1893) bestand hingegen weiterhin eine unmittelbare gesetz-
liche Regelung. 
611 Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 678 f.  
612 Dies war der Fall in den Verordnungen für das Rauchfangkehrergewerbe (BGBl. 327/1934) und für 
das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe (BGBl. 131/1935). 
613 Dieses Gutachten entfiel, wenn die Befähigung in Form der Meisterprüfung nachzuweisen war.  
614 So konnten die Vorschriften über die Nachsicht von der Meisterprüfung sinngemäß auch für die 
Fachprüfungen im Gas- und Wasserleitungsinstallations- sowie im Elektroinstallationsgewerbe he-
rangezogen werden. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 685. 
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kammer sowie die betreffenden Genossenschaften anzuhören; auch hier stand der 
Genossenschaft im Falle einer Konzessionserteilung entgegen ihrem Gutachten das 
Recht der Berufung zu (§ 116a Abs. 1 Z. 2 i. F. GewO-Nov. 1934). 
 
Im Falle der Gewerbeausübung durch eine Offene Handelsgesellschaft oder Kom-
manditgesellschaft hatte bereits die GewO-Nov. 1933 festgelegt, dass der Befähi-
gungsnachweis durch einen Gesellschafter erbracht werden musste, der sowohl 
geschäftsführungs- als auch vertretungsbefugt war615 (bei konzessionierten Gewer-
ben nunmehr gemäß § 23a Abs. 4 in Verbindung mit § 14d i. F. GewO-Nov. 1934). 
Im Fall von fabriksmäßig ausgeübten konzessionierten Gewerben blieb die Begüns-
tigung erhalten, dass der Nachweis durch einen Geschäftsführer ausreichend war.  
 
Die (für alle Gewerbe geltenden) allgemeinen Zugangsvoraussetzungen für die 
Gewerbeausübung blieben durch die GewO-Nov. 1934 im Wesentlichen unverän-
dert. Diese Novelle führte im § 2 GewO allerdings das Rechtsinstitut des gewerb-
lichen Mindestalters mit Vollendung des 24. Lebensjahres ein. Damit wurde jedoch 
für den Bereich der GewO nur der ursprüngliche Rechtszustand wieder 
hergestellt.616 Überdies wurde durch die GewO-Nov. 1934 der seit der GewO-Nov. 
1883 im § 5 enthaltene Ausschließungsgrund der Begehung bestimmter strafbarer 
Handlungen auf Personen ausgeweitet, denen ein maßgebender Einfluss auf den 
Geschäftsbetrieb von juristischen Personen bzw. Offenen Handels- oder Kommandit-
gesellschaften zustand.  
 
Im Sinne des Konzepts von der Errichtung eines Ständestaates wurden durch das 
autoritäre Regime auch die berufsständischen Organisationen neu strukturiert. Dabei 
übernahm der im April 1934 konstituierte „Österreichische Gewerbebund“ die 
Funktion einer „politischen“ Vertretung.617 Dieser ging aus dem bereits oben 
erwähnten „Deutschösterreichischen Gewerbebund“ (der 1932 der Christlichsozialen 
                                                 
615 Überdies musste der Wohnsitz dieses Gesellschafters derart gelegen sein, dass von ihm die unmit-
telbare persönliche Ausübung einer entsprechenden Tätigkeit im betreffenden Gewerbe erwartet 
werden konnte. 
616 § 2 i. F. GewO-Nov. 1883 (und vorausgehend bereits § 4 GewO 1859) verlangte, dass der Unter-
nehmer „sein Vermögen selbst zu verwalten berechtigt sei“. Darunter wurde die volle Geschäfts-
fähigkeit bzw. die „Eigenberechtigung“ verstanden. Diese trat als „Volljährigkeit“ seinerzeit nach § 21 
ABGB mit Vollendung des 24. Lebensjahres ein; durch die Novelle zum ABGB im StGBl. 96/1919 
wurde diese Grenze jedoch auf das vollendete 21. Lebensjahr herabgesetzt (bereits nach Vollen-
dung des 18. Lebensjahres konnte der Betreffende zudem gerichtlich für volljährig erklärt werden). 
Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 222-224. 
617 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 125.  
167 
Partei einverleibt und nach seiner Umformung „Reichsgewerbebund“ genannt wurde) 
hervor und beruhte wie dieser auf vereinsrechtlicher Basis. Sein Ziel war die Zusam-
menfassung aller Gewerbe- und Handeltreibenden, die sich zum „selbständigen und 
unabhängigen christlich-deutschen, berufsständisch gegliederten, sozialen und 
autoritär geführten Staat Österreich“ bekannten. Seine Aufgaben umfassten u. a. die 
Vertretung der Standesinteressen seiner Mitglieder; er hatte aber auch die Bewer-
ber(innen) für öffentliche Arbeits- und Lieferaufträge zu überprüfen.  
 
Als „berufsständische“ Vertretung wurde durch das sogenannte Gewerbebundgesetz 
vom 12. März 1935 (BGBl. 84/1935) in Gestalt einer öffentlichrechtlichen Einrichtung 
der „Bund der österreichischen Gewerbetreibenden“ errichtet.618 Dieser Bund und 
seine Unterverbände traten an die Stelle des Hauptverbandes der Gewerbeverbände 
Österreichs (als der Dachorganisation der Gewerbegenossenschaften) sowie der 
rund 2.500 Genossenschaftsorganisationen. Auf Ebene der Länder wurden je 47 
Zünfte errichtet, auf Bundesebene waren die einzelnen Zünfte in 47 Innungen zu-
sammengefasst (beide waren öffentlich-rechtliche Körperschaften zur Vertretung der 
fachlichen Interessen der in ihren Geltungsbereich fallenden Gewerbetreibenden).  
 
Schon der Hauptverband der Gewerbeverbände Österreichs konnte bis März 1935 
zahlreiche Forderungen seiner „mittelständischen“ Klientel durchsetzen, wie die 
Erlassung der GewO-Novelle und des Untersagungsgesetzes 1934, aber auch die 
Erfüllung des lang gehegten Wunsches des Gewerbes, dass bei Vergabe öffentlicher 
Lieferaufträge nicht automatisch das billigste Offert berücksichtigt werde.619 Der 
Bund der österreichischen Gewerbetreibenden als Nachfolgeorganisation konnte 
sich die Aufrechterhaltung des Untersagungsgesetzes sowie die Erlangung des 
Monopols für die Abnahme der Meisterprüfungen als Verdienst anrechnen.  
 
Die GewO-Nov. 1935, BGBl. 548/1935, ersetzte sodann („Im Zusammenhang mit 
den Gesetzen zur Vorbereitung des berufsständischen Aufbaues“) in der GewO die 
Worte „Genossenschaft“ („Gewerbegenossenschaften“) durch die Worte „Zunft“ bzw. 
                                                 
618 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 127 f.  
619 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 145-147, 157.  
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„Zunft (Kaufmannschaft)“. Zugleich wurde das VII. Hauptstück der GewO betreffend 
die Gewerbegenossenschaften eliminiert.620  
 
Zusammenfassend hält Eminger zur Gewerbepolitik des Ständestaates fest:  
 
„Die Grundtendenzen der Gewerbeordnungsnovelle (…) wurden von Handelsminister 
Stockinger folgendermaßen formuliert. Der Schutz des ‚Gewerbes’ solle gewährleistet 
werden‚ einerseits durch die Beseitigung einer ungesunden Beeinflussung der Wett-
bewerbsverhältnisse durch die Überflutung des Standes selbst, anderseits durch eine 
wirksame Bekämpfung der Schädlinge der Wirtschaft, das sind die sogenannten 
Schleuderer, und dann die Unbefugten, die man im Handwerk schlechthin als Pfuscher 
zu bezeichnen pflegt’.“621  
 
Zum Ergebnis dieser Bemühungen weist Eminger allerdings darauf hin, dass die 
protektionistische Mittelstandspolitik keine Besserung der schlechten ökonomischen 
Lage im Gewerbe bewirkte.622 Folge dieser Politik waren nur immer weiter gehende 
Schutzforderungen der Gewerbeverbände und ein allmählich wachsendes Missbe-
hagen größer werdender Bevölkerungsteile, die immer weniger Verständnis für die 
Verregelungsbemühungen der Gewerbevertreter aufbrachten. Auch der Finanzmi-
nister lehnte 1936 die Forderung des Handelsministers nach den bereits 1933 zuge-
sagten restlichen Geldern für eine Hotelstützungsaktion ab; das eiserne Festhalten 
am deflationistischen Sparkurs schloss eine Investitionen erfordernde Politik aus. 
Das den Staatshaushalt kaum belastende (bereits oben erwähnte) „optische“ Arbei-
ten mittels eines Pakets von Maßnahmen des Mittelstandsschutzes war die Folge.  
 
Chaloupek kommt gleichfalls zum Ergebnis, dass die Schutzmaßnahmen des 
Ständestaates den Niedergang des Gewerbes nicht aufzuhalten vermochten; die 
Gewerbepolitik hatte in hohem Maß Alibi-Charakter, sie brachte lediglich ein symbo-
lisches Entgegenkommen gegenüber politischen Kräften, die als Systemstütze 
unentbehrlich schienen.623 Generell weist Sandgruber hinsichtlich der Wirtschafts-
politik des Ständestaates darauf hin, dass diese meist aus der Perspektive einer 
fehlenden Konjunktur- und Beschäftigungspolitik beurteilt werde.624 Andererseits 
                                                 
620 Nur die in diesem Hauptstück enthaltenen gewesenen Bestimmungen über die Krankenversiche-
rung wurden mit Modifikationen durch das „Bundesgesetz, betreffend vorläufige Maßnahmen in der 
Krankenversicherung von Genossenschaftsmitgliedern und Genossenschaftsangehörigen“, BGBl. 
547/1935, aufrechterhalten. 
621 Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 152 f.  
622 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 191, 193.  
623 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 381. 
624 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 397. 
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werde der Ständestaat als willfähriges Instrument der Wirtschaft gesehen. Es treffe 
aber kaum zu, dass der Ständestaat in Österreich mehr als andere Diktaturen dieser 
Zeit ein Staat der „Wirtschaft“ und der „Selbständigen“ gewesen sei. Vielmehr hätten 
sich stärker als jemals zuvor antikapitalistische Tendenzen artikuliert, die sich aus 
Elementen der christlichen Soziallehre und romantischen Ökonomie, einer weit 
verbreiteten Technikskepsis des Bürgertums und einer rückwärtsgewandten, anti-
modernistischen Heimatideologie zusammensetzten.  
 
Eminger zufolge zeigten sich erste Anzeichen einer Neuorientierung zumindest in der 
Gewerbepolitik darin, dass im Februar 1937 Gewerbebundpräsident Julius Raab 
anlässlich einer Präsidialsitzung des Bundes der österreichischen Gewerbetreiben-
den seine Mitarbeiter aufforderte, auf die Zunftmeister einzuwirken, damit diese ihre 
intransigente Haltung hinsichtlich einer Lockerung der Zugangsbeschränkungen zum 
Gewerbe aufgaben; ein „gewisser Zustrom zum Gewerbe“ müsse im Interesse des 
„Gewerbes“ gewahrt bleiben (zudem werde der gegenwärtige Zustand auf Dauer 
gegenüber der Allgemeinheit nicht zu verantworten sein).625 Auch Handelsminister 
Wilhelm Taucher forderte im November 1937 in einer Weisung die mit der Ausarbei-
tung der Vorlage für die Gewerbeordnungsnovelle 1938 befasste Bundeshandels-
kammer auf, die Interessen der Konsumenten nicht außer Acht zu lassen (man wolle 
in die Verhältnisse vor der Einführung der Gewerbesperre zurückkehren). Raab hatte 
als neuer Handelsminister seit Februar 1938 vor dem „Gewerbe“ den Kurswechsel in 
der Mittelstandspolitik des Regimes zu vertreten. Er vertrat nun die Abkehr von jener 
protektionistischen Orientierung, die er „als des Landes mächtigster Gewerbevertre-
ter in den Jahren zuvor zumindest mitgetragen hatte“.626 Damit versuchte man, dem 
Leistungsgedanken wieder in den gewerblichen Diskurs Eingang zu verschaffen. 
 
Im Zuge der politischen Ereignisse vom 12./13. März 1938 („Anschluss“ Österreichs 
an das Deutsche Reich) kam es jedoch zunächst nicht zu einer Weiterentwicklung 





                                                 
625 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 192 f. 
626 Eminger, ebd. S. 192.  
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5. Das Intermezzo des deutschen Handwerksrechtes (1940-1952) 
 
Ausgehend vom Konzept, die einzelnen Phasen der Gewerbepolitik jeweils in 
Relation zur allgemeinen wirtschaftlichen Situation (gegebenenfalls unter Bedacht-
nahme auf die damit im Zusammenhang stehende politische Konstellation) zu 
setzen, wird überblicksweise zunächst auf die wirtschaftliche Lage Österreichs als 
Bestandteil des Deutschen Reiches in den Jahren 1938 bis 1945 eingegangen. 
Dabei war die Ausgangsituation beider Volkswirtschaften zum Zeitpunkt des 
„Anschlusses“ noch äußerst unterschiedlich.  
 
Das österreichische Bruttonationalprodukt wuchs zwar vom Tiefpunkt der Krise 1933 
bis 1937 real um insgesamt zwölf Prozent, es unterschritt dennoch 1937 das Niveau 
von 1913 um neun Prozent und jenes von 1929 um 14 Prozent.627 Obgleich eine im 
Jahr 1937 durch die Auslandsnachfrage ausgelöste Exportsteigerung von real 25,5 
Prozent in diesem Jahr eine Zunahme des Bruttonationalprodukts um 5,4 Prozent 
bewirkte, reichte dies nicht aus, um einen selbsttragenden Aufschwung in Gang zu 
setzen; mit dem Verfall der internationalen Konjunktur verflachte auch die österrei-
chische Wirtschaftsentwicklung. Der private Konsum nahm kaum zu, zumal die 
Löhne stagnierten; die Arbeitslosenrate betrug 1937 noch immer 21,7 Prozent. Die 
Aktivität der Bundesregierung beschränkte sich auf eng begrenzte, unmittelbar der 
„Arbeitsbeschaffung“ dienende Maßnahmen (wie Freiwilliger Arbeitsdienst, produk-
tive Arbeitslosenfürsorge), durch welche 1937 durchschnittlich 35.000 Unselbstän-
dige beschäftigt wurden. Die Situation der österreichischen Wirtschaft vor dem 
„Anschluss“ wird von Butschek als „Gleichgewicht bei Unterauslastung der Produk-
tionsfaktoren“ beschrieben.628 Diese ökonomische Entwicklung war in hohem Aus-
maß auf die Wirtschaftspolitik der österreichischen Bundesregierung zurückzuführen, 
deren Hauptaugenmerk auf den Ausgleich von Budget und Zahlungsbilanz gerichtet 
war,629 um das Vertrauen des Auslandes in die österreichische Finanzgebarung und 
Zahlungsfähigkeit zu fördern.630  
 
                                                 
627 Vgl. dazu und im Folgenden Felix Butschek, Die österreichische Wirtschaft 1938 bis 1945, Wien 
1978, S. 30 f. und S. 115. 
628 Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 115. 
629 Vgl. im Detail bei Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 174 f. 
630 Während der Bundesrechnungsabschluss 1933 noch ein Defizit von 241,6 Mio. S bzw. 19,3 Pro-
zent der Einnahmen auswies, wurde der Abgang 1937 auf 57,7 Mio. S bzw. 4,3 Prozent reduziert. 
Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 115.  
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Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die österreichische Regierung dabei auch 
ausländischen Einflüssen im Zuge der „Genfer Sanierung“ und der „Lausanner 
Anleihe“ (jeweils verbunden mit einer Finanzaufsicht durch den Völkerbund) unter-
lag.631 Wie Butschek zusammenfassend festhält, bot die österreichische Wirtschaft 
am Ende der Zwischenkriegszeit „das Bild hartnäckiger Stagnation, mit einer großen 
Zahl unbeschäftigter Arbeitskräfte, mit einem teilweise unausgelasteten und überdies 
mangels Investitionen vielfach veralteten Produktionsapparat“.632  
 
In Deutschland herrschte 1938 hingegen Hochkonjunktur, waren Arbeitslosigkeit und 
Auslandsschulden abgebaut.633 Die deutsche Wirtschaft war eine „Kriegswirtschaft 
im Frieden“; der weitaus größte Teil der direkten Beschäftigungseffekte kam aus der 
Rüstungsindustrie und deren Aufbau.634 Es gab bereits Engpässe in der deutschen 
Rüstungswirtschaft, bei Facharbeitern, bei Eisen und Stahl, bei den Devisen. Für die 
Aufrüstung wurden die österreichischen Kapazitäten benötigt. An Österreich inter-
essierten vor allem die Bodenschätze (Erz, Magnesit, Erdöl), der Holzreichtum, die 
Wasserkraft, die brachliegenden Kapazitäten bei Arbeitskräften und Anlagen, die 
Devisen- und Goldreserven635. Die Attraktivität der österreichischen Wirtschaft 
bestand somit nicht zuletzt in ihrer geringen Auslastung, die die Chance der 
Ergänzung der deutschen Wehrwirtschaft bot.  
 
Entsprechend groß waren die Auswirkungen des „Anschlusses“ auf die österreichi-
sche Wirtschaft in den Jahren 1938/1939. Insgesamt flossen der gewerblichen 
Wirtschaft 1938 öffentliche Aufträge in der Höhe von 750 Mio. S zu; dies war mehr 
als doppelt so viel wie die 300 Mio. S, die Bundeskanzler Kurt Schuschnigg am 
24. Februar 1938 als „Arbeitsbeschaffungsprogramm“ angekündigt hatte.636 Die 
                                                 
631 Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 30.  
632 Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 31. 
633 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 403 f. und 407. 
634 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 407. Zivile Bauprojekte, wie der Autobahnbau, die Wasser-
kraftwerke, die Auto- und Kühlschrankfabriken, mussten dem gegenüber bald zurückstehen. 
635 Es kam zum Transfer des gesamten Reservebestandes der österreichischen Notenbank. Dabei 
betrugen die valutarischen Reserven der österreichischen Nationalbank (inklusive des Goldschatzes 
von 243,3 Mio. S) insgesamt 422,9 Mio. S. Weiters flossen der deutschen Reichsbank aus dem 
österreichischen Publikum Gold und ausländische Zahlungsmittel im geschätzten Wert von 1.750 
Mio. S zu. Netto (somit reduziert um das Leistungsbilanzdefizit gegenüber Drittländern sowie um den 
Schuldendienst gegenüber österreichischen Auslandsgläubigern) verblieben Deutschland schät-
zungsweise Zahlungsmittel in der Höhe von 1,9 Mrd. S – dies entsprach mehr als dem Zehnfachen 
der deutschen Devisenreserven. Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 53-56. 
636 Vgl. dazu und im Folgenden Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 57 f., 68 und 
116; weiters Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 405 f. 
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private Konsumnachfrage wurde dadurch stimuliert, dass rund 130.000 „ausgesteu-
erten“ Arbeitslosen637 wieder Unterstützung gewährt wurde sowie Familienbeihilfen 
und Ehestandsdarlehen eingeführt wurden. Während die Arbeitslosenrate 1937 noch 
bei rund 22 Prozent lag, sank sie im Jahresdurchschnitt 1938 auf 12,7 Prozent, 1939 
betrug sie nur mehr 3,7 Prozent.638 Allerdings ging ein Teil der Arbeitslosen (arbeits-
lose Ingenieure und Facharbeiter) ins „Altreich“, ein Teil dürfte von Armee und 
Arbeitsdienst aufgesogen worden sein; hinzu kam die Ausweitung der Bürokratie 
durch den hohen Bedarf des NS-Regimes für Verwaltung, Überwachung und Vertei-
lung, überdies wurden viele politisch und rassisch Verfolgte in Emigration, KZ und 
Tod getrieben. So wurde bereits zur Jahreswende 1938/39 im Wesentlichen die 
Vollbeschäftigung erreicht. Die Produktion expandierte unmittelbar nach dem 
„Anschluss“ dort, wo die Aufträge von der deutschen Rüstungsindustrie oder der 
öffentlichen Hand vergeben wurden (wie in der eisenerzeugenden Industrie oder in 
der Erdölförderung). Die explosive Wirtschaftsentwicklung in den drei letzten 
Quartalen des Jahres 1938 und den drei ersten Quartalen 1939 drückte sich in 
einem Wachstum des realen Bruttonationalprodukts um 12,8 Prozent und 13,3 
Prozent im Jahresdurchschnitt aus.  
 
Bereits unmittelbar nach dem „Anschluss“ und schon vor Kriegsausbruch wurde die 
Wirtschaftsentwicklung im österreichischen Raum besonders stark von unmittelbaren 
und mittelbaren Rüstungsproduktionen bestimmt, während die relative Bedeutung 
der Konsumgüterindustrie in der Periode 1939 bis 1941 zurückging.639 Von dem 
1938 ausbrechenden Auftragsschub profitierte am meisten die Bauwirtschaft, hier 
schlug die Arbeitslosigkeit in Arbeitskräftemangel um (spätestens ab Mitte 1941 war 
die Weiterführung von Bauvorhaben von der zwangsweisen Rekrutierung auslän-
discher Arbeitskräfte abhängig). Im Vordergrund der Industriegründungen standen 
Eisen, Aluminium, Düngemittel und Benzin. Der steirische Erzberg wurde zu einem 
wichtigen Faktor im deutschen Rüstungsprogramm.640 Neben die Industriegrün-
                                                 
637 Dies waren Personen, die nach österreichischem Recht ihren Anspruch auf Arbeitslosenunterstüt-
zung verloren hatten. Dazu kam mit Jänner 1939 neu für Arbeiter ein Versicherungsschutz für die 
Versicherungsfälle der Invalidität, des Alters und des Todes. Vgl. Butschek, Österreichische Wirt-
schaft 1938 – 1945, S. 101. 
638 Diese Angaben von Sandgruber (Ökonomie und Politik, S. 406) differieren nur geringfügig mit jenen 
von Butschek (Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 58), denen zufolge 1938 die Arbeitslosig-
keit um 188.000 zurückging und damit die Rate von 12,9 Prozent erreichte. 
639 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 414 sowie 408 und 411.  
640 In Oberösterreich fand 1938 der Spatenstich der „Reichswerke AG für Erzbergbau und Eisenhütten 
Hermann Göring“ in Linz statt, gegründet wurden die Stickstoffwerke in Linz und die Aluminiumwerke 
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dungen trat eine breite Palette von Investitionen in die Infrastruktur, wie der Ausbau 
der Donauhäfen Linz, Krems und Wien, der Ausbau der Wasserkräfte sowie Kanal-
bauten (Donau-Oder, Rhein-Main-Donau). Die für die Großprojekte erforderlichen 
enormen Investitionssummen hatten jedoch die Auswirkung, dass für die Moder-
nisierung und Rationalisierung der Klein- und Mittelbetriebe auch vergleichsweise 
kleine Summen nicht vorhanden waren.641  
 
Verstärkt wurde dieses Ungleichgewicht durch sogenannte Auskämmaktionen, 
bestehend aus der Beschlagnahme von Maschinen und Anlagen und dem Abzug 
von Arbeitskräften aus dem „zivilen“ Sektor oder aus Wehrmachtsfertigungen nied-
rigerer Dringlichkeitsstufe.642 Das schärfste Mittel zur Umlenkung von Ressourcen in 
den Rüstungssektor war die Stilllegung von Betrieben mit „kriegsunwichtigen“ 
Fertigungen. Ab 1940 gab es beinahe jährlich im Frühjahr eine Kampagne zur Still-
legung von Betrieben. Als Folge kam es im Handwerk zu einem dramatischen Rück-
gang der Betriebe und Beschäftigten (vor allem in den ersten Kriegsjahren).  
 
Daneben begann schon 1938 in Form der sogenannten „Arisierung“ die Enteignung 
des auf etwa zwei bis drei Milliarden Reichsmark geschätzten jüdischen Vermögens, 
eingeleitet durch Schikanen und Boykottaktionen vor allem gegen die nach außen 
sichtbare jüdische Geschäftswelt.643 Die Politik der Enteignung setzte mit spontaner 
Aneignung von Geschäften und Betrieben durch sogenannte „wilde Kommissare“ 
ein; nachträglich wurde dies legalisiert. Die Ausschaltung jüdischer Wirtschafts-
treibender erfolgte durch erzwungenen Verkauf, Konfiszierung oder Betriebauflösung 
(Abwicklung).644 Von den etwa 33.000 als „jüdisch“ qualifizierten Betrieben wurde ein 
                                                                                                                                                        
in Ranshofen/Braunau (mit wehrwirtschaftlichem Hintergrund). In Niederösterreich wurden die Wr. 
Neustädter Flugzeugwerke zum größten Jagdflugzeughersteller des Deutschen Reiches; es ent-
stand ein Flugmotorenwerk in Wr. Neudorf, ein Jagdpanzerendfertigungswerk in St. Valentin; aus-
gebaut wurden die Wiener Lokomotivfabrik in Wr. Neustadt, die Erdölförderung im Marchfeld, Stahl-
werke und Metallfabriken in Enzesfeld, St. Aegyd, Waidhofen, Traismauer, Ternitz, Traisen und 
Berndorf. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 413. 
641 Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 429.  
642 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 415.  
643 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 420 f.  
644 Der überwiegende Teil der Betriebe wurde unter dem Druck des Regimes entweder von den Be-
sitzern selbst aufgegeben oder schon vor der „Arisierung“ durch Boykottaktionen in den Konkurs 
getrieben, „quasi als Konzept einer von den Nationalsozialisten anvisierten Strukturbereinigung in 
Kleingewerbe und Handel. (…) Es profitierten zahlreiche Illegale, Günstlinge und Protektionskinder, 
aber auch viele Unbeteiligte. So wurde insbesondere in Wien die ‚Arisierung’ zu einem makabren 
‚Surrogat’ der vom Nationalsozialismus versprochenen und nicht eingelösten ‚Mittelstandspolitik’ und 
verhalf zahlreichen Tätern neben emotionaler Abreaktion auch zu einer Existenzverbesserung.“ Vgl. 
Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 420 f. 
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Fünftel bereits im Zuge des „Anschlusses“ aufgelöst oder zerstört. Mehr als 80 
Prozent der restlichen rund 26.000 Betriebe und Geschäfte wurden liquidiert, vor 
allem im Handels-, Handwerks- und Privatbankenbereich; eine eigentliche „Arisie-
rung“ fand nur in etwa 5.000 Fällen statt.  
 
Eine neue Phase der deutschen Kriegswirtschaft begann mit der Jahreswende 
1941/42, als die Offensive gegen die Sowjetunion zum Stehen gekommen war und 
die Rote Armee zu kräftigen Gegenstößen ansetzte.645 Da die Verluste an Menschen 
und Kriegsmaterial jetzt ein ganz anderes Ausmaß als in den bisherigen Kampfhand-
lungen erreichten, kam es zu einer Reorganisation der Rüstungsproduktion646 und zu 
einer intensiveren zentralen Lenkung der gesamten Wirtschaft. Bisher waren zwar 
die Marktkräfte durch Ausschaltung des Preismechanismus, durch Rohstoffbewirt-
schaftung und Außenhandelsregulierung weitgehend gelähmt, dennoch hatten aber 
die Unternehmer (vor allem im zivilen Bereich) prinzipiell die Produktionsmenge 
bestimmt und auch über die Produktionsmittel disponiert. Nunmehr kam es zu einer 
Zentralverwaltungswirtschaft, in welcher nicht nur die Produktionsziele, sondern 
mehrheitlich auch die Disposition über die Produktionsmittel staatlichen Einrichtun-
gen übertragen waren. Zudem drückten Butschek zufolge Rationierung und Quali-
tätsverschlechterung das reale Konsumniveau, spätestens Ende 1941 dürfte das 
Durchschnitteinkommen der Arbeitnehmer wieder auf den Standard vor dem 
„Anschluss“ zurückgefallen sein.647 Mit Beginn des „totalen Krieges“ im Jahr 1942 
sank das Verbrauchsniveau weiter stetig ab, 1944 konnte es nur mehr die Existenz-
notwendigkeit decken.648  
 
Im ersten Halbjahr 1944 ging das Niveau des gesamten privaten Verbrauchs (ein-
schließlich das Verbrauchs der Armee) auf drei Viertel des Niveaus von 1939 zurück; 
da davon rund ein Drittel auf den Verbrauch der Armee entfiel, stand der Zivilbevöl-
                                                 
645 Vgl. dazu und im Folgenden Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 85 f., S. 101.  
646 An die Stelle der direkten Auftragsvergabe durch Heer, Luftwaffe und Marine trat die Anmeldung 
der Bedürfnisse an das Reichsministerium für Bewaffnung und Munition, welches nun für die Liefe-
rung der Rüstungsgüter in der gewünschten Menge und Qualität verantwortlich war. Vgl. Butschek, 
Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 86. 
647 Vgl. dazu und im Folgenden Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 101.  
648 Bis 1944 verringerte sich zwar das österreichische Brutto-Inlandsprodukt nur wenig, es wurde aber 
ein immer größerer Teil für Rüstung aufgewendet. Unmittelbare Vorteile aus dem „Anschluss“ und 
der dadurch ausgelösten wirtschaftlichen Expansion zogen die Verbraucher daher nur kurze Zeit. 
Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 102. 
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kerung „kaum die Hälfte des Vorkriegsverbrauchs“ zur Verfügung.649 Zugleich war 
die Nachfrage nach Konsumgütern infolge der enormen Bombenschäden steil 
angestiegen. Da die meisten Verbrauchsgüter nur Bombengeschädigten zugeteilt 
wurden, standen der Zivilbevölkerung in der letzten Kriegsphase außer 
Lebensmitteln praktisch überhaupt keine Verbrauchsgüter zur Verfügung. Während 
die Verluste durch den alliierten Bombenkrieg bis Mitte 1944 vergleichsweise gering 
geblieben waren, gingen die Alliierten ab Frühjahr 1944 dazu über, systematisch 
neuralgische Bereiche der Kriegsproduktion lahm zu legen, zugleich konzentrierten 
sie sich auf die Vernichtung des Verkehrsapparates (die sich verschlechternde 
Transportsituation bewirkte weitere Schwierigkeiten für die Erzeugung).650  
 
Auf gewerberechtlichem Gebiet entstand im Zuge der Zugehörigkeit Österreichs zum 
Deutschen Reich angesichts des partiellen Weiterbestandes des ursprünglichen 
österreichischen Gewerberechts neben einzelnen „reichsrechtlichen“ Vorschriften ein 
eigenartiges compositum mixtum. Friedrich Schwiedland spricht (im Hinblick auf den 
grundsätzlichen Fortbestand der dadurch entstandenen Rechtslage bis 1952) im 
Vorwort zur ersten Auflage seiner Gewerbeordnungs-Ausgabe (1948) von „vier 
großen in das österreichische Gewerberecht gesprengten Breschen“, bewirkt durch 
die Einführung des deutschen Handwerksrechtes und Verkehrsrechtes sowie des 
deutschen Gaststättengesetzes und der Reichskulturkammergesetzgebung.651 Er 
„würdigt“ diese unübersichtliche Rechtslage in folgender Weise: 
 
„Die während der nationalsozialistischen Herrschaft erfolgte Einführung reichsrecht-
licher Bestimmungen ohne Rücksicht auf ihre Anwendbarkeit im österreichischen 
Rechtssystem, ihr häufig durchaus unzureichend gekennzeichneter Geltungsbereich, 
(…) vor allem aber das Ineinandergreifen von noch weitergeltenden reichsrechtlichen 
Vorschriften und österreichischen Bestimmungen machen das Gewerberecht derzeit zu 
einem Tummelplatz spitzfindigster Zweifelsfragen, deren Bewältigung auch den gewieg-
testen Fachleuten nicht immer gelingt. War 1938 das österreichische Gewerberecht 
immerhin noch ein Ganzes, so ist heute sein einheitlicher Guß restlos zerstört, die Sys-
tematik verwüstet, die Klarheit der Begriffe zuschanden. Dieses Ergebnis ist, abgese-
hen von der inhaltlichen Umformung zahlreicher Rechtsvorschriften, nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, daß die Anpassung des Neuen an das Alte während der nationalsozi-
alistischen Ära keineswegs in juristisch-sauberer Form stattfand, sondern daß man sich 
oft damit begnügte, bloß ganz allgemein auszusprechen, daß ‚entgegenstehende’ oder 
                                                 
649 Vgl. dazu und im Folgenden Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 87-89.  
650 Mitte 1944 begann die Produktion auch in der Grundstoff- und Rüstungsindustrie abzufallen; mit 
den großen Offensivstößen der Alliierten ins deutsche Staatsgebiet Anfang 1945 verfiel die Wirt-
schaft des damaligen Deutschen Reiches in Agonie. Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 
– 1945, S. 89.  
651 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, Vorwort zur 1. Aufl., S. VI. Friedrich Schwiedland war 1948 
(1. Aufl.) bzw. 1953 (2. Aufl.) „Leitender Sekretär“ der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft.  
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‚nicht in Einklang stehende’ Vorschriften des österreichischen Rechtes als außer Kraft 
getreten zu betrachten seien. Damit nicht genug, wurden häufig ‚wörtlich nicht anwend-
bare’ Bestimmungen des deutschen Rechtes als ‚sinngemäß’ eingeführt erklärt (…)“.652  
 
Mit der Verordnung über die Einführung des (deutschen) Handwerksrechts in der 
„Ostmark“ vom 24. Februar 1940 (kundgemacht im Gesetzblatt für das Land Öster-
reich Nr. 48/1940) wurden die Dritte Handwerksverordnung (deutsches RGBl. I S. 
15/1935 in der damals geltenden Fassung) sowie das deutsche „Verzeichnis der 
Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben werden können“ (Handwerkeverzeichnis) in 
Österreich eingeführt; diese Verordnung trat am 29. Februar 1940 in Kraft. Das 
deutsche Gewerberecht kannte nur die im Handwerkeverzeichnis angeführten regle-
mentierten Gewerbe, aber keine gebundenen oder konzessionierten Gewerbe im 
Sinne der österreichischen GewO. Die Überlagerung der GewO durch die deutschen 
Handwerksvorschriften hatte zur Folge, dass § 1b GewO, betreffend die Liste der 
(nach österreichischem Recht) handwerksmäßigen Gewerbe, als gegenstandslos zu 
betrachten war.653 Die vormals im § 1b GewO angeführten Gewerbe waren nun 
entweder als „Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben werden können“ aufzufas-
sen, wenn sie einem im Handwerkeverzeichnis aufgezählten Gewerbe entsprachen, 
oder sie wurden zu freien Gewerben (somit ohne Befähigungsnachweis), wenn sie 
keinem der im erwähnten Verzeichnis angeführten Gewerbe entsprachen.  
 
Darüber hinaus erstreckte sich das Handwerkeverzeichnis auch auf rund ein Drittel 
der in § 1a Abs. 1 lit. b GewO zu „gebundenen“ erklärten Gewerbe. Diese waren 
nunmehr gleichfalls als „Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben werden können“, 
aufzufassen;654 § 1a GewO wurde in diesem Umfang somit gleichfalls gegenstands-
los. Ebenso waren acht der nach der österreichischen Gewerbeordnung konzessio-
nierten Gewerbe (vgl. § 15 GewO) auf Grund des Reichshandwerksrechtes 
„Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben werden können“; gemäß Art. II Z. 6 Abs. 1 
der oben zitierten Verordnung über die Einführung des Handwerksrechts blieben 
aber für sie die österreichischen gewerberechtlichen Vorschriften über die Konzes-
sionsverleihung aufrecht.655  
 
                                                 
652 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, Vorwort zur 1. Aufl., S.V f.  
653 Vgl. dazu und im Folgenden F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 21. Das deutsche Hand-
werksrecht wurde erst mit der Gewerberechtsnovelle 1952, BGBl. 179/1952, mit Wirksamkeit vom 
1. Jänner 1953 wieder außer Kraft gesetzt.  
654 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 17.  
655 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 50.  
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Folgende Gewerbe wurden nach diesem Verzeichnis handwerksmäßig betrieben:  
 
 „1. Bäcker, Brezelbäcker, 
  2. Bandagisten, Chirurgiemechaniker, Orthopädiemechaniker, Chirurgie-Instrumenten-
macher,  
  3. Böttcher (Holz- und Weinküfer, Kübler, Schäffler), Muldenhauer, 
  4. Brauer, Mälzer, 
  5. Buchbinder, Kartonagenmacher, Linierer, 
  6. Buchdrucker, Chemigraphen, Galvanoplastiker, Kartographen, Kupferdrucker, Licht-
drucker, Lichtpauser, Lithographen, Steindrucker, Stereotypeure, Xylographen, 
  7. Büchsenmacher (Waffenmacher), 
  8. Bürsten- und Besenmacher, Bürstenhölzermacher, Kämmemacher, Pinselmacher, 
Drahtbürstenmacher, 
  9. Dachdecker, Bleidecker, Papp-(Asphalt-)decker, Schieferdecker, Schindeldecker, 
Stroh-(Rohr-)decker, Ziegeldecker, 
10. Damenschneider, Theatergewandmacher, 
11. Drechsler, Elfenbeinschnitzer, Hartgummidreher, 
12. (entfällt), 
13. Elektroinstallateure, Elektromaschinenbauer, Elektromechaniker, Radiomechaniker, 
14. Färber, Appreteure, Chemischreiniger, Dekateure,  
15. Fleischer (Metzger), Großschlächter, 
16. Friseure, Perückenmacher, 
17. Galvaniseure, 
18. Gerber, Lederglätter, Lederpresser, Lederschärfer, 
19. Glaser, 
20. Glasmaler, Porzellanmaler, 
21. Glasschleifer, Glasbläser, Glasätzer, Glasbeleger, Einrahmer, Vergolder, 
22. Glas- und Gebäudereiniger,  
23. Gold- und Silberschmiede, Taschenuhrgehäusemacher, Juweliere, 
24. Gold-, Silber- und Aluminiumschläger, Guillocheure, 
25. Graveure, Gürtler, Emailleure, Formstecher, Kupferstecher, Metalldrücker, 
Schmuckwarenhersteller, Stempelhersteller, Ziseleure, 
26. Handschuhmacher, 
27. Herrenschneider, Uniformhersteller, 
28. Holzbildhauer, Holzschnitzer, 
29. Holzschuh- und Pantoffelmacher, 
30. Klempner (Spengler, Flanschner) und Installateure, Bierleitungsreiniger, Gas- und 
Wasserinstallateure, Kupferschmiede, Lüftungs- und Kühlanlagenhersteller, Kühler-
hersteller und Kühlerreparateure, Zentralheizungsbauer,  
31. Konditoren, Bonbon-, Pralinen-, Schokolade- und Zuckerwarenhersteller, Lebküch-
ler, 
32. Korbmacher, Stuhlflechter, 
33. Kraftfahrzeugreparateure, Autoelektriker, Vulkaniseure, Zylinder- und Kurbelwellen-
schleifer, letztere, soweit sie im Zusammenhang mit handwerklicher Kraftfahrzeug-
reparatur tätig sind, 




36. Maler, Anstreicher, Tüncher, Weißbinder, 
37. Maurer (Hoch- und Tiefbau, Landeskulturbau), Backofenbauer, Beton-(Eisen-       
beton-)bauer, Beton- und Kunststeinhersteller, Brunnenbauer, Feuerungstechniker, 
Mosaikleger, Platten-, Steinholz- und Fliesenleger, Schornsteinbauer, Wärme-, 
Kälte- und Schallschutzhersteller, Terrazzomacher, 
38. Mechaniker, Büro-, Näh-, Sprechmaschinen- und Fahrradmechaniker, 
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39. Messerschmiede, Damaszierer, 
40. Mühlenbauer, 
41. Müller, Getreidemüller, 
42. Musikinstrumentenmacher, Geigenbauer, Harmoniumbauer, Klavierbauer, Orgel-
bauer, Glockengießer, Mechanische Musikinstrumentenmacher, Metallblasinstru-
menten- und Schlagzeugmacher, Holzblasinstrumentenmacher, Zupfinstrumenten-
macher, Harfenbauer, Bogenmacher, Saitenmacher, 
43. Optiker, Optikmechaniker, Feinmechaniker, 
44. Pflasterer (Steinsetzer), Straßenbauer, 
45. Photographen, Phototechniker, 
46. Portefeuiller, 




50. Sattler, Tapezierer, Dekorateure, Polsterer, 
51. Schilderhersteller, Schildermaler, 
52. Schirm- und Stockmacher, 
53. Schlosser, Blitzableiterbauer, Feilenhauer, Maschinenbauer, Metalldreher, Metall-
former und Metallgießer, Metallschleifer, Nadler, Siebmacher, Drahtschlosser, 
Werkzeugmacher, Webekamm- und Webegeschirrmacher (Riet-, Kamm- und 
Zeugmacher), Zinngießer, 
54. Schmiede, Kesselschmiede, Nagelschmiede, 
55. Schornsteinfeger, 
56. Schuhmacher, Orthopädieschuhmacher, Schäftemacher, Stepper, 
57. Seifensieder, Leimsieder, Kerzenzieher, 
58. Seiler, Segelmacher, Netzmacher, 
59. Spielzeughersteller, 
60. Steinbildhauer, Steinmetze, Marmorschleifer, 
61. Stellmacher (Wagner), Karosseriebauer, 
62. Sticker, 
63. Stukkateure, Gipser, 
64. Tischler (Schreiner), Sargtischler, Stuhltischler, Schneeschuhtischler, Boots- und 
Schiffbauer, Modellbauer, Segelflugzeugbauer, Intarsienschneider, Jalousiemacher, 
Parkettleger, Holzuhrengehäusemacher, Kegelbahnbauer, 
65. Töpfer, Häfner, Kannenbäcker, Ofensetzer, 
66. Uhrmacher, 
67. Wachsmodelleure, 
68. Wäscherei- und Plättereibetriebe, 
69. Wäscheschneider, Korsettmacher, 
70. Weber, Stricker, Wirker, Tuchmacher, Tuchscherer, Spinner, Walker, Kammacher, 
Zeugmacher,  
71. Zahntechniker, die keine Heilbehandlung ausüben, 
72. Zimmerer.“656  
 
Von den in § 1a Abs. 1 lit. b der (österreichischen) Gewerbeordnung angeführten 
Gewerben zählten folgende Gewerbe bzw. gewerbliche Teilbereiche zu den „Gewer-
ben, die handwerksmäßig betrieben werden können“ im Sinne des Handwerke-
                                                 
656 Vgl. die Wiedergabe der Liste bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 241-245. Die An-
merkungen Schwiedlands zu Z. 6 und Z. 30, betreffend Anordnungen des Reichswirtschaftsministers 
über die Eliminierung im Handwerkeverzeichnis wurden nicht berücksichtigt, da diese Anordnungen 
nicht ordnungsgemäß kundgemacht wurden.  
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verzeichnisses; sie wurden dementsprechend nicht mehr als „gebundene“ Gewerbe 
behandelt:657  
 
Wäschewarenerzeugung (Z. 1) 
Strick- und Wirkwarenerzeugung (Z. 3) 
Weber (aus Z. 4) 
Sticker (mit Ausnahme der Gold-, Silber- und Perlensticker, Z. 5) 
Wäscher und Wäschebügler (Z. 7) 
Zimmerputzen mit Ausnahme des Reinigens von Tapeten (Z. 10) 
Chemischreinigen von Teppichen (aus Z. 11) 
Erzeugung von Zement- und Betonwaren (Z. 13) 
Mahlmüller (aus Z. 14) 
Präparatoren (Z. 18) 
Schriftgießer (Druckletternerzeuger, Z. 23) 
Asphaltierer, Isolierer und Schwarzdecker (Z. 26) 
Aufstellung von Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüftungsanlagen (aus 
Z. 27) 
Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung und Verwertung künstlicher Kälte (aus Z. 28) 
Fuhrwerksgewerbe, soweit es nicht an eine Konzession gebunden ist (Z. 31).658  
 
Von den konzessionierten Gewerben gemäß § 15 GewO zählten nunmehr folgende 
Gewerbe auf Grund des Handwerkeverzeichnisses zu den „Gewerben, die hand-
werksmäßig betrieben werden können“, obgleich nach der bereits erwähnten 
Einführungsverordnung zum deutschen Handwerksrecht die österreichischen (Ver-
fahrens-)Vorschriften für die Konzessionsverleihung aufrecht blieben:659  
 
Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- und Zimmermannsgewerbe (Z. 6) 
Rauchfangkehrergewerbe (Z. 7) 
Gas- und Wasserleitungsinstallation (Z. 17) 
Erzeugung und Reparatur von Dampfkesseln (Z. 18) 
Herstellung elektrischer Starkstromanlagen und Einrichtungen (Z. 38).660  
                                                 
657 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 13-17. Prochaska zufolge blieben die im Hand-
werkeverzeichnis nicht aufscheinenden, im österreichischen Gewerberecht enthaltenen gebundenen 
und konzessionierten Gewerbe mit dem diesen zugehörigen Befähigungsnachweis bestehen. Vgl. 
Franz Prochaska, Umriss der Geschichte der Gewerbepolitik, Manuskript, Wien 1999, S. 19 (Beilage 
zum Protokoll über das Ergebnis der Rp-Referentenbesprechung 1999/VI der Wirtschaftskammer 
Österreich). 
658 Die gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Landfahrzeugen, die durch die Kraft von Ma-
schinen oder Tieren bewegt werden (Linien- und Gelegenheitsverkehr), wurde durch das „Gesetz 
über die Beförderung von Personen zu Lande“, eingeführt in Österreich durch die Verordnung zur 
Einführung dieses Gesetzes, GBl. für das Land Österreich Nr. 303/1938, geregelt. Als gebundenes 
Gewerbe war deshalb nur mehr die Beförderung von Lasten mit anderen als Kraftfahrzeugen und  
die Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen unter 350 kg Eigengewicht anzusehen. Vgl. F. 
Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 16.  
Das vormals gebundene Gewerbe der Galvaniseure war bereits durch Verordnung BGBl. 362/1937 
mit dem handwerksmäßigen Gewerbe der Metall- und Stahlschleifer (§ 1b Abs. 2 Z. 8 GewO) zu-
sammengelegt worden. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 18. 
659 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 50, 52 und 55.  
660 Mit Verordnung, publiziert im Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 479/1939, wurde zudem „die 
Ausübung des Fremdenführergewerbes im Bereich der Stadt Wien“ der Konzessionspflicht unter-
stellt. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 59.  
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Nachstehende bisher auf Grund der österreichischen GewO (nach § 15 bzw. ent-
sprechenden Verordnungen) konzessionierte Gewerbe bzw. Teilbereiche davon 
wurden durch die Reichskulturkammergesetzgebung (eingeführt durch Verordnung 
im Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 191/1938) am 15. Juni 1938 gegenstands-
los:661  
 
Handel mit literarischen oder artistischen auf mechanischem oder chemischem Wege 
vervielfältigten Erzeugnissen, insbesondere Buchhandlungen, einschließlich der Anti-
quarbuchhandlungen, Kunst-, Musikalienhandlungen (Teilbereich aus Z. 1); 
Unternehmungen von Leihanstalten für derlei Erzeugnisse und von Lesekabinetten;  
Gewerbe der Altwarenhändler (Trödler, Z. 12; diese Tätigkeit wurde teilweise gegen-
standslos); 
Telegraphenagenturen (Telegraphenbüros, Telegraphenkorrespondenzbüros); 
Versteigerung beweglicher Sachen (gegenstandslos hinsichtlich von Sachen mit künst-
lerischem, historischem oder von Sammlerwert); 
Betrieb von Theaterkartenbüros. 
 
Im Bereich der Verkehrsgewerbe waren bereits durch BGBl. 294/1931 die Kraftfahr-
linienunternehmen von der GewO (§ 15 Abs. 1 Z. 3) ausgenommen worden; mit 
Wirksamkeit vom 1. Oktober 1940 wurde sodann auf Grundlage der „Verordnung zur 
Einführung des Gesetzes über die Beförderung von Personen zu Lande in der 
Ostmark“ auch der restliche Teil des § 15 Z. 3 GewO gegenstandslos.662 Weiters 
wurde im Rahmen des § 15 Z. 4 GewO das sogenannte Platzfuhrwerksgewerbe (als 
Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten Personentransportmittel zu jeder-
manns Gebrauch bereithalten) durch das deutsche Gesetz über die Beförderung von 
Personen zu Lande gegenstandslos.663 Die Konzessionspflicht nach § 15 Z. 4 GewO 
beschränkte sich seither auf „die Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten 
persönliche Dienste (als Boten, Träger und dergleichen) anbieten“. Eine Konzession 
zur „Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen“ (Basis hiefür war die Ministerial-
verordnung BGBl. 109/1931) berechtigte seit 1. Juli 1939 auf Grund der „Verordnung 
zur Einführung des Gesetzes über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen im 
Lande Österreich“ (Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 296/1938) nur mehr zur 
Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen innerhalb eines Umkreises von 50 km 
(Güternahverkehr).664  
 
                                                 
661 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 48, 51, 54 und 55.  
662 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 49.  
663 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 49 f.  
664 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 56.  
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Schließlich wurden durch die Verordnung zur „Einführung des Gaststättengesetzes in 
den Reichsgauen Wien, Kärnten, Niederdonau, Oberdonau, Salzburg, Steiermark 
und Tirol-Vorarlberg“, RGBl. I S. 187/1942, die gastgewerblichen Bestimmungen der 
GewO außer Kraft gesetzt.665 Weiters setzte das deutsche Gesetz über den Huf-
beschlag (RGBl. I S. 3/1941) die entsprechenden österreichischen Vorschriften (vgl. 
§ 15 Z. 20 GewO) außer Kraft.666  
 
Langfristige Auswirkungen hatten zwei weitere Eingriffe in das österreichische Ge-
werberecht. Auf Grund der Einführungsverordnung für das deutsche Waffengesetz 
(Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 233/1939) traten die Vorschriften über „Ver-
fertigung und Verkauf von Waffen und Munitionsgegenständen“ (§ 15 Z. 10 GewO) 
am 1. Juni 1939 außer Kraft.667 Die Bestimmungen des deutschen Waffengesetzes 
wurden erst mit der Gewerberechtsnovelle 1965, BGBl. 59/1965, durch österreichi-
sche Rechtsvorschriften ersetzt. Weiters wurden die Vorschriften der GewO über die 
„gewerbemäßige Dienst- und Stellenvermittlung“ (§ 15 Z. 22 und §§ 21a bis 21f) mit 
dem Wirksamwerden des deutschen Gesetzes über die Arbeitsvermittlung, Berufs-
beratung und Lehrstellenvermittlung (eingeführt mit Kundmachung im Gesetzblatt für 
das Land Österreich Nr. 181/1938) am 21. Mai 1938 gegenstandslos; diese Tätigkei-
ten waren nunmehr Angelegenheit staatlicher Behörden. Erst durch Art. 21 des 
Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl. 314/1994, wurde die Arbeitsvermittlung 
wieder in die GewO (als „nicht bewilligungspflichtiges gebundenes Gewerbe“ – dies 
entsprach den seinerzeitigen „gebundenen Gewerben“) aufgenommen.  
 
Das restriktive Gewerberecht des Ständestaates mit seinem Kulminationspunkt im 
Untersagungsgesetz wurde somit durch das reichsrechtliche Handwerksrecht und 
durch sonstige deutsche Rechtsvorschriften ab dem Jahr 1938 schrittweise und 
partiell verdrängt. Der dadurch entstandene unübersichtliche Rechtszustand wurde 
nach Wiedererlangung der Eigenstaatlichkeit Österreichs im Jahr 1945 wiederum nur 
schrittweise bereinigt, beginnend mit der Aufhebung der durch NS-Gedankengut 
geprägten Reichskulturkammergesetzgebung (1945) und des Gaststättengesetzes 
(1948), überwiegend aber erst 1952 durch Ersatz des deutschen Verkehrsrechtes 
und Handwerksrechtes. Einzelne Eingriffe in das originär österreichische Gewerbe-
                                                 
665 Vgl. dazu und im Folgenden F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 440-445.  
666 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 52 f. 
667 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 1. Aufl., S. 50 f.  
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recht wirkten sogar noch längere Zeit fort. Garhofer begründet den vorerst noch sehr 
weitgehenden Fortbestand von Bestimmungen deutscher Provenienz in seinem 1949 
erschienenen Beitrag in folgender Weise:668  
 
„Auf dem Gebiet des Gewerberechts konnte die Rückführung auf eine rein öster-
reichische Gewerbeverfassung noch nicht restlos durchgeführt werden, da mit Rück-
sicht auf die noch nicht stabilisierte Wirtschaft Zwischenlösungen getroffen werden 
müßten, die nach der Wiederkehr normaler wirtschaftlicher Verhältnisse neuerdings 
abgeändert werden müßten.“  
 
Auch in der österreichischen Volkswirtschaft wirkte das Regime des deutschen 
Reiches ebenso wie die Katastrophe des Krieges nach. Sandgruber zufolge fiel der 
Wirtschaftsinfarkt 1945 ähnlich dramatisch aus wie nach dem Ersten Weltkrieg; 1946 
betrug das österreichische Brutto-Inlandsprodukt etwa 60 Prozent des Volumens von 
1913 und 1937.669 Dabei erklärte sich das geringe Niveau der Nachkriegsproduktion 
aus dem Mangel an Energie, Rohstoffen, geeigneten Arbeitskräften670, Transport-
möglichkeiten und Nahrungsmitteln. Dennoch waren die wirtschaftlichen Ausgangs-
bedingungen nach 1945 besser als nach 1918, trotz der Zerstörungen und der De-
montage wesentlicher Teile des Produktionsapparates und der Infrastruktur. Denn 
durch die deutsche Rüstungspolitik waren in Österreich zahlreiche Projekte entstan-
den, die in dieser Größenordnung vor 1938 nicht existiert hatten. Der Krieg führte zu 
einem gewaltigen technischen Lernprozess. Weiters war ein Industrialisierungs-, 
Konzentrations- und gleichzeitig Regionalisierungsprozess in Gang gekommen.  
 
Im Detail weist Butschek darauf hin, dass die großen Investitionen der Kriegszeit den 
Rahmen der traditionellen österreichischen Industriestruktur mit ihrem hohen Anteil 
verarbeitender Industrien sprengten.671 Zunächst ergaben sich Umgruppierungen als 
Folge der Nachfrageexpansion 1938 und 1939. Diese durch den Markt herbeigeführ-
ten Strukturverschiebungen wurden verstärkt durch gezielte Rüstungsgroßprojekte 
(Hütte Linz, Stickstoffwerke, Aluminiumwerke Ranshofen, Zellwollefabrik Lenzing), 
die die deutsche Rüstungsindustrie mit Grundstoffen und Vormaterialien versorgten. 
                                                 
668 Vgl. Garhofer, Hundert Jahre österreichische Gewerbepolitik, S. 497. Das diesen Beitrag umfas-
sende Werk „Hundert Jahre österreichischer Wirtschaftsentwicklung 1848 – 1948“ (Hg. Hans Mayer) 
wurde auf Veranlassung der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft zum 100-jährigen Bestand 
der Kammerorganisation herausgegeben. 
669 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 440, 444 f.  
670 Das Arbeitskräfteangebot war auf Grund der Gefallenen, Gefangenen und Kriegsversehrten erheb-
lich reduziert. 1937 hatte das Angebot an unselbstständigen Arbeitskräften mehr als 2 Millionen aus-
gemacht, für 1945 wurde es auf 1,5 Mio. geschätzt. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 444. 
671 Vgl. dazu und im Folgenden Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 110-114.  
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Ihre Kapazitäten gingen weit über die österreichische Binnennachfrage hinaus. 
Weiters kam es zu einer Strukturverschiebung zum effizienteren Großbetrieb. 
Parallel dazu kam es zu einer regionalen Schwerpunktverlagerung: Österreichs 
traditioneller Industrieschwerpunkt lag in Wien mit dem Wiener Becken sowie in der 
Obersteiermark; nun entstand ein neues industrielles Zentrum in Oberösterreich. Die 
Großindustrie verteilte sich innerhalb des Bundesgebiets vorteilhafter. Dies begüns-
tigte eine bessere Ausschöpfung lokaler Arbeitskraftreserven und schuf Standort-
vorteile für die Wirtschaftslage nach 1945. Die nationalsozialistische Ära hinterließ 
somit eine Produktions- und Betriebsstruktur, aber auch ein technisches Niveau, die 






















                                                 
672 Die Bundesregierung entschied sich – angesichts der schweren Kriegsschäden – für den Wieder-
aufbau der Anlagen und für die Fortführung der Produktion; sie legte damit das Fundament für den 
Nachkriegsaufschwung, der in hohem Ausmaß durch den Export der Produkte dieser Anlagen getra-
gen war. Vgl. Butschek, Österreichische Wirtschaft 1938 – 1945, S. 110. 
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6. Die Gewerberechts-Novelle 1952 (Re-Austrifizierung) 
 
Durch das Verfassungsgesetz über die Wiederherstellung des Rechtslebens in 
Österreich (Rechts-Überleitungsgesetz) vom 1. Mai 1945 wurden grundsätzlich alle 
nach dem 13. März 1938 (somit nach dem „Anschluss“) erlassenen Gesetze bis zur 
Neugestaltung der einzelnen Rechtsgebiete für Österreich „vorläufig“ aufrecht erhal-
ten. Ausgenommen waren die Vorschriften für die der Reichskulturkammergesetz-
gebung unterliegenden Gewerbe: Mit Kundmachung vom 20. Juni 1945, StGBl. 
41/1945, stellte die Provisorische Staatsregierung im Sinne des Rechts-Überleitungs-
gesetzes673 fest, dass die deutsche Reichskulturkammergesetzgebung für den Be-
reich der Republik Österreich mit 27. April 1945 außer Wirksamkeit getreten ist.674 Im 
Jahr 1948 wurden diese ehemals konzessionierten Gewerbe auf Grundlage der 
allgemeinen Verordnungsermächtigung des § 24 GewO durch die sogenannte 
Rekonzessionierungsverordnung, BGBl. 72/1948, mit Wirkung vom Tag der Unab-
hängigkeitserklärung Österreichs am 27. April 1945 wieder der Konzessionspflicht 
nach der GewO unterstellt.675 Gleichfalls im Jahr 1948 setzte das Gast- und Schank-
gewerbegesetz, BGBl. 89/1948, die österreichischen Vorschriften für die Gast- und 
Schankgewerbe wieder in Kraft (insbesondere § 15 Abs. 1 Z. 15 sowie die §§ 16 bis 
20 GewO).676 Im Folgejahr wurde durch die Ministerialverordnung BGBl. 217/1949 
der „Huf- und Klauenbeschlag“ wieder konzessionspflichtig.677  
 
Erst am 1. Mai 1952 trat ein völlig neues österreichisches Verkehrsrecht in Kraft – 
durch das Güterbeförderungsgesetz (über die Beförderung von Gütern mit Kraftfahr-
zeugen), BGBl. 63/1952, das Gelegenheitsverkehrsgesetz (über die nichtlinienmäßi-
ge Beförderung von Personen zu Lande)678, BGBl. 85/1952, und das Kraftfahrlinien-
                                                 
673 Gemäß § 1 des Rechts-Überleitungsgesetzes, StGBl. 6/1945, wurden „alle nach dem 13. März 
1938 erlassenen Gesetze und Verordnungen (…), die mit dem Bestand eines freien und unabhän-
gigen Staates Österreich oder mit den Grundsätzen einer echten Demokratie unvereinbar sind, die 
dem Rechtsempfinden des österreichischen Volkes widersprechen oder typisches Gedankengut des 
Nationalsozialismus enthalten“, aufgehoben. Gemäß § 2 wurden alle übrigen Gesetze und Verord-
nungen, die nach dem 13. März 1938 für die Republik Österreich oder ihre Teilbereiche erlassen 
wurden, bis zur Neugestaltung der einzelnen Rechtsgebiete als österreichische Rechtsvorschriften  
in vorläufige Geltung gesetzt. 
674 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 457 f.  
675 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 458-461.  
676 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 440-445.  
677 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 60.  
678 Dieses Gesetz unterschied folgende konzessionspflichtige Arten des gewerbsmäßigen Gelegen-
heitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen: das Ausflugswagen-Gewerbe (Personenbeförderung mit Omni-
bussen, die unter Einzelvergabe der Sitzplätze an öffentlichen Orten bereitgehalten werden), das 
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gesetz (betreffend die linienmäßige Beförderung von Personen zu Lande mit Kraft-
fahrzeugen), BGBl. 84/1952. Dabei handelte es sich um eigene Bundesgesetze 
neben der Gewerbeordnung, die detaillierte Regelungen über die Konzessionspflicht 
dieser Gewerbe und über deren Ausübung enthielten. Die Bestimmungen der GewO 
galten in diesen Bereichen nur subsidiär, somit insoweit, als diese Sondergesetze 
nicht eigene Bestimmungen enthielten.679  
 
Die am 1. Jänner 1953 in Kraft getretene Gewerberechtsnovelle 1952680 (im Folgen-
den: GewR-Nov. 1952), BGBl. 179/1952, hob schließlich das deutsche Handwerks-
recht und damit den größten Komplex jener Vorschriften, welche der österreichischen 
Gewerbeordnung „aufgepfropft“ worden waren, wieder auf; zugleich wurde eine 
Reihe von Bestimmungen der wieder voll wirksam gewordenen GewO geändert. 
Insbesondere aber hob erst diese Novelle 1952 die durch das Gesetz über außer-
ordentliche gewerberechtliche Maßnahmen, BGBl. 30/1937, eingeführte (nahezu) 
generelle Lokalbedarfsprüfung beim Gewerbeantritt auf. Nach diesem sogenannten 
„Untersagungsgesetz 1937“ war bei allen vier Gewerbekategorien der Betrieb zu 
verbieten bzw. die Konzession zu verweigern, wenn die Wettbewerbsverhältnisse im 
Allgemeinen oder im näheren Umkreis des in Aussicht genommenen Gewerbestand-
ortes durch die Betriebseröffnung „in wirtschaftlich ungesunder Weise beeinflusst 
würden. Eine (allerdings indirekte) Rechtfertigung für den noch sieben Jahre nach 
Kriegsende währenden Fortbestand dieser gravierenden Einschränkung des Grund-
satzes der Gewerbefreiheit findet sich bei Walter Kinscher:  
 
„Der Wiederaufbau und das Erstarken der österreichischen Wirtschaft machten es auch 
möglich, im Jahre 1952 das Untersagungsgesetz aufzuheben, und es zeigte sich in den 
folgenden Jahren, dass diese den freien Wettbewerb fördernde legislative Maßnahme 
für die gewerbliche Wirtschaft keine ungünstigen Auswirkungen hatte.“681  
                                                                                                                                                        
Mietwagen-Gewerbe (Beförderung eines geschlossenen Teilnehmerkreises mit Kraftfahrzeugen 
unter Beistellung des Lenkers), das Taxi-Gewerbe („mit Kraftfahrzeugen betriebenes Platzfuhrwerks-
Gewerbe“) und das Hotelwagen-Gewerbe (Beförderung der Gäste von Fremdenbeherbergungs-
betrieben durch Kfz dieser Unternehmen vom eigenen Betrieb zu den Stellen des öffentlichen Ver-
kehrs). 
679 Diese Gewerbe behielten auch weiterhin ihren Sonderweg bei (was auch in einer abweichenden 
ministeriellen Zuständigkeit ihren Ausdruck fand). Sie werden deshalb wegen einer Reihe von Be-
sonderheiten in die weitere Betrachtung (wie bereits in der Einleitung angekündigt wurde) nicht ein-
bezogen. 
680 Nach der Gesetzgebungspraxis wurden Bundesgesetze, welche nur die GewO selbst änderten, als 
„Gewerbeordnungsnovelle“ bezeichnet, Bundesgesetze aber, welche neben Bestimmungen der 
GewO auch andere (nahe stehende) Rechtsvorschriften änderten, als „Gewerberechtsnovelle“.  
681 Vgl. Walter Kinscher u. Sylvia Paliege-Barfuß, Die Gewerbeordnung samt gewerberechtlichen Ver-
ordnungen, Nebengesetzen und EU-Recht, 7. Aufl., Wien 2004, Abschnitt Die historische Entwick-
lung des Gewerberechtes, S. X. 
186 
 
Damit wurde die Verbindung zur wirtschaftlichen Situation der Nachkriegszeit als 
Umfeld der GewR-Nov. 1952 hergestellt. Immerhin trat nach 1945 die wirtschaftliche 
Erholung wesentlich rascher und vor allem nachhaltiger als nach dem Ersten Welt-
krieg ein. Dabei war von Vorteil, dass sich während der NS-Periode der industrielle 
Schwerpunkt nach Westösterreich verlegt hatte, da der Osten Österreichs von den 
Kriegsschäden weitaus härter betroffen war.682 So erreichte die Kapazität der Roh-
eisenerzeugung 1946 bereits 1,6 Mio. t (gegenüber 389.000 t im Jahr 1937). 1950 
überschritt das Brutto-Nationalprodukt bereits das Niveau des Jahres 1937. Innen-
politisch bedeutsam war einerseits die Aufbruchstimmung in der Bevölkerung und 
andererseits die prinzipielle Konsensbereitschaft der Parteien („Nie wieder Bürger-
krieg“ war eine Lektion aus der Ersten Republik). Hinzu kamen international günstige 
Rahmenbedingungen durch eine Neuordnung der Weltwirtschaftspolitik nach dem 
System von Bretton Woods,683 dessen Fernziel der freie Markt mit stabilen Wechsel-
kursen war.  
 
Allerdings bestand unmittelbar nach Kriegsende noch keine Alternative zu der vom 
NS-Regime eingeführten Bewirtschaftung, die Notwendigkeit einer einigermaßen 
gerechten Verteilung der wenigen Güter684 machte die Weiterführung der Wirt-
schaftslenkung unumgänglich.685 Es war vorerst die monetäre Sanierung 
erforderlich. Wegen der durch die Kriegszeit zurückgestauten Inflation standen 9 
Mrd. Reichsmark einer kleinen Gütermenge gegenüber; diese Geldmenge musste 
durch verschiedene Abschöpfungsmaßnahmen reduziert werden.686 Zunächst wurde 
                                                 
682 Vgl. dazu und im Folgenden Ernst Hanisch, Der lange Schatten des Staates. Österreichische Ge-
sellschaftsgeschichte im 20. Jahrhundert, Wien 2005, S. 408 und 397.  
683 Kern dieses Abkommens vom 22.7.1944 war die Herstellung eines fixen Wechselkurses zwischen 
dem US-$ (als der Leitwährung) und den anderen Währungen; weiters war ein festes Tauschverhält-
nis zwischen dem $ und einer Unze Gold festgelegt. Die Federal Reserve Bank of New York (als US-
Zentralbank) war verpflichtet, die $-Reserven jedes Mitgliedstaates zum vereinbarten Kurs in Gold 
umzutauschen. Die Zentralbanken der Mitgliedstaaten waren verpflichtet, durch finanzpolitische 
Maßnahmen die Wechselkurse innerhalb einer Bandbreite von einem Prozent zu stabilisieren. Vgl. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Bretton-Woods-System (Einsicht 19.11.2009). 
684 Es herrschte Mangel an Energie, Rohstoffen und Transportmitteln (ein Drittel des Eisenbahnstre-
ckennetzes war zerstört). Die Besatzungsmächte und die UNRRA (United Nations Relief and Reha-
bilitation Administration) stellten der österreichischen Bevölkerung Nahrungsmittel zur Verfügung; die 
zugeteilten Rationen konnten allerdings kaum das Lebensnotwendige abdecken (pro Person 500 bis 
600 Kalorien). 1946 und 1947 machte der Anteil der ausländischen Lebensmittel weit über die Hälfte 
der offiziell an die nichtagrarische Bevölkerung verteilten Nahrungsmittel aus. Vgl. Eigner u. Helige, 
Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 192.  
685 Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 463.  
686 Vgl. dazu und im Folgenden Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 408 und Eigner, Auf der 
Überholspur, S. 195. 
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mit dem Schaltergesetz vom Juli 1945 zwar die Schließung der Bankschalter wieder 
aufgehoben, gleichzeitig wurden aber 60 Prozent der Guthaben gesperrt. Das 
„Schillinggesetz“ vom November 1945 sah den Umtausch der im Umlauf befindlichen 
Reichsmark sowie der zwischenzeitlich ausgegebenen sogenannten Militär- oder 
Besatzungsschillinge vor. Im Zuge der Währungsreform durch das „Währungsschutz-
gesetz“ vom November 1947 konnten sodann pro Kopf nur 150 S im Verhältnis 1:1 
getauscht werden, der Rest im Verhältnis 3:1; die Sperrkonten wurden ersatzlos 
gestrichen. 
 
Eine die künftige österreichische Wirtschaftsstruktur bestimmende Entscheidung fiel 
mit dem ersten Verstaatlichungsgesetz vom 26. Juli 1946.687 Grund dafür war der 
Mangel an österreichischem Privatkapital nach dem Krieg (eine hohe Auslandsbetei-
ligung wie in den dreißiger Jahren – mit entsprechender Einflussnahme – wollte man 
vermeiden), in erster Linie wollte man aber den Konsequenzen des Potsdamer 
Abkommens vom Juli 1945 entgehen. Denn zwischen 1938 und 1945 waren große 
Teile der Wirtschaft in den Besitz deutscher Institutionen übergegangen und standen 
nach den Beschlüssen dieser Konferenz als „Deutsches Eigentum“ den Siegermäch-
ten zu. Die Verstaatlichung erfasste die drei wichtigsten Banken (Creditanstalt-Bank-
verein, Länderbank und Österreichisches Creditinstitut, indirekt damit auch deren 
Industriekonzerne) sowie die Grundstoff- und Schwerindustrie. Das zweite Verstaat-
lichungsgesetz vom 26. März 1947 übertrug die wichtigsten Elektrizitätsgesellschaf-
ten ins öffentliche Eigentum. Mit 70 Industrieunternehmen belief sich der verstaat-
lichte Sektor auf 22 Prozent der Gesamtbeschäftigung und ein Viertel der Wertschöp-
fung.688 Der Verstaatlichten-Sektor wurde zum Motor des Wiederaufbaus, seine 
Niedrigpreispolitik für Grundstoffe förderte auch den privaten Sektor.689 Ende der 
fünfziger Jahre beschäftigte die Verstaatlichte Industrie (einschließlich Bergbau) etwa 
                                                 
687 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 193 f., weiters Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 458 f., Hanisch, Der lange Schat-
ten des Staates, S. 411 f. und Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 436. 
688 Es wurden nur die Eigentumsrechte an den Staat übertragen, die privatrechtliche Organisation 
blieb erhalten. Allerdings bildeten die Betriebe ein weites Feld für den Parteienproporz. Vgl. Hanisch, 
Der lange Schatten des Staates, S. 412. 
689 Überdies bewirkte die Nachkriegsentwicklung eine deutliche Wende Österreichs zum Industriestaat. 
Im Vergleich zu 37,5 % Wertschöpfung im industriell-gewerblichen Sektor im Jahr 1937 (gegenüber 
40,7 % im Bereich der Dienstleistungen) entfielen 1952 bereits 47,1 % auf den sekundären Sektor 
(gegenüber nunmehr 36,6 % im tertiären Sektor). Dies ging Hand in Hand mit einer strukturellen Ver-
schiebung von der Konsumgüterindustrie hin zur Grundstoff-, Halbfertigwaren- und Investitionsgüter-
industrie. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 199. 
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130.000 Personen und war für 30 Prozent der österreichischen Exporte verantwort-
lich.  
 
Einen gravierenden Eingriff in das österreichische Wirtschaftsgefüge stellte jedoch 
der Komplex der USIA-Betriebe in der sowjetischen Besatzungszone690 dar. Mit 
Befehl Nr. 17 der Besatzungsmacht vom 27. Juni 1946 wurde die Übernahme aller 
deutschen Vermögenswerte im östlichen Österreich in das Eigentum der Sowjetunion 
dekretiert.691 Dadurch fielen 29 von den 70 verstaatlichten Betrieben (darunter die 
Ölfelder des Marchfeldes) in den Besitz der UdSSR. Insgesamt wurde aus über 300 
Industrie- und Bergbaubetrieben ein eigenes Wirtschaftsimperium in Form der USIA 
(Verwaltung für Sowjeteigentum im östlichen Österreich) aufgebaut. Dieses beschäf-
tigte im Jahr 1950 etwa 40.000 Arbeitnehmer und agierte bis zum Staatsvertrag des 
Jahres 1955 als quasi „exterritoriales“ Gebilde, wobei nur ein Teil der vorgeschriebe-
nen Zölle und Steuern entrichtet und die Gewinne ins Ausland transferiert wurden. 
Dadurch gingen der österreichischen Volkswirtschaft Güter und Leistungen im ge-
schätzten Ausmaß von zwei Prozent des Brutto-Inlandsprodukts verloren.  
 
Tragende Säulen des wirtschaftlichen Wiederaufbaus nach 1945 waren die Sozial-
partnerschaft und die Marshallplanhilfe. Hanisch bezeichnet die Sozialpartnerschaft 
als den historischen Kompromiss zwischen Kapital und Arbeit (und als „Klassen-
kampf am grünen Tisch“).692 Als gemeinsame Ziele wurden der Aufbau einer Markt-
wirtschaft mit den Elementen Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung, Preisstabilität 
und Sozialpolitik sowie ein starker verstaatlichter Sektor erkannt. So konnte den 
Arbeitnehmern (mit Zustimmung der Gewerkschaft) ein Lohnverzicht in fünf Preis- 
und Lohnabkommen von 1947 bis 1951 auferlegt werden. Ausgangspunkt war eine 
1947 als Beratungsorgan der Regierung etablierte Wirtschaftskommission.693 Als 
                                                 
690 Nach dem Ersten Kontrollabkommen des Alliierten Rates vom 4.7.1945 fielen Niederösterreich, 
Burgenland und das nördliche Oberösterreich in die sowjetische Besatzungszone; Wien war gemein-
sames Besatzungsgebiet. Vgl. Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 404. 
691 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 456 f., weiters Hanisch, Der 
lange Schatten des Staates, S. 412 f. sowie Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte, S. 193. 
692 Vgl. dazu und im Folgenden Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 410 f. und Bruckmüller, 
Sozialgeschichte Österreichs, S. 436 f.  
693 1957 folgte auf Basis eines freien Übereinkommens die Paritätische Kommission für Lohn- und 
Preisfragen aus vier Regierungsvertretern und je einem Vertreter des Gewerkschaftsbundes, der 
Arbeiterkammern, der Bundeswirtschaftskammer und der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts-
kammern. 1962 wurde die Sozialpartnerschaft durch das Raab-Olah-Abkommen ergänzt (Julius 
Raab war damals Präsident der Bundeswirtschaftskammer, Franz Olah Präsident des Österreichi-
schen Gewerkschaftsbundes), in dem sich die Sozialpartner auf die Ziele Geldwertstabilität und 
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Folge blieb in der Phase 1947 bis 1951 die Entwicklung der Löhne hinter jener der 
Preise zurück. Andererseits stieg die Investitionsquote (die 1929 nur 10 Prozent 
betragen hatte) 1948 auf 14 Prozent und 1952 auf 21 Prozent. Allerdings musste das 
(aus der Zwischenkriegszeit herrührende) Misstrauen zwischen SPÖ und ÖVP mit 
Hilfe des weite Bereiche erfassenden Proporzprinzips „ruhiggestellt“ werden.  
 
Der Marshallplan694 leitete das „Wirtschaftswunder“ ein,695 er war von größter Bedeu-
tung für die rasche Ankurbelung der österreichischen Wirtschaft nach dem Zweiten 
Weltkrieg.696 Österreich trat dem European Recovery Program (ERP) am 1. Juli 1948 
bei und erhielt dadurch in den ersten zehn Nachkriegsjahren Auslandshilfe in Höhe 
von 1.585 Mio. $ (dem standen die auf etwa 1.250 Mio. $ geschätzten Kriegsschä-
den gegenüber).697 Die ERP-Mittel stimulierten die Investitionstätigkeit durch die 
sogenannten Counterpart-Funds: Die Hilfsgüter wurden von der Regierung an die 
Unternehmen weitergeleitet, die den Gegenwert der Waren in Schilling auf soge-
nannte Gegenwert-Konten einzahlen mussten; diese Counterpart-Mittel konnten zu 
sehr niedrigem Zinssatz zur Finanzierung von Investitionen abberufen werden. So 
stieg die Wertschöpfung des industriell-gewerblichen Sektors von 37 Prozent im Jahr 
1937 auf 47 Prozent 1952. Allerdings vertiefte die (aus politischen Gründen durch die 
Besatzungsmächte erfolgte) unterschiedliche Zuteilung der Mittel auf die einzelnen 
Besatzungszonen das bereits durch die Kriegsschäden bewirkte Ungleichgewicht 
(71 Prozent der Bauschäden der österreichischen Industrie entfielen auf Niederöster-
reich). So erhielten Wien, Niederösterreich und das Burgenland bis Oktober 1950 bei 
46 Prozent der Arbeitnehmer nur 15,6 Prozent der ERP-Gelder, Salzburg und Ober-
                                                                                                                                                        
Wirtschaftswachstum einigten. 1962 wurden der Lohnunterausschuss und der Preisunterausschuss 
errichtet, 1963 der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen. Die sozialpartnerschaftlichen Einigungen 
ersparten der Wirtschaft erhebliche Einbußen durch Streiks. Gerade in den Phasen der Alleinregie-
rung der ÖVP (1966-1970) und in der ersten Zeit der SPÖ-Alleinregierung ab 1970 entlastete die 
Sozialpartnerschaft Regierung bzw. Parlament, da zentrale Konfliktfelder schon im Vorfeld entschärft 
werden konnten. Vgl. Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 436 f. sowie Eigner u. Helige, 
Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 203.  
694 Georg Markus zitiert in der Tageszeitung „Kurier“ vom 13.10.2009 (S. 23) unter dem plakativen Titel 
„Der Mann, der Österreich rettete“ den US-Außenminister George C. Marshall mit dem Satz: „Wenn 
Europa zugrunde geht, dann ist das auch eine Bedrohung für Amerika. Wollen wir das verhindern, 
müssen wir den europäischen Staaten eine großzügige Wirtschaftshilfe anbieten, die es ermöglicht, 
die verheerenden Kriegsschäden zu überwinden.“ 
695 Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 426 und Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 471.  
696 Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 374 f.  
697 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 451-454, weiters Hanisch, Der 
lange Schatten des Staates, S. 413 f. sowie Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte, S. 198 f. 
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österreich hingegen mit 22 Prozent der Industriebeschäftigten 44 Prozent dieser 
Kredite.698  
 
Den sozioökonomischen Hintergrund der GewR-Nov. 1952 sowie der als Ergänzun-
gen bzw. „Nachbesserungen“ gedachten nachfolgenden Novellen BGBl. 127/1955, 
BGBl. 178/1957 und BGBl. 59/1965 bildeten die „langen Fünfziger Jahre“. Diese 
Periode des Wirtschaftsaufschwungs begann 1947 mit der Währungsreform, dem 
ersten Lohn- und Preisabkommen sowie der Sozialpartnerschaft und endete in der 
ersten Hälfte der 1960er Jahre.699 Die Bewirtschaftungsmaßnahmen für Lebensmittel 
konnten bereits Mitte 1953 aufgehoben werden.700 Die enormen jährlichen Wachs-
tumsraten von 1946 bis 1952 in Höhe von zwölf Prozent wurden allerdings von einer 
Inflationsrate von 37 Prozent begleitet; trotz versuchter Einbremsung durch die Lohn- 
und Preisabkommen stieg das Preisniveau von 1948 bis 1951 um insgesamt 140 
Prozent. Der Umschwung begann in den Jahren 1952/53.701 Nach dem 
„Budgetstreit“ 1952, verursacht durch divergierende Vorstellungen von ÖVP (diese 
verlangte die Währungsstabilisierung durch Kreditrestriktionen und Einschränkung 
der Staatsausgaben) und SPÖ (für diese hatte die Sicherung der Vollbeschäftigung 
den Vorrang), kam es zu Neuwahlen. Die Wahlen im Februar 1953 ermöglichten die 
Stabilisierungsvariante unter dem neuen Bundeskanzler Julius Raab (seit 2. April 
1953) und dem Finanzminister Reinhard Kamitz702. Diese propagierten das neue 
Ordnungskonzept der „sozialen Marktwirtschaft“ mit verstärkter Betonung des Wirt-
schaftsliberalismus. Nebeneffekt war allerdings eine Stabilisierungskrise, für das 
Gesamtjahr 1953 stieg die Arbeitslosenrate auf 8,7 Prozent.  
 
Zur Wiederherstellung des Vertrauens in die Währung wurde eine Politik des knap-
pen Geldes eingehalten (Hinaufsetzung des Diskontsatzes, Verschärfung der 
                                                 
698 Auf diese Weise war Ostösterreich nicht nur vom Nachkriegsboom ausgeschlossen, sondern erhielt 
durch Neugründungen im Westen noch zusätzliche inländische Konkurrenz. Vgl. Sandgruber, Öko-
nomie und Politik, S. 453. 
699 Vgl. dazu und im Folgenden Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 426 und 438, weiters 
Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 467 f. und 471 sowie Eigner u. Helige, Hg., Österreichische 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 201 f.  
700 Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 474 sowie Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- 
und Sozialgeschichte, S. 201.  
701 Bereits 1951 und 1952 wurden durch Kreditkontrollabkommen der Banken, Diskontsatzerhöhung 
und Begrenzung des Rediskontrahmens der Nationalbank Maßnahmen zur Eindämmung der In-
flation ergriffen. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 
S. 202.  
702 Kamitz war Finanzminister vom 23.1.1952 bis 17.6.1960. Vgl. http://www.parlament.gv.at/WW/-
BREG/BREG1920-1996 (Einsicht 8.12.2009).  
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Liquiditätsvorschriften).703 Andererseits wurden im Zuge des sogenannten Raab-
Kamitz-Kurses die Investitionen durch die Möglichkeit von „vorzeitigen Abschreibun-
gen“ im Steuerrecht gefördert, die Infrastruktur durch ein Investitionsprogramm für 
Straßenbau, Bundesgebäude und Wohnungen ausgebaut und eine Steuerreform in 
drei Etappen zwischen 1953 und 1958 durchgeführt. 1953 ging Österreich zum 
System des freien Außenhandels über; mit einer Schillingabwertung und Festlegung 
eines Einheitskurses von 1 US-$ zu 26 S wurde der Abbau der Devisenbewirtschaf-
tung eingeleitet. Mit durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten von 7 bis 8 Pro-
zent in den späten 1950er Jahren stand Österreich hinter der BRD an der Spitze des 
Wirtschaftswachstums der westlichen Welt. Motor des Wachstums war die Industrie; 
die Industrieproduktion war 1959 im Durchschnitt zweieinhalb mal so groß wie im 
Jahr 1937 (in der Schwerindustrie, der chemischen und der Investitionsgüterindustrie 
erreichte sie das Drei- bis Vierfache des Vorkriegsniveaus). So konnte Österreich 
auch die Kosten des Staatsvertrags vom 15. Mai 1955 verkraften.704  
 
Um 1962 setzte jedoch ein Wirtschaftsabschwung ein.705 Während die Wachstums-
rate des realen Brutto-Inlandsprodukts zwischen 1953 und 1962 durchschnittlich 6,3 
Prozent betragen hatte, sank sie danach bis 1967 auf 4,3 Prozent. Die stärksten 
Einbrüche verzeichneten die früheren Wachstumsträger Industrie und Bauwirtschaft. 
Die strukturellen Probleme (Anpassungsprobleme) der Industrie, vor allem der 
Grundstoffindustrie, waren die Folge von Nachfrageänderungen auf dem Weltmarkt. 
Die Absatzschwäche betraf vor allem die verstaatliche Industrie, die Träger des 
Nachkriegsbooms gewesen war. Als weitere Strukturschwäche stellte sich der hohe 
Anteil der Erzeugung traditioneller Konsumgüter (Bekleidung, Textilien, Nahrungs-
mittel) heraus – hier machte sich die Konkurrenz der Billiglohnländer immer mehr 
bemerkbar. Die Rezessionsjahre 1962 und sodann vor allem 1967 führten zu einer 
Vergrößerung des Budgetdefizits und zu einem Anstieg der Inflationsraten.  
 
                                                 
703 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 468 f. und 471 f., weiters Ha-
nisch, Der lange Schatten des Staates, S. 438 sowie Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte, S. 202 f. 
704 Die Sowjetunion ließ sich den Verzicht auf das „Deutsche Eigentum“ mit fast 8 Mrd. S. ablösen, an 
die westlichen Erdölgesellschaften wurden 400 Mio. S als „Entschädigung“ gezahlt. Vgl. Hanisch, 
Der lange Schatten des Staates, S. 453. 
705 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 212 f. und Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 441.  
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Wirtschaftliche Probleme verursachte auch eine tiefgreifende Veränderung der 
Regionalstruktur des österreichischen Außenhandels in den 1960er Jahren.706 Schon 
1956/57 gab es in Österreich Überlegungen bezüglich eines Beitritts zur Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und zu der in Gründung befind-
lichen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Nach dem Scheitern des 
Projekts einer großen europäischen Freihandelszone trat Österreich 1960 der EFTA 
(European Free Trade Association) bei.707 Allerdings hatte in den 1950er Jahren der 
Außenhandel mit den sechs Gründungsmitgliedern der EWG (Deutschland, Frank-
reich, Italien, Belgien, Niederlande und Luxemburg) stark zugenommen, jener mit 
den späteren EFTA-Ländern hingegen abgenommen.708 In der Folge musste Öster-
reich in den 1960er Jahren auf den beiden Hauptmärkten BRD und Italien die 
größten Marktanteilsverluste hinnehmen.709 Für den österreichischen Export ergab 
sich von 1961 bis 1965 ein Diskriminierungsverlust gegenüber der EWG von rund 
169 Mio. $ und ein Integrierungsgewinn in der EFTA von 30 Mio. $ (somit ein Netto-
Ausfall von rund 140 Mio. $). Zwar bemühte sich Österreich bereits seit 1961 um eine 
Assoziierung mit der EWG.710 Letztlich scheiterte dieser Assoziierungsantrag 1967 
am Widerstand Italiens (wegen des Südtirolproblems) und der Sowjetunion (die ein 
EWG-Arrangement als indirekten „Anschluss“ an die BRD und damit als Verletzung 
des Staatsvertrags aus 1955 wertete). So kam es erst 1972 zu einem Freihandels-
vertrag (Beseitigung der Zölle) zwischen der EWG und Österreich im nichtlandwirt-
schaftlichen Bereich.711  
 
Ebenso wie in den Jahren 1952/53 eine Wende in der Wirtschaftspolitik eintrat, kam 
es 1952 auch zu einem Wandel in der Gewerbepolitik. Während aber der soge-
                                                 
706 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 212, weiters Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 481-483 und Hanisch, Der lange 
Schatten des Staates, S. 470. 
707 Gründungsmitglieder der EFTA waren Dänemark, Großbritannien, Norwegen, Österreich, Portugal, 
Schweden und die Schweiz. Ihr Ziel war (weniger weitreichend als bei der EWG) die Verwirklichung 
des Freihandels bei industriellen Produkten. Vgl. http://www.economia48.com/deu/d/efta/efta.htm 
(Einsicht 9.12.2009). 
708 1960 gingen mehr als 50 % der österreichischen Exporte in die sechs EWG-Länder, nur knapp 
über 12 % in die Länder der späteren EFTA; 57 % der Importe stammten aus den EWG-Ländern, 
nur 12 % aus EFTA-Staaten. Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 482. 
709 Österreichs Exportanteile in die sechs EWG-Staaten sanken zwischen 1958 und 1968 von 49,6 % 
des Gesamtexports auf 40,3 %. Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozial-
geschichte, S. 212. 
710 Dabei traten allerdings innenpolitische Kontroversen auf, weil die ÖVP eine möglichst weitgehende, 
die SPÖ jedoch bloß eine lockere Bindung an die EWG anstrebte. Vgl. Hanisch, Der lange Schatten 
des Staates, S. 470 und Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 482. 
711 Vgl. Bruckmüller, Sozialgeschichte Österreichs, S. 375.  
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nannte Raab-Kamitz-Kurs eine klare Hinwendung zum Wirtschaftsliberalismus (im 
Konzept der „sozialen Marktwirtschaft“) bedeutete, zeigte die am 16. Juli 1952 be-
schlossene GewR-Nov. 1952 ein differenzierteres Bild. So wurde im Zuge der Rück-
kehr zum originär österreichischen Gewerberecht der Zwischenkriegszeit einerseits 
das „Untersagungsgesetz 1937“ und damit die nahezu generelle Möglichkeit der 
Unterbindung neuer Gewerbebetriebe aus Gründen der „ungesunden Beeinflussung 
der Wettbewerbsverhältnisse“ aufgehoben. Im Gegenzug wurden aber in den Kata-
logen der gebundenen Gewerbe (§ 1a GewO) und der handwerksmäßigen Gewerbe 
(§ 1b GewO) erhebliche Veränderungen vorgenommen, die durch vermehrte Befähi-
gungsnachweiserfordernisse die Möglichkeit von Gewerbeanmeldungen eineng-
ten.712 Dabei wurden sowohl zusätzliche Gewerbe in die Listen der gebundenen und 
der handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen, als auch teilweise Höherstufungen 
des Befähigungsnachweises (bisher gebundene wurden zu Meisterprüfungsgewer-
ben) vorgenommen. Auch diese Novelle setzte somit den seit 1883 beschrittenen 
Weg der zunehmenden Reglementierung fort; die GewR-Nov. 1952 bildete (im 
Rahmen der Gewerbeordnung) den Höhepunkt dieser Entwicklung. Wegen des 
Umfangs der diesbezüglichen Veränderungen in den genannten Gewerbelisten 
werden die Listen im Detail wiedergegeben. 
 
Gemäß § 1a Abs. 1 lit. b713 i. F. GewR-Nov. 1952 wurden folgende Gewerbe zu 
gebundenen erklärt:  
 
  1. Segelmacher;714 
  2. Krawattenerzeuger; 
  3. Handstricker;715 
  4. Teppichknüpfer;716 
  5. Handsticker (mit Ausnahme der handwerksmäßigen Gold-, Silber- und Perlen-
sticker);717 
  6. Kunststopfer; 
                                                 
712 Weiters wurden für den Befähigungsnachweis bei Handelsgewerben höhere Anforderungen gestellt 
und die Nachsichten vom Befähigungsnachweis neu geregelt.  
713 § 1a Abs. 1 lit. a GewO i. F. GewO-Nov. 1934 betreffend die an den „großen Befähigungsnachweis“ 
gebundenen Handelsgewerbe (Handel mit Eisen- und Metallwaren usw.) blieb unverändert. 
714 Dieses Gewerbe wurde neu unter den gebundenen eingereiht. Vorher handelte es sich offenbar um 
ein freies Gewerbe (gemäß §1c Abs. 4 GewO waren alle Gewerbe, die nicht als gebundene, hand-
werksmäßige oder konzessionierte erklärt wurden, freie Gewerbe). 
715 Das vormalige gebundene Gewerbe „Strick- und Wirkwarenerzeuger“ wurde aufgespaltet; die Ma-
schinstricker und die Wirker wurden nunmehr zu handwerksmäßigen Gewerben mit Meisterprüfung 
(§ 1b Z. 75), nur die Handstricker blieben ein gebundenes Gewerbe.  
716 Die vormals gemeinsam mit den Teppichknüpfern angeführten Weber wurden zum handwerks-
mäßigen Gewerbe (§ 1b Z. 76).  
717 Die vormaligen „Sticker“ wurden aufgespaltet; dabei wurden die Maschinsticker zum handwerks-
mäßigen Gewerbe (§ 1b Z. 39), nur die Handsticker blieben ein gebundenes Gewerbe.  
194 
  7. Mietwaschküchen (Bereithalten von Waschgeräten);718 
  8. Wäscheverleiher; 
  9. Erzeuger von Lederkonservierungsmitteln, Schuhcreme, Fußbodenpflegemitteln, 
technischen Schmiermitteln und Metallputzmitteln; 
10. Erzeuger von kosmetischen Artikeln und von Parfümeriewaren;719 
11. Teppichreiniger und -aufbewahrer; 
12. Schädlingsbekämpfer im Pflanzenbau unter Ausschluss der Verwendung hochgif-
tiger Gase (…); 
13. Betonwarenerzeuger;720  
14. Steinholzleger;721  
15. Schleifsteinhauer;722  
16. Zucker-, Gewürz- und Futterschrotmüller;723  
17. Friedhof- und andere Gärtner, soweit deren Tätigkeit nicht als zur Landwirtschaft zu 
zählender Gartenbau anzusehen ist; 
18. Naturblumenbinder und -händler; 
19. Hühneraugenschneider und Fußpfleger; 
20. Schönheitspfleger (Kosmetiker), Masseure;724 
21. Erzeuger von Trinkbranntwein (Edelbranntwein, Rum, Likör usw.) und von Essig; 
22. Erzeuger von Fleisch-, Fisch- und Obstkonserven und Gemüsedauerkonserven (mit 
Ausnahme der handwerksmäßigen Gewerben vorbehaltenen Tätigkeiten) sowie von 
Senf;  
23. Erzeuger von Kaffeesurrogaten;  
24. Schriftgießer (Druckletternerzeuger); 
25. Metallpresser;725  
26. Kautschukstampiglienerzeuger;  
27. Erzeuger von Waren nach Gablonzer Art,726 Hohlglasveredler;727  
28. Faltbootbauer;728  
                                                 
718 Mietwaschküchen waren vormals ein freies Gewerbe. Das frühere gebundene Gewerbe „Wäscher 
und Wäschebügler“ wurde zum handwerksmäßigen Gewerbe (§ 1b Z. 74), zugleich das bloße Be-
reithalten der Waschgeräte zum gebundenen Gewerbe.  
719 Diese Tätigkeiten waren vormals Gegenstand eines freien Gewerbes. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 126.  
720 Ursprünglicher Wortlaut war „Erzeugung von Zement- und Betonwaren“. Zement ist wesentlicher 
Bestandteil des Baustoffs Beton (vgl. http://www.zement.at/page.asp?c-81, Einsicht 10.12.2009). Es 
handelt sich somit offenbar um keine inhaltliche Änderung.  
721 Dieses Gewerbe wurde neu aufgenommen unter die gebundenen Gewerbe; es handelte sich vor-
mals um ein freies Gewerbe (§1c Abs. 4 GewO).  
722 Diese wurden neu aufgenommen unter die gebundenen Gewerbe; vormals handelte es sich um ein 
handwerksmäßiges Gewerbe zufolge § 1b Z. 59 i. F. GewO-Nov. 1934. 
723 Die vormaligen gebundenen Gewerbe hießen „Mahlmüller; Vermahlen von Zucker (Zuckermüh-
len)“. Das Gewerbe „Mahlmüller“ vermahlte Getreide, umfasste aber auch das Schrotmüllergewerbe. 
Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 133. Der Getreidemüller 
wurde nunmehr durch die GewR-Nov. 1952 unter den handwerksmäßigen Gewerben eingereiht 
(§ 1b Z. 71). Der Gewürzmüller wurde neu unter die gebundenen Gewerbe aufgenommen.  
724 Bei diesen beiden Tätigkeiten handelte es sich vormals um freie Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathans-
ky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 9 und 8.  
725 Es handelte sich vormals um ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar 
zur Gewerbeordnung, S. 170.  
726 Zu den Waren nach Gablonzer Art gehörten insbesondere Schmuckwaren aus Glas oder unedlen 
Metallen (allenfalls auch aus Silber), wie Fingerringe, Ohrringe, Halsketten, Armbänder usw., aber 
auch Knöpfe, Steine, Lusterbehänge usw. Vgl. Z.2 Abs. 3 des Durchführungserlasses des Bundes-
ministeriums für Handel und Wiederaufbau zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. Schwied-
land, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S.242. Es handelte sich vormals um ein freies Gewerbe.  
727 Auch diese Tätigkeit war vormals ein freies Gewerbe (§ 1c Abs. 4 GewO).  
728 Diese Tätigkeit wurde neu aufgenommen unter die gebundenen Gewerbe, es handelte sich vor-
mals um ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, 
S. 204.  
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29. Betriebe zur Einstellung von Kraftfahrzeugen (Garagen), unbeschadet des Rechtes 
der Gast- und Schankgewerbetreibenden, die Kraftfahrzeuge ihrer Gäste zu beher-
bergen;  
30. Verleiher von Kraftfahrzeugen;  
31. Lastfuhrwerks-Gewerbe, mit Kraftfahrzeugen von einem Eigengewicht unter 400 kg 
oder mit Zugtieren betrieben;729 Personenfuhrwerks-Gewerbe, mit Zugtieren betrie-
ben, ausgenommen Platzfuhrwerks-Gewerbe;730  
32. Spediteure; 
33. Geschäfts- und Wohnungsvermittler; 
34. Buchsachverständige, Bücherrevisoren, Finanz- und Wirtschaftsberater; 
35. Berater in Versicherungsangelegenheiten; 
36. Asphaltierer, Isolierer, Schwarzdecker; 
37. Planung und Aufstellung von Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüf-
tungsanlagen; 
38. Planung und Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung und Verwertung künstlicher 
Kälte; 
39. Technische Büros (Projektierung, Berechnung, Planverfassung und Beratung) für 
Maschinenbau, für Elektrotechnik oder für technische Chemie;731  
40. Ausführung von Drainagearbeiten;732  
41. Lohnbrütereien;733  
42. Gewerbe der für Zeitungszwecke betriebenen Photographie (Pressephoto-
graphie);734  
43. Übernahme von Arbeiten für die Gewerbe der Chemischputzer (Kleiderreiniger) 
oder der Wäscher und Wäschebügler oder der Färber (Übernahmsstellen);735  
44. Säger;736  
45. Handel mit anderen als den in lit. a aufgezählten Waren,737 soweit er nicht an eine 
Konzession gebunden ist,738 und mit Ausnahme des Feilbietens von Erzeugnissen 
der heimischen Land- und Forstwirtschaft im Umherziehen (§ 60) und des Klein-
                                                 
729 Der Umfang dieses gebundenen Gewerbes wurde angepasst an den Vorbehaltsbereich des kon-
zessionierten Güterbeförderungsgewerbes gemäß § 1 und § 4 Abs. 2 des Güterbeförderungsge-
setzes BGBl. 63/1952. 
730 Der Umfang dieses gebundenen Gewerbes wurde angepasst an den Vorbehaltsbereich der kon-
zessionierten Personenbeförderung gemäß § 2 Abs. 2 des Gelegenheitsverkehrsgesetzes BGBl. 
85/1952. 
731 Diese Tätigkeiten wurden neu unter den gebundenen Gewerben eingereiht. Vormals handelte es 
sich um freie Gewerbe. Vgl. Z. 2 Abs. 4 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wieder-
gegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 243.  
732 Diese Tätigkeit war vormals ein freies Gewerbe (§ 1c Abs. 4 GewO).  
733 Diese Tätigkeit war vormals ein freies Gewerbe (§ 1c Abs. 4 GewO).  
734 Die schon bisher vom Umfang des handwerksmäßigen Photographengewerbes ausgenommene 
Pressephotographie war vor der GewR-Nov. 1952 ein freies Gewerbe und wurde nunmehr unter den 
gebundenen eingereiht. 
735 Im Sinne der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs stellte der Betrieb von Übernahms-
stellen für gewerbliche Arbeiten (im eigenen Namen und auf eigene Rechnung) die Ausübung des 
betreffenden Gewerbes dar. Dem wirkte die GewR-Nov. 1952 mit der Schaffung der erwähnten 
gebundenen Gewerbe entgegen. Vgl. Z. 2 Abs. 5 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, 
wiedergegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S.243. Dies war deshalb von Bedeu-
tung, weil die Tätigkeiten der Chemischputzer und der Färber bisher schon unter den handwerks-
mäßigen Gewerben eingereiht waren und dies auch bei den Wäschern und Wäschebüglern seit der 
GewR-Nov. 1952 der Fall war. 
736 Dieses bisher freie Gewerbe wurde neu unter die gebundenen aufgenommen (§ 1c Abs. 4 GewO).  
737 Bei den in § 1a Abs. 1 lit. a aufgezählten Waren handelte es sich um jene, deren Verkauf an den 
großen Befähigungsnachweis gebunden war; diesbezüglich bewirkte die GewR-Nov. 1952 keine 
Änderung.  
738 Auch die konzessionspflichtigen Handelstätigkeiten blieben unverändert (es entfiel hier nur der Ver-
trieb von Petroleum mittels Tankwagen). Deshalb kann diesbezüglich auf die Anmerkungen zu § 1a 
Abs.1 lit. b Z. 36 i. F. GewO-Nov. 1934 (im Abschnitt 4.4) verwiesen werden. 
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verkaufs von gebratenen Früchten, jedoch mit Einschluss des Verkaufes von Be-
triebsstoffen an Kraftfahrer im Betrieb von Zapfstellen; 
46. Handelsagenten.  
 
Im Vergleich zur Liste der gebundenen Gewerbe auf Grund der GewO-Nov. 1934 
nahm die GewR-Nov. 1952 somit 16 bisher freie Gewerbetätigkeiten neu unter die 
gebundenen Gewerbe auf. Weiters wurden acht bisher gebundene Gewerbe als 
handwerksmäßige Gewerbe (mit Meisterprüfung) eingestuft; zusätzlich wurden im 
Wege der Aufspaltung bisheriger gebundener Gewerbe zwei Teilbereiche von diesen 
zu handwerksmäßigen Gewerben. Im Gegenzug wurden lediglich drei bisherige 
handwerksmäßige Gewerbe bzw. Teilbereiche davon zu nunmehr gebundenen 
Gewerben rückgestuft.739  
 
Die seit der GewO-Nov. 1934 bestehende Zweiteilung des Befähigungsnachweises 
bei gebundenen Gewerben blieb unverändert. Während aber für den „großen Befähi-
gungsnachweis“ (für die in § 1a Abs. 1 lit. a GewO angeführten spezifischen Han-
delsgewerbe) bisher der Lehrbrief bzw. das Lehrzeugnis in Verbindung mit einer 
zweijährigen Dienstzeit in einem Handelsgewerbe, insgesamt aber eine Gesamtver-
wendungszeit von fünf Jahren genügte, wurde gemäß § 13a i. F. GewR-Nov. 1952 
(im Falle eines 1952 begonnenen kaufmännischen Lehrverhältnisses) nur der Kauf-
mannsgehilfenbrief bzw. das Zeugnis über die Kaufmannsgehilfenprüfung in Verbin-
dung mit einer vierjährigen kaufmännischen Dienstzeit740 anerkannt, wobei die 
gesamte Verwendungszeit nunmehr sieben Jahre dauern musste. Lediglich bei 
einem auf bestimmte Warengattungen (im Rahmen des § 1a Abs. 1 lit. a) einge-
schränkten Handelsgewerbe genügte eine fünfjährige Gesamtbeschäftigung (sofern 
zwei Jahre davon in einem dem anzutretenden Gewerbe gleichen Handelszweig 
zurückgelegt wurden). Der mindestens fünfjährige selbständige Betrieb als Erzeuger 
von Eisen- und Metall- oder von Textilwaren (nunmehr auch jener als Erzeuger von 
gebrannten geistigen Getränken) wurde als Befähigungsnachweis für den Handel mit 
einschlägigen Waren anerkannt (bisher genügten hiefür drei Jahre). Im Wesentlichen 
gleichartig wie bisher konnten im Verordnungsweg zu bezeichnende Unterrichts-
                                                 
739 Dies waren das Gewerbe der Schleifsteinhauer und die (erst im Wege der Judikatur generierten) 
Teilbereiche betreffend Übernahmsstellen für Chemischputzer und für Färber. 
740 Auf diese Dienstzeit  wurde nunmehr die Dauer eines befugten selbständigen Betriebes eines 
Handels- oder des Handelsagentengewerbes angerechnet. 
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anstalten741 auf die Lehrzeit und die Dienstzeit angerechnet werden, es konnte 
dadurch der große Befähigungsnachweis teilweise ersetzt werden.  
 
Auch bei den von § 1a Abs. 1 lit. b Z. 45 erfassten Handelsgewerben742 und beim 
Handelsagentengewerbe verfügte die GewR-Nov. 1952 eine Verlängerung der kauf-
männischen Verwendungszeit. Erforderlich war beim „kleinen Befähigungsnachweis“ 
gemäß § 13b Abs. 2 und 3 i. F. GewR-Nov. 1952 eine vierjährige kaufmännische 
Verwendung in einem (wenn auch nicht der GewO unterliegenden) Unternehmen; 
vormals reichte hingegen eine dreijährige Verwendungszeit aus. Angerechnet wurde 
dabei der selbständige Betrieb eines dem anzutretenden Handelsgewerbe fachlich 
nahestehenden Unternehmens;743 nach der vormaligen Rechtslage konnte hingegen 
der Befähigungsnachweis bereits durch eine zweijährige selbständige fachlich nahe-
stehende Beschäftigung erbracht werden. Nur bei einem Handelsgewerbe, das auf 
bestimmte Waren beschränkt war, genügte weiterhin eine dreijährige Verwendungs-
zeit, allerdings unter der zusätzlichen Voraussetzung, dass zwei Jahre im gleichen 
Handelszweig zurückgelegt worden waren. § 13b Abs. 5 i. F. GewR-Nov. 1952 sah 
für den kleinen Befähigungsnachweis generell den durch Verordnung des Bundes-
ministeriums zu regelnden Ersatz von höchstens zwei Jahren der Verwendungszeit 
durch den Besuch entsprechender Unterrichtsanstalten vor.744  
 
Lediglich den kleinen Befähigungsnachweis für die Erzeugungs- und Dienstleistungs-
tätigkeiten gemäß § 1a Abs. 1 lit. b Z. 1 - 44 GewO ließ die GewR-Nov. 1952 inhalt-
lich unverändert. Es genügte weiterhin eine dreijährige fachliche Beschäftigung im 
betreffenden (angemeldeten) Gewerbe oder in einem dem anzutretenden Gewerbe 
fachlich nahe stehenden Berufszweig; dabei wurde auch eine fachlich nahe stehende 
selbständige Beschäftigung angerechnet (§ 13b Abs. 4 i. F. GewR-Nov. 1952).  
 
                                                 
741 In den §§ 1 und 2 der Verordnung BGBl. 3/1953 wurden die entsprechenden Unterrichtsanstalten 
und das Ausmaß des Ersatzes des Befähigungsnachweises bezeichnet. 
742 Es waren dies jene, die den Handel mit anderen als den in lit. a aufgezählten Waren zum Gegen-
stand hatten. Ausgenommen waren hievon jedoch die konzessionspflichtigen Handelsgewerbe nach 
§ 15 GewO. 
743 Fachlich nahe stehend war nicht nur irgendein Handelsgewerbe, sondern auch ein Unternehmen, 
das Waren erzeugt, die dem Gegenstand des anzutretenden Handelsgewerbes in stofflicher und 
herstellungsmäßiger Hinsicht nahe stehen. Vgl. Z. 4 lit. b Abs. 3 des Durchführungserlasses zur 
GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 253. 
744 § 3 der Verordnung BGBl. 3/1953 regelte den Ersatz der kaufmännischen Verwendung beim Han-
dels- und Handelsagentengewerbe im Ausmaß von einem bzw. zwei Jahren (je nach Schultyp). 
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Auch die Nachsicht vom Befähigungsnachweis (als das Regulativ zum relativ starren 
Befähigungsnachweissystem) war für die beiden Varianten des Befähigungsnach-
weises bei gebundenen Gewerben unterschiedlich geregelt. Dabei waren sämtliche 
Nachsichten weiterhin in das Ermessen der Verwaltungsbehörde745 gestellt (es 
bestand somit kein Rechtsanspruch auf die Nachsichtserteilung) und auf Ausnahme-
fälle beschränkt.746 Unter diesen Prämissen konnte gemäß § 13d Abs. 1 i. F. GewR-
Nov. 1952 bei Gewerben, für die der große Befähigungsnachweis vorgeschrieben 
war, eine Teil-Nachsicht von der Beibringung des Lehr- bzw. Praktikantenzeugnisses 
oder des Zeugnisses über die nunmehr vorgesehene Kaufmannsgehilfenprüfung 
erteilt werden. Ebenso war eine Nachsicht vom Dienst- oder Schulzeugnis möglich, 
wenn Dienstzeit oder Schulbesuch in anderer Weise oder eine sachlich und zeitlich 
gleichwertige Tätigkeit oder Ausbildung nachgewiesen wurden. Der gesamte große 
Befähigungsnachweis konnte gemäß § 13d Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1952 nach-
gesehen werden, wenn der Nachsichtswerber zehn Jahre lang in einem (wenn auch 
nicht der GewO unterliegenden) Unternehmen kaufmännisch tätig war. Im Unter-
schied zur bisherigen Rechtslage war hierbei aber zusätzliche Nachsichtsvoraus-
setzung, dass „die wirtschaftliche Lage des Gewerbezweiges, insbesondere auch in 
der näheren Umgebung des vom Nachsichtswerber in Aussicht genommenen Stand-
ortes, seine Gleichstellung mit Personen mit vollem Befähigungsnachweis zuläßt“ 
(§ 13d Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1952). Darin kann eine Reminiszenz an das Unter-
sagungsgesetz, BGBl. 30/1937, gesehen werden: Danach war die Ausstellung des 
Gewerbescheines zu versagen oder die Konzession zu verweigern, wenn die Wett-
bewerbsverhältnisse „im allgemeinen oder im näheren Umkreise des in Aussicht 
genommenen Standortes durch die Eröffnung des Betriebes in wirtschaftlich unge-
sunder Weise beeinflusst würden“ (§ 3 Abs. 1 BGBl. 30/1937).747  
 
                                                 
745 Im Sinne einer imaginären Rangordnung der Gewerbekategorien war für die Erteilung der Nach-
sichten bei gebundenen Gewerben die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig (§ 13d in Verbindung 
mit § 141 Abs. 1), bei handwerksmäßigen Gewerben der Landeshauptmann (§ 4c) und bei konzes-
sionierten Gewerben das Bundesministerium (§ 23a Abs. 2). 
746 Ein solcher Ausnahmefall lag vor, wenn dem Nachsichtswerber die Erbringung des Befähigungs-
nachweises nicht (mehr) zugemutet werden konnte oder die Gewerbeausübung (allgemein oder an 
dem in Aussicht genommenen Betriebsstandort) im öffentlichen Interesse lag, aber auch dann, wenn 
es sich um den „geringfügigen Ausbau eines bestehenden Unternehmens“ handelte. Vgl. Z. 5 Abs. 1 
des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeord-
nung, 2. Aufl., S. 254 f. 
747 Die Berücksichtigung der Wettbewerbsverhältnisse lag im Interesse des Konkurrenten, dessen 
wirtschaftliche Lage durch die Eröffnung eines neuen Betriebes in der Nachbarschaft beeinträchtigt 
würde. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 634, zum gleichar-
tigen § 3 Abs. 1 des vorangegangenen BGBl. 323/1934).  
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Gemäß § 13d Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 1952 konnte die Nachsicht vom kleinen Befähi-
gungsnachweis ausnahmsweise erteilt werden, wenn eine „hinreichende tatsächliche 
Befähigung“ des Nachsichtswerbers angenommen werden konnte und (wie bei der 
Nachsicht vom gesamten großen Befähigungsnachweis) die wirtschaftliche Lage des 
Gewerbezweiges die Gleichstellung mit Personen mit vollem Befähigungsnachweis 
zuließ748. Damit differenzierte die Novelle 1952 erstmals im Zusammenhang mit der 
Nachsichtserteilung zwischen der „vollen Befähigung zur Ausübung des Gewerbes“ 
und der hinreichenden tatsächlichen Befähigung.749 Durch die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofs wurde sodann klargestellt, dass bei Ermittlung dieser (gerin-
geren Stufe der) hinreichenden tatsächlichen Befähigung dargetan sein musste, dass 
der Nachsichtswerber „nach seiner bisherigen Betätigung immerhin über soviele 
Kenntnisse und Erfahrungen verfüge, als erforderlich sind, um Leistungen zu erbrin-
gen, die in der Regel vom Inhaber“ des betreffenden Gewerbes verlangt werden.750  
 
Gemäß § 13c Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1952 hatte die Bezirksverwaltungsbehörde vor 
der (positiven) Entscheidung über die Anmeldung eines gebundenen Gewerbes ein 
Gutachten der örtlich zuständigen Fachgruppe751 über den Befähigungsnachweis 
einzuholen. Ein Berufungsrecht gegen die Kenntnisnahme der Gewerbeanmeldung 
stand der Fachgruppe hingegen (anders als nach der GewO-Nov. 1934 im Falle des 
großen Befähigungsnachweises) nicht zu.752 Bei einem Ansuchen um Nachsicht vom 
(kleinen oder großen) Befähigungsnachweis hatte die Gewerbebehörde gleichfalls 
ein Gutachten der Fachgruppe bzw. der Sektion Handel einzuholen; im Falle einer 
Nachsichtserteilung entgegen ihrem (fristgerecht abgegebenen) Gutachten stand der 
                                                 
748 Die Rücksichtnahme auf die wirtschaftliche Lage der bereits bestehenden Betriebe (mit Befähi-
gungsnachweis des Inhabers) war auch beim kleinen Befähigungsnachweis vor der GewR-Nov. 
1952 nicht vorgesehen. 
749 Eine ausdrückliche Gegenüberstellung dieser beiden (abgestuften) Varianten der Befähigung ent-
hielt die Nachsichtsbestimmung für die handwerksmäßigen Gewerbe in § 14c Abs. 1 i. F. GewR-
Nov. 1952. 
750 Vgl. VwGH Slg. Nr. 4871/1959. Die „volle Befähigung“ lag hingegen vor, wenn „nach dem Bildungs-
gang und der bisherigen Tätigkeit des Nachsichtswerbers angenommen werden kann, daß er die für 
die Gewerbeausübung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt“; nicht die 
Befähigung wurde in diesem Fall nachgesehen, sondern nur der regelmäßig geforderte Nachweis 
der Befähigung. Vgl. die Erläuterungen zu § 28 der Regierungsvorlage für die spätere GewO 1973, 
395 Blg. NR XIII. GP, und die ausdrückliche Definition in der GewR-Nov. 1992, BGBl. 29/1993. 
751 Bei Gewerben, die die Mitgliedschaft zur Sektion Handel der Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
begründeten (somit insbesondere bei Handelsgewerben), war hingegen diese Sektion zur Begutach-
tung aufzufordern. 
752 Vgl. Z. 8 lit. a Abs. 5 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. 
Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 263. 
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Fachgruppe (Sektion Handel) jedoch wie bisher eine Berufung an den Landeshaupt-
mann zu (§ 13d Abs. 4 - 6 i.F. GewR-Nov. 1952. 
 
Der Katalog der handwerksmäßigen Gewerbe wurde in § 1b Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 
1952 schon in der Zahl der Positionen (Ziffern bzw. Zahlen, vormals bezeichnet als 
„Punkte“) erheblich vermehrt von 61 auf nunmehr 79 Positionen, wobei ebenso wie 
bisher oft mehrere gesonderte Handwerke in einer Zahl (einem Punkt) zusammen-
gefasst wurden. Die Vermehrung trat einerseits durch Umgruppierung von bisher 
gebundenen Gewerben oder deren Teilbereichen (unter Höherstufung des Befähi-
gungsnachweises zur Meisterprüfung) ein, teils durch Abspaltung einzelner Teilbe-
reiche bzw. durch Spezialisierungen – offenbar der wirtschaftlichen Entwicklung 
Rechnung tragend – im Rahmen schon bestehender Handwerke (oder von konzes-
sionierten Baugewerben), schließlich auch durch Einordnung von 14 bisher freien 
Gewerben (ohne Befähigungsnachweis) unter den handwerksmäßigen Gewerben. 
Im Gegenzug kam es zu einer bloß zahlenmäßigen Verringerung der handwerks-
mäßigen Gewerbe in elf Fällen durch Zusammenlegung bisher selbständiger Hand-
werke; nur vier vormalige Handwerke wurden zu freien Gewerben. Gemäß § 1b Abs. 
2 i. F. GewR-Nov. 1952 wurden folgende Gewerbe zu handwerksmäßigen erklärt: 
 
  1. Hafner (Töpfer und Ofensetzer)753, Platten- und Fliesenleger754, unbeschadet der 
Rechte der Hafner und der konzessionierten Baugewerbe; 
  2. Terrazzomacher;755  
  3. Glaser, Glasschleifer und Glasbeleger756, Glasgraveure und Similiseure757; 
 
 
                                                 
753 Die bisherigen Gewerbe „Töpfer (Hafner)“ sowie „Ofensetzer“ wurden durch den Klammerausdruck 
zu einem Gewerbe vereinigt. Es war somit für beide Bereiche eine einheitliche Meisterprüfung abzu-
legen.  
754 Das Platten- und Fliesenlegergewerbe wurde neu als selbständiges Gewerbe unter den hand-
werksmäßigen Gewerben eingereiht. Wie sich aus der beigesetzten Klausel „unbeschadet …“ ergibt, 
war diese Tätigkeit bisher schon Bestandteil des Hafnergewerbes (wie auch der Baumeister und 
Maurermeister). 
755 Diese Tätigkeit wurde neu unter den handwerksmäßigen Gewerben eingereiht. Vormals war sie 
dem konzessionierten Bau- und Maurermeistergewerbe vorbehalten. Vgl. Friedrich Frey und Rudolf 
Maresch, Sammlung von Gutachten und Entscheidungen über den Umfang der Gewerberechte, 
Band VII. (fortgesetzt von der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie in Wien), Wien 1937, 
Nr. 15.812. 
756 Die Glasbeleger wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen; im Sinne des 
§ 1c Abs. 4 GewO war diese Tätigkeit vordem als freies Gewerbe anzusehen. Bei Gewerben, die in 
der Aufzählung des § 1b mit „und“ verbunden waren, konnte die Meisterprüfung nur gemeinsam ab-
gelegt werden. Vgl. Z. 2 Abs. 7 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben 
bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 244. 
757 Das Similiseurgewerbe war bereits mit Verordnung RGBl. 63/1910 zum handwerksmäßigen erklärt 
worden. Die GewR-Nov. 1952 hat es nunmehr mit den Glasgraveuren verbunden (mit der Folge ge-
meinsamer Ablegung der Meisterprüfung für beide Tätigkeiten).  
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  4. Hammerschmiede758, Nagelschmiede, Wagenschmiede; 
  5. Zeugschmiede, Messerschmiede (einschließlich der Scharfschleifer), Erzeuger 
chirurgischer Instrumente; 
  6. Feilenhauer; 
  7. Schlosser, Siebmacher und Gitterstricker, Landmaschinenbauer759;  
  8. Metall- und Stahlschleifer und Galvaniseure760;  
  9. Vulkaniseure;761  
10. Spengler; 
11. Kupferschmiede; 
12. Metall- und Eisengießer, Gelbgießer762, Zinngießer; 
13. Gürtler, Bronzewarenerzeuger, Ziseleure, Metalldrucker763;  
14. Juweliere, Gold- und Silberschmiede, Edelsteinschleifer764;  
15. Gold-, Silber- und Metallschläger; 
16. Graveure, Formenstecher, Notenstecher, Emailleure, Guillocheure;765  
17. Wagner; 
18. Karosseriebauer, unbeschadet des Rechtes der Kraftfahrzeugmechaniker, Schlos-
ser, Spengler, Schmiede und Wagner zu den in ihr Fach einschlägigen Teilarbeiten 
an der Karosserie;766  
19. Mechaniker, Fahrradmechaniker (unbeschadet der Rechte der Schlosser), Nähma-
schinenmechaniker, Büromaschinenmechaniker;767  
 
                                                 
758 Die Hammerschmiede wurden vormals als „Grobschmiede“ bezeichnet und erzeugten als solche 
grobe Werkzeuge wie Schaufeln, Hacken, Klammern, Holzäxte, Pflugscharen u. dgl. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 164. 
759 Diese Tätigkeit wurde neu als eigenes handwerksmäßiges Gewerbe eingereiht. Vormals war sie 
dem Mechaniker- und Schlossergewerbe vorbehalten. Vgl. Frey u. Maresch, Umfang der Gewerbe-
rechte, Band VII, Nr. 15.130. 
760 Die Tätigkeit der Galvaniseure war vormals ein gebundenes Gewerbe gemäß § 1a Abs. 1 lit. b 
Z. 25 i. F. GewO-Nov. 1934. Da dieses Gewerbe nunmehr mit den Metall- und Stahlschleifern durch 
„und“ verbunden wurde, konnte die Meisterprüfung nur gemeinsam abgelegt werden. Vgl. Z. 2 Abs. 7 
des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeord-
nung, 2. Aufl., S. 244. 
761 Das Vulkanisieren (insbesondere zur Reparatur von Autoreifen) wurde neu unter die handwerks-
mäßigen Gewerbe aufgenommen. Es handelte sich vormals um ein freies Gewerbe. Vgl. Frey u. 
Maresch, Umfang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 16.335. 
762 Es handelt sich um die Herstellung von Messinggussstücken. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 168.  
763 Die Metalldrucker wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen; im Sinne des 
§ 1c Abs. 4 GewO war diese Tätigkeit vormals ein freies Gewerbe. Die vormals freigewerblichen 
Metallpresser wurden hingegen unter den gebundenen Gewerben aufgenommen (§ 1a Abs. 1 lit. b 
Z. 25 i. F. GewR-Nov. 1952). 
764 Die Edelsteinschleifer wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. Vormals 
handelte es sich um ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewer-
beordnung, S. 169.  
765 Das seinerzeit unter § 1b Abs.2 Z. 16 i. F. GewO-Nov. 1934 eingeordnete Gewerbe „Plattierer“ 
scheint in den Katalogen der GewR-Nov. 1952 nicht mehr auf (und ist deshalb als freies Gewerbe 
anzusehen). Es handelte sich um das Auftragen einer dünnen Platte aus Metall auf ein anderes Me-
tall derart, dass beide Teile ein untrennbares Ganzes bildeten. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 170.  
766 Die Karosseriebauer wurden neu in die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. Die 
Zusatzklausel zur Wahrung der Rechte anderer Handwerke lässt erkennen, dass es sich um die Zu-
sammenfassung von Teiltätigkeiten dieser handwerksmäßigen Gewerbe handelte. Historisch wurde 
die Herstellung von Autokarosserien dem Wagnergewerbe zugeordnet. Vgl. Frey u. Maresch, Um-
fang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 15.739.  
767 Bei den neu in die Liste aufgenommenen Fahrradmechanikern, Nähmaschinenmechanikern und 
Büromaschinenmechanikern handelte es sich um (verselbständigte) Ausgliederungen aus dem Me-
chanikergewerbe, dessen Umfang dadurch aber grundsätzlich nicht berührt wurde. Vgl. § 1b Abs. 4 
i. F. GewR-Nov. 1952. 
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20. Elektromechaniker, Elektromaschinenbauer;768  
21. Radiomechaniker;769  
22. Kraftfahrzeugelektriker;770  
23. Chirurgiemechaniker;771  
24. Kühlmaschinenmechaniker;772  
25. Optiker; 
26. Uhrmacher; 
27. Klaviermacher, Erzeuger von Harmoniums und ähnlichen Musikinstrumenten, 
Orgelbauer, Erzeuger von Blasinstrumenten, von Streich-, Saiten- und Schlag-
instrumenten, Harmonikamacher; 
28. Korb- und Möbelflechter773;  
29. Binder (Böttcher);774  
30. Tischler, Formentischler (Modelltischler)775;  
31. Drechsler, Meerschaumbildhauer, Pfeifenschneider; 
32. Kammmacher und Haarschmuckerzeuger776, Fächermacher, Beinschneider; 
33. gewerbliche Holzbildhauer, gewerbliche Steinbildhauer;777 
34. Rotgerber, Weiß- und Sämischgerber,778 Lederfärber; 
35. Ledergalanteriewarenerzeuger und Taschner,779 Sattler (einschließlich der Fahr-
zeugsattler) und Riemer780;  
                                                 
768 Diese beiden Gewerbebereiche wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. 
Vormals wurde der Elektromaschinen- und -apparatebau den freien Gewerben zugeordnet. Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 538, sowie Frey u. Maresch, 
Umfang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 14.848. 
769 Die Radiomechaniker wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. Vormals 
wurden Erzeugung und Reparatur von Radioapparaten dem Mechanikergewerbe zugeordnet, aber 
auch den Elektroinstallateuren oder dem freien Gewerbe der Erzeugung von Radioapparaten, sofern 
es sich nur um die Zusammenstellung aus fertig gekauften Bestandteilen handelte. Vgl. Laszky u. 
Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 172. In diesem Umfang war auch die Her-
stellung von Fernsehapparaten ein freies Gewerbe. Vgl. Frey u. Maresch, Umfang der Gewerbe-
rechte, Band VII, Nr. 14.848.  
770 Die Kraftfahrzeugelektriker wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. In-
haber des konzessionierten Kraftfahrzeugmechanikergewerbes konnten jedoch weiterhin auch Tätig-
keiten an den elektrischen Anlagen von Kraftfahrzeugen verrichten. Vgl. Z. 2 Abs. 6 des Durchfüh-
rungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., 
S. 243 f. 
771 Hier wurde nur die vormalige Bezeichnung „Erzeuger chirurgisch-medizinischer Apparate“ geän-
dert. 
772 Diese Tätigkeit wurde als eigenes Gewerbe unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. 
Vormals wurde die Herstellung von Kühlanlagen den handwerksmäßigen Mechanikern und Schlos-
sern und dem konzessionierten Elektroinstallationsgewerbe zugeordnet. Vgl. Frey u. Maresch, Um-
fang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 15.073. 
773 Die Tätigkeit der Möbelflechter wurde neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen. 
Vormals wurde das „Sesselflechten“ als freies Gewerbe angesehen. Vgl. Frey u. Maresch, Umfang 
der Gewerberechte, Band VII, Nr. 15.626. 
774 Vormals wurde das Gewerbe als „Böttcher (Faßbinder)“ bezeichnet.  
775 Die Formentischler wurden neu unter die handwerksmäßigen Gewerbe aufgenommen; im Sinne 
des § 1c Abs. 4 GewO war diese Tätigkeit vordem als freies Gewerbe anzusehen.  
776 Die freigewerblichen Haarschmuckerzeuger wurden mit dem bisherigen Handwerk der Kamm-
macher verbunden (gemeinsame Meisterprüfung).  
777 Das bisher einheitliche Gewerbe „Bildhauer (gewerbemäßige Holz- und Steinbildhauer)“ wurde in 
zwei getrennte Gewerbe aufgegliedert. Dies hatte zur Folge, dass nunmehr zwei gesonderte Meis-
terprüfungen abzulegen waren (vgl. § 14 Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934).  
778 Das bisher umfassende Gewerbe der „Gerber“ wurde aufgegliedert in das eigene Gewerbe der Rot-
gerber und jenes der Weiß- und Sämischgerber. Für letzteres war eine einheitliche Meisterprüfung 
abzulegen. Vgl. Z. 2 Abs. 7 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben bei F. 
Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 244.  
203 
36. Bürsten- und Pinselmacher;781  
37. Seiler; 
38. Posamentierer (einschließlich der Schnur- und Börtelmacher und der Gold- und 
Silberdrahtzieher);782  
39. Gold-, Silber- und Perlensticker, Maschinsticker783;  
40. Chemischputzer (Kleiderreiniger); 
41. Färber; 
42. Tapezierer und Bettwarenerzeuger (einschließlich der Fahrzeugtapezierer, Deko-
rateure, Selbstroller- und Jalousienerzeuger);784  
43. Herrenkleidermacher (mit Einschluss des Kleiderbügelns und Kleiderpressens);785  
44. Damenkleidermacher (mit Einschluss des Kleiderbügelns und Kleiderpressens);786  
45. Schuhmacher, Orthopädieschuhmacher787;  
46. Handschuhmacher, Säckler (Lederbekleidungserzeuger)788;  
47. Bandagisten, Orthopädiemechaniker789;  
48. Sonnenschirm- und Regenschirmmacher; 
49. Kürschner, Kappenmacher, Rauhwarenzurichter790 und Rauhwarenfärber, Präpara-
toren791;  
50. Hutmacher, Damenfilzhutmacher und Strohhuterzeuger; 
51. Modisten; 
52. Kunstblumenerzeuger, Federnschmücker; 
53. Friseure und Perückenmacher;792  
                                                                                                                                                        
779 Die vormals selbständigen Gewerbe der Ledergalanteriewarenerzeuger (§ 1b Abs. 2 Z. 44 i. F. 
GewO-Nov. 1934) und der Taschner (§ 1b Abs. 2 Z. 28 i. F. GewO-Nov: 1934) wurden zusammen-
gefasst zur einheitlichen Ablegung der Meisterprüfung.  
780 Die vormals selbständigen Gewerbe der Sattler und der Riemer wurden zusammengefasst. Die 
gleichfalls im seinerzeitigen § 1b Abs. 2 Z. 28 i. F. GewO-Nov. 1934 genannten Peitschenmacher 
und Pferdegeschirrmacher wurden hingegen zum freien Gewerbe.  
781 Die vormaligen Gewerbe der „Bürstenbinder“ und der Pinselmacher wurden hiermit zusammen-
gefasst.  
782 Diese vormals selbständigen Gewerbe wurden hiermit zusammengefasst. Die seinerzeit in diesem 
Zusammenhang gleichfalls genannten „Gold- und Silberplättner und -spinner“ wurden zum freien 
Gewerbe. 
783 Das vormalige gebundene Gewerbe der „Sticker“ wurde aufgespalten: die Maschinsticker wurden 
zum handwerksmäßigen Gewerbe, nur die Handsticker verblieben bei den gebundenen Gewerben 
(§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 5 i. F. GewR-Nov. 1952). 
784 Die vormals selbständigen Gewerbe der Tapezierer und der Bettwarenerzeuger wurden hiermit 
zusammengefasst (einheitliche Meisterprüfung). 
785 Das vormals einheitliche Gewerbe der „Kleidermacher“ wurde hiermit aufgespalten (es waren somit 
nunmehr gesonderte Meisterprüfungen für Herrenkleidermacher und Damenkleidermacher abzule-
gen). 
786 Entstanden durch Aufspaltung des vormals einheitlichen Gewerbes der „Kleidermacher“.  
787 Mit den Orthopädieschuhmachern wurde ein bisheriger Spezialzweig des Schuhmachergewerbes 
verselbständigt (mit eigener Meisterprüfung). Schon vor der GewR-Nov. 1952 war für die Herstellung 
orthopädischer Schuhe auf Grund eines eigenen Bundesgesetzes (BGBl. 68/1949) zusätzlich zur 
Berechtigung für das Schuhmachergewerbe die Ablegung einer entsprechenden fachlichen Zusatz-
prüfung erforderlich. 
788 Dieses als selbständiges Gewerbe neu in die Liste aufgenommene Handwerk ist durch Abspaltung 
vom Kleidermachergewerbe entstanden, Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewer-
beordnung, S. 182. 
789 Dieses neue Gewerbe entwickelte sich aus den Handwerken der Mechaniker, der Erzeugung 
chirurgisch-medizinischer Apparate und der Erzeugung chirurgischer Instrumente. Vgl. Frey u. 
Maresch, Umfang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 15.153. 
790 Diese vormals freigewerbliche Tätigkeit (§ 1c Abs. 4 GewO) wurde mit den schon bisher hand-
werksmäßigen Rauhwarenfärbern verbunden. 
791 Dieses Gewerbe war vormals ein gebundenes gemäß § 1a Abs. 1 lit. b Z. 18 i. F. GewO-Nov. 1934. 
792 Die Meisterprüfung für diese vormals als getrennte Handwerke angeführten Gewerbe war gemein-
sam abzulegen. Vgl. Z. 2 Abs. 7 des Durchführungserlasses zur GewR-Nov. 1952, wiedergegeben 
bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 244. Dies war allerdings bereits vorher auf Grund 
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54. Buchbinder, Futteralmacher (Etui- und Kassettenerzeuger), Kartonagewarenerzeu-
ger; 
55. Bäcker (mit der im fünften Absatz bezeichneten Ausnahme);793  
56. Zuckerbäcker (Konditoren), einschließlich der Kuchenbäcker und der Kanditen-, 
Gefrorenes- und Schokoladewarenerzeuger;794  
57. Lebzelter, Wachszieher; 
58. Fleischer (Fleischhauer und Fleischselcher);795  
59. Pferdefleischer (Pferdefleischhauer und Pferdefleischselcher);796  
60. Molkereien und Käsereien;797  
61. Seifensieder; 
62. Pflasterer;  
63. Dachdecker (mit Ausnahme der Stroh- und Holzschindeldecker sowie der Schwarz-
decker);798  
64. Maler (Zimmermaler und Anstreicher),799 Lackierer, Schildermaler, Vergolder und 
Staffierer, Maler für Industrieerzeugnisse;  
65. Zimmer- und Gebäudereiniger (mit Ausnahme der Reinigung von Tapeten);800  
66. Stukkateure; 
67. Photographen;801  
68. Bootbauer (Herstellung von Segel-, Motor- und Kielbooten mit Ausnahme von Falt-
booten); 
69. Glaserzeuger, Glasbläser und Glasinstrumentenerzeuger; 
70. Mühlenbauer;802  
71. Getreidemüller;803  
                                                                                                                                                        
einer Sonderbestimmung in § 14f Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 der Fall. Die Tätigkeit der Raseure 
wurde schon bisher von den Friseuren ausgeübt. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 187. 
793 Diese Ausnahme bezog sich auf die nebengewerbliche Schwarzbroterzeugung durch Müller (als 
freies Gewerbe) auf Grund einer Berechtigung, die bereits am 29.2.1940 bestanden hatte.  
794 Die Erzeugung von Eis („Gefrorenem“) und Schokoladewaren war schon bisher Gegenstand des 
Konditorengewerbes, wurde aber durch die GewR-Nov. 1952 ausdrücklich im Handwerkskatalog 
erwähnt. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 191 f.  
795 Die vormals selbständigen Gewerbe der Fleischhauer und Fleischselcher wurden nunmehr zu 
einem Gewerbe zusammengefasst. 
796 Hier fand die gleiche Vereinigung von Gewerben wie bei den Fleischern statt.  
797 Diese Tätigkeiten waren vormals Gegenstand eines gebundenen Gewerbes (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 22 
i. F. GewO-Nov. 1934).  
798 Die vormalige Bezeichnung lautete „Ziegel- und Schieferdecker“. Das Decken von Dächern mit 
Stroh oder Holzschindeln war schon bisher ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s 
Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 197. Die Schwarzdecker blieben weiterhin ein gebundenes 
Gewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 36 i. F. GewR-Nov. 1952). 
799 Die vormals gesonderten Gewerbe der Zimmermaler und der Anstreicher wurden zum Malerge-
werbe zusammengefasst, dafür wurden die Lackierer von den Anstreichern getrennt. 
800 Das „Zimmerputzen“ war vormals ein gebundenes Gewerbe gemäß § 1a Abs. 1 lit. b Z. 10 i. F. 
GewO-Nov. 1934. Das Reinigen von Tapeten blieb ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 123. 
801 Die in § 1b Abs. 2 Z. 55 i. F. GewO-Nov. 1934 erwähnte ausdrückliche Ausnahme der für Zeitungs-
zwecke betriebenen Photographie scheint zwar hier nicht mehr auf, die Pressephotographie wurde 
aber als gebundenes Gewerbe angeführt (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 42 i. F. GewR-Nov. 1952). Die seiner-
zeit in der Ausnahmeklausel gleichfalls erwähnte „Herstellung von zur Vorführung bestimmten Lauf-
bildern“ war damals ein freies Gewerbe. Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewer-
beordnung, S. 123. Die Filmkonzessionsverordnung BGBl. 126/1950 reihte jedoch die „Herstellung 
von zur öffentlichen Aufführung bestimmten Filmen (Laufbildern)“ unter den konzessionierten Ge-
werben ein. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 60. 
802 Bei den Mühlenbauern handelte es sich vormals um ein freies Gewerbe. Vgl. Frey u. Maresch, Um-
fang der Gewerberechte, Band VII, Nr. 15.216, 15.747, 15.935.  
803 Das seinerzeitige gebundene Gewerbe „Mahlmüller“ wurde umbenannt. Vgl. Laszky u. Nathansky, 
Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 133. Zugleich wurde es nunmehr als handwerksmä-
ßiges Gewerbe neu eingereiht. 
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72. Miedererzeuger; 
73. Wäschewarenerzeuger;804  
74. Wäscher und Wäschebügler;805  
75. Maschinstricker, Wirker;806  
76. Weber;807  
77. Zahntechniker;808  
78. Kunststeinerzeuger, unbeschadet der Rechte des Steinmetzgewerbes;809  
79. Spielzeughersteller.810  
 
Eine formale Analyse der Veränderungen im Katalog der handwerksmäßigen 
Gewerbe ergibt somit folgendes Bild: Unter den 79 Positionen (Z.) des Katalogs 
waren insgesamt 136 selbständige Gewerbe (mit eigener Meisterprüfung) einge-
ordnet. Diese Einteilung in Gruppen hatte – wie seit der GewO-Nov. 1934 – nur mehr 
die Funktion, dass für die in einem Punkt (in einer Z.) aufgezählten Gewerbe mit den 
selben Belegen hinsichtlich des Lehrverhältnisses und der mehrjährigen Gehilfenzeit 
die Zulassungsbedingungen zur Meisterprüfung erfüllt wurden (§ 14 Abs. 2 GewO), 
um den Übergang von einem zum anderen im selben Punkt angeführten Gewerbe zu 
erleichtern. Dies ist auch der Grund dafür, dass bei einer größeren Zahl von hand-
werksmäßigen Gewerben durch die GewR-Nov. 1952 neue derartige gruppenmäßige 
Zusammenfassungen erfolgten. Da jedoch gemäß § 14 Abs. 1 GewO (wie bisher) für 
den Antritt eines handwerksmäßigen Gewerbes das Zeugnis über die „in diesem 
Gewerbe mit Erfolg angelegte Meisterprüfung“ erforderlich war, musste bei diesem 
Übergang dennoch eine eigene Meisterprüfung für das (wenngleich unter derselben 
Zahl eingeordnete) weitere Gewerbe abgelegt werden.  
 
                                                 
804 Dieses vormals gebundene Gewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 1 i. F. GewO-Nov. 1934) wurde neu unter 
die handwerksmäßigen eingereiht. 
805 Dieses vormals gebundene Gewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 7 i. F. GewO-Nov. 1934) wurde neu unter 
die handwerksmäßigen eingereiht. 
806 Das vormalige gebundene Gewerbe „Strick- und Wirkwarenerzeugung“ wurde aufgespaltet; die 
Maschinstricker und die Wirker wurden zu handwerksmäßigen Gewerben, nur die Handstricker blie-
ben ein gebundenes Gewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 3 i. F. GewR-Nov. 1952). 
807 Dieses vormals gebundene Gewerbe (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 4 i. F. GewO-Nov. 1934) wurde neu unter 
die handwerksmäßigen eingereiht, die Verbindung mit den Teppichknüpfern wurde dabei gelöst 
(letztere blieben ein gebundenes Gewerbe gemäß § 1a Abs.1 lit. b Z. 4 i. F. GewR-Nov. 1952).  
808 Diese Tätigkeit wurde durch die GewR-Nov. 1952 neu in die GewO aufgenommen. Die Ausübung 
der Zahntechnik war ursprünglich auf Grund der Verordnung RGBl. 55/1892 ein konzessioniertes 
Gewerbe. Durch das Zahntechnikergesetz StGBl. 326/1920 wurde die Zahntechnik (technisch-
mechanische Arbeiten zur Herstellung von Zahnersatzstücken) von der GewO ausgenommen, sie 
bildete sodann einen Bestandteil der Zahnheilkunde. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur 
Gewerbeordnung, S. 70. 
809 Es handelte sich vormals um eine freies Gewerbe (mit Ausnahme der Tätigkeiten des schon seit 
der GewO-Nov. 1934 gebundenen Gewerbes der Erzeugung von Zement- und Betonwaren). Vgl. 
Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 126.  
810 Die Spielwarenerzeugung war vormals ein freies Gewerbe (mit Ausnahme der Herstellung von 
Metallfiguren oder von Brettspielen). Vgl. Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbe-
ordnung, S. 126.  
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Die bereits durch die GewO-Nov. 1934 geschaffenen Bestimmungen über den 
Befähigungsnachweis für handwerksmäßige Gewerbe (§ 14 GewO) blieben unverän-
dert. Es war demnach weiterhin die Meisterprüfung im betreffenden Gewerbe abzu-
legen, Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung waren Lehrzeit, Gesellenprüfung und 
dreijährige Gesellenzeit (bzw. Gehilfenzeit). Beibehalten wurden gleichfalls die 
Regelungen über den Ersatz dieser Zulassungsbedingungen durch einschlägigen 
Schulbesuch (§ 14a GewO) sowie die Meisterprüfungsverordnung BGBl. 246/1937. 
Der zuständigen Fachgruppe stand wie bisher bei handwerksmäßigen Gewerben 
kein Berufungsrecht gegen die Kenntnisnahme der Gewerbeanmeldung (Ausferti-
gung des Gewerbescheines) zu. 
 
Die GewR-Nov. 1952 gestaltete jedoch die Nachsicht vom Befähigungsnachweis bei 
handwerksmäßigen Gewerben grundlegend neu. Während die GewO-Nov. 1934 die 
Nachsicht nur vorsah, um den Übergang von einem Gewerbe zu einem damit ver-
wandten Gewerbe oder den gleichzeitigen Betrieb verwandter Gewerbe oder den 
Übergang vom fabriksmäßigen zum handwerksmäßigen Betrieb zu ermöglichen, 
konnte nunmehr der Landeshauptmann (wie bisher „ausnahmsweise“) die Nachsicht 
von den Zulassungsbedingungen oder von der Meisterprüfung selbst ohne eine der-
artige Beschränkung des Nachsichtszweckes (somit auch zum Erstantritt irgendeines 
Handwerks) erteilen.811 Darin lag ein Schritt zur Liberalisierung des Nachsichts-
rechts. Weiters war für beide Varianten der Nachsicht gemäß § 14c Abs. 1 i. F. 
GewR-Nov. 1952 (ebenso wie bei der bereits erwähnten Nachsicht vom kleinen 
Befähigungsnachweis für gebundene Gewerbe) der Nachweis einer „hinreichenden 
tatsächlichen Befähigung“ ausreichend.  
 
Ebenso wie bei den gebundenen Gewerben konnte die Nachsicht von der Ablegung 
der Meisterprüfung allerdings nur erteilt werden, wenn „die wirtschaftliche Lage des 
Gewerbezweiges“ die Gleichstellung des Nachsichtswerbers mit Personen, die die 
Meisterprüfung erfolgreich abgelegt hatten, zuließ. Diese Bedachtnahme auf die 
Lage der Konkurrenzbetriebe entfiel nur, wenn „die volle Befähigung zur Ausübung 
des Gewerbes, etwa im Hinblick auf die Ablegung einer gleichwertigen Meisterprü-
fung im Auslande“, angenommen werden konnte. Vor der Entscheidung über ein 
Nachsichtsansuchen bei handwerksmäßigen Gewerben hatte der Landeshauptmann 
                                                 
811 Eine derartige nicht auf die angeführten Zwecke beschränkte Nachsicht konnte nach der GewO-
Nov. 1934 nur durch das Bundesministerium „in ganz besonderen Ausnahmefällen“ erteilt werden.  
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ein Gutachten der zuständigen Fachgruppe einzuholen; im Falle der Nachsichts-
erteilung entgegen ihrem (fristgerecht abgegebenen) Gutachten stand der Fach-
gruppe ein Berufungsrecht zu (§ 14c Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1952).  
 
Die im § 15 i. F. GewO-Nov. 1934 enthaltene Liste der konzessionierten Gewerbe812 
wurde durch die GewR-Nov. 1952 selbst nicht verändert. Jene in diesem Katalog 
enthalten gewesenen Gewerbe bzw. Gewerbeteile, die 1938 durch die (deutsche) 
Reichskulturkammergesetzgebung gegenstandslos geworden waren, unterstellte 
bereits die „Rekonzessionierungsverordnung“ BGBl. 72/1948 wieder der Konzes-
sionspflicht.813 Die 1942 aus der GewO eliminierten gastgewerblichen Bestimmun-
gen wurden durch das Gast- und Schankgewerbegesetz BGBl. 89/1948 wieder in 
Kraft gesetzt, die 1941 eliminierten Bestimmungen über den Hufbeschlag hingegen 
durch Verordnung BGBl. 217/1949. Die 1939 außer Kraft gesetzten 
waffenrechtlichen Bestimmungen der GewO wurden allerdings erst durch die GewR-
Nov. 1965 wieder durch österreichische Rechtsvorschriften ersetzt.814  
 
Auswirkungen auf den Katalog der konzessionierten Gewerbe gemäß § 15 GewO 
hatten aber auch das deutsche Verkehrsrecht sowie nachfolgend die Schaffung 
eines eigenen österreichischen Verkehrsrechts im Jahr 1952. So wurde § 15 Abs. 1 
Z. 3 i. F. GewO-Nov. 1934 betreffend die „Unternehmungen periodischer Personen-
transporte“ gegenstandslos.815 Zufolge § 13 Z. 2 des Gelegenheitsverkehrsgesetzes 
BGBl. 85/1952 traten an deren Stelle „die Unternehmungen von Seilliften, soweit 
diese nicht als Seilbahnen (Eisenbahnen) anzusehen sind“. Weiters beschränkte sich 
§ 15 Abs. 1 Z. 4 GewO (nachdem 1940 das sogenannte „Platzfuhrwerksgewerbe“ 
gegenstandslos geworden war)816 auf „die Gewerbe derjenigen, welche an öffent-
lichen Orten persönliche Dienste (als Boten, Träger und dergleichen) anbieten“ (vgl. 
§ 13 Z. 3 des Gelegenheitsverkehrsgesetzes). Überdies umfasste das ursprünglich 
durch Verordnung BGBl. 109/1931 an die Konzessionspflicht gebundene „Gewerbe 
                                                 
812 Vgl. die detaillierte Darstellung im Abschnitt 4.4.  
813 Dies waren Buchhandlungen usw. (als Teilbereich des konzessionierten Gewerbes gemäß § 15 
Abs. 1 Z. 1 GewO), Leihanstalten für Presseerzeugnisse (literarische oder artistische Erzeugnisse) 
und Lesekabinette, das Gewerbe der Altwarenhändler, Telegraphenagenturen, die Versteigerung 
von Sachen mit künstlerischem, historischem oder von Sammlerwert, der Betrieb von Theaterkarten-
büros. Vgl. diesbezüglich den Abschnitt 5.  
814 Die nach dem deutschen Waffengesetz aus 1938 erforderlich gewesene „Erlaubnis“ entsprach dem 
Grunde nach der gewerberechtlichen Konzession. Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., 
S. 318 f.  
815 Vgl. im Abschnitt 5.  
816 Vgl. im Abschnitt 5.  
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der Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen“ nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 des 
Güterbeförderungsgesetzes BGBl. 63/1952 (nur mehr) die gewerbsmäßige Beförde-
rung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, deren Eigengewicht im betriebsfertigen 
Zustand 400 kg überstieg. 
 
Von den durch Verordnungen auf Grundlage des § 24 i. F. GewO-Nov. 1934 als 
konzessionspflichtig erklärten Gewerben schienen der im Abschnitt 4.4 erwähnte 
Verkauf von Vieh und Fleisch in Wien (befristet bis 1. Jänner 1938 laut Verordnung 
BGBl. 214/1936) und die fabriksmäßige Erzeugung von Glas und Glaswaren (Ver-
ordnung BGBl. 98/1936) in der Gewerbeordnungsausgabe von F. Schwiedland aus 
1953 nicht mehr auf.817 Hinzu kamen hingegen auf Grund einer im Gesetzblatt für 
das Land Österreich Nr. 479/1939 kundgemachten Verordnung die Ausübung des 
Fremdenführergewerbes im Bereich der Stadt Wien818 sowie auf Grund der Filmkon-
zessionsverordnung BGBl. 126/1950 die Gewerbe der Herstellung von zur öffent-
lichen Aufführung bestimmten Filmen, des Filmvertriebes sowie des Filmverleihes.819 
Auch bei Berücksichtigung dieser Veränderungen gegenüber dem Stand der GewO-
Nov. 1934 existierten somit im Zeitpunkt des Inkrafttretens der GewR-Nov. 1952 
weiterhin 58 konzessionierte Gewerbe.  
 
Unverändert blieben weiters die bereits im Abschnitt 4.4 dargestellten allgemeinen 
Voraussetzungen für eine Konzessionserteilung (Verlässlichkeit, Nichtvorliegen von 
Bedenken unter den Aspekten der Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesundheits-, Feuer- 
und Verkehrspolizei), aber auch die bei der Mehrheit der konzessionierten Gewer-
be820 erforderliche Überprüfung der Befähigung sowie der „Lokalverhältnisse“ bzw. 
des Bedarfs.821 Bei dem 1939 durch Verordnung konzessionierten Fremdenführer-
gewerbe im Bereich der Stadt Wien waren sowohl die Befähigung als auch der 
                                                 
817 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 59.  
818 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 59.  
819 Vgl. F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 60.  
820 Vgl. die Tabelle 11 im Abschnitt 4.4, welche die Erfordernisse der Befähigung und des Bedarfs 
nach dem Stand der GewO-Nov. 1934 wiedergibt. An die Stelle der Personentransporte traten die 
Seilliftunternehmungen (auch bei diesen war kein Befähigungsnachweis, wohl aber eine Bedarfs-
prüfung erforderlich), an die Stelle der Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen die Güterbeför-
derung mit Kfz, deren Eigengewicht 400 kg übersteigt (auch hier waren sowohl Befähigung als auch 
Bedarf zu prüfen).  
821 Vgl. die tabellarische Darstellung („Spiegel der konzessionierten Gewerbe“) nach dem Stand der 
GewR-Nov. 1952 bei F. Schwiedland, Gewerbeordnung, 2. Aufl., S. 314-339. Es entfielen dabei die 
vormals konzessionierten Gewerbe der Dienst- und Stellenvermittlung, des Verkaufs von Vieh und 
Fleisch in Wien sowie der fabriksmäßigen Glas- und Glaswarenerzeugung.  
209 
Bedarf zu prüfen. Bei der auf Grund der Filmkonzessionsverordnung aus 1950 basie-
renden Filmproduktion war nur die Befähigung zu prüfen, bei Filmvertrieb und Film-
verleih hingegen sowohl Befähigung als auch Bedarf.  
 
Wie bisher war die Art des beim einzelnen Gewerbe vorgeschriebenen Befähigungs-
nachweises durch Verordnungen des Handelsministers zu regeln.822 Vor der (posi-
tiven) Erledigung eines Konzessionsansuchens für ein an einen Befähigungsnach-
weis gebundenes Gewerbe hatte die Verleihungsbehörde (dies war je nach Art des 
Gewerbes die Bezirksverwaltungsbehörde oder der Landeshauptmann, in einzelnen 
Fällen auch der Bundesminister) die örtlich zuständige Fachgruppe zur Abgabe eines 
Gutachtens über den Befähigungsnachweis aufzufordern.823 Im Falle einer Konzes-
sionserteilung entgegen ihrem fristgerecht abgegebenen Gutachten stand der Fach-
gruppe ein Berufungsrecht zu (§ 22 in Verbindung mit § 13c i. F. GewR-Nov. 1952).  
 
Die Nachsicht vom Befähigungsnachweis bei konzessionierten Gewerben wurde in 
§ 23a Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1952 völlig neu geregelt.824 Der Befähigungsnachweis 
konnte nunmehr vom Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau825 aus-
nahmsweise nachgesehen werden, wenn eine „hinreichende tatsächliche Befähi-
gung“ des Nachsichtswerbers angenommen werden konnte826 und die wirtschaftliche 
Lage des Gewerbezweiges, insbesondere auch in der näheren Umgebung des vom 
Nachsichtswerber in Aussicht genommenen Standortes, seine Gleichstellung mit 
Personen mit vollem Befähigungsnachweis zuließ. Wie bei den gebundenen und den 
handwerksmäßigen Gewerben war damit auch im Nachsichtsverfahren bei konzes-
sionierten Gewerben auf die Situation der präsumtiven Konkurrenzbetriebe Rücksicht 
                                                 
822 Einzige Ausnahme blieben die konzessionierten Baugewerbe, bei denen eine gesetzliche Regelung 
fortbestand (RGBl. 193/1893). 
823 Ein derartiges Begutachtungsrecht entfiel, wenn die Befähigung in Form einer Meisterprüfung nach-
zuweisen war. 
824 Vormals sah § 23a Abs. 2 GewO nur die sinngemäße Anwendung der für Nachsichten bei hand-
werksmäßigen Gewerben geltenden Vorschriften vor. Dies hatte gemäß § 14c i. F. GewO-Nov. 1934 
insbesondere eine Beschränkung auf den Übergang von einem Gewerbe zu einem verwandten Ge-
werbe oder auf den gleichzeitigen Betrieb verwandter Gewerbe oder auf den Übergang vom fabriks-
mäßigen zum handwerksmäßigen Betrieb zur Folge.  
825 Während bei Handwerken der Landeshauptmann zuständig war, wurde bei den konzessionierten 
Gewerben – offenbar wegen der besonderen „öffentlichen Rücksichten“, die die Notwendigkeit ihrer 
Konzessionierung begründeten (vgl. § 1c Abs. 3 GewO) – die Zuständigkeit des Bundesministeriums 
begründet.  
826 Vgl. zu den beiden Varianten der Befähigung die Ausführungen zur Nachsicht vom kleinen Befähi-
gungsnachweis bei gebundenen Gewerben. 
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zu nehmen.827 Auf die wirtschaftliche Lage war allerdings im Falle einer bloßen 
Nachsicht von den Zulassungsbedingungen zu einer für die Konzessionserteilung 
vorgeschriebenen Prüfung nicht Bedacht zu nehmen. Bei den konzessionierten Bau-
gewerben war eine Nachsicht vom Befähigungsnachweis weiterhin nicht zulässig.  
 
Übereinstimmend mit der bisherigen Rechtslage bildeten strafgerichtliche Verurtei-
lungen wegen eines Verbrechens, weiters wegen aus Gewinnsucht begangener oder 
gegen die öffentliche Sittlichkeit verstoßender Vergehen (bzw. Übertretungen) oder 
wegen bestimmter Wirtschaftsdelikte828 einen Grund für den Ausschluss von der 
Gewerbeausübung hinsichtlich aller Gewerbe (somit auch der freien). Gleiches galt 
für Bestrafungen wegen Zollhinterziehung oder wegen Bannbruchs.829 Die GewR-
Nov. 1952 führte aber auch einen neuen Ausschlussgrund ein: Vom Gewerbeantritt 
konnten nunmehr auch Personen ausgeschlossen werden, über deren Vermögen 
schon einmal der Konkurs oder zweimal das Ausgleichsverfahren eröffnet wurde,830 
sofern der Konkurs bzw. das Ausgleichsverfahren nicht durch Konkurs oder Aus-
gleichsverfahren eines Dritten unmittelbar verursacht worden war.  
 
Bereits im Jahr 1955 kam es zu einer Änderung im Katalog der gebundenen 
Gewerbe. Ausgangspunkt hiefür war die Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung, 
BGBl. 125/1955, die einen (nicht der GewO unterliegenden) „freien Beruf“ der 
Wirtschaftstreuhänder mit den Berufsgruppen der Wirtschaftsprüfer, der Buchprüfer 
und der Helfer in Buchführungs- und Steuersachen begründete. Mit Rücksicht darauf 
hob eine Novelle zur GewO (BGBl. 127/1955) § 1a Abs. 1 lit. b Z. 34, betreffend die 
Gewerbe „Buchsachverständige, Bücherrevisoren, Finanz- und Wirtschaftsberater“ 
auf. Zugleich wurde § 1a Abs. 1 lit. b Z. 35 GewO (betreffend die Berater in Versiche-
rungsangelegenheiten) erweitert um die Gewerbe „Werbeberater und, soweit solche 
                                                 
827 Unabhängig davon (also auch im Fall, dass der Befähigungsnachweis erbracht werden konnte) war 
bei der überwiegenden Zahl der konzessionierten Gewerbe gemäß § 23 Abs. 5 GewO im Verfahren 
zur Konzessionserteilung „auf die Lokalverhältnisse, und zwar insbesondere den Bedarf“ Bedacht zu 
nehmen.  
828 Dies waren die Vergehen der Begünstigung eines Gläubigers, der fahrlässigen Krida, der mangel-
haften Buchführung durch Schuldner, weiters „Umtriebe“ im Ausgleichs- oder Konkursverfahren.  
829 Diese Tatbestände wurden in der Folge durch das Finanzstrafgesetz BGBl. 129/1958 aufgehoben. 
An deren Stelle traten der Schmuggel und die Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben. 
Vgl. Mache, Gewerbeordnung, S. 35.  
830 Der Gewerbeausschluss konnte auch ausgesprochen werden, wenn ein Antrag auf Konkurseröff-
nung mangels eines (zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens) hinreichenden Vermögens 
abgewiesen wurde.  
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Tätigkeiten nicht den Wirtschaftstreuhändern vorbehalten sind, Vermögensberater, 
Betriebsberater, Betriebsorganisatoren“.  
 
Einzelne Änderungen bei den gebundenen und den konzessionierten Gewerben 
bewirkte sodann die GewO-Nov. 1957, BGBl. 178/1957. So wurden im Katalog der 
gebundenen Gewerbe die Technischen Büros (§ 1a Abs. 1 lit. b Z. 39) auf alle in 
Frage kommenden Fachgebiete (wie etwa technische Physik, Berg- und Hütten-
wesen, Schiffsbau) ausgeweitet831 und damit auch diese Bereiche einem Befähi-
gungsnachweis unterstellt. Zugleich wurde durch diese Novelle für die in § 1a Abs. 1 
lit. b Z. 37, 38 und 39 GewO angeführten Gewerbe (Planung und Aufstellung von 
Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüftungsanlagen sowie von Anlagen 
zur Erzeugung und Verwertung künstlicher Kälte, Technische Büros) unmittelbar im 
Gesetz ein im Vergleich zur allgemeinen Regelung in § 13b Abs. 4 GewO wesentlich 
anspruchsvollerer Befähigungsnachweis festgelegt.832 Erforderlich war nunmehr ent-
weder das Reifezeugnis einer einschlägigen höheren Abteilung an einer technischen 
und gewerblichen Lehranstalt (bzw. einer höheren landwirtschaftlichen Bundeslehr-
anstalt) in Verbindung mit einer fünfjährigen einschlägigen Beschäftigung oder das 
Abschlusszeugnis über ein einschlägiges Hochschulstudium in Verbindung mit einer 
zweijährigen einschlägigen Beschäftigung. 
 
Weiters wurden die im bisherigen § 15 Abs. 1 Z. 1 GewO angeführten konzessionier-
ten Gewerbe unter dem Sammelbegriff „Preßgewerbe“ zusammengefasst. Gemäß 
§ 21 i. F. GewO-Nov. 1957 gehörten dazu die Gewerbe der Drucker, der Erzeuger 
von Druckstöcken und Druckträgern für die Massenherstellung von Vervielfältigun-
gen, der Buch-, Kunst- und Musikalienhandel sowie der Buch-, Kunst- und Musika-
lienverlag (Übernahme von Werken zur Vervielfältigung und zum Vertrieb).833 Das 
                                                 
831 Ausgenommen blieben Planungen in den Bereichen Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- 
und Lüftungsanlagen sowie Kälteanlagen, weiters die Verfassung von Plänen und Berechnungen  
auf dem Gebiet des Hoch- und Tiefbaues. Vgl. im letzterwähnten Zusammenhang die bei Mache, 
Gewerbeordnung, S. 336, zitierten erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage für die Bau-
gewerbegesetznovelle 1957, BGBl. 179/1957. 
832 Einen „strengeren Befähigungsnachweis“ legten überdies die Verordnungen BGBl. 79/1954 für das 
Spediteurgewerbe, BGBl. 1/1956 für die Erzeuger von Gablonzer Waren, BGBl. 166/1956 für das 
Sägergewerbe sowie BGBl. 246/1965 für die gebunden Gewerbe der Hühneraugenschneider und 
Fußpfleger, der Schönheitspfleger und der Masseure fest. 
833 Die Verlagstätigkeit war bisher kein konzessioniertes Gewerbe. Gemäß § 21 Abs. 2 i. F. GewO-
Nov. 1957 waren einzelne – weniger bedeutende – der unter die Pressgewerbe fallenden Tätigkeiten 
(wie Spielkartenerzeugung, Bedrucken von Verpackungen oder von Webwaren usw., Handel mit im 
gesellschaftlichen Leben oder bei einer Erwerbstätigkeit als Hilfsmittel dienenden Schriften sowie 
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Vermieten von Presseerzeugnissen (Leihbüchereien, Lesezirkel) und das Halten von 
Leseräumen wurde nunmehr unter der Bezeichnung „Preßleihgewerbe“ in § 15 Abs. 
1 Z. 2 GewO angeführt. Bei der Konzessionsverleihung für Unternehmungen von 
Seilliften (§ 15 Abs. 1 Z. 3 GewO i. F. § 13 Z. 2 des Gelegenheitsverkehrsgesetzes) 
war zufolge § 23 Abs. 6 i. F. GewO-Nov. 1957 nicht nur auf die Lokalverhältnisse 
Bedacht zu nehmen, sondern auch darauf, ob die beabsichtigte Gewerbeausübung 
die „Erfüllung der Verkehrsaufgaben eines Eisenbahnunternehmens“ beeinträchtigt.  
 
Schwerpunkt der Gewerberechtsnovelle 1965, BGBl. 59/1965, war die durch die 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs zu Art. 18 Abs. 2 des Bundesver-
fassungsgesetzes aus 1920 (B-VG)834 erzwungene rechtliche Sanierung der Bestim-
mungen, betreffend die Erklärung weiterer Gewerbe (zusätzlich zu den in der Liste 
des § 15 GewO angeführten) zu konzessionierten durch Verordnungen des Handels-
ministers. Der Verfassungsgerichtshof hatte mit Erkenntnis Slg. 3360/1958 die ent-
sprechende Verordnungsermächtigung im seinerzeitigen § 24 GewO (als nicht hin-
reichend umschrieben) aufgehoben.835 Durch Neufassung dieser Bestimmung wur-
den die öffentlichen Rücksichten, die den Bundesminister zu einer Konzessionierung 
ermächtigten, konkretisiert.836 Von der Aufhebung durch den Gerichtshof waren aber 
auch alle auf § 24 GewO beruhenden Verordnungen, die während der Geltungs-
dauer des B-VG 1920 (somit vom 10. November 1920 bis 30. Juni 1934 und seit 19. 
Dezember 1945) erlassen worden waren, bedroht. Deshalb wurden die entsprechen-
den Gewerbe neu in den Katalog des § 15 GewO aufgenommen: Huf- und Klauen-
beschlag, Elektroinstallation, Erzeugung von medizinischem Nahtmaterial und 
Organersatzmaterial (dieses Gewerbe war durch Verordnung BGBl. 36/1957 an eine 
                                                                                                                                                        
Kleinhandel mit Sonderheften von Zeitschriften und „Kurzheften erzählenden Inhalts“) nicht konzes-
sionspflichtig.  
834 Gemäß Art. 18 Abs. 2 B-VG kann jede Verwaltungsbehörde „auf Grund der Gesetze“ innerhalb 
ihres Wirkungskreises Verordnungen erlassen. Gemäß § 24 i. F. GewO-Nov. 1907 war der Handels-
minister ermächtigt, wenn „öffentliche Rücksichten“ es dringend geboten erscheinen ließen, auch 
noch andere als die in der GewO aufgezählten Gewerbe an eine Konzession zu binden; eine inhalt-
lich gleichartige Regelung enthielt bereits § 24 i. F. GewO-Nov. 1883. Nach der Rechtsprechung des 
Verfassungsgerichtshofs zu Art. 18 B-VG muss jedoch der Inhalt von Verordnungen in ihren wesent-
lichen Konturen bereits durch das Gesetz selbst vorgezeichnet sein. Überlässt der Gesetzgeber die 
Regelung im Wesentlichen dem Verordnungsgeber, so verstößt er gegen das aus Art. 18 B-VG ab-
zuleitende Determinierungsgebot; damit liegt eine dem Art. 18 B-VG widersprechende „formalgesetz-
liche Delegation“ vor.  
835 Vgl. dazu und im Folgenden Mache, Gewerbeordnung, S. 294 f. und S. 67-69.  
836 Gemäß § 24 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1965 waren dies Gründe der Staatssicherheit, insbesondere 
Gründe der Neutralität Österreichs, der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Si-
cherheit, der Abwehr von besonderen Gefahren für Leben oder Gesundheit von Menschen oder der 
Abwehr von schweren volkswirtschaftlichen Schädigungen.  
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Konzession gebunden worden), Zündwarenerzeugung, Filmproduktion und Filmver-
leih (der Filmvertrieb wurde hingegen ein gebundenes Gewerbe gemäß § 1a Abs. 1 
lit. b Z. 47 GewO), Realitätenvermittlung, Gebäudeverwaltung, Frachtenreklamation 
(hier wurden die Verordnungen RGBl. 56/1914 und BGBl. 203/1932, betreffend die 
Geltendmachung von Forderungen im eigenen und im fremden Namen zusammen-
gefasst), Ausgleichsvermittlung, Versteigerung beweglicher Sachen, Theaterkarten-
büros. Die nicht übernommenen Telegraphenagenturen wurden zum freien Gewerbe. 
Neu der Konzessionspflicht unterstellt wurde die bisher freigewerbliche Errichtung 
und Überprüfung von Blitzschutzanlagen (§ 15 Abs. 1 Z. 26 i. F. GewR-Nov. 1965). 
Die inhaltlichen Regelungen der entsprechenden Verordnungen wurden im Art. II der 
GewR-Nov. 1965 übernommen, die Vorschriften über den Befähigungsnachweis wur-
den in der Befähigungsnachweisverordnung 1965, BGBl. 231/1965, getroffen.837  
 
Durch die Wiederaufnahme der Regelungen über die „Waffengewerbe“ in § 15 Abs. 1 
Z. 10 GewO sowie in Art. II §§ 5-17 i. F. GewR-Nov. 1965 wurden die deutschen 
waffenrechtlichen Bestimmungen ersetzt – mit Ausnahme der Regelungen deutscher 
Provenienz über den Befähigungsnachweis und die Führung der Waffenbücher.838 
Weiters wurde das „Fremdenführergewerbe“ in § 15 Abs. 1 Z. 4 (und Art. II §§ 1-4) 
i. F. GewR-Nov. 1965 zusammenfassend geregelt. Nach dem Stand der GewR-Nov. 
1952 existierten hiefür gesonderte Bestimmungen in § 15 Abs. 1 Z. 4 GewO und auf 
Grund der Verordnung BGBl. 849/1922 i. F. BGBl. 152/1929, je nachdem, ob die 
Dienste an öffentlichen oder an nichtöffentlichen Orten angeboten wurden; in Wien 
beruhte die Konzessionspflicht auf einer Verordnung aus 1939.839 Soweit es sich 
nicht um Fremdenführerdienste handelte, wurden die vormals in § 15 Abs. 1 Z. 4 
GewO angeführten „Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten persönliche 
Dienste (als Boten, Träger und dergleichen) anbieten“ nunmehr zu freien Gewerben.  
 
Neu aufgenommen wurde in § 15 Abs. 1 Z. 36 i. F. GewR-Nov. 1965 schließlich das 
„Bewachungsgewerbe“ (mit Detailregelung in Art. II §§ 56-61 i. F. GewR-Nov. 1965). 
Vorausgegangen war auf Grund der Verordnung BGBl. 849/1922 i. F. BGBl. 
152/1929 „die an nicht öffentlichen Orten angebotene Besorgung von Boten-,  
                                                 
837 Dabei entfiel im Vergleich zur vormaligen Rechtslage ein Befähigungsnachweis für die Theaterkar-
tenbüros. Für bestimmte Berechtigungen und Betriebsformen der Gast- und Schankgewerbe hatte 
bereits die Verordnung BGBl. 109/1955 einen Befähigungsnachweis eingeführt.  
838 Vgl. Art. IV Z. 4 und 5 GewR-Nov. 1965 sowie Mache, Gewerbeordnung, S. 325.  
839 Vgl. dazu und im Folgenden Mache, Gewerbeordnung, S. 62.  
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Träger-, Handwagen-, Begleiter-, Führer- oder Bewachungsdiensten“.840 Davon 
blieben nur das Bewachungsgewerbe und die (an nicht öffentlichen Orten angebo-
tenen) Fremdenführerdienste konzessionspflichtig. Die übrigen hier angeführten 
Dienstleistungen wurden zu freien Gewerben.  
 
Der durch die GewR-Nov. 1965 neu gefasste § 23 Abs. 2 GewO verlangte für in 29 
Positionen des gesetzlichen Katalogs der konzessionierten Gewerbe (§ 15 GewO) 
aufgezählte Gewerbe, darunter die neu aufgenommenen Waffengewerbe und die 
Errichtung von Blitzschutzanlagen, weiters das zusammengefasste Fremdenführer-
gewerbe und das neu benannte Bewachungsgewerbe sowie die Filmproduktion und 
der Filmverleih, die Erbringung eines Befähigungsnachweises.841 Bei weiteren fünf 
durch Verordnung an die Konzessionspflicht gebundenen Gewerben sowie bei den 
Gast- und Schankgewerben schrieb die entsprechende Verordnung einen Befähi-
gungsnachweis vor.842  
 
Ein Vergleich des Standes der Befähigungsnachweis-Erfordernisse bei konzessio-
nierten Gewerben im Zeitpunkt des Inkrafttretens der GewO-Nov. 1934843 mit jenen 
bei Inkrafttreten der GewR-Nov. 1965 (am 1. August 1965) ergibt folgendes (zahlen-
mäßig nahezu unveränderte) Bild: Nicht mehr der Konzessionspflicht unterlagen die 
Dienst- und Stellenvermittlung, der Verkauf von Vieh und Fleisch in Wien sowie die 
Telegrafenagenturen, wodurch der Befähigungsnachweis für diese Tätigkeiten ent-
fiel. Weiters bestand kein Befähigungsnachweis mehr für die Theaterkartenbüros.  
Ein Befähigungsnachweis eingeführt wurde für das nunmehr zusammengefasste 
Fremdenführergewerbe,844 für die Erzeugung von medizinischem Naht- und Organ-
ersatzmaterial, für die neu konzessionierten Gewerbe der Errichtung von Blitzschutz-
anlagen sowie der Filmproduktion und des Filmverleihes und (auf Grund der Verord-
nung BGBl. 109/1955 i. F. BGBl. 73/1964) für bestimmte Berechtigungen und Be-
triebsformen der Gast- und Schankgewerbe.  
 
                                                 
840 Vgl. dazu und im Folgenden Mache, Gewerbeordnung, S. 68.  
841 Bei den konzessionierten Theaterkartenbüros entfiel hingegen nunmehr der Befähigungsnachweis. 
Die Telegrafenagenturen wurden überhaupt zum freien Gewerbe. 
842 Vgl. bei Mache, Gewerbeordnung, S. 88 sowie ebd. im „Spiegel der konzessionierten Gewerbe“, 
S. 470-495. 
843 Vgl. die Tabelle 11 im Abschnitt 4.4. 
844 Der Befähigungsnachweis für das nunmehrige „Bewachungsgewerbe“ blieb gegenüber dem Stand 
der GewO-Nov. 1934 erhalten. 
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Der gleichfalls durch die GewR-Nov. 1965 neu formulierte § 23 Abs. 8 GewO legte 
für 14 Positionen im abgeänderten gesetzlichen Katalog des § 15 GewO eine Be-
dachtnahme auf die „örtlichen Verhältnisse, und zwar insbesondere auf den Bedarf“ 
fest. Bei weiteren acht durch Verordnung konzessionierten Gewerben sah die ent-
sprechende Verordnung die Prüfung der Lokalverhältnisse bzw. des Bedarfs vor. Im 
Vergleich zum Stand der GewO-Nov. 1934 kam es zum Stichtag 1. August 1965 
(Inkrafttreten der GewR-Nov. 1965) zu einer Reduktion der Zahl der Gewerbe mit 
Bedarfsprüfung: Eine Bedarfsprüfung war nicht mehr erforderlich845 für das Frem-
denführergewerbe (welches an die Stelle des Anbietens persönlicher Dienste an 
öffentlichen Orten getreten war), für die Erzeugung künstlicher Mineralwässer, für 
den Hufbeschlag, die Erzeugung von Zündwaren, für Theaterkartenbüros, die 
Ausgleichsvermittlung und die Realitätenvermittlung.846 Darin lag eine (allerdings 


















                                                 
845 Abgesehen von jenen Gewerben, die nicht mehr der Konzessionspflicht nach der GewO unterla-
gen, wie die Dienst- und Stellenvermittlung, die Telegrafenagenturen, der Verkauf von Vieh und 
Fleisch in Wien, die Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen und die fabriksmäßige Glas- und 
Glaswarenerzeugung.  
846 Für die mit der Änderung des § 15 Abs. 1 Z. 3 GewO durch BGBl. 85/1952 geschaffenen „Unter-
nehmungen von Seilliften“, welche an die Stelle der „Unternehmungen der periodischen Personen-
transporte“ getreten waren, wurde die Bedarfsprüfung beibehalten.  
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7. Die Neukodifikation mit der Gewerbeordnung 1973 
 
Die GewO 1973 blickt auf eine Vorlaufzeit von 15 Jahren zurück. Als „Initialzündung“ 
ist eine am 10. Dezember 1957 (anlässlich der Beratung zum Bundesfinanzgesetz 
1958) gefasste Entschließung des Nationalrats anzusehen, in welcher der zustän-
dige Bundesminister für Handel und Wiederaufbau ersucht wurde, eine Kommission 
zur Schaffung der „Grundlagen für eine neue Gewerbeordnung“ zu bestellen.847 
Diese Kommission hielt zwischen 16. Mai 1958 und 10. November 1966 insgesamt 
21 Sitzungen ab, in denen Grundsatzfragen und auch Teilgebiete des Gewerbe-
rechts erörtert wurden.848 In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 1972 wurde 
die erwähnte Entschließung auf die parlamentarische Debatte anlässlich der Bera-
tung der GewO-Nov. 1957 zurückgeführt,849 der zufolge „bei der gegenwärtigen Ge-
setzeslage vor allem Klarheit darüber vermißt wurde, nach welchem Wirtschafts-
system die gewerberechtlichen Vorschriften aufgebaut sein sollten“. Die Entschlie-
ßung gab allerdings keine Richtlinie vor, in welcher Richtung das Gewerberecht 
umgestaltet werden sollte. Der zitierten Regierungsvorlage aus 1972 zufolge 
 
„dürfte vor allem auch der Gedanke der Anpassung der Gewerbeordnung an die Anfor-
derungen eines größeren Marktes,850 sowie der Wunsch, die ‚Flickarbeit’ bei Änderun-
gen der oftmals novellierten Gewerbeordnung zu vermeiden, für diese Entschließung 
bestimmend gewesen sein“.851  
 
Nach einem vom Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau im Juni 1963 dem 
Nationalrat vorgelegten Zwischenbericht über den Stand der Arbeiten der erwähnten 
Kommission  
 
„sollte die Gewerbefreiheit nur soweit beschränkt werden, als dies im Interesse der 
Gesamtheit, aus ‚öffentlichen Rücksichten’ notwendig sei. Demgemäß wurden dem 
Grunde nach Beschränkungen durch ein Bewilligungs(‚Konzessions’)system, durch 
                                                 
847 Vgl. dazu und im Folgenden die Erläuterungen zur Regierungsvorlage für eine GewO 1972, 395 
der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP, S. 100. 
848 Der Kommission gehörten Nationalratsabgeordnete, Hochschullehrer, Rechtsanwälte, Vertreter von 
Interessenverbänden und des zuständigen Bundesministeriums an, gegebenenfalls wurden Exper-
ten für einzelne Sachgebiete beigezogen. Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972 ebd. 
849 Diese Novelle hatte für die Planung und Aufstellung von Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- 
und Lüftungsanlagen sowie für Kälteanlagen und die Technischen Büros einen (im Vergleich zur bis-
herigen Regelung) wesentlich strengeren Befähigungsnachweis festgelegt. 
850 Bereits 1956/57 gab es in Österreich Überlegungen für einen Beitritt zu der in Gründung befind-
lichen EWG, 1960 trat Österreich sodann der EFTA bei. Vgl. dazu die Darstellung im Abschnitt 6. 
851 Erläuterungen zur GewO 1972 ebd. Dem Bericht des Handelsausschusses über die Regierungs-
vorlage zur GewO 1972, 941 Beil. NR XIII. GP, S. 1, zufolge wurde die GewO 1859 durch zirka 50 
Novellen bis 1973 abgeändert.  
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Vorschreibung eines Befähigungsnachweises und durch wirtschaftspolitisch bestimmte 
Beschränkungen (u. a. Beschränkung des Gewerbeantrittes, z. B. durch Bedarfsprü-
fung), schließlich durch eine Regelung der Gewerbeausübung aus anderen ‚öffentlichen 
Rücksichten’ (‚gewerbepolizeiliche’ Regelungen) vorgesehen. Aber schon über das 
Ausmaß dieser Beschränkungen konnte (…) in der Kommission keine völlige Überein-
stimmung erzielt werden. Während einerseits nur ‚soviele Ordnungs- und Zwangsele-
mente als unbedingt nötig’ verlangt wurden, wurde andererseits gefordert, ‚neben öko-
nomischen Gesichtspunkten auch Aspekte einer Mittelstandspolitik und gesellschafts-
politische Momente’ mitzuberücksichtigen.“852  
 
Noch nach den Erläuterungen zum nachfolgenden Entwurf aus 1968  
 
„liegt der Zweck der Bedarfsprüfung darin, die Konkurrenz durch gleichartige Betriebe 
zu beschränken und ihre Leistungsfähigkeit zu sichern. (…) Nur wenn der Gewerbetrei-
bende damit rechnen kann, dass der Bestand seines Betriebes nicht durch ein Zuviel an 
Konkurrenz gefährdet wird, nimmt er die notwendigen Investitionen vor. (…) Ein Zuviel 
an Konkurrenz soll dort vermieden werden, wo sich die Qualität der Leistungen mindert 
und damit die öffentlichen Rücksichten gefährdet.“853  
 
Zunächst wurden Teilentwürfe für die GewO erarbeitet. Über den Allgemeinen Teil 
(einschließlich Betriebsanlagenrecht und Verfahrensregelungen) wurde 1966 das 
Begutachtungsverfahren eingeleitet, über den Besonderen Teil (unter Anschluss von 
Nachträgen zum Allgemeinen Teil) im Jahr 1968.854 Auf Grund des kontroversiellen 
Inhalts der Stellungnahmen zum Besonderen Teil wurden die Arbeiten daran jedoch 
zurückgestellt. Nur der Entwurf eines Allgemeinen Teils der GewO wurde deshalb im 
Mai 1969 dem Ministerrat zugeleitet. Dessen Zustimmung erhielt dieser Teilentwurf 
nur unter der Bedingung eines Ressortübereinkommens zwischen dem Handels- und 
dem Landwirtschaftsressort über die Vergabe von Subventionen im Bereich des Ge-
nossenschaftswesens. Zu einem derartigen Abkommen kam es in dieser Legislatur-
periode855 nicht mehr. Zugrunde lag dem ein Interessenkonflikt zwischen der Land-
wirtschaft und dem Gewerbe. Dieser Konflikt ging davon aus, dass die GewO-No-
vellen 1933 und 1934 bestimmte land- und forstwirtschaftliche Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen hat-
ten.856 Da sich diese Genossenschaften mittlerweile von einer bloßen Selbsthilfe-
                                                 
852 Erläuterungen zur GewO 1972 ebd. 
853 Vgl. Jörg Jordan, Die Gewerbepolitik der Zweiten Republik unter besonderer Berücksichtigung der 
Bemühungen Österreichs um eine Gewerberechtsreform in den Jahren von 1957 bis 1973, Wien 
1973, Dissertation Hochschule für Welthandel, S. 99.  
854 Vgl. dazu und im Folgenden Erläuterungen zur GewO 1972, S. 101 f.  
855 Unter der VP-Alleinregierung unter Bundeskanzler Dr. Josef Klaus, 19. 4. 1966 bis 21. 4. 1970.  
856 Gemäß Art. IV Abs. 2 des Kundmachungspatents zur GewO waren diese Genossenschaften unter 
der Voraussetzung der Beschränkung des genossenschaftlichen Zweckgeschäftes auf die Mitglieder 
(Verkauf land- und forstwirtschaftlicher Betriebserfordernisse an die Mitglieder bzw. Verkauf der 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse der Mitglieder) ausgenommen.  
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organisation zu einem bedeutenden Faktor im Wirtschaftsleben entwickelt hatten, 
sollten diese nunmehr dem Anwendungsbereich der GewO unterliegen.  
 
Erst in der GewO 1973 wurde sodann ein Kompromiss zwischen den Interessen-
vertretungen der gewerblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft insoweit gefunden, 
als nur jene land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten der GewO unterstellt wurden, die „sich nach Erscheinungsbild und Betriebsform 
gewerblichen Betrieben angenähert haben, wie vor allem die Ein- und Verkaufsge-
nossenschaften (Lagerhausgenossenschaften)“.857 Dem entsprechend wurden in § 2 
Abs. 1 Z.4 GewO 1973 (in recht kasuistischer Weise) jene Tätigkeiten land- und 
forstwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, wie der Betrieb von 
Sägen, Mühlen, Molkereien, Brennereien usw. aufgezählt, auf die die GewO nicht 
anzuwenden war, soweit der Geschäftsbetrieb der Genossenschaften im wesent-
lichen der Förderung der Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder diente. 
 
Nach dem Regierungswechsel des Jahres 1970858 wurde im Mai 1971 der erste 
Gesamtentwurf einer neuen GewO dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zuge-
leitet.859 Dieser Entwurf, zu dem über 3.000 Seiten an Stellungnahmen einlangten, 
bildete sodann die Grundlage für die am 4. Juli 1972 beschlossene Regierungsvor-
lage einer „GewO 1972“. Im Zuge der parlamentarischen Beratung wurde vom Han-
delsausschuss des Nationalrats ein Unterausschuss eingesetzt, der in der Zeit vom 
15. November 1972 bis 4. Juli 1973 zahlreiche Abänderungen des Gesetzesentwurfs 
vornahm (nach Anhörung von sachlich berührten Interessenvertretungen). Immerhin 
herrschten – wie der Bericht des Handelsausschusses betont – zu vielen Fragen oft 
sehr abweichende Standpunkte der Interessengruppen; dennoch sei es möglich ge-
wesen, in „allen umstrittenen Fragen eine für die in Betracht kommenden Interessen-
gruppen annehmbare Lösung zu finden“. Das Gesetz wurde am 29. November 1973 
vom Plenum des Nationalrats als „Gewerbeordnung 1973“ beschlossen und am 25. 
Jänner 1974 im Bundesgesetzblatt unter Nr. 50/1974 kundgemacht. Auf Grund der 
                                                 
857 Vgl. Bericht des Handelsausschusses zur GewO 1972, S. 1 f.  
858 SP-Alleinregierung unter Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky ab 21. 4. 1970, Bundesminister (nun-
mehr) für Handel, Gewerbe und Industrie war Dipl.Vw Dr. Josef Staribacher. 
859 Vgl. dazu und im Folgenden Erläuterungen zur GewO 1972, S. 101, Bericht des Handelsausschus-
ses zur GewO 1972, S. 1 f., sowie Kinscher u. Paliege-Barfuß, Gewerbeordnung, S. XI f. (Histori-
sche Entwicklung des Gewerberechtes).  
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Bestimmung über eine sechsmonatige Legisvakanz (§ 381 Abs. 1) trat die GewO 
1973 mit 1. August 1974 in Kraft.  
 
Gleichsam als Programm und als Zusammenfassung der wesentlichen Änderungen 
(teils auch gegenüber dem vorangegangenen Entwurf aus 1968) erklärte der Bericht 
des Handelsausschusses: 
 
„Die Gewerbeordnung 1973 orientiert sich am Grundsatz der Gewerbefreiheit, die nur 
dort Schranken findet, wo dies im öffentlichen Interesse notwendig ist. Die Maßnahmen, 
die dem Grundsatz der Gewerbefreiheit zum Durchbruch verhelfen sollen, sind vor 
allem die nahezu vollständige Abschaffung der Bedarfsprüfung, die Einschränkung der 
Zahl der konzessionierten Gewerbe und Handwerke, die Herabsetzung des für die Aus-
übung von Gewerben vorgeschriebenen Mindestalters auf das für die Erlangung der 
Eigenberechtigung festgelegte Alter, die Erweiterung des Selbstbedienungsrechtes der 
Gewerbetreibenden, der Ausbau der übrigen Nebenrechte, die Möglichkeit der Führung 
von Nebenbetrieben sowie die Erhöhung der beruflichen Mobilität der Gewerbetreiben-
den durch die Erleichterung des Überganges auf verwandte Gewerbe. Diese Maßnah-
men sollen insbesondere einer Verbesserung des Wettbewerbes in der Wirtschaft 
dienen und eine Steigerung der wirtschaftlichen Lage bewirken.“860 
 
Schon die Erläuterungen zur Regierungsvorlage 1972 betonten aber, dass am Be-
fähigungsnachweis „als wichtigem Instrument der Leistungssteigerung im Gewerbe 
festgehalten werden“ solle, soweit dies im öffentlichen Interesse gelegen sei.861 Da-
bei wurde argumentiert, die Bedeutung des Befähigungsnachweises liege darin,  
 
„einen gewissen Standard der Leistungen des Gewerbes zu sichern; der Verbraucher 
muß damit rechnen können, daß die bestellte Arbeit den Anforderungen entspricht; der 
Befähigungsnachweis bedeutet aber auch einen Schutz der Gewerbetreibenden gegen 
die Konkurrenz durch schlechtere, allenfalls die Preise unterbietende Leistungen.“862  
 
Und im Zusammenhang mit den konzessionierten Gewerben gab die Regierungs-
vorlage 1972 die Auffassung der vom Bundesminister eingesetzten Kommission 
wieder, 
 
„daß ein Befähigungsnachweis insoweit vorgeschrieben werden soll, als er der Leis-
tungssteigerung und dem Schutz der Verbraucher (der Personen, die die Leistungen 
des Gewerbes in Anspruch nehmen) dient. Der Befähigungsnachweis ist also insbe-
sondere dort vorzuschreiben, wo der Verbraucher die Qualität der Ware oder der 
Leistung erst nachträglich zu beurteilen vermag. Für die Vorschreibung eines Befähi-
gungsnachweises bei konzessionierten Gewerben sind aber auch die öffentlichen 
Rücksichten maßgebend, die zur Bindung an die Konzessionspflicht geführt haben. 
 
Die ‚Kommission’ ist grundsätzlich davon ausgegangen, daß Gewerbefreiheit und Wett-
                                                 
860 Bericht des Handelsausschusses zur GewO 1972, S. 1.  
861 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 101.  
862 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 124.  
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bewerb die Leistungen steigern können. Aber selbst in Wirtschaftssystemen, die grund-
sätzlich vom Prinzip des freien Wettbewerbs ausgehen, wird anerkannt, daß eine freie 
Konkurrenz nur bis zu einem gewissen Ausmaß wirtschaftlich vertretbar ist.“863  
 
Zunächst hatte die im Jahr 1958 gegründete Kommission zur Schaffung der Grund-
lagen für eine neue GewO einen Vergleich der Regelungen hinsichtlich der hand-
werksmäßigen Gewerbe in den anderen westeuropäischen (OECD-) Ländern ange-
stellt.864 Nach dessen Ergebnis setzte in der BRD die Ausübung eines Handwerks 
nach der „Handwerksordnung“ von 1953 in 91 Handwerken die Ablegung der Meis-
terprüfung (oder eine Sondererlaubnis im Falle eines Nachweises der Befähigung auf 
andere Art) voraus.865 In Großbritannien bestand kein Handwerk „im kontinentalen“ 
Sinn.866 In Frankreich wurde 1956 erstmals ein obligatorischer Befähigungsnachweis 
vorgesehen, wobei das Meisterprüfungszeugnis als Nachweis galt; in einem Erlass 
aus 1957 wurden hiefür 42 Handwerke aufgezählt. In Norwegen war im Handwerks-
gesetz für 56 Handwerke eine Lehrzeit von vier bis fünf Jahren, eine Lehrabschluss-
prüfung und eine Verwendungszeit von insgesamt sechs Jahren vorgesehen; dane-
ben gab es eine freiwillige Meisterprüfung (mit Titelschutz). In Schweden waren im 
Vergleichszeitpunkt 1958 nur die Elektroinstallation, die Wasserleitungsinstallation 
und Druckereibetriebe geregelt. In Dänemark wurde zwar ein „Handwerksbrief“ ver-
langt, dieser war aber an keine Fachprüfung gebunden. In Belgien war ab 1959 eine 
siebenjährige Lehrdauer für das selbständige Unternehmertum erforderlich. In den 
Niederlanden sah das entsprechende Gesetz die Möglichkeit vor, auf Verlangen der 
Berufskreise im Wege administrativer Bestimmungen die kommerzielle und beruf-
liche Befähigung als Bedingung für die Ausübung der einzelnen Handwerke fest-
zulegen. In Luxemburg wurde eine Meisterprüfung oder eine gleichartige schulische 
Ausbildung für die Ausübung von Handwerken verlangt. In Liechtenstein bestand der 
Befähigungsnachweis in einer zweijährigen Gesellenzeit und einer Lehrabschluss-
prüfung. In der Schweiz (in der das Recht der meisten Gewerbearten durch die 
Kantone geregelt war) existierte im Vergleichsjahr 1958 für 170 Berufe eine obliga-
                                                 
863 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 190. 
864 Vgl. im Detail dazu und im Folgenden bei Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 114 bis 118, 
194 bis 196.  
865 Das „Verzeichnis der Gewerbe, die als Handwerk betrieben werden können“ (Anlage A zur Hand-
werksordnung) mit Stand vom 1.1.2002 zählte 94 Handwerke auf. Vgl. Gesetz zur Ordnung des 
Handwerks (Handwerksordnung) und ergänzende Vorschriften, Hg. Franz Klein, Düsseldorf 2002, 
S. 67-69.  
866 Genehmigungspflichtig waren aber Bäcker, Müller, die industrielle Erzeugung von Teppichen, 
Schuhen, Pelzwaren, Haushalts- und Glaswaren, Handschuhen, Strumpfwaren, Werkzeugen, Papier 
und Pappe. 
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torische Lehrabschlussprüfung (nach geregelter Lehrzeit). In Italien war ein Befähi-
gungsnachweis nicht vorgeschrieben, wohl aber eine Ausbildungszeit von fünf 
Jahren sowie eine Lehrabschlussprüfung. Spanien schließlich verlangte für 365 
Handwerke eine Meisterprüfung. – Als Schlussfolgerung hielt Jörg Jordan fest, dass 
1958 die Meisterprüfung als Ausbildungsform im gesamten EWG-Raum entweder 
bereits übernommen oder im Sinne der beabsichtigten Angleichung der Rechtsvor-
schriften geplant gewesen sei.867  
 
Die Regierungsvorlage 1972 zog sodann (ohne auf die erwähnte internationale Ge-
genüberstellung ausdrücklich Bezug zu nehmen) folgendes Resümee: 
 
„Die Regelung der Handwerke, einschließlich des Erfordernisses der Meisterprüfung, 
hat sich in Deutschland und in Österreich so bewährt, daß auch das am 1. VII. 1962 in 
Frankreich in Kraft getretene Handwerksstatut eine ähnliche Einrichtung schuf. Die 
Annahme dürfte daher gestattet sein, daß sich die künftige Entwicklung der handwerk-
lichen Ausbildung im europäischen Raum auf dieser Linie halten wird.“868  
 
Andererseits war sich die Regierungsvorlage 1972 dessen bewusst, dass auf das 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes Slg. 4.617/1963 Bedacht zu nehmen war,  
„wonach die Aufnahme eines Gewerbes, das dem Wesen des Handwerkes nicht 
entspricht, in den Katalog der Handwerke dem Grundsatz der Gleichheit der Staats-
bürger vor dem Gesetz widerspricht und daher wohl verfassungswidrig wäre“.869  
 
Gerade in der Zahl der an einen Befähigungsnachweis gebundenen Handwerke und 
der konzessionierten Gewerbe wie auch hinsichtlich der Bedarfsprüfung bei konzes-
sionierten Gewerbe zeigte sich eine deutliche Bruchlinie zwischen dem Entwurf aus 
1968 einerseits und der Regierungsvorlage 1972 sowie der nachmaligen GewO 1973 
andererseits. So übernahm der Entwurf aus 1968 von den 136 handwerksmäßigen 
Gewerben gemäß § 1b GewO (nach dem Stand der GewR-Nov. 1952) 98 Handwer-
ke, wobei von den restlichen Gewerben zehn bisherige Handwerke zu gebundenen 
Gewerben und elf zu freien Gewerben wurden.870 Die weitere zahlenmäßige Reduk-
tion wurde durch Zusammenfassung von Handwerken mit anderen (fachlich nahe 
stehenden) Handwerken herbeigeführt. Neu in die Liste der Handwerke wurden im 
Entwurf von 1968 die Fernsehtechniker, die Segelflugzeugbauer und der Huf- und 
                                                 
867 Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 118.  
868 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 124.  
869 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 174.  
870 Vgl. dazu und im Folgenden Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 109-111 und 122 f.  
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Klauenbeschlag aufgenommen; das vormals gebundene Gewerbe der Faltbootbauer 
wurde in das Handwerk der Bootbauer einbezogen. 
 
In der Regierungsvorlage 1972 wurden hingegen die vormals in 79 Punkten des § 1b 
GewO zusammengefassten insgesamt 136 handwerksmäßigen Gewerbe im neuen 
§ 94 GewO auf 70 Handwerke reduziert; dabei wurde unter jeder Ziffer des neuen 
Katalogs (zum Unterschied von früher) lediglich ein Handwerk – in alphabetischer 
Reihenfolge – angeführt.871 Als Handwerke führte diese Regierungsvorlage nur mehr 
folgende Gewerbe an: 
 
  1. Bäcker; 
  2. Bandagisten; 
  3. Binder; 
  4. Blasinstrumentenerzeuger, 
  5. Bootbauer; 
  6. Büromaschinenmechaniker; 
  7. Dachdecker; 
  8. Drechsler; 
  9. Edelsteinschleifer; 
10. Elektromechaniker und Elektromaschinenbauer; 
11. Emailleure; 
12. Erzeuger chirurgischer und medizinischer Instrumente; 
13. Fleischer; 
14. Fotografen; 




19. Glasbläser und Glasinstrumentenerzeuger; 
20. Glaser; 
21. Glasschleifer einschließlich der Glasbeleger und Glasgraveure; 
22. Gold- und Silberschmiede und Juweliere; 
23. Hafner; 
24. Harmonikamacher; 
25. Harmoniumerzeuger und Erzeuger von ähnlichen Musikinstrumenten; 
26. Holzbildhauer und Steinbildhauer; 










                                                 
871 Vgl. Regierungsvorlage für eine GewO 1972, S. 28 f. und S. 174. In den Erläuterungen auf S. 174 
wird im Widerspruch zum vorgeschlagenen Gesetzestext die Zahl von 75 Handwerken angegeben; 






40. Lebzelter und Wachszieher; 
41. Lederbekleidungserzeuger (Säckler); 
42. Ledergalanteriewarenerzeuger und Taschner; 
43. Maler und Anstreicher; 
44. Mechaniker; 
45. Messerschmiede einschließlich der Erzeuger von Hieb- und Stichwaffen; 







53. Platten- und Fliesenleger; 
54. Präparatoren; 
55. Radio- und Fernsehtechniker; 
56. Sattler einschließlich Fahrzeugsattler und Riemer; 
57. Schilderhersteller; 




62. Streich- und Saiteninstrumentenerzeuger; 
63. Stukkateure; 
64. Tapezierer und Bettwarenerzeuger; 
65. Tischler; 
66. Uhrmacher; 
67. Vergolder und Staffierer; 
68. Wagner; 
69. Zahntechniker; 
70. Zuckerbäcker (Konditoren). 
 
Im Gesetzestext der GewO 1973 (BGBl. 50/1974) umfasste der § 94 allerdings ins-
gesamt 84 Handwerke. Eine Begründung für diese Vermehrung des Katalogs um 14 
Positionen gegenüber der Regierungsvorlage 1972 enthält der Bericht des Handels-
ausschusses nicht. Einleitend wurde nur allgemein darauf hingewiesen, dass in den 
Sitzungen des erwähnten Unterausschusses zahlreiche Abänderungen des Gesetz-
entwurfs vorgenommen worden waren; zugleich betonte der Bericht des Handelsaus-
schusses, dass zu den Beratungen im Unterausschuss neben zahlreichen Experten 
u. a. „informierte Vertreter der sachlich berührten Fachverbände der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft eingeladen“ worden seien.872 Daraus kann auf die Ein-
flussnahme der gewerblichen Interessenvertretungen geschlossen werden.  
 
                                                 
872 Bericht des Handelsausschusses zur GewO 1972, S. 2.  
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Im Einzelnen trat die Vermehrung in fünf Fällen durch Aufspaltungen von in der 
Regierungsvorlage 1972 vorgesehenen Handwerken ein (im Kern führte dies jedoch 
zu keiner Vermehrung von an einen Befähigungsnachweis gebundenen Gewerbe-
tätigkeiten): an die Stelle der Blasinstrumentenerzeuger traten nunmehr die Blech-
blasinstrumentenerzeuger und die Holzblasinstrumentenerzeuger, an die Stelle der 
Gerber die Rotgerber und die „Weiß- und Sämischgerber“, an die Stelle der Gießer 
die Gelbgießer und die „Metall- und Eisengießer“, die „Hutmacher und Modisten“ 
wurden in zwei gesonderte Handwerke getrennt, die Kleidermacher in die Damen-
kleidermacher und die Herrenkleidermacher. Neu in die Liste der Handwerke wurden 
folgende sieben in der Regierungsvorlage 1972 als gebundene eingeordnete Ge-
werbe aufgenommen: die Buchbinder, die „Graveure, Guillocheure und Ziseleure“, 
die Etui- und Kassettenerzeuger (in der Regierungsvorlage 1972 gebundenes Ge-
werbe „Futteral- und Kassettenerzeuger“), die Gürtler, die Kunststeinerzeuger, die 
Metalldrücker und die Pflasterer. Schließlich wurden zwei in der Regierungsvorlage 
1972 als freie Gewerbe vorgesehene Tätigkeiten unter den Handwerken eingereiht: 
die Gold-, Silber- und Metallschläger sowie die Zinngießer. Dagegen wurden beim 
Fotografenhandwerk nunmehr die Pressefotografen ausgenommen (sie bildeten jetzt 
ein freies Gewerbe).873  
 
Im Vergleich zur Rechtslage auf Grund der GewR-Nov. 1952 ordnete die GewO 1973 
– im Sinne einer Liberalisierung durch Erleichterung des Befähigungsnachweises – 
folgende bisher handwerksmäßige unter den gebundenen Gewerben ein:874  
 
Bürsten- und Pinselmacher 
Chemischputzer 
Färber 
Gold-, Silber- und Perlensticker 
Handschuhmacher 
Kartonagewarenerzeuger 
Korb- und Möbelflechter (nunmehr Korb- und Flechtwarenerzeuger) 
Lederfärber 
Maler für Industrieerzeugnisse 
Maschinsticker 
Maschinstricker 
Molkereien und Käsereien 
Notenstecher 
                                                 
873 Eine bloße Klarstellung im Sinne der früheren Rechtslage erfolgte bei den Konditoren (Zucker-
bäckern) durch den Beisatz „einschließlich der Kuchenbäcker und der Kanditen-, Gefrorenes- und 
Schokoladewarenerzeuger“. Die Orthopädiemechaniker wurden nur umbenannt in Orthopädietech-
niker. 
874 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 174 f., in Gegenüberstellung mit § 94 GewO 1973.  
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Posamentierer 
Rauhwarenzurichter und Rauhwarenfärber 
Seiler 
Siebmacher 
Similiseure (inbegriffen im gebundenen Gewerbe der Gablonzerwaren-Erzeuger) 
Sonnenschirm- und Regenschirmmacher – zum gebundenen Gewerbe Schirmmacher 
Terrazzomacher 
Vulkaniseure 
Wäscher und Wäschebügler 
Wäschewarenerzeuger 
Weber 
Wirker (als „Maschinstricker und Wirker“) 
Zimmer- und Gebäudereiniger. 
 
Im Vergleich zur Rechtslage auf Grund der GewR-Nov. 1952 wurden durch die 

















In die Liste der Handwerke im § 94 GewO 1973 wurden im Vergleich zur vormaligen 
Rechtslage neu aufgenommen die (seinerzeit konzessionspflichtigen) Kraftfahrzeug-
mechaniker. Das vormals gebundene Gewerbe der Faltbootbauer wurde in das 
Handwerk der Bootbauer einbezogen.876  
 
Im Zusammenhang mit dem Befähigungsnachweis für Handwerke schuf die GewO 
1973 die Rechtsinstitute der „verwandten Handwerke“ und der „handwerksartigen 
Gewerbe“ (§ 20 GewO 1973). Dabei waren verwandte Handwerke solche, in denen 
gleiche oder ähnliche Roh- und Hilfsstoffe und Werkzeuge verwendet wurden oder 
Tätigkeiten zu verrichten waren, die gleiche oder ähnliche Arbeitsvorgänge und 
Fachkenntnisse erforderten. Mit einem Handwerk verwandte handwerksartige 
                                                 
875 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 174 f., in Gegenüberstellung mit § 94 GewO 1973.  
876 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 175. Die gesetzliche Regelung zeigte diesbezüglich nur teil-
weise Übereinstimmung mit dem Entwurf von 1968. 
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Gewerbe waren konzessionierte Gewerbe, bei denen ebensolche Verwandtschafts-
Modalitäten vorlagen. Beide Arten der Verwandtschaft zwischen einzelnen Gewerben 
waren durch Verordnung des Bundesministers festzulegen. Durch diese Einrichtun-
gen sollte die „Mobilität“ der Gewerbetreibenden (leichtere Umstellung oder Ausdeh-
nung des Betriebes zur Anpassung an die wirtschaftlichen Verhältnisse) gefördert 
werden – im Wege der bloßen Ablegung einer „Zusatzprüfung“.877  
 
Die Regelungen über den Befähigungsnachweis bei Handwerken wurden im We-
sentlichen im § 18 GewO 1973 aus der früheren Rechtslage übernommen. Die Befä-
higung war demnach durch eine Meisterprüfung nachzuweisen. Zulassungsvoraus-
setzung war hiefür die Lehrabschlussprüfung im betreffenden Lehrberuf bzw. in 
jenem eines verwandten Handwerks oder handwerksartigen Gewerbes, überdies war 
eine zweieinhalbjährige (entsprechende) Verwendungszeit erforderlich. Durch 
einschlägigen Schulbesuch konnte die Lehrabschlussprüfung (nach Maßgabe des 
Berufsausbildungsgesetzes) ersetzt werden, darüber hinaus (nach Maßgabe einer 
Verordnung des Bundesministers) der fachlich-theoretische Teil der Meisterprüfung, 
wenn die erforderlichen Kenntnisse durch den Schulbesuch vermittelt wurden.878 
Wer den Befähigungsnachweis für ein Handwerk oder ein handwerksartiges 
(konzessioniertes) Gewerbe erbrachte, konnte durch eine Zusatzprüfung auch die 
Befähigung für ein verwandtes Handwerk nachweisen; diese Zusatzprüfung umfasste 
nur jene Kenntnisse, die nicht schon für das vorangehende Gewerbe nachzuweisen 
waren (§ 19). Gemäß § 21 GewO 1973 bestand die Meisterprüfung aus einem 
fachlich-praktischen, einem fachlich-theoretischen und einem kaufmännisch-
rechtskundlichen Teil. Während nach der vormaligen Rechtslage der Inhalt der 
Meisterprüfung durch Vorschriften der einzelnen Innungen zu bestimmen war, hatte 
nunmehr der Bundesminister für alle Handwerke Meisterprüfungsordnungen über 
den Prüfungsstoff zu erlassen.879  
 
Jordan zufolge betraf der Hauptpunkt der Kritik in Literatur und Pressemedien – 
ausgehend vom Stand der GewO-Nov. 1957 – die große Anzahl an konzessionierten 
                                                 
877 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 125.  
878 Weiter gehende Sonderregelungen (bis zum gänzlichen Ersatz der Meisterprüfung) existierten bis 
zur GewR-Nov. 1988 für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe. 
879 Nach den Erläuterungen zur GewO 1972 (S. 126) führten verfassungsrechtliche Überlegungen zu 
dieser Übertragung der Verordnungsgewalt auf den Bundesminister. 
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Gewerben.880 Dabei wurde insbesondere moniert, dass der moderne Ordnungs- und 
Wohlfahrtsstaat immer umfangreicheren Einfluss auf die Führung der Betriebe zu 
erlangen trachte, was die Rentabilität der Wirtschaft bedrohe. In der Überzahl der 
konzessionierten Gewerbe wurden auch „Enklaven des Dirigismus“ gesehen, welche 
die Entwicklung zur Marktwirtschaft hemmten. Es sei fraglich, ob nicht im Zuge der 
europäischen Integration die österreichischen Gewerbe-Antrittsbeschränkungen als 
Diskriminierungen aufgefasst würden (angesichts geringerer Beschränkungen in den 
meisten übrigen westeuropäischen Ländern). Insbesondere stünden die als Konzes-
sionierungsgrund geltend gemachten „öffentlichen Rücksichten“ der verfassungs-
rechtlichen Forderung nach freier Berufswahl entgegen. Zudem spreche gegen das 
Argument einer „gesunden Mittelstandspolitik“, dass die Konzessionserteilung in der 
Praxis (auf Grund des Standpunkts der jeweiligen Fachgruppe) zu stark von 
konkurrenziellen (somit von privatwirtschaftlichen) Erwägungen anstelle von öffent-
lichen Interessen bestimmt sei. Das Konzessionssystem habe auch das Scheitern 
von betriebswirtschaftlich notwendigen Erweiterungen des Tätigkeitsbereiches vieler 
Klein- und Mittelbetriebe an der Unmöglichkeit zur Folge, für die angestrebte Tätig-
keit eine Konzession zu erlangen. 
 
Ungeachtet dieser öffentlichen Kritik enthielt der von Jordan wiedergegebene GewO-
Entwurf aus 1968 insgesamt 61 konzessionierte Gewerbe,881 darunter nunmehr 
sechs gesonderte Verkehrsgewerbe (Ausflugswagen-, Mietwagen-, Taxi-, Hotel-
wagen- und Fiakergewerbe sowie Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen), die seit 
1952 im Gelegenheitsverkehrsgesetz bzw. Güterbeförderungsgesetz eigens geregelt 
waren.882 Im Vergleich dazu kannte die GewO iF GewR-Nov. 1965 insgesamt 59 
konzessionierte Gewerbe883 inklusive der drei damaligen Verkehrsgewerbe. Von den 
vormals konzessionierten Gewerben wurden im Entwurf aus 1968 nur folgende nicht 
                                                 
880 Vgl. dazu und im Folgenden Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 200-206.  
881 Vgl. Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 143-148.  
882 Überdies sah der Entwurf zwei Gewerbe vor, die in der Folge nicht in der GewO geregelt wurden: 
Der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung, Leitung und Abgabe von brennbaren Gasen blieb im Ener-
giewirtschaftsgesetz aus 1935, GBl. für das Land Österreich Nr. 156/1939, geregelt; die „Bergführer“ 
fielen entsprechend dem Entwurf einer BVG-Novelle aus 1971 sodann in die Landeskompetenz (vgl. 
Art. III der BVG-Nov. 1974, BGBl. Nr. 444, welcher das Berg- und Schiführerwesen von den Ange-
legenheiten des Gewerbes ausnahm). 
883 Die seinerzeit jeweils zusammengefasst unter einer Ziffer des Katalogs im § 15 GewO aufgezählten 
fünf Baugewerbe (Baumeister, Maurermeister, Zimmermeister, Steinmetzmeister und Brunnenmeis-
ter) sowie vier „Preßgewerbe“ (Druckergewerbe, Druckstockerzeugung, Buch-, Kunst- und Musika-
lienhandel, Buch-, Kunst- und Musikalienverlag) werden hierbei – entsprechend der gesonderten 
Aufzählung im Entwurf 1968 – als selbständige Gewerbe gerechnet.  
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übernommen: das Schiffergewerbe auf Binnengewässern,884 der Huf- und Klauen-
beschlag, der Hadernhandel, die Abfüllung von Bier in Flaschen zwecks Flaschen-
biervertriebes, der Handel mit Zelluloidabfällen. Neu aufgenommen wurden dafür in 
den Entwurf 1968 der Kraftfahrzeugverleih (bisher ein gebundenes Gewerbe), die 
Erzeugung und Instandsetzung von Luftfahrzeugen und Luftfahrtgerät (bisher im 
Berechtigungsumfang des Mechanikerhandwerks und der konzessionierten KFZ-
Mechaniker), die Personalkreditvermittlung (bisher ein freies Gewerbe) und der 
Antiquitätenhandel (bisher ein gebundenes Gewerbe).  
 
Nach dem Regierungswechsel 1970 wurden in der Regierungsvorlage für eine GewO 
1972 insgesamt 20 im Entwurf aus 1968 als konzessionierte vorgesehene Gewerbe 
aus dem Katalog der konzessionierten Gewerbe gestrichen. Allerdings wurden vier 
neue konzessionierte Gewerbe aufgenommen: die vormals freigewerblichen Tätig-
keiten der Sprengungsunternehmen sowie der Sterilisierung von medizinischen 
Injektionsspritzen und Infusionsgeräten, weiters (durch Abspaltung von der schon 
bisher konzessionspflichtigen Erzeugungstätigkeit) der Großhandel mit Drogen und 
Pharmazeutika sowie das Drogistengewerbe. Die Erläuterungen zur GewO 1972 
führten – offenbar mit Rücksicht auf die bereits erwähnte öffentliche Kritik am Fort-
bestand konzessionierter Gewerbe – folgende Gründe für eine grundsätzliche 
Beibehaltung der Rechtsform der konzessionierten Gewerbe885 an:886  
 
„Außer Streit dürfte stehen, daß es aus Gründen der Abwehr von Gefahren für Leben 
oder Gesundheit von Menschen sowie aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
gerechtfertigt ist, die Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit von der Erteilung einer 
Konzession abhängig zu machen. (…) Ferner wird eine Konzessionspflicht bei den 
Gewerben geboten sein, bei denen übergeordnete wirtschaftspolitische Interessen eine 
sonst nicht mögliche Einflußnahme des Staates erforderlich machen. Diese Überlegun-
gen waren für die (…) Verkehrsgewerbe im Interesse einer sinnvollen Koordinierung 
von Schiene und Straße maßgebend. Schließlich erfordern etwa der Grundsatz von 
Treu und Glauben z. B. bei der Ausübung des Pfandleihergewerbes oder auch andere 
öffentliche Rücksichten, zu denen der Konsumentenschutz gezählt werden kann, (…) 
eine Prüfung der Zuverlässigkeit des Bewerbers vor Beginn der Gewerbeausübung. 
(…) 
 
Hingegen soll dann, wenn der mit einer Konzessionierung verfolgte Zweck ohnehin auf 
andere Weise, etwa durch einschlägige materiellrechtliche Regelungen (z. B. durch die 
Vorschriften des Lebensmittelrechtes, durch die Bestimmungen des Presserechtes) 
                                                 
884 Dieses Gewerbe wurde sodann vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen, vgl. § 2 Abs. 1 
Z. 15 GewO 1973. 
885 Zugleich wurden aber, offenbar mit Rücksicht auf allfällige Bedenken von Kammergliederungen, 
jene Umstände angeführt, welche bei einer Reihe von Gewerben die Aufhebung der Konzessions-
pflicht ermöglichten.  
886 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 189.  
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hinreichend gesichert erscheint, von der Konzessionspflicht abgesehen werden, sodaß 
ein Konzessionszwang z. B. für die Erzeugung künstlicher Mineralwässer, für die Er-
zeugung kohlensäurehältiger Getränke und dgl. entbehrlich ist. Aus diesem Grunde 
kann auch bei den Preßgewerben auf eine Konzessionspflicht verzichtet werden. (…) 
 
Ferner ist eine Konzession dann nicht erforderlich, wenn den öffentlichen Rücksichten, 
auf die bei der Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit Bedacht zu nehmen ist, auch 
durch andere geeignete Maßnahmen, etwa durch gewerbepolizeiliche Regelungen887, 
entsprochen werden kann. Dies ist – um nur ein Beispiel zu nennen – etwa beim 
Betrieb eines Theaterkartenbüros der Fall.  
 
Der § 130 GewO 1973 umfasste sodann – abgesehen von den sechs außerhalb der 
GewO geregelten (im Katalog aber weiterhin aufscheinenden) Verkehrsgewerben – 
folgende 39 konzessionierte Gewerbe, die nach inhaltlichen Gemeinsamkeiten bzw. 
nach gemeinsamen Gründen für die Unterstellung unter die Konzessionspflicht (wie 
sanitätspolizeiliche Rücksichten bei Gruppe V oder Gesichtspunkte von „Treu und 





Erzeugung von pyrotechnischen Artikeln sowie von Zündmitteln und sonstigen Spreng-
mitteln, die nicht dem Schieß- und Sprengmittelgesetz unterliegen, und Handel mit 
diesen Erzeugnissen; 







Gas- und Wasserleitungsinstallation; 
Elektroinstallation der Oberstufe;889  
Elektroinstallation der Unterstufe;890  
Errichtung von Blitzschutzanlagen; 
Rauchfangkehrergewerbe; 
                                                 
887 Gemäß § 69 GewO 1973 (der die Nachfolgebestimmung des § 54 der vormaligen GewO betreffend 
„gewerbepolizeiliche Regelungen“ darstellt) kann der Bundesminister zur Vermeidung einer Gefähr-
dung von Leben oder Gesundheit von Menschen oder zum Schutz der Kunden vor Vermögensschä-
den durch Verordnung festlegen, welche Maßnahmen die Gewerbetreibenden hinsichtlich der Ein-
richtung der Betriebsstätten, hinsichtlich der Waren, die sie erzeugen oder verkaufen oder deren 
Verkauf sie vermitteln, hinsichtlich der Einrichtungen oder sonstigen Gegenstände, die sie zur Be-
nützung bereithalten, oder hinsichtlich der Dienstleistungen, die sie erbringen, zu treffen haben. 
888 Das bisher selbständige Maurermeistergewerbe wurde – einem Antrag der Bundeswirtschaftskam-
mer entsprechend – nicht mehr als eigenes Baugewerbe aufgenommen, zumal die Berechtigung des 
Baumeisters jene des (bisherigen) Maurermeisters umfasste. Bestehende Berechtigungen blieben 
dadurch aber unberührt. Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 201.  
889 Das vormals einheitliche Gewerbe wurde aufgegliedert. Die Oberstufe umfasste Starkstromanlagen 
und -einrichtungen (für Spannungen über 42 Volt oder Leistungen über 100 Watt) ohne Einschrän-
kung.  
890 Die Unterstufe war beschränkt auf Nennspannungen bis 1.000 Volt im Anschluss an bestehende 








Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen; 







Herstellung von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten, von 
Giften usf., Sterilisierung von Verbandmaterial; 
Herstellung von immunbiologischen und von bestimmten mikrobiologischen Präparaten; 
Großhandel mit Drogen und Pharmazeutika;  
Drogistengewerbe; 
Sterilisierung von medizinischen Injektionsspritzen und Infusionsgeräten und Handel mit 
diesen Gegenständen; 












Versteigerung beweglicher Sachen; 
Auskunfteien über Kreditverhältnisse; 




Im Vergleich zum Stand der GewR-Nov. 1965 wurden durch die GewO 1973 folgen-
de bisher konzessionierte Gewerbe unter den gebundenen Gewerben eingereiht (es 
blieb somit das Erfordernis eines Befähigungsnachweises erhalten, eine behördliche 
Konzessionserteilung war jedoch nicht mehr erforderlich):  
 
Buch-, Kunst- und Musikalienhandel 
Buch-, Kunst- und Musikalienverlag 
Drucker 
Erzeuger kohlensäurehältiger Getränke (vormals „Sodawassererzeugung“) 
Erzeuger künstlicher Mineralwässer und künstlicher Mineralwasserprodukte 
Erzeuger von Druckformen für die Massenherstellung von Vervielfältigungen 




Hadernhandel (zum allgemeinen Handelsgewerbe gem. § 103 Abs. 1 lit. b Z. 25) 
Handel mit Zelluloidabfällen (zum Handelsgewerbe gem. § 103 Abs. 1 lit. b Z. 25) 
Huf- und Klauenbeschlag 
 
Folgende bisher konzessionierte Gewerbe wurden durch die GewO 1973 zu freien 
Gewerben: 
 
Abfüllung von Bier in Flaschen zum Zweck des Vertriebes von Flaschenbier 
Altwarenhändler (Trödler) 





Verarbeitung von Erdöl 
 
Das vormals konzessionierte Kraftfahrzeugmechanikergewerbe wurde zum Hand-
werk (§ 94 Z. 41 GewO 1973) und das Schiffergewerbe auf Binnengewässer vom 
Anwendungsbereich der GewO 1973 ausgenommen. Insgesamt wurden somit 22 
Gewerbebereiche von der Konzessionspflicht nach der GewO (und damit von der 
Prüfung der Zuverlässigkeit des Gewerbeinhabers) befreit.  
 
Während nach dem Stand der GewR-Nov. 1965 (bei gesonderter Zählung der fünf 
Baugewerbe und der vier Pressgewerbe) insgesamt bei 41 konzessionierten Gewer-
ben der Nachweis der Befähigung Verleihungsvoraussetzung war, verlangte die 
GewO 1973 in den Bestimmungen für die einzelnen Gewerbe891 bei 33 konzessio-
nierten Gewerben die Erbringung eines Befähigungsnachweises. Dieser war – 
abgesehen von den Baugewerben – auf Grundlage der Basisbestimmung im § 22 
GewO 1973 durch Verordnung des Bundesministers zu regeln. Grundsätzlich kamen 
für diese Regelung die Ablegung der Lehrabschlussprüfung (oder eine gleichwertige 
Ausbildung), eine fachliche Tätigkeit, das Zeugnis über eine Befähigungsprüfung 
oder Zeugnisse über erfolgreichen Besuch einer Schule bzw. eines Lehrganges in 
Frage.  
 
Überdies war nach dem Stand der GewR-Nov. 1965 bei der Verleihung von insge-
samt 22 konzessionierten Gewerben auf die „örtlichen Verhältnisse, und zwar 
                                                 
891 Unter Außerachtlassung der in Sondergesetzen geregelten sechs Verkehrsgewerbe.  
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insbesondere auf den Bedarf“ Bedacht zu nehmen. Diesbezüglich trat durch die 
GewO 1973 eine grundlegende Änderung aus folgenden Erwägungen ein:892  
 
Bei der Bedarfsprüfung wird die Zulassung zum Markt davon abhängig gemacht, ob die 
Behörde im jeweiligen Fall einen Bedarf für einen neuen Anbieter bejaht. Der Behörde 
wird somit eine richtige Einschätzung der künftigen Marktlage aufgelastet, eine Ent-
scheidung also, die eigentlich von dem zu treffen ist, der das Risiko der Selbständigkeit 
auf sich nehmen will. (…) 
 
Damit ist wohl hinlänglich dargetan, dass der Bedarf und die behördliche Bedarfsprü-
fung den Markt nicht so zu beeinflussen vermögen, wie dies verschiedentlich angenom-
men wird. Für den Markt gelten offenbar andere Gesetzmäßigkeiten. Dem zur Verfü-
gung stehenden Kapital, den gegebenen Kreditmöglichkeiten, dem Vorhandensein 
geeigneter Lokale u. dgl. wird hier viel größere Bedeutung zukommen. (…) 
 
Bei dieser Sachlage ist es wohl vertretbar und vom Standpunkt der Verwaltungsverein-
fachung sogar geboten, wenn an der Bedarfsprüfung nicht mehr festgehalten wird. 
Lediglich beim Rauchfangkehrergewerbe (wegen der vorgeschriebenen gebietsweisen 
Abgrenzung) und beim Gewerbe der Bestatter (aus Gründen der Pietät soll kein unbe-
schränkter Wettbewerb möglich sein) soll auch in Hinkunft der Bedarf zu prüfen sein.893  
 
Allgemeines Charakteristikum der konzessionierten Gewerbe war (wie nach der frü-
heren Rechtslage), dass die Gewerbeausübung erst nach rechtskräftiger Bewilligung 
der Behörde zulässig war (§ 5 Z. 2 GewO 1973). Generelles Erfordernis für alle kon-
zessionierten Gewerbe war gemäß § 25 GewO 1973 – zusätzlich zu den für alle Ge-
werbe geltenden allgemeinen Voraussetzungen (wie insbesondere Eigenberechti-
gung und Freisein von Ausschlussgründen gemäß § 13 GewO 1973) – dass keine 
Tatsachen vorliegen, die es zweifelhaft machen, ob der Konzessionswerber894 die für 
die Ausübung des (betreffenden) Gewerbes erforderliche „Zuverlässigkeit“ besitzt.895 
Hinzu kam partiell – je nach Art des betreffenden Gewerbes – das Erfordernis eines 
Befähigungsnachweises sowie (nur mehr) beim Rauchfangkehrergewerbe und bei 
den Bestattern das Vorliegen eines Bedarfes nach der beabsichtigten Gewerbeaus-
übung. Bei einzelnen konzessionierten Gewerben (z. B. den Waffengewerben oder 
Rauchfangkehrern) mussten noch weitere besondere Voraussetzungen vorliegen.896  
                                                 
892 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 190 f.  
893 Nach den Erläuterungen zur GewO 1972, S. 191, kann auch bei den Verkehrsgewerben „zu Zwe-
cken der Koordinierung von Schiene und Straße auf die Berücksichtigung wirtschaftspolitischer Mo-
mente, die hier im Bedarf gelegen sind, wohl nicht verzichtet werden.“ Die diesbezüglichen Rege-
lungen sind jedoch im Gelegenheitsverkehrsgesetz und im Güterbeförderungsgesetz enthalten. 
894 Im Falle von Gesellschaften bzw. juristischen Personen gilt dies für die Personen mit maßgeben-
dem Einfluss auf den Geschäftsbetrieb. 
895 Zu deren Beurteilung konnten Verwaltungsstrafen sowie gerichtliche Strafen, auch bereits getilgte, 
herangezogen werden. Ein bloßer Verdacht genügte allerdings nicht (argumento „Tatsachen“). Vgl. 
Erläuterungen zur GewO 1972, S. 129. 
896 Wie die österreichische Staatsbürgerschaft und der inländische Wohnsitz des Konzessionswerbers 
oder das Nichtvorliegen von Bedenken aus Gründen der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit. 
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Falls bei einem konzessionierten Gewerbe ein Befähigungsnachweis auf andere 
Weise als durch ein Prüfungszeugnis zu erbringen war, hatte die Verleihungs-
behörde darüber vor Erlassung des Bescheides ein Gutachten der zuständigen Glie-
derung der Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft einzuholen; im Falle der 
Entscheidung entgegen ihrem (fristgerecht abgegebenen) Gutachten oder wenn die 
Kammergliederung im Verfahren nicht gehört worden war, stand ihr ein Berufungs-
recht zu (§§ 342 Abs. 1 und 344 Abs. 1 GewO 1973).897 Diese Regelungen, die 
einerseits die Entscheidungsfindung der Behörde erleichtern sollten, andererseits 
aber der gesetzlichen Interessenvertretung der Gewerbetreibenden die Möglichkeit 
einer konkreten Einflussnahme gaben, wurden aus der früheren Rechtslage über-
nommen. 
 
Die „gebundenen Gewerbe“, die seit ihrer Entstehung mit der GewO-Nov. 1934 in 
zwei Gruppen eingeteilt waren (solche nach § 1a Abs. 1 lit. a mit dem sogenannten 
„großen Befähigungsnachweis“ gemäß § 13a und jene nach § 1a Abs. 1 lit. b mit 
dem „kleinen Befähigungsnachweis“ gemäß § 13b), wurden durch die GewO 1973 
neu organisiert. Im Ergebnis kam es zu einer Dreigliederung unter dem Aspekt des 
Befähigungsnachweises. Zur Begründung für diese Umgestaltung führten die Erläu-
terungen zur Regierungsvorlage 1972 aus:898  
 
„Die derzeitige Regelung, die zwischen einem ‚großen’ und einem ‚kleinen’ Befähi-
gungsnachweis für Handelsgewerbe unterscheidet, hat zu unbefriedigenden, ja gera-
dezu widersinnigen Ergebnissen geführt. So genügt der kleine Befähigungsnachweis 
für den Handel mit Kraftfahrzeugen, während der große Befähigungsnachweis für den 
Handel mit Flaschenbier erforderlich ist. (…) Es hat sich daher in Handelskreisen immer 
mehr der Gedanke durchgesetzt, daß für alle Handelsgewerbe ein einheitlicher 
‚mittlerer’ Befähigungsnachweis eingeführt werden sollte.“ 
 
Gemäß § 106 GewO 1973 wurde dementsprechend als Befähigungsnachweis für 
das Handelsgewerbe und das Handelsagentengewerbe die Lehrabschlussprüfung in 
einem Handels-Lehrberuf (oder eine gleichwertige Ausbildung nach dem Berufs-
                                                 
897 Bei den beiden Gewerben mit Bedarfsprüfung stand überdies sowohl der Kammergliederung als 
auch der Standortgemeinde ein Begutachtungsrecht hinsichtlich der Frage des Bedarfs zu (§ 342 
Abs. 2). Ein Berufungsrecht kam der Kammergliederung hier bei beiden Gewerben zu (§ 344 Abs. 
1). Die Standortgemeinde hatte (nur) beim Bestattergewerbe ein Berufungsrecht (§ 242). Dies stand 
im Zusammenhang damit, dass bei der Bedarfsprüfung gemäß § 238 Abs. 2 „insbesondere darauf 
Bedacht zu nehmen ist, ob durch die Gemeinde für die Bestattung ausreichend Vorsorge getroffen 
ist“ (die Erläuterungen zur GewO 1972, S. 231, sprechen hier von einer „Prärogative der Gemein-
de“). 
898 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 183.  
234 
ausbildungsgesetz) in Verbindung mit einer zweijährigen kaufmännischen Tätigkeit 
vorgeschrieben.899 Allerdings waren von diesem gesetzlichen Befähigungsnachweis 
ausgenommen die konzessionierten Handelsgewerbe (wie der Waffenhandel oder 
das Drogistengewerbe), der Antiquitäten- und Kunstgegenständehandel, der Buch-, 
Kunst- und Musikalienhandel, der Fotohandel, der Betrieb von Tankstellen, der Klein-
handel mit Brennstoffen und Brennmaterial sowie das Marktfahrergewerbe. Der dies-
bezügliche Befähigungsnachweis war durch Verordnung des Bundesministers zu 
regeln (teilweise in vereinfachter Art in Form einer bloßen fachlichen Tätigkeit).  
 
Zugleich wurde es für zweckmäßig erachtet,900  
 
„dass schon der Gesetzgeber selbst eine Differenzierung des Befähigungsnachweises 
für die gebundenen Gewerbe vornimmt und auf diese Weise ja nach dem Befähigungs-
nachweis drei verschiedene Gruppen von gebundenen Gewerben festlegt. Dieser ledig-
lich innerhalb eines bestimmten Rahmens gehaltene Befähigungsnachweis bedarf aller-
dings noch einer näheren Festlegung. Diese Festlegung des Befähigungsnachweises 
soll – von den Handelsgewerben (…) abgesehen, für die diese Festlegung (…) bereits 
im Gesetz vorgenommen wird (…) – im Verordnungswege erfolgen.“  
 
Insbesondere wurde aber die damals geltende Liste der gebundenen Gewerbe 
daraufhin überprüft, ob ein Befähigungsnachweis tatsächlich in allen Fällen im öffent-
lichen Interesse gelegen sei. Dabei gingen die Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
1972 – in bemerkenswerter Weise – davon aus,901  
 
„daß die Liste der gebundenen Gewerbe größtenteils aus dem Jahre 1934, einer Zeit 
wirtschaftlicher Depression, stammt und daß der Befähigungsnachweis der Drosselung 
des Zuzugs zu bestimmten Gewerben dienen sollte; es waren somit vielfach andere 
Überlegungen als das öffentliche Interesse an der Leistungshöhe für die Einreihung 
einzelner Gewerbe unter die gebundenen Gewerbe maßgebend. (…) Die Vorschrei-
bung eines Befähigungsnachweises durch den Gesetzgeber wird jedoch nur dann im 
öffentlichen Interesse gelegen sein, wenn der Konsument durch schlechte Leistungen 
geschädigt werden kann oder wenn er nicht ohne weiteres in der Lage ist, die Qualität 
der Leistung zu beurteilen, also bei wenig transparenten Angeboten.“ 
 
Folgende 21 bisher gebundene Gewerbe (gemäß § 1a iF GewR-Nov. 1965) wurden 
deshalb im § 103 GewO 1973 nicht in die Liste der gebundenen Gewerbe übernom-
men, sie wurden damit zu freien Gewerben:  
                                                 
899 Gemäß § 107 GewO 1973 waren dazu alternative Varianten vorgesehen, wie z. B. die dreijährige 
selbständige Ausübung eines gebundenen Gewerbes hinsichtlich des Handels mit dazu einschlä-
gigen Waren bzw. bei der Ausübung dieses Gewerbes regelmäßig be- oder verarbeiteten Stoffen 
und Artikeln. 
900 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 179. 
901 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 179.  
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Ausführung von Drainagearbeiten 
Erzeuger von Kaffeesurrogaten 
Erzeuger von Lederkonservierungsmitteln, Schuhcreme, Fußbodenpflegemitteln, tech-
















Teppichreiniger und -aufbewahrer 
Wäscheverleiher 
Zucker- und Gewürzmüller 
 
Darüber hinaus wurden gemäß § 105 GewO 1973 bestimmte (im Wirtschaftsverkehr 
unbedeutende) Handelsgewerbe zu freien Gewerben erklärt: der Kleinhandel mit 
Milch, Obst, Gemüse, Butter, Eiern, Naturblumen, Christbäumen, Devotionalien und 
üblichen Reiseandenken (ausgenommen Lebensmittel sowie solche Devotionalien 
und Reiseandenken aus Edelmetallen, die der Punzierungspflicht unterliegen), 
weiters jener mit gewissen vom Buchhandelsgewerbe ausgenommenen (einfachen) 
Schriften und bildlichen Darstellungen (vgl. § 111 Z. 2 und 3 GewO 1973); freie Ge-
werbe waren auch der Handel mit Altwaren902 sowie der Verkauf von gebratenen 
Kartoffeln und gebratenen Früchten auf der Straße. 
 
Ungeachtet des Umstandes, dass die Liste der 51 gebundenen Gewerbe903 gemäß 
§ 1a iF GewR-Nov. 1965 um die erwähnten 21 zu freien gewordenen Gewerbe 
reduziert wurde, zählte der nunmehrige § 103 GewO 1973 insgesamt 90 gebundene 
                                                 
902 Der Altwarenhandel wurde allerdings durch die GewR-Nov. 1988 sodann wieder dem gebundenen 
Handelsgewerbe zugeordnet. 
903 Von den 47 Positionen im Katalog der gebundenen Gewerbe gemäß § 1a Abs. 1 lit. a und b iF 
GewR-Nov. 1952 entfielen 1955 im Zusammenhang mit der Schaffung der freien Berufe der Wirt-
schaftstreuhänder die in Z. 34 zusammengefassten Buchsachverständigen, Bücherrevisoren sowie 
Finanz- und Wirtschaftsberater; durch die GewR-Nov. 1965 kam aber der Filmvertrieb als gebunde-
nes Gewerbe hinzu. Unter Z. 35 waren vier der weiterhin gebundenen Gewerbe zusammengefasst 
(Berater in Versicherungsangelegenheiten, Werbeberater, Vermögensberater, Betriebsberater und 
Betriebsorganisatoren), unter Z. 36 zwei (Asphaltierer, Isolierer – nunmehr Abdichter gegen Feuch-
tigkeit und Druckwasser).  
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Gewerbe auf. Diese Vermehrung geht einerseits darauf zurück, dass 26 bisher hand-
werksmäßige Gewerbe (vgl. die obige Aufzählung an der entsprechenden Stelle) zu 
gebundenen Gewerben zurückgestuft wurden und 12 (gleichfalls bereits erwähnte) 
vormals konzessionierte Gewerbe in gebundene umgewandelt wurden; diese als 
teilweise „Liberalisierung“ anzusehenden Umreihungen wirkten sich somit zu Lasten 
der Anzahl der gebundenen Gewerbe aus. Andererseits wurden folgende zwölf 
bisher größtenteils freigewerblich ausgeübte Tätigkeiten „auf Grund von im Begut-
achtungsverfahren vorgebrachten Vorschlägen“ in die Liste der gebundenen 
Gewerbe (neu) aufgenommen:904  
 
Chemische Laboratorien 





Steinholzleger und Estrichhersteller 
Transportagenten 
Verlegen von Belägen aus Kunststoff, Gummi und Linoleum sowie von textilen Belägen 
Wärme-, Kälte- und Schallisolierer 
Werbungsmittler 
Wermut-, Dessert-, Schaum- und Perlweinerzeuger. 
 
Im übrigen kam es zu einer rein zahlenmäßigen Vermehrung dadurch, dass die 
GewO 1973 einzelne bisher einheitliche Gewerbe in mehrere Bestandteile aufspal-
tete, wie z. B. in Aufstellung von Lüftungsanlagen (einschließlich Klimaanlagen) der 
Oberstufe und in Lüftungsanlagen (einschließlich Klimaanlagen) der Unterstufe905, 
oder in „Aufstellung von Niederdruckzentralheizungsanlagen und Warmwasser-
bereitungsanlagen der Oberstufe und von Hochdruckzentralheizungsanlagen“ sowie 
in Aufstellung von Niederdruckzentralheizungsanlagen und Warmwasserbereitungs-
anlagen der Unterstufe906. Gleichen Effekt hatte die Abspaltung der Sonderhandels-
gewerbe (wie Antiquitäten- und Kunstgegenständehandel, Buch-, Kunst- und Musi-
kalienhandel oder Fotohandel usw.) vom allgemeinen Handelsgewerbe gemäß § 103 
Abs. 1 lit. b Z. 25 GewO 1973.  
 
                                                 
904 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 180, in Gegenüberstellung mit § 103 GewO 1973.  
905 Diese umfasste nur Anlagen mit einer geförderten Luftmenge bis 3.000 m3/h und einer Kälteleis-
tung bis 15 kW.  
906 Der Unterstufenbereich umfasste Niederdruckzentralheizungsanlagen mit einer Leistung bis 150 
kW und Warmwasserbereitungsanlagen bis 75 kW.  
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Insgesamt ordnete demnach die GewO 1973 in § 103 Abs. 1 folgende in lit. a bis c 
angeführte Gewerbe (gegliedert nach der Art des zu erbringenden Befähigungs-
nachweises, der sodann für die einzelnen Gewerbe durch Verordnung des Bundes-
ministers907 zu regeln war) als gebundene Gewerbe ein: 
 
a) Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer Schule, über den erfolgreichen Besuch 
eines Lehrganges, über eine erfolgreich abgelegte Prüfung, über eine fachliche 
Tätigkeit: 
1. Chemische Laboratorien; 
2. Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik; 
3. Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung und Verwertung künstlicher Kälte; 
4. Aufstellung von Lüftungsanlagen (einschließlich Klimaanlagen) der Oberstufe; 
5. Aufstellung von Lüftungsanlagen (einschließlich Klimaanlagen) der Unterstufe; 
6. Aufstellung von Niederdruckzentralheizungsanlagen und Warmwasserbereitungs-
anlagen der Oberstufe und von Hochdruckzentralheizungsanlagen; 
7. Aufstellung von Niederdruckzentralheizungsanlagen und Warmwasserbereitungs-
anlagen der Unterstufe; 
8. Technische Büros (Beratung, Verfassung von Plänen und Berechnungen von tech-
nischen Anlagen und Einrichtungen, ferner von Maschinen und Werkzeugen) auf 
den Gebieten des Maschinenbaues, der Elektrotechnik, der technischen Chemie, 
der technischen Physik, des Berg- und Hüttenwesens, des Schiffsbaues, der Kul-
turtechnik sowie auf sonstigen bestimmten Faschgebieten; 
b) Zeugnis über eine erfolgreich abgelegte Lehrabschlussprüfung, über eine erfolgreich 
abgelegte sonstige Prüfung, über den erfolgreichen Besuch einer Schule, über den 
erfolgreichen Besuch eines Lehrganges, über eine fachliche Tätigkeit:  
  1. Antiquitäten- und Kunstgegenständehandel; 
  2. Berater in Versicherungsangelegenheiten; 
  3. Betonwarenerzeuger; 
  4. Betriebsberater einschließlich der Betriebsorganisatoren; 
  5. Blumenbinder; 
  6. Buch-, Kunst- und Musikalienhandel (Handel mit vervielfältigten Schriften und 
vervielfältigten bildlichen Darstellungen); 
  7. Buch-, Kunst- und Musikalienverlag (Übernahme von Werken der Literatur, bil-
denden Kunst und Tonkunst zur Vervielfältigung und zum Vertrieb; 
  8. Chemischputzer; 
  9. Drucker; 
10. Erzeuger von Druckformen für die Massenherstellung von Vervielfältigungen; 
11. Erzeuger kohlensäurehältiger Getränke; 
12. Erzeuger von kosmetischen Artikeln und Parfümeriewaren; 
13. Erzeuger künstlicher Mineralwässer und künstlicher Mineralwasserprodukte; 
14. Erzeuger von Lebensmittelkonserven aller Art und tiefgekühlten Lebensmitteln; 
15. Erzeuger von Margarine, Pflanzenspeisefetten und Speiseölen; 
16. Färber; 
17. Filmproduktion (Herstellung von zur öffentlichen Aufführung bestimmten Filmen); 





23. Gold-, Silber- und Perlensticker; 
24. Handelsagenten (§ 106); 
                                                 
907 Lediglich der Befähigungsnachweis für das allgemeine Handelsgewerbe (§ 103 Abs. 1 lit. b Z. 25) 
und das Handelsagentengewerbe war in §§ 106 und 107 GewO unmittelbar gesetzlich geregelt. 
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25. Handelsgewerbe (§§ 106 und 107) mit Ausnahme der konzessionierten Handels-
gewerbe, des Antiquitäten- und Kunstgegenständehandels (Z. 1), des Buch-, 
Kunst- und Musikalienhandels (Z. 6), des Fotohandels (Z. 18), des Betriebes von 
Tankstellen (lit. c Z. 4), des Kleinhandels mit Brennstoffen und Brennmaterial 
(lit. c Z. 10), des Marktfahrergewerbes (lit. c Z. 13), sowie der gemäß § 105 
ausgenommenen Handelsgewerbe; 
26. Handschuhmacher; 
27. Hohlglasveredler, einschließlich der Glasgraveure; 
28. Hörgeräteakustiker; 






35. Molkereien und Käsereien; 
36. Notenstecher; 
37. Rauhwarenzurichter und Rauhwarenfärber; 
38. Säger; 
39. Schädlingsbekämpfer im Pflanzenbau (außer mit hochgiftigen Gasen); 
40. Schönheitspfleger (Kosmetiker); 




45. Stempelerzeuger und Flexografen; 
46. Terrazzomacher; 
47. Transportagenten; 
48. Verlegen, ausgenommen Verspannen und Spalieren, von Belägen aus Kunst-








c) Zeugnis über eine fachliche Tätigkeit: 
  1. Abdichter gegen Feuchtigkeit und Druckwasser; 
  2. Abschleifen und Versiegeln von Fußböden; 
  3. Asphaltierer; 
  4. Betrieb von Tankstellen (Verkauf von Betriebsstoffen an Kraftfahrer im Betrieb 
von Zapfstellen); 
  5. Bürsten- und Pinselmacher; 
  6. Essigerzeuger; 
  7. Frachtenreklamation; 
  8. Garagierungsgewerbe (Halten von Räumen zur Einstellung von Kraftfahrzeugen); 
  9. Instandsetzen von Schuhen; 
10. Kleinhandel mit Brennstoffen und Brennmaterial; 
11. Korb- und Flechtwarenerzeuger; 
12. Maler für Industrieerzeugnisse; 
13. Marktfahrer (Fieranten); 







20. Steinholzleger und Spezialestrichhersteller908;  
21. Übernahme von Arbeiten für die Gewerbe der Chemischputzer oder der Färber; 
22. Vermieten von Kraftfahrzeugen ohne Beistellung eines Lenkers; 
23. Versicherungsmakler; 
24. Wäscher und Wäschebügler; 
25. Weber; 
26. Wermut-, Dessert-, Schaum- und Perlweinerzeuger; 
27. Zimmer- und Gebäudereiniger. 
 
Vor Erlassung eines Bescheides über die Anmeldung eines gebundenen Gewerbes 
hatte die Bezirksverwaltungsbehörde, falls die Befähigung auf andere Weise als 
durch ein Prüfungszeugnis nachzuweisen war, ein Gutachten der zuständigen 
Gliederung der Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft einzuholen (§ 340 Abs. 2 
GewO 1973). Ein Berufungsrecht stand der Kammergliederung in der Frage des 
Befähigungsnachweises – anders als bei den konzessionierten Gewerben – jedoch 
nicht zu (vgl. VwGH Slg. 10.545/1985). 
 
Die Neukodifikation des Gewerberechts mit der GewO 1973 hat demnach die vier 
historisch gewachsenen Gewerbekategorien beibehalten; es wurde diesbezüglich 
nur im Vergleich zur vormaligen Rechtslage juristisch deutlicher der Unterschied 
zwischen Anmeldungsgewerben und konzessionierten Gewerben herausgestellt (vgl. 
§§ 5 und 6). Inhaltlich blieb aber die bereits im Abschnitt 4.4 betreffend die GewO-
Nov. 1934 dargestellte Systematik erhalten. Allerdings wurden insgesamt 43 vormals 
handwerksmäßige, gebundene oder konzessionierte Gewerbe zu freien Gewerben 
(somit zu Anmeldungsgewerben ohne Befähigungsnachweis). Im Gegenzug reihte 
die GewO 1973 unter den gebundenen Gewerben 12 bisher freie Gewerbe ein. Im 
Sinne einer Teil-Liberalisierung wurden weiters 26 vormals handwerksmäßige und 
12 vormals konzessionierte Gewerbe zu gebundenen Gewerben „heruntergestuft“. 
Im Zuge einer juristischen Bereinigung wurden Rechtsinstitute schärfer gefasst bzw. 
vereinheitlicht (wie die vormals auf drei Bereiche verstreuten Bestimmungen für 
Nachsichten vom Befähigungsnachweis), weiters eine Definition der „gewerbsmäßig 
ausgeübten Tätigkeiten“ ins Gesetz übernommen (wobei im § 1 GewO die bisher nur 
durch die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs entwickelten Grundsätze 
übernommen wurden) und die bisher in einem eigenen Kundmachungspatent ent-
haltene Regelung der Ausnahmen vom Anwendungsbereich in die GewO 1973 
                                                 
908 Durch die GewR-Nov. 1988 wurde die Bezeichnung in „Estrichhersteller“ geändert.  
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integriert (§ 2). Dabei wurden die bisherigen Ausnahmen im Allgemeinen vom Kund-
machungspatent übernommen und nur einzelne Bestimmungen präziser gefasst 
bzw. den tatsächlichen Gegebenheiten angepasst.909  
 
In der Substanz wurden auch die für alle Gewerbe geltenden allgemeinen Zugangs-
voraussetzungen übernommen. Das durch die GewO-Nov. 1934 eingeführte gewerb-
liche Mindestalter von 24 Jahren wurde jedoch nicht beibehalten, Voraussetzung für 
die Gewerbeausübung blieb gemäß § 8 GewO 1973 nur die „Eigenberechtigung“ 
(diese wurde allgemein mit Vollendung des 19. Lebensjahres erlangt). Juristische 
Personen konnten allerdings Gewerbe nur „im Rahmen ihres Wirkungsbereiches“ 
ausüben (§ 9);910 wie bisher mussten juristische Personen und Personengesellschaf-
ten einen gewerberechtlichen Geschäftsführer (oder Pächter) bestellen, der je nach 
Art des Gewerbes den entsprechenden Befähigungsnachweis zu erbringen hatte.911  
 
Auch die für alle Gewerbe geltenden Ausschließungsgründe (als negative Zugangs-
voraussetzungen) wurden im Wesentlichen aus der früheren Rechtslage übernom-
men (unter Anpassung an die neue strafgesetzliche Terminologie). Gemäß § 13 Abs. 
1 und 2 GewO 1973 führten somit (noch nicht getilgte) strafgerichtliche Verurteilun-
gen wegen einer vorsätzlichen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten 
Handlung, weiters wegen einer aus Gewinnsucht begangenen oder gegen die öffent-
liche Sittlichkeit verstoßenden sonstigen Straftat oder wegen bestimmter Wirtschafts-
delikte (wie fahrlässiger Krida usw.) oder wegen Finanzvergehens zu einem durch 
die Behörde verfügten Ausschluss von der Gewerbeausübung, wenn nach der 
Eigenart der Straftat und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die Begehung der 
gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei Ausübung des betreffenden Gewerbes zu 
                                                 
909 Zusätzlich wurden in der GewO ausgenommen der Betrieb von Kraftfahrlinien und Luftverkehrs-
unternehmen, die Tätigkeit der Berg- und Schiführer, der Betrieb von Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen, die unter das Schieß- und Sprengmittelgesetz fallenden Erzeugungs-, Verarbeitungs- und 
Verkaufstätigkeiten, das Totalisateur- und Buchmachergewerbe (Sportwetten), die Arbeitsvermittlung 
und Berufsberatung, die Herstellung von Pockenimpfstoff.  
910 Die Gewerbeausübung musste daher bei Aktiengesellschaften durch ihre Satzung, bei Gesellschaf-
ten mbH durch ihren Gesellschaftsvertrag und bei Vereinen durch ihre Statuten gedeckt sein. Diese 
Einschränkung der Gewerberechtsfähigkeit von juristischen Personen wurde jedoch durch Art. XXI 
des Firmenbuchgesetzes, BGBl. 10/1991, im Zusammenhang damit wieder aufgehoben, dass im 
Hauptbuch (des neu gestalteten Firmenbuches) der Unternehmensgegenstand nicht mehr auf-
scheint.  
911 Bei Personengesellschaften musste hierbei ein geschäfts- und vertretungsbefugter persönlich 
haftender Gesellschafter zum gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt werden. Durch eine 
GewO-Nov. 1981 und eine GewR-Nov. 1988 wurden die Bestimmungen erweitert hinsichtlich (der 
Sonderfälle) von juristischen Personen oder Personengesellschaften, die ihrerseits als persönlich 
haftende Gesellschafter einer das Gewerbe ausübenden Personengesellschaft fungierten. 
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befürchten war. Gleiches galt bei (noch keine fünf Jahre zurückliegender) Bestrafung 
wegen bestimmter Finanzvergehen durch die Finanzstrafbehörde (§ 13 Abs. 2).  
 
Gemäß § 13 Abs. 3 bis 5 GewO 1973 bildete auch die Eröffnung des Konkurs-
verfahrens (bzw. die Abweisung eines Konkursantrages mangels eines zur Deckung 
der Kosten des Konkursverfahrens ausreichenden Vermögens) sowie die zweimalige 
Eröffnung eines Ausgleichsverfahrens einen Ausschlussgrund, sofern der Konkurs 
bzw. Ausgleich nicht durch den Konkurs oder Ausgleich oder durch strafgesetz-
widrige Handlungen eines Dritten verursacht wurde. Da dieser Ausschluss nunmehr 
zwingend vorgeschrieben war (nach der früheren Rechtslage handelte es sich noch 
um eine Ermessensbestimmung), sah die GewO 1973 eine korrespondierende Nach-
sichtsbestimmung vor. Gemäß § 26 GewO 1973 hatte der Landeshauptmann im 
Falle des Vorliegens eines Insolvenz-Ausschlussgrundes die Nachsicht von diesem 
Ausschluss zu erteilen, wenn auf Grund der nunmehrigen wirtschaftlichen Lage des 
Schuldners (als natürliche oder juristische Person oder Personengesellschaft) erwar-
tet werden konnte, dass dieser den mit der Gewerbeausübung verbundenen 
Zahlungspflichten nachkommen werde. Ebenso war in dem Fall, dass eine natürliche 
Person maßgebenden Einfluss auf den Geschäftsbetrieb einer in Insolvenz gerate-
nen juristischen Person bzw. Personengesellschaft hatte, die Nachsicht zu erteilen, 
wenn auf Grund der Umstände, die zum Antrag auf Eröffnung des Konkurses oder 
des Ausgleichsverfahrens über deren Vermögen geführt hatten, und nach der Per-
sönlichkeit der natürlichen Person erwartet werden konnte, dass sie den mit der 
Gewerbeausübung verbundenen Zahlungsverpflichtungen nachkommen werde.912  
 
Völlig neu geregelt wurden die Nachsichten vom Befähigungsnachweis. Die ent-
sprechenden Regelungen für gebundene, handwerksmäßige und konzessionierte 
Gewerbe waren nach der GewR-Nov. 1952 auf drei Gesetzesstellen (§§ 13d, 14c 
und 23a Abs. 2) verteilt; in allen drei Fällen stand die Erteilung der Nachsicht im 
Ermessen der Behörde,913 sie war nur „ausnahmsweise“ zu gewähren.914 Gemäß 
§ 28 GewO 1973 bestand nun eine einheitliche Nachsichtsbestimmung für alle drei 
                                                 
912 Diese Nachsichtsbestimmungen wurden sodann durch die GewR-Nov. 1988 erweitert. 
913 Zuständig war bei gebundenen Gewerben die Bezirksverwaltungsbehörde, bei handwerksmäßigen 
Gewerben der Landeshauptmann, bei konzessionierten Gewerben das Bundesministerium. 
914 Nach dem Durchführungserlass zur GewR-Nov. 1952 lag ein derartiger „Ausnahmefall“ vor, wenn 
dem Nachsichtswerber die Erbringung des Befähigungsnachweises nicht zugemutet werden konnte 
oder die Gewerbeausübung im öffentlichen Interesse lag oder es sich um den „geringfügigen Aus-
bau eines bestehenden Unternehmens“ handelte.  
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Gewerbekategorien, es handelte sich um keine Ermessensbestimmung mehr (bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen bestand somit ein Rechtsanspruch auf 
Nachsichtserteilung),915 der bisherige „Ausnahmefall“ wurde vom Gesetzgeber prä-
zisiert (und in zwei Elemente aufgespalten). Die Nachsicht war nunmehr zu erteilen,  
 
„wenn nach dem Bildungsgang und der bisherigen Tätigkeit des Nachsichtswerbers 
angenommen werden kann, daß er die für die Gewerbeausübung erforderlichen Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt und  
1. a) ihm die Erbringung des vorgeschriebenen Befähigungsnachweises wegen seines 
Alters, seiner mangelnden Gesundheit oder aus sonstigen, in seiner Person gele-
genen wichtigen Gründen nicht zuzumuten ist, oder 
b) wenn besondere örtliche Verhältnisse für die Erteilung der Nachsicht sprechen, 
und 
2. keine Ausschließungsgründe gemäß § 13 vorliegen.“  
 
Die auf Grund der GewR-Nov. 1952 grundsätzlich vorgesehene Prüfung, ob die wirt-
schaftliche Lage des Gewerbezweiges die Gleichstellung des Nachsichtswerbers mit 
Personen mit vollem Befähigungsnachweis zuließ,916 entfiel somit nunmehr. Wäh-
rend aber nach der vormaligen Rechtslage grundsätzlich nur der Nachweis einer 
„hinreichenden tatsächlichen Befähigung“ (vgl. die Begriffsbestimmung im Abschnitt 
6 bei den gebundenen Gewerben) für die Nachsicht erforderlich war, wurde die oben 
einleitend wiedergegebene Nachsichtsvoraussetzung als Erfordernis der „vollen 
Befähigung“ interpretiert.917 Auf verwaltungsökonomische Gründe ist hingegen zu-
rückzuführen, dass die GewO 1973 die Prüfung allfälliger Gewerbeausschlussgründe 
bereits in dem einem Verfahren über die Gewerbeanmeldung bzw. Konzessions-
erteilung vorausgehenden Nachsichtsverfahren vorsah. Gemäß § 22 Abs. 4 GewO 
1973 konnte zudem in einzelnen Befähigungsnachweisverordnungen für konzessio-
nierte Gewerbe ein Nachsichtsverbot festgelegt werden, wenn die Abwehr von be-
sonderen Gefahren für Leben oder Gesundheit von Menschen dies erforderte.918  
                                                 
915 Zuständig für die Nachsichtserteilung war nunmehr gemäß § 346 GewO 1973 grundsätzlich der 
Landeshauptmann. Nur in jenen Fällen, in denen auf Grund der Bestimmungen für die einzelnen 
Gewerbe der Bundesminister die Konzession zu erteilen hatte (dies war der Fall bei den Konzes-
sionen für militärische Waffen und militärische Munition sowie beim Luftfahrzeugmechanikergewer-
be), war der Bundesminister auch zur Nachsichtserteilung zuständig.  
916 Nur bei den Teilnachsichten von der Lehrabschlussprüfung oder von Dienst- bzw. Schulzeugnissen 
beim großen Befähigungsnachweis von gebundenen Gewerben, weiters bei Nachsichten bloß von 
den Zulassungsbedingungen zur Meisterprüfung oder im Falle der Ablegung einer gleichwertigen 
ausländischen Meisterprüfung bei handwerksmäßigen Gewerben, ebenso bei Nachsichten von den 
Zulassungsbedingungen zu einer Konzessionsprüfung entfiel seinerzeit diese zusätzliche Voraus-
setzung.  
917 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 131; danach „wird nicht die Befähigung nachgesehen, son-
dern nur der regelmäßig geforderte Nachweis dieser Befähigung“. 
918 Ein Verbot der Nachsicht war in den Verordnungen für die Waffengewerbe, die Baugewerbe sowie 
die Herstellung von immunbiologischen und bestimmten mikrobiologischen Präparaten festgelegt. 
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Insgesamt können somit als Maßnahmen im Sinne einer Liberalisierung des Gewer-
bezugangs die erhebliche Reduktion der Zahl der Handwerke und der konzessionier-
ten Gewerbe (aber auch die teilweise Herabstufung von bisher handwerksmäßigen 
oder konzessionierten Gewerben zu gebundenen) gewertet werden, weiters die fast 
vollständige Eliminierung der Bedarfsprüfung in der GewO und der Entfall der 
Bedachtnahme auf die wirtschaftlichen Lage des Gewerbezweiges im Rahmen der 
Nachsicht vom Befähigungsnachweis. Wie aus den wiedergegebenen Listen der zu 
freien gewordenen (und somit von einem Befähigungsnachweis befreiten) Gewerbe 
ersehen werden kann, wurde damit offenkundig auch der wirtschaftlichen Entwick-
lung (diverse Gewerbezweige hatten ihre Bedeutung verloren, teilweise bedingt 
durch die technologische Entwicklung) Rechnung getragen. Zugleich wurden die 
letzten Reminiszenzen an das Untersagungsgesetz der Zwischenkriegszeit beseitigt. 
Gegenläufig war nur der Umstand, dass bei Nachsichten vom Befähigungsnachweis 
nunmehr die „volle Befähigung“ verlangt wurde.  
 
Als Element der Liberalisierung kann schließlich angesehen werden, dass die GewO 
1973 den bisherigen Begriff „fabriksmäßig betriebene Unternehmungen“ (welche von 
der Einreihung unter die handwerksmäßigen und gebundenen Gewerbe ausgenom-
men und insoweit vom Befähigungsnachweis befreit waren) durch den der Gewerbe-
ausübung „in der Form eines Industriebetriebes“ ersetzte. Jordan zufolge stieß dieser 
bereits im GewO-Entwurf von 1963 enthaltene Vorschlag auf Kritik, weil dadurch das 
einzige verlässliche von den im (bisher geltenden) Handelsministerialerlass aus 1883 
angeführten Abgrenzungsmerkmalen, dass es „ohne geschlossene Werkstätte“ keine 
Fabrik geben könnte, aufgegeben würde.919 Daraus wäre die Absicht des Gesetz-
gebers ersichtlich, durch die Erweiterung des bisherigen Fabriksbegriffes auf den 
breiteren Industriebegriff den Umfang der bisherigen Befreiung vom formellen Befä-
higungsnachweis ausdehnen zu wollen. Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
1972 betonten sodann, dass § 7 GewO sich von dem „dem eigentlichen Wortsinne 
nach zu engen Begriff der Fabrik“ löste; so werde auch die Ausübung des Baumeis-
tergewerbes in der Betriebsform eines industriellen Unternehmens möglich sein.920 
Dementsprechend erwähnte auch der Bericht des Handelsausschusses zu § 7 Abs. 
7 GewO, der jene Gewerbe aufzählte, auf die die Bestimmungen über die industrielle 
                                                 
919 Vgl. dazu und im Folgenden Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 78.  
920 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 115 f.  
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Ausübung „jedenfalls keine Anwendung“ finden, dass diese Negativabgrenzung bei-
spielsweise nicht die Baugewerbe, die Gewerbe der Kraftfahrzeugmechaniker, der 
Aufstellung von Zentralheizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen, der Drucker 
usw. erfasste.921  
 
In den folgenden zwanzig Jahren blieb die GewO 1973 im Wesentlichen unverän-
dert. Allerdings spaltete bereits die GewR-Nov. 1976, BGBl. 253/1976, die „Kontakt-
linsenoptiker“, deren Tätigkeit dabei zu einem (zusätzlichen) konzessionierten 
Gewerbe wurde, vom Optikerhandwerk ab.922 Die GewO-Nov. 1978, BGBl. 
233/1978, verankerte in Anpassung an Bestimmungen der zugleich ergangenen 
Berufsausbildungsgesetz-Novelle 1978 die „Ausbilderprüfung“ als Nachweis der 
Befähigung zum Ausbilden von Lehrlingen (Ausbilderqualifikation) in der GewO; 
diese Prüfung wurde damit zu einem Bestandteil von Meisterprüfungen und sons-
tigen Befähigungsprüfungen. Zugleich wurde festgelegt, dass eine Nachsicht gemäß 
§ 28 GewO sich nicht auf den Prüfungsteil Ausbilderprüfung erstrecken konnte. Mit 
dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, BGBl. 196/1988, wurde sodann die bisher als 
freies Gewerbe (Personalbereitstellung, Personal-Leasing u. ä.) ausgeübte „Über-
lassung von Arbeitskräften“ den konzessionierten Gewerben zugeordnet. 
 
Als konträr zu den Liberalisierungstendenzen der GewO 1973 erwies sich aber die 
GewR-Nov. 1988, BGBl. 399/1988. Durch diese Novelle wurden sechs bisher 
gebundene Gewerbe zu Handwerken (deren Zahl sich damit auf 90 erhöhte): die 
Chemischputzer wurden mit den Wäschern und Wäschebüglern zusammengefasst 
zum Handwerk „Textilreiniger (Chemischreiniger, Wäscher und Wäschebügler)“; zu 
Handwerken wurden weiters die Färber, die Kartonagewarenerzeuger, die Maschin-
stricker und Wirker, die Weber, die Zimmer- und Gebäudereiniger als Handwerk der 
„Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger“.923 Dabei war bei den letzten drei vor-
mals gebundenen Gewerben die Befähigung seinerzeit nur durch eine „fachliche 
Tätigkeit“ nachzuweisen (§ 103 Abs. 1 lit. c GewO 1973). Zwei bisher freie Gewerbe 
                                                 
921 Bericht des Handelsausschusses zur GewO 1972, S. 4.  
922 Zulassungsvoraussetzung für die Ablegung der entsprechenden Befähigungsprüfung war nach der 
Verordnung BGBl. 675/1976 die erfolgreiche Ablegung der Meisterprüfung für das Optikerhandwerk 
und die Absolvierung eines Lehrganges für Kontaktlinsenoptiker. 
923 Lediglich umbenannt wurden die Handwerke der „Holzbildhauer und Steinbildhauer“ in Bildhauer 
sowie die „Gold- und Silberschmiede und Juweliere“ in „Gold- und Silberschmiede“. Die vormals mit 
den Graveuren und Guillocheuren verbundenen Ziseleure wurden nunmehr mit den Gürtlern (als 
diesen fachlich näher stehend) verbunden. 
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wurden unter den gebundenen eingereiht (nunmehr insgesamt 86 Gewerbe924): die 
Tankreiniger und die Schwarzdecker (letztere waren erst durch die GewO 1973 zum 
freien Gewerbe geworden).925 Bei drei schon bisher gebundenen Gewerben wurde 
ein qualifizierterer Befähigungsnachweis (durch Umreihung von § 103 Abs. 1 lit. c zu 
lit. b) vorgesehen: beim Instandsetzen von Schuhen, bei den Versicherungsmaklern 
und beim Gewerbe „Wäscher und Wäschebügler“. Erweitert wurden die Wärme-, 
Kälte- und Schallisolierer zu „Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmung“ sowie die 
Übernahme von Arbeiten für die Gewerbe der Chemischputzer oder der Färber zu 
„Übernahme von Arbeiten für die Gewerbe der Textilreiniger, der Färber oder der 
Wäscher und Wäschebügler“. Von einer bloßen Änderung der Bezeichnung kann 
beim gebundenen Gewerbe „Steinholzleger und Estrichhersteller“ gesprochen 
werden.  
 
Einen Sonderfall der Nachsicht vom Befähigungsnachweis bei Handwerken oder 
gebundenen Gewerben sah § 28a iF GewR-Nov. 1988 vor, der Absolventen einer 
technischen, naturwissenschaftlichen oder montanistischen Studienrichtung bzw. der 
Bodenkultur den Gewerbezugang erleichtern sollte. Diese Nachsicht war (sofern 
keine Ausschlussgründe vorlagen) zu erteilen, wenn „die Gewerbeausübung auf die 
Erzeugung nicht herkömmlicher Produkte oder auf sonstige nicht herkömmliche 
Tätigkeiten eingeschränkt wird“.926  
 
Im Katalog der konzessionierten Gewerbe reihte die GewR-Nov. 1988 fünf Gewerbe 
neu ein: das bisher gebundene Gewerbe der Technischen Büros927 und die über-
wiegend freigewerblich ausgeübten Tätigkeiten der Bauträger, Lebens- und Sozial-
berater, Errichtung von Alarmanlagen sowie „Sonderabfallsammler und -beseitiger, 
Altölsammler und -verwerter“. Das letzterwähnte Gewerbe wurde jedoch bereits 
                                                 
924 Die Wäscher und Wäschebügler konnten ungeachtet der erwähnten Zusammenfassung mit den 
Chemischreinigern auch weiterhin als selbständiges gebundenes Gewerbe ausgeübt werden, vgl. 
§ 102a i.F. GewR-Nov. 1988). 
925 Überdies wurde der Handel mit Altwaren aus der Liste der freien Handelsgewerbe gemäß § 105 
GewO entfernt – damit wurde er zum Teil des gebundenen Handelsgewerbes gemäß § 103 Abs. 1 
lit. b Z. 25 GewO. Dafür wurde der Kleinhandel mit Kartoffeln und Speisepilzen in die Liste des § 105 
GewO aufgenommen. 
926 Diese (angesichts der erwähnten Einschränkung nicht praxisgerechte) Nachsichtsmöglichkeit wur-
de bereits durch die GewR-Nov. 1992 wieder beseitigt. 
927 Zugleich wurde im § 171a der Umfang dieses nun konzessionierten Gewerbes erweitert, wodurch 
auch die bisher freigewerblichen Tätigkeiten der Geometer und der Innenarchitektur dem Konzes-
sionsvorbehalt unterlagen. Vgl. Durchführungserlass des BMwA zur GewR-Nov. 1988, Zl. 32.831/86-
III/1/88, S. 2.  
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durch das Abfallwirtschaftsgesetz, BGBl. 325/1990, wieder von der Konzessions-
pflicht befreit. Unter Berücksichtigung der bereits 1976 konzessionierten Kontakt-
linsenoptiker und der Überlassung von Arbeitskräften existierten seither 45 konzes-
sionierte Gewerbe (ohne die außerhalb der GewO geregelten Verkehrsgewerbe). 
 
Wie bereits erwähnt, legten die Erläuterungen zur GewO 1972 rückblickend offen, 
dass der im Jahr 1934 – in einer Zeit wirtschaftlicher Depression – geschaffene 
Befähigungsnachweis für die gebundenen Gewerbe „der Drosselung des Zuzugs“ zu 
diesen Gewerben dienen sollte (und somit vielfach andere Überlegungen als das 
öffentliche Interesse an der gewerblichen Leistungshöhe maßgebend waren).928 
Damit wurde ein Kausalzusammenhang zwischen der Gewerbepolitik und der 
Wirtschaftsdepression im Gewerbe hergestellt. Für die GewO 1973, die die Einrich-
tung der gebundenen Gewerbe beibehielt, lässt sich eine derartige gedankliche Ver-
bindung nicht herstellen. Dies gilt sowohl für 1957, als der grundsätzliche Entschluss 
zur Schaffung einer neuen Gewerbeordnung fiel, als auch für 1972/73 – die Zeit ihrer 
Endredaktion. Denn in den späten 1950er Jahren stand Österreich mit seinen 
jährlichen Wachstumsraten hinter der BRD an der Spitze des Wirtschaftswachstums 
der westlichen Welt (vgl. diesbezüglich den Abschnitt 6). Wohl kam es dann in den 
Jahren 1962 bis 1967 zu einem Wirtschaftsabschwung. Bereits 1968 erholte sich 
jedoch die österreichische Wirtschaft, es folgte eine Periode der Hochkonjunktur bis 
1973 (das Wirtschaftswachstum lag sieben Jahre lang mit durchschnittlich fünf 
Prozent pro Jahr deutlich über dem OECD-Niveau).929  
 
Die wirtschaftliche Stagnation zu Beginn der 1960er Jahre hatte vielmehr zu einem 
„Aufstand der technokratischen Intelligenz“ gegen die traditionelle Politik mit dem Ziel 
einer Versachlichung und „Ökonomisierung“ der Politik geführt; zugleich war dies 
Ausdruck der Technikgläubigkeit in den 1960er Jahren.930 In der ÖVP erarbeiteten 
diese Experten in der „Aktion 20“ die Grundlinien des „Koren-Plans“, in der SPÖ kam 
es zur Gründung der „Ökonomischen Versammlung“, zu der die sogenannten „1.400 
Experten“ eingeladen wurden (deren Ergebnisse flossen 1968 in das Wirtschafts-
                                                 
928 Gleiches kann für das Untersagungsgesetz 1934 sowie wohl auch für die durch die GewO-Nov. 
1934 eingeführte obligatorische Meisterprüfung bei handwerksmäßigen Gewerben gesagt werden.  
929 Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 216 f. und Sand-
gruber, Ökonomie und Politik, S. 487.  
930 Vgl. dazu und im Folgenden Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 442, weiters Eigner u. 
Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 216 und Sandgruber, Ökonomie 
und Politik, S. 486. 
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programm der Partei ein). Hanisch zufolge bildete die Ära Klaus-Kreisky (obgleich es 
sich um völlig verschiedene Politikertypen handelte) historisch insoweit eine Einheit, 
als die Jahre 1965 bis 1975 eine Reformperiode darstellten.931 Sandgruber bezeich-
net die Ära 1966 bis 1973/75 als „Zeit der Strukturpolitik“; obwohl es sich zuerst um 
eine ÖVP-Alleinregierung und dann um eine SPÖ-Alleinregierung handelte, war die 
Kontinuität durch die Sozialpartner und ihre Fachleute gewährleistet.932 Schon im 
ersten ÖVP-Regierungsjahr wurden die „Gesetze zur Förderung des Wirtschafts-
wachstums“ beschlossen. Zum engsten wirtschaftspolitischen Berater von Kanzler 
Josef Klaus wurde Stefan Koren.933 Der sogenannte Koren-Plan, der Maßnahmen 
gegen Konjunktur- und (langfristige) Strukturprobleme beinhaltete, wurde im April 
1968 vom Ministerrat beschlossen. Die Wachstumsgesetze und das Strukturverbes-
serungsgesetz blieben auch in der Ära Kreisky ab 1970 in Kraft. Die durch die Erdöl-
krise 1973 eingeleitete internationale Konjunkturwende „streifte“ Österreich nur, erst 
1975 kam es zu einem deutlichen Konjunktureinbruch.934  
 
Jordan zufolge bezeichnete der Koren-Plan es als Hauptaufgabe der Wachstums- 
und Strukturpolitik, jene Hemmnisse zu beseitigen, die eine rasche Anpassung der 
österreichischen Wirtschaft an die Dynamik der Märkte verhinderten.935 Die Erneu-
erung der Gewerbeordnung durch das Handelsministerium sollte der Förderung des 
Wettbewerbs dienen und zur Leistungssteigerung der Betriebe führen. Hiefür enthielt 
der Koren-Plan folgende Richtlinien: 
 
„(…) Zur Verbesserung der Anpassungsfähigkeit vor allem der mittelständischen 
Betriebe sind gewerberechtliche Hindernisse, die einer rationalen Zusammenarbeit im 
Wege stehen, abzubauen.  
 
Innerhalb verwandter Gewerbe sind die Möglichkeiten zu erleichtern, durch fachliche 
Zusatzprüfungen weitere Gewerbeberechtigungen zu erlangen. 
 
Durch Ausbau der Nebenrechte soll die Enge der Berechtigungsumfänge gesteuert 
werden, die derzeit noch einer rationellen Ausnützung der Betriebsmittel entgegen-
stehen.  
 
Es ist zu überprüfen, ob bei den einzelnen Gewerben die Gründe für die Konzessio-
                                                 
931 Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 134 und 457.  
932 Vgl. dazu und im Folgenden Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 486 f.  
933 Koren war ab 31.3.1967 Staatssekretär und vom 19.1.1968-21.4.1970 Finanzminister. Vgl. 
http://www.parlament.gv.at/WW/BREG/BREG1920-1996 (Einsicht 8.12.2009). 
934 Vgl. Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S. 220.  
935 Vgl. dazu und im Folgenden Jordan, Gewerbepolitik 1957 bis 1973, S. 216 f.  
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nierung, die Bindung an den Lokalbedarf und die Einreihung unter die handwerks-
mäßigen Gewerbe noch gegeben sind (…)“936  
 
Hinsichtlich der Reduktion der Zahl der konzessionierten Gewerbe (einschließlich der 
Bedarfsprüfung) sowie der handwerksmäßigen Gewerbe entsprach der GewO-Ent-
wurf 1968 jedoch nur in geringem Ausmaß den Vorstellungen des Koren-Plans.937 
Denn in diesem Entwurf waren von den bisherigen 136 handwerksmäßigen Gewer-
ben nur zehn als nunmehr gebundene Gewerbe und weitere elf als freie Gewerbe 
vorgesehen. In die Liste der konzessionierten Gewerbe nahm der Entwurf 1968 nur 
fünf Gewerbe nicht mehr auf, dafür kamen vier Gewerbe neu hinzu. 
 
Erst nach dem Regierungswechsel des Jahres 1970 wurde die sodann beschlossene 
GewO 1973 dem ursprünglichen Konzept in größerem Ausmaß gerecht. Die GewO 
1973 stufte 26 bisher handwerksmäßige Gewerbe (mit Meisterprüfung) zu gebunde-
nen Gewerben zurück, 14 weitere wurden zu freien Gewerben (ohne Befähigungs-
nachweis). Im Vergleich zum Entwurf 1968 wurde die Zahl der konzessionierten 
Gewerbe (abgesehen von den sechs Verkehrsgewerben) von 55 auf 39 Gewerbe 
reduziert. Einen Befähigungsnachweis verlangte die GewO 1973 bei 33 konzessio-
nierten Gewerben (gegenüber 41 Gewerben nach der vormaligen Rechtslage), eine 
Bedarfsprüfung war nur mehr bei zwei Gewerben (vormals aber bei 22 konzessio-
nierten Gewerben) erforderlich.  
 
Das Konzept der Erleichterung des Befähigungsnachweises für die Ausübung eines 
verwandten Handwerks durch Ablegung einer (bloßen) Zusatzprüfung wurde durch 
die §§ 19 und 20 GewO 1973 verwirklicht. Dem Ausbau der „Nebenrechte“ der 
Gewerbetreibenden dienten insbesondere die §§ 30 bis 37 GewO 1973. Dabei ging 
es u. a. um die Berechtigung zur Erbringung von Leistungen verwandter Handwerke, 
zur (eigenen) Instandsetzung von Betriebseinrichtungen und Betriebsgebäuden, zu 
Vor- und Vollendungsarbeiten, zur Übernahme von Gesamtaufträgen, zur Anpas-
sung der Waren an die Bedürfnisse des Marktes sowie zur Durchführung der 
regelmäßigen Wartung („Service“) durch Händler, schließlich auch zur Führung eines 
                                                 
936 Nach Jordan ebd.  
937 Dennoch hatte das Handelsministerium in einer Vorbemerkung zu diesem Entwurf auf die Ziel-
setzungen des Koren-Plans und deren Umsetzung hingewiesen. Vgl. Jordan, Gewerbepolitik 1957 
bis 1973, S. 217.  
249 
„Nebenbetriebes“ (sofern die entsprechenden Tätigkeiten in wirtschaftlichem und 
fachlichem Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb standen).938  
 
Die bereits zitierte Regierungsvorlage für eine GewO 1972 hatte als eines der 
wesentlichen Ziele die „Anpassung der Gewerbeordnung an die Anforderungen eines 
größeren Marktes“ angesprochen. Im selben Jahr kam es (nach einem 1967 geschei-
terten Assoziierungsantrag) zum Abschluss eines Freihandelsabkommens mit der 
EWG für industriell-gewerbliche Produkte. 1973 folgte der „erste Ölpreisschock“, der 
eine internationale Konjunkturwende einleitete, für Österreich zunächst aber noch 
keinen gravierenden Rückschlag bedeutete (es wurde mit einem ersten Budgetdefizit 
von 1,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gegengesteuert, bis 1975 stieg das Defizit 
auf 4,5 Prozent).939 1973/75 kam es in der Folge des Ölschocks zu einem deutlichen 
wirtschaftspolitischen Kurswechsel der sozialistischen Alleinregierung: Vorrang der 
Vollbeschäftigung durch eine expansive Budgetpolitik in Verbindung mit einer als 
Inflationshemmer gedachten Hartwährungspolitik (Aufwertung des Schillings).940 
Tatsächlich wirkte sich die weltweite Wirtschaftskrise der Jahre 1974/75 nur in 
beschränktem Umfang auf die österreichische Wirtschaft aus; das Wirtschaftswachs-
tum lag 1976 bis 1980 durchschnittlich bei 3,9 Prozent pro Jahr und damit über dem 
Durchschnitt der europäischen Industrieländer. Die zweite Ölkrise von 1979 führte 
aber zu einer schweren Rezession der Weltwirtschaft und traf auch Österreich hart. 
1981 endete die Ära der Vollbeschäftigung in Österreich. Die Arbeitslosigkeit begann 
kräftig zu steigen; sie sank auch kaum trotz Beschleunigung des Konjunkturauf-
schwungs zu Ende des Jahrzehnts (damit trat eine Abkoppelung der Beschäftigung 
vom Wirtschaftswachstum ein). 
 
1985 wurde die Krise der Verstaatlichten Industrie offenkundig.941 Zu Struktur- und 
Anpassungsproblemen kamen Management- und Organisationsfehler. Angesichts 
der damit verbundenen finanziellen Schwierigkeiten der öffentlichen Hand zeichnete 
                                                 
938 Dabei musste jedoch eine Person beschäftigt werden, die den Befähigungsnachweis für die neben-
betriebliche Tätigkeit erbrachte.  
939 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 217 und 220-222, weiters Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 488-491 und Hanisch, 
Der lange Schatten des Staates, S. 471-474.  
940 Es handelte sich um eine Art von Deficit-spending-Politik, später als „Austro-Keynesianismus“ 
bezeichnet. 
941 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 224, weiters Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 459 und 474 f. sowie Sand-
gruber, Ökonomie und Politik, S. 491 f. 
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sich ein wirtschaftlicher Paradigmenwechsel ab. Der „Austro-Keynesianismus“ stieß 
an seine Grenzen und verlor an Reputation. Die neue Politik strebte nach mehr 
Marktwirtschaft und nach „Deregulierung“ und Privatisierung. Ab Mitte der 1980er 
Jahre begann auch in der SPÖ eine Trendumkehr in Richtung neoliberaler Posi-
tionen.  
 
Diese liberalere Position im ökonomischen Bereich fand allerdings keinen Nieder-
schlag in der bereits erwähnten GewR-Nov. 1988. Vielmehr stufte diese Novelle 
sechs bisher gebundene Gewerbe als Handwerke (mit Meisterprüfung) ein, weiters 
wurden zwei bisher freie Gewerbe zu gebundenen (und drei gebundene Gewerbe 
einem höherwertigen Befähigungsnachweis zugeordnet), schließlich wurden fünf 
Gewerbe – davon vier bisher freie – unter den konzessionierten eingereiht. Diese 
Entwicklung im Jahr 1988 war geradezu konträr zu dem deutlichen Umschwung, der 
zwischen dem ursprünglichen GewO-Entwurf 1968 einerseits und der Regierungs-
vorlage für eine GewO 1972 bzw. der nachmaligen GewO 1973 andererseits zu 
bemerken ist. Da ein ausreichender Grund für diese gewerbepolitischen Richtungs-
wechsel jeweils nicht in der ökonomischen Situation eruiert werden kann, liegt es 
nahe, eine mögliche Verbindung zu den wechselnden politischen Konstellationen (als 
denkbares movens) zu untersuchen.  
 
Wie bereits im Abschnitt 6 dargestellt wurde, war schon 1952 die Gewerbepolitik nur 
bedingt den liberalen Grundsätzen der allgemeinen Wirtschaftspolitik (dokumentiert 
im Raab-Kamitz-Kurs) gefolgt. In gleicher Weise kam der GewO-Entwurf 1968 nur 
recht zurückhaltend den Intentionen des Koren-Plans nach. Der Entwurf wurde in der 
Zeit der ÖVP-Alleinregierung unter dem Minister Otto Mitterer präsentiert. Dieser war 
vom 19. Jänner 1968 bis 21. April 1970 Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie, zuvor Obmann der Sektion Handel der Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft für Wien und Obmann des wirtschaftspolitischen Ausschusses der Bundes-
wirtschaftskammer, von 1970 bis 1975 sodann Präsident der Kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft für Wien.942 Die deutlich liberalere Regierungsvorlage für eine 
GewO 1972 wurde hingegen in der Zeit der SPÖ-Alleinregierung durch den (von der 
Arbeiterkammer kommenden) Minister Josef Staribacher eingebracht. 
 
                                                 
942 Vgl. http://www.parlament.gv.at/WW/DE/PAD-01181 (Einsicht 1.7.2010).  
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Die GewR-Nov. 1988, welche unter dem Aspekt der Anzahl der reglementierten 
Gewerbe als Schritt zurück angesehen werden kann, wurde unter der neu gebildeten 
SPÖ-ÖVP-Koalition beschlossen. Ausgearbeitet wurde die Regierungsvorlage unter 
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten Robert Graf (21. Jänner 
1987 bis 26. April 1989). Graf war Obmann der Landesgruppe Burgenland des 
Wirtschaftsbundes und Präsident der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für 
Burgenland.943  
 
Derartige Personalunionen in den Spitzenpositionen der Parteien und der Verbände 
(als berufliche wirtschaftliche oder soziale Interessenvertretungen) sind der Grund 
dafür, dass in Österreich vielfach von einer Entwicklung zum „Verbändestaat“ bzw. 
von einer Verbändedemokratie gesprochen wird.944 Insbesondere seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs zeigte sich ein entscheidender Einfluss der wirtschaftlichen 
Selbstverwaltungskörper auf die Gestaltung des öffentlichen Lebens; die Kammern 
der gewerblichen Wirtschaft wurden nicht nur auf wirtschaftlichem, sondern auch auf 
politischem Gebiet zu Machtfaktoren ersten Ranges. Durch die gesetzliche Veranke-
rung ihres Begutachtungsrechts und die vielfältigen Formen ihrer Mitwirkung im vor-
parlamentarischen Raum etablierten sich die Interessenverbände immer stärker im 
politischen System. Felix Ermacora zufolge bestimmten die Spitzen der Verbände in 
Übereinstimmung mit den politischen Parteien weitgehend die Linie der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik.945  
 
Als Grund für den erwähnten Inhalt des GewO-Entwurfs 1968 und der GewR-Nov. 
1988 können deshalb Widerstände in der gewerblichen Interessenvertretung gegen 
eine weitergehende Liberalisierung angesehen werden. Naturgemäß konnte sich 
diese retardierende Haltung der Wirtschaftskammer nicht im gleichen Ausmaß 
angesichts der geänderten politischen Situation 1972/73 (Alleinregierung der SPÖ) 
durchsetzen. 
 
                                                 
943 Vgl. http://www.parlament.gv.at/WW/DE/PAD-00450 (Einsicht 1.7.2010).  
944 Vgl. dazu und im Folgenden Ludwig Adamovich, Handbuch des österreichischen Verfassungs-
rechts, 6. Aufl., Wien 1971, S. 112 f. und Alfred Klose, Machtstrukturen in Österreich, Wien 1987, 
S. 56 f. 
945 Vgl. Felix Ermacora, Österreichische Verfassungslehre, für die Drucklegung bearbeitet von Gerhard 
Baumgartner und Gerhard Strejcek, Wien 1998, S. 137 und 201. 
252 
 
8. Systemänderungen unter optischen Gesichtspunkten 
 
8.1 Die Gewerberechts-Nov. 1992 und Vorbereitung auf die EU-Mitgliedschaft 
 
Den ökonomischen Hintergrund der GewR-Nov. 1992 bildete ein Konjunkturauf-
schwung in den Jahren 1988/89, der 1990 seinen Höhepunkt erreichte und durch 
den politischen Umbruch in den osteuropäischen Ländern verstärkt wurde.946 Dieser 
Aufschwung mündete allerdings schon 1993 in eine Rezession, die sich aber in 
Österreich nur gemindert auswirkte. Zu den Rahmenbedingungen zählte weiters die 
Teilnahme Österreichs am europäischen Integrationsprozess. Bereits seit ihrer Grün-
dung im Jahr 1960 war Österreich Mitglied der Europäischen Freihandelsassoziation 
EFTA (einer Freihandelszone bei nichtagrarischen Produkten ohne gemeinsame 
Außenzölle). Seit der „Luxemburger Erklärung“ in einer gemeinsamen Ratstagung 
von EWG und EFTA im Jahr 1984 bestand die Absicht, die EWG-EFTA-Beziehungen 
zu einem homogenen „Europäischen Wirtschaftsraum“ (EWR) auszugestalten. Am 
2. Mai 1992 wurde das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zwischen den zwölf damaligen Mitgliedstaaten der EWG (ab dem 1. November 1993 
„EG“ als eine der drei Gemeinschaften, aus denen die Europäische Union bestand) 
und den damaligen EFTA-Staaten unterzeichnet; das EWR-Abkommen trat am 
1. Jänner 1994 in Kraft. Im EWR wurden die Zölle zwischen den Mitgliedstaaten 
beseitigt; inhaltlich bestand der EWR in der Übernahme der vier Grundfreiheiten des 
EG-Gemeinschaftsrechts (freier Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapital-
verkehr) sowie des Wettbewerbsrechts. Bereits im Juli 1989 hatte die österreichische 
Bundesregierung den Antrag um Aufnahme in die EWG überreicht; mit 1. Jänner 
1995 wurde Österreich (gemeinsam mit Finnland und Schweden) Mitglied der EU. 
Bloß im EWR verblieben auf EFTA-Seite (mit Stand vom 1. Mai 1995) nur Norwegen, 
Island und Liechtenstein.  
 
                                                 
946 Vgl. dazu und im Folgenden Eigner u. Helige, Hg., Österreichische Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 224 und 226, weiters Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 492 sowie Michael 
Schweitzer und Waldemar Hummer, Europarecht: das Recht der Europäischen Union – das Recht 
der Europäischen Gemeinschaften (EGKS, EG, EAG) – mit Schwerpunkt EG, 5.Aufl., Neuwied u.a. 
1996, S. 218-220, 297 f.  
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Die der GewR-Nov. 1992 zugrunde liegende Regierungsvorlage947 spiegelte insbe-
sondere den politischen Mainstream ab den späten 1980er Jahren (Deregulierung 
und Liberalisierung) wieder, indem sie in den Erläuterungen einleitend erklärte: 
 
„Der vorliegende Entwurf dient in erster Linie der Umsetzung der im Arbeitsüberein-
kommen der Koalitionsparteien betreffend die XVIIII. Gesetzgebungsperiode nieder-
gelegten Absichtserklärungen hinsichtlich der verfolgten Zielsetzungen ‚Modernisierung 
des Wirtschaftsrechts’ und ‚Verwaltungsreform’ im Gewerberecht. Er ist daher von dem 
Gedanken einer weitgehenden Liberalisierung und Deregulierung der Gewerbeordnung 
1973 getragen und soll den Zugang zu selbständiger gewerblicher Tätigkeit erleichtern 
sowie den Wettbewerb unter Qualifizierten fördern. Weiters sollen die durch den EWR 
erforderlichen Anpassungen vorgenommen und darüber hinaus Strukturanpassungen 
im Hinblick auf den geplanten EG-Beitritt erleichtert werden. Es handelt sich dabei im 
wesentlichen um jene gewerbelegistischen Maßnahmen, die im Hinblick auf den 
kommenden EWR bzw. einen späteren EG-Beitritt Österreichs (…) im Sinne einer 
‚europareifen Gewerbeordnung’ zweckmäßig sein könnten.“ 
 
Die GewR-Nov. 1992, BGBl. 29/1993, trat (abgesehen von den sogenannten EWR-
Anpassungsbestimmungen im neuen VI. Hauptstück der GewO) mit 1. Juli 1993 in 
Kraft. Obgleich die Systematik der GewO 1973 im Kern beibehalten wurde, führte 
eine im Wesentlichen „kosmetische Operation“ in der Einteilung der Gewerbe zu 
einem Verlust der bisherigen Übersichtlichkeit. Veränderungen in den Gewerbelisten 
machten eine völlige Umgliederung bzw. Neuordnung der Bestimmungen für die 
einzelnen Gewerbe (II. Hauptstück der GewO) erforderlich. In der Folge wurde die 
geänderte GewO 1973 mit Kundmachung vom 18. März 1994 im BGBl. 194/1994 als 
„GewO 1994“ wieder verlautbart (unter Berücksichtigung zwischenzeitiger Novel-
lierungen durch das Gesellschaftsrechtsänderungsgesetz BGBl. 458/1993, das 
Finanzmarktanpassungsgesetz BGBl. 532/1993 und das Ziviltechnikergesetz BGBl. 
156/1994).948  
 
Im ursprünglichen Ministerialentwurf für eine GewO-Nov. 1992 war die Eliminierung 
der Kategorie der konzessionierten (d. i. bewilligungspflichtigen) Gewerbe vorge-
sehen. Im Zusammenhang damit wurde bei jenen zwei bisherigen konzessionierten 
Gewerben, bei denen nach der Novelle weiterhin eine Bedarfsprüfung vorgeschrie-
ben war (Rauchfangkehrer und Bestatter), sowie beim Gewerbe der Schleppliftunter-
                                                 
947 Vgl. Erläuterungen zur Regierungsvorlage, die der GewR-Nov. 1992 zugrunde liegt, 635 der Beila-
gen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP, S. 74.  
948 Gemäß Art. 49a Abs. 3 B-VG waren alle Gerichte und Verwaltungsbehörden forthin an den wieder-
verlautbarten Text (GewO 1994) gebunden. Die Paragraphenzitate im folgenden Text beziehen sich 
deshalb jeweils auf die GewO 1994.  
254 
nehmer949 eine Sonderregelung zur Abschwächung der grundsätzlich rechtsbegrün-
denden Wirkung einer Gewerbeanmeldung vorgesehen. Bei diesen drei Gewerben 
sollte – ungeachtet ihrer neuen Einordnung – mit der Gewerbeausübung erst ab der 
Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbeanmeldung begonnen werden dürfen.  
 
Offenkundig auf Grund von Einwänden im Begutachtungsverfahren wurden die be-
willigungspflichtigen Gewerbe (als Gewerbekategorie) im Gesetzestext sodann nicht 
entfernt. Andererseits wurden – mit Rücksicht auf die früheren politischen Ankün-
digungen – die vormaligen konzessionierten Gewerbe in „bewilligungspflichtige 
gebundene Gewerbe“ umbenannt und zugleich dem Oberbegriff der „gebundenen 
Gewerbe“ unterstellt; bei all diesen Gewerben war somit nunmehr ein Befähigungs-
nachweis zu erbringen.  
 
Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage bieten für diese Umetikettierung eine in 
sich widersprüchliche Erklärung: 
 
„Der vorliegende Entwurf kennt grundsätzlich nur mehr Anmeldungsgewerbe (Hand-
werke, gebundene Gewerbe und freie Gewerbe) und verzichtet auf den Typ der kon-
zessionierten Gewerbe. Bei einigen besonders sensiblen Gewerben, bei denen quali-
fizierte öffentliche Interessen (wie etwa Schutz von Leben und Gesundheit, Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit, Schutz der Konsumenten vor vermögensrechtlichen Schä-
digungen) berührt werden, mußte allerdings von diesem Grundsatz abgegangen wer-
den und der Gewerbeantritt an die Erteilung einer förmlichen Bewilligung nach vor-
heriger Prüfung der Zuverlässigkeit gebunden werden (sogenannte bewilligungs-
pflichtige gebundene Gewerbe, wie etwa Waffengewerbe, Sprengungsunternehmen, 
Berufsdetektive und Bewacher, Errichtung von Alarmanlagen, Immobilienmakler und     
-verwalter, Kontaktlinsenoptiker, Überlassung von Arbeitskräften).“950  
 
Die Kategorie der gebundenen Gewerbe wurde demnach untergliedert in „nicht 
bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe“ gemäß § 124 GewO 1994 (somit gebun-
dene Anmeldungsgewerbe wie vormals) und in „bewilligungspflichtige gebundene 
Gewerbe“ gemäß § 127 GewO 1994 (vormals „konzessionierte Gewerbe“ genannt). 
Übernommen wurden jedoch in systemwidriger Weise vom ursprünglichen Ministe-
rialentwurf die erwähnten Sonderregelungen betreffend das Hinausschieben der 
Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbe-
                                                 
949 Bei diesem Gewerbe existierte eine der Bedarfsprüfung ähnliche Regelung in Form der Prüfung, ob 
die „Gewerbeausübung keine nicht zumutbare Konkurrenzierung für ein Haupt- oder Kleinseilbahn-
unternehmen bedeutet“. 
950 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 1992, S. 74. Während die Regierungsvorlage 17 derartige „be-
willigungspflichtige gebundene Gewerbe“ vorsah, kam es im Zuge der parlamentarischen Beratung 
über die GewR-Nov. 1992 zu einer Ausweitung auf 29 derartige Gewerbe. 
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anmeldung beim nunmehr als Handwerk eingestuften Rauchfangkehrergewerbe 
(§ 116 Abs. 2 Gew 1994), beim nunmehr nicht bewilligungspflichtigen gebundenen 
Gewerbe der Bestatter (§ 134 Abs. 1 GewO 1994) und beim nunmehr freien 
Gewerbe der Schleppliftunternehmer (§ 278 Abs. 1 GewO 1994), um den Wegfall der 
Bewilligungspflicht wieder auszugleichen. Generelles Erfordernis für alle bewilli-
gungspflichtigen gebundenen Gewerbe blieb weiterhin die „Zuverlässigkeit“ der 
Person, die ein derartiges Gewerbe ausüben will (§ 175 Abs. 1 Z. 1 GewO 1994); 
dies galt auch für den Geschäftsführer und den gewerberechtlichen Pächter. Die 
Bestimmungen über das Begutachtungsrecht sowie das Berufungsrecht der zustän-
digen Kammergliederung in der Frage des Befähigungsnachweises blieben ebenfalls 
aufrecht (§§ 342 und 344 GewO 1994).951  
 
Tatsächlich bestanden somit die vier seit der GewO-Nov. 1934 existierenden 
Gewerbekategorien (Handwerke, gebundene Anmeldungsgewerbe, freie Gewerbe, 
bewilligungspflichtige Gewerbe) weiter. Allerdings wurde das auch in der GewO 1973 
vorgelagerte Ordnungsprinzip Anmeldungsgewerbe – bewilligungspflichtige Gewerbe 
durch das nunmehr primäre Gliederungsprinzip des Befähigungsnachweises ver-
drängt (die Handwerke sowie die gebundenen Gewerbe mit bzw. ohne Bewilligungs-
pflicht standen den freien Gewerben gegenüber).  
 
Die GewO 1994 wies somit nach der Novelle 1992 folgende Gewerbestruktur auf: 
 
1. Handwerke (Liste im § 94 GewO 1994): jene Anmeldungsgewerbe, bei denen als 
Befähigungsnachweis eine Meisterprüfung vorgesehen war 
2. gebundene Gewerbe (der Befähigungsnachweis war je nach Einzelregelung durch 
Lehrabschlussprüfung, Verwendungszeit, Zeugnisse über eine Befähigungsprü-
fung oder Schulbesuch zu erbringen), gegliedert in  
a) nicht bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe (Liste im § 124 GewO 1994), 
wie bisher Anmeldungsgewerbe 
                                                 
951 Begutachtungs- und Berufungsrecht der zuständigen Landesinnung (Fachgruppe) der Rauchfang-
kehrer bzw. der Bestatter in der Frage des Bedarfs blieben gemäß § 116 Abs.3 bzw. § 134 Abs. 2 
GewO 1994 gleichfalls erhalten (im Falle des Bestattergewerbes galt dies auch für die Standortge-
meinde). Beim freien Gewerbe des Betriebes von Schleppliften stand der Fachgruppe sowie Konkur-
renzbetrieben eine Stellungnahme in der Frage der unzumutbaren Konkurrenzierung zu, den Kon-
kurrenzbetrieben auch ein Berufungsrecht (§ 278 Abs. 2 und 3 GewO 1994).  
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b) bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe (Liste im § 127 GewO 1994): die 
Gewerbeausübung war erst nach rechtskräftigem Bewilligungsbescheid zuläs-
sig, die Zuverlässigkeit bildete eine zusätzliche Voraussetzung 
3. freie Gewerbe: Anmeldungsgewerbe ohne Befähigungsnachweis; als Restbereich 
nicht listenmäßig erfasst952 (nur einzelne freie Gewerbe wurden in der GewO 1994 
wegen der Existenz von Sonderbestimmungen für ihre Ausübung in den §§ 266 
bis 284 erwähnt). 
 
Zu diesen vier Gewerbekategorien kamen die bereits erwähnten drei Sonderfälle 
(Handwerk der Rauchfangkehrer, nicht bewilligungspflichtiges gebundenes Gewerbe 
der Bestatter, freies Gewerbe der Schleppliftunternehmer), bei denen trotz Zuge-
hörigkeit zu den Anmeldungsgewerben953 die Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft 
des Bescheides über die Gewerbeanmeldung hinausgeschoben wurde.  
 
Der Katalog der Handwerke im § 94 GewO 1994 enthielt darüber hinaus eine dop-
pelte Gliederung. Einerseits wurden einer Reihe von Handwerken jeweils mit diesen 
verwandte Handwerke gegenüber gestellt. Diese Verwandtschaft erleichterte gemäß 
§ 19 Abs. 2 GewO 1994 den Nachweis der Befähigung für diese Gewerbe durch eine 
bloße Zusatzprüfung für das weitere (verwandte) Handwerk, weiters ermöglichte sie 
das „Hinüberarbeiten“ in das verwandte Handwerk ohne zusätzlichen Befähigungs-
nachweis (§ 30 GewO 1994). Andererseits wurden die Handwerke in sieben Gruppen 
zusammengefasst. Auch der Sinn dieser Gruppeneinteilung war der erleichterte 
Übergang von einem Handwerk (mit erbrachtem Nachweis der Befähigung) zu den 
zwar nicht verwandten, aber in der selben Gruppe aufgezählten Gewerben. Vorge-
sehen waren gemäß § 19 Abs. 3 GewO 1994 als derartige Teilnachweise eine 
Ergänzungsprüfung oder „Teilprüfung“ oder eine bloße fachliche Tätigkeit. Dieses 
                                                 
952 Alle Tätigkeiten, die nicht den taxativ aufgezählten Handwerken oder gebundenen Gewerben zuge-
hörten (d. i. diesen vorbehalten waren), konnten als freie Gewerbe verrichtet werden. Gegenstand 
eines freien Gewerbes waren dabei nicht nur „einfache Tätigkeiten, deren fachgemäße Ausübung 
den sonst vorgeschriebenen Befähigungsnachweis nicht erfordert“ (§ 31 GewO 1994) bzw. solche, 
die „mit einfachen Handgriffen vorgenommen werden“ konnten und keine „besonderen Fachkennt-
nisse“ erforderten (vgl. § 34 Abs. 1 Z. 6 und 8 GewO 1994). Es ist darüber hinaus eine gewerbe-
politische Entscheidung des Gesetzgebers, ob für bestimmte Tätigkeiten ein Befähigungsnachweis 
vorgeschrieben wird; selbst qualifizierte Tätigkeiten können davon freigestellt werden (so befreite die 
GewO 1994 die Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung vom Befähigungsnach-
weis). Beispiele für eine rechtspolitische Grenzziehung zwischen freien und an einen Befähigungs-
nachweis gebundenen Tätigkeiten boten etwa die teilweise freigewerblichen Handelstätigkeiten 
(§ 158) oder Gastgewerbetätigkeiten (§ 143) sowie Reisebürotätigkeiten (§ 166 Abs. 3 GewO 1994).  
953 Im Hinblick auf den rechtsbegründenden Charakter der Gewerbeanmeldung war bei Prüfung der 
Anmeldungsvoraussetzungen die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Anmeldung maßgebend.  
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Rechtsinstitut wurde jedoch bereits mit der GewR-Nov. 1997 wieder eliminiert, nach-
dem eine Umsetzung im Verordnungsweg schon angesichts vielfach fehlender 
Gemeinsamkeiten954 der in den einzelnen Handwerksgruppen angeführten Gewerbe 
unterblieben war; ungeachtet dessen blieb die (nunmehr funktionslos gewordene) 
Gruppeneinteilung bis zur GewR-Nov. 2002 erhalten. 
 
Bei Handwerken existierte weiters seit der GewR-Nov. 1992 die Möglichkeit, den 
Befähigungsnachweis alternativ zur Meisterprüfung durch Absolvierung einschlägiger 
Studienrichtungen oder berufsbildender Schulen in Kombination mit einer fachlichen 
Tätigkeit bestimmter Dauer zu erbringen (§ 18 GewO 1994).955 In der Verordnung 
BGBl. 158/1994 wurde festgelegt, bei welchen Handwerken dies konkret der Fall war 
und welche Schulen hiefür jeweils in Betracht kamen. Dies bewirkte jedoch eine 
weitgehende strukturelle Angleichung der Befähigungsnachweise für Handwerke an 
jene für gebundene Gewerbe, zumal für Handwerke und gebundene Gewerbe ohne-
dies keine expliziten inhaltlichen Abgrenzungen bestanden (schon gemäß § 6 GewO 
1973, aber auch gemäß § 5 GewO 1994 existierte nur mehr ein formaler Anknüp-
fungspunkt für ihre Unterscheidung).956  
 
Unter dem Aspekt der vorgegebenen Liberalisierung/Deregulierung verringerte die 
GewR-Nov. 1992 insgesamt die Zahl der an einen Befähigungsnachweis gebunde-
nen bzw. bewilligungspflichtigen957 Gewerbe, wenngleich bei den Handwerken eine 
gegenteilige Entwicklung zu beobachten war. So wurde die Zahl der Handwerke von 
90 (nach dem Stand der GewR-Nov. 1988) auf 96 erhöht, obwohl zugleich 14 bis-
herige Handwerke zu sieben neuen zusammengelegt wurden (wodurch aber der 
handwerkliche Befähigungsnachweis für die nunmehr zusammengefassten Tätig-
keiten erhalten blieb). Vereinigt wurden dabei Rotgerber sowie „Weiß und Sämisch-
                                                 
954 Vgl. im Detail bei Günter Feltl, Befähigungsnachweise nach der GewO 1994, Wien 1994, S. 36.  
955 Vor der Novelle 1992 konnte im Verordnungsweg nur der Ersatz des fachlich-theoretischen Teils 
sowie des kaufmännisch-rechtskundlichen Teils der Meisterprüfung vorgesehen werden. Der fach-
lich-praktische Prüfungsteil war jedoch auch bei qualifiziertem Schulbesuch abzulegen. Seit der No-
velle war der vollständige Ersatz der Meisterprüfung durch Schulbesuch – in Verbindung mit einer 
facheinschlägigen Tätigkeit – möglich.  
956 Überdies vereinheitlichte die GewR-Nov. 1992 den kaufmännisch-rechtskundlichen Teil von Meis-
terprüfungen und von Befähigungsprüfungen für gebundene Gewerbe; dieser wurde als „Unterneh-
merprüfung“ verselbständigt (§ 23 mit Regelungen über den Ersatz dieses Prüfungsteils durch an-
dere Nachweise). 
957 Bei den bereits erwähnten Gewerben der Rauchfangkehrer, Bestatter und Schleppliftunternehmer 
könnte diesbezüglich (aus den oben angeführten Gründen) von einer „Mogelpackung“ gesprochen 
werden. 
258 
gerber“ zum Handwerk der Gerber; Glaser mit dem Teilbereich Flachglasschleifer958 
zu „Glaser, Glasbeleger und Flachglasschleifer“; Gürtler und Ziseleure mit den 
Metalldrückern; Kraftfahrzeugelektriker mit den Kraftfahrzeugmechanikern zum 
„Kraftfahrzeugtechniker“; Modisten mit den Hutmachern; die Harmoniumerzeuger 
gingen im Handwerk der Orgelbauer auf, die bisherigen Gelbgießer im Handwerk der 
Metall- und Eisengießer.959  
 
Eine zahlenmäßige Vermehrung trat dadurch ein, dass zwei bisher konzessionierte 
Gewerbe zu Handwerken wurden – die Rauchfangkehrer und die Schädlingsbe-
kämpfer (mit letzteren wurde das bisherige gebundene Gewerbe der „Schädlings-
bekämpfer im Pflanzenbau“ vereinigt). Weiters wurden sechs bisher gebundene 
Gewerbe als Handwerke höher eingestuft: Gärtner, Blumenbinder, „Rauhwaren-
zurichter“, Hörgeräteakustiker, Kunststoffverarbeiter, Molker und Käser. Schließlich 
wurden acht bisher gebundene Gewerbe zu vier neuen Handwerken vereinigt: „Ver-
legen, ausgenommen Verspannen und Spalieren, von Belägen aus Kunststoff, Gum-
mi und Linoleum sowie von textilen Belägen“ wurde vereinigt mit den Steinholzlegern 
und Estrichherstellern zum Handwerk „Bodenleger“; die Wärme-, Kälte-, Schall- und 
Branddämmer wurden vereinigt mit den Abdichtern gegen Feuchtigkeit und Druck-
wasser; vereinigt wurden weiters die Aufstellung von Lüftungsanlagen sowie von 
Zentralheizungsanlagen jeweils der Oberstufe und der Unterstufe zu den einheit-
lichen Handwerken der Lüftungsanlagenbauer und der Zentralheizungsbauer.  
 
Gemäß § 94 GewO 1994 wurden somit folgende Gewerbe als Handwerke festgelegt 
(wobei die gesetzliche Gegenüberstellung mit den jeweils verwandten Handwerken 
hier nicht wiedergegeben wird, da es sich dabei nur um ein „kurzes Gastspiel“ bis zur 
GewR-Nov. 1997 handelte960): 
                                                 
958 Der restliche Teilbereich „Hohlglasschleifer“ wurde mit dem bisherigen gebundenen Gewerbe 
„Hohlglasveredler“ als neues Handwerk vereinigt. 
959 Als bloße „kosmetische Operationen“ stellten sich die Umbenennungen der bisherigen Mechaniker 
in „Maschinen- und Fertigungstechniker“ dar, weiters jene der Radio- und Fernsehtechniker in 
„Radio- und Videoelektroniker“, der Büromaschinenmechaniker in „Bürokommunikationstechniker“, 
der Landmaschinenmechaniker in „Landmaschinentechniker“, der Elektromechaniker und Elektro-
maschinenbauer in „Elektroniker und Elektromaschinenbauer“, der Miedererzeuger in „Miederwaren-
erzeuger“ und der Optiker in „Augenoptiker“. – Den Augenoptikern wurde gemäß § 96 GewO 1994 
die Anpassung und Abgabe von Korrektionsbrillen einschließlich der Brillenglasbestimmung vorbe-
halten.  
960 Die GewR-Nov. 1997 entfernte die Gegenüberstellung der verwandten Handwerke wieder aus dem 
Gewerbekatalog des § 94 und nahm diese in einen eigenen § 95 i. F. GewR-Nov. 1997 auf. Die No-
velle behielt aber die funktionslos gewordene Gruppeneinteilung, die das Auffinden der einzelnen 
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a) Gruppe der Ausbaugewerbe 
  1. Betonwaren- und Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher 
  2. Bodenleger 
  3. Hafner 
  4. Dachdecker 
  5. Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmer, Abdichter gegen Feuchtigkeit und 
Druckwasser 
  6. Platten- und Fliesenleger 
  7. Pflasterer 
  8. Stukkateure und Trockenausbauer 





b) Gruppe der Metallgewerbe 
13. Schlosser 
14. Schmiede 










25. Elektroniker und Elektromaschinenbauer 
26. Radio- und Videoelektroniker 
27. Uhrmacher 
28. Graveure 
29. Gürtler und Ziseleure, Metalldrücker 
30. Metallschleifer und Galvaniseure 
31. Zinngießer 
32. Metall- und Eisengießer 
33. Gold- und Silberschmiede 
34. Gold-, Silber- und Metallschläger 
35. Messerschmiede einschließlich der Erzeuger von Hieb- und Stichwaffen 
36. Erzeuger chirurgischer und medizinischer Instrumente 
 








d) Gruppe der Bekleidungs-, Textil- und Ledergewerbe 
43. Damenkleidermacher 
44. Herrenkleidermacher 
                                                                                                                                                        
Handwerke für nicht im Gewerberecht Bewanderte erschwerte, bei. Überdies waren die Handwerke 
seit der GewR-Nov. 1992 nicht einmal innerhalb der einzelnen Gruppen alphabetisch geordnet.  
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45. Maschinstricker und Wirker 
46. Weber 







54. Säckler (Lederbekleidungserzeuger) 
55. Sattler einschließlich der Fahrzeugsattler und Riemer 
56. Ledergalanteriewarenerzeuger und Taschner 
57. Färber 
58. Tapezierer und Dekorateure 
 
e) Gruppe der Nahrungsmittelgewerbe 
59. Bäcker 
60. Konditoren (Zuckerbäcker) einschließlich der Kuchenbäcker und der Kanditen-, 
Gefrorenes- und Schokoladewarenerzeuger 
61. Fleischer 
62. Getreidemüller 
63. Molker und Käser 
 








70. Friseure und Perückenmacher 
71. Textilreiniger (Chemischreiniger, Wäscher und Wäschebügler) 
72. Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger 
73. Schädlingsbekämpfer 
 
g) Gruppe der Glas-, Papier-, keramischen und sonstigen Gewerbe 
74. Glaser, Glasbeleger und Flachglasschleifer 
75. Hohlglasschleifer und Hohlglasveredler 




















95. Blumenbinder (Floristen) 
96. Lebzelter und Wachszieher (Wachswarenerzeuger). 
 
Die bewilligungspflichtigen (vormals „konzessionierten“) Gewerbe wurden durch die 
GewR-Nov. 1992 von 45 (nach dem Stand der GewR-Nov. 1988) auf 29 reduziert; 
hinzu kamen durch Art. 16 des Finanzmarktanpassungsgesetzes BGBl. 532/1993 die 
„Wechselstuben“. Nur fünf der von der Bewilligungspflicht befreiten Gewerbe wurden 
dabei zu freien Gewerben. Hievon bestand beim Betrieb von Schleppliften961 und bei 
den Abdeckern schon bisher kein Befähigungsnachweis; bei den Auskunfteien über 
Kreditverhältnisse wurde nur eine „allgemeine und kaufmännische Bildung“ verlangt, 
bei den Kanalräumern nur eine zweijährige praktische Verwendung. Weiters wurde 
die (wohl nur mehr industriell ausgeübte) Zündwarenerzeugung zum freien Gewer-
be.962 Für die Ausgleichsvermittlung durften keine neuen Gewerbeberechtigungen 
mehr begründet werden; der Wegfall dieses konzessionierten Gewerbes bewirkte, 
dass diese Tätigkeit künftig den Rechtsanwälten vorbehalten war. 
 
Die sonstige Verringerung der Zahl der bewilligungspflichtigen Gewerbe wurde 
dadurch herbeigeführt, dass drei bisher gesonderte bewilligungspflichtige Gewerbe 
zu einem vereinigt wurden (die Elektroinstallation der Oberstufe und der Unterstufe 
sowie die Errichtung von Blitzschutzanlagen zum Gewerbe der „Elektrotechniker“), 
die Dampfkesselerzeugung in einem metallverarbeitenden Handwerk (Schlosser 
bzw. Maschinen- und Fertigungstechniker) aufging sowie fünf bisher konzessionierte 
Gewerbe zu nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben wurden (Luftfahr-
zeugmechaniker, Gastgewerbe, Reisebüros, Fremdenführer und Bestatter963). Wei-
ters wurden die drei bisherigen Gesundheitsgewerbe der Herstellung von zur arznei-
lichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten sowie von Giften, der Her-
stellung von immunbiologischen und von bestimmten mikrobiologischen Präparaten 
und des Großhandels mit Drogen und Pharmazeutika durch Umstrukturierung in zwei 
neue bewilligungspflichtige Gewerbe („Herstellung von Arzneimitteln und Großhandel 
                                                 
961 Bei diesem Gewerbe wurde allerdings ein Äquivalent für die aufgehobene Bewilligungspflicht durch 
Hinausschieben der Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbean-
meldung geschaffen (§ 278 Abs. 1 GewO 1994). 
962 Als Teilbereiche von nunmehr nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben wurden bei Rei-
sebüros die Führung eines Gästezimmernachweises zum freien Gewerbe, beim Gastgewerbe die 
„Frühstückspension“ mit bis zu zehn Fremdenbetten und der sogenannte „Würstelstand“. 
963 Die bisherige Bewilligungspflicht wurde auch bei diesem Gewerbe durch den Aufschub der Aus-
übungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbeanmeldung ersetzt (§ 134 
Abs. 1 GewO 1994). 
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mit Arzneimitteln“ sowie „Herstellung von Giften und Großhandel mit Giften“) umge-
wandelt. In Handwerke umgewandelt wurden die bisher bewilligungspflichtigen 
Gewerbe der Rauchfangkehrer964 und der Schädlingsbekämpfer. Neu unter den 
bewilligungspflichtigen Gewerben wurden die Chemischen Laboratorien eingeordnet 
(vormals ein gebundenes Anmeldungsgewerbe). Durch alle derartigen Zusammen-
legungen bzw. Umwandlungen blieb aber das Erfordernis eines Befähigungsnach-
weises für die betreffenden Tätigkeiten erhalten; von einer Liberalisierung kann inso-
weit nicht die Rede sein. 
 
Gemäß § 127 GewO 1994 waren somit folgende Gewerbe als „bewilligungspflichtige 
gebundene Gewerbe“ eingereiht:965  
 
  1. Waffengewerbe 
  2. Erzeugung von pyrotechnischen Artikeln sowie von Zündmitteln und sonstigen 
Sprengmitteln, die nicht dem Schieß- und Sprengmittelgesetz unterliegen, und 
Handel mit diesen Erzeugnissen  
  3. Sprengungsunternehmen 
  4. Baumeister 
  5. Zimmermeister 
  6. Steinmetzmeister 
  7. Brunnenmeister 
  8. Gas- und Wasserleitungsinstallateure 
  9. Elektrotechniker 
10. Technische Büros 
11. Chemische Laboratorien 
12. Herstellung von Arzneimitteln und Großhandel mit Arzneimitteln 
13. Herstellung von Giften und Großhandel mit Giften 
14. Drogisten 
15. Sterilisierung von medizinischen Injektionsspritzen und Infusionsgeräten und Handel 
mit diesen Gegenständen 












                                                 
964 Auch hier wurde in Verbindung mit dieser Umwandlung (und in Widerspruch zum Anmeldungs-
prinzip) die Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbeanmeldung 
hinausgeschoben. 
965 Die bereits seit 1952 in Nebengesetzen zur GewO geregelten Verkehrsgewerbe scheinen nicht 
mehr in der Liste der bewilligungspflichtigen Gewerbe auf. Das Fiaker-Gewerbe fällt seit 1.1.1994 in  
die Zuständigkeit der Bundesländer.  
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27. Bewachungsgewerbe 
28. Überlassung von Arbeitskräften 
29. Lebens- und Sozialberater 
30. Errichtung von Alarmanlagen. 
 
Zu einer auffallenden Reduktion führte die GewR-Nov. 1992 hingegen bei den nicht 
bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben (somit den gebundenen Anmeldungs-
gewerben) gemäß § 124 GewO 1994. Formal wurde deren Zahl von 86 Gewerben 
(nach dem Stand der GewR-Nov. 1988) auf 26 Gewerbe reduziert. Hiezu kam auf 
Grund des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl. 314/1994, das Gewerbe der 
Arbeitsvermittler mit Wirkung vom 1. Juli 1994.966 Allerdings wurde die Hälfte der 
nicht mehr im Katalog der gebundenen Anmeldungsgewerbe aufscheinenden 
Gewerbe nur durch Zusammenlegung mit anderen derartigen Gewerben (5), durch 
Vereinigung zu neuen Handwerken (8) bzw. mit bestehenden Handwerken (9) oder 
einfach durch Umwandlung in Handwerke (6) aus der Liste der nicht bewilligungs-
pflichtigen gebundenen Gewerbe eliminiert. Überdies wurden die „Viehschneider“ 
vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen, diese Tätigkeit bleibt damit den 
Tierärzten vorbehalten.967  
 
Im Detail wurden folgende fünf bisher gebundene Gewerbe mit anderen gebundenen 
Gewerben vereinigt: Der Antiquitäten- und Kunstgegenständehandel, der Buch-, 
Kunst- und Musikalienhandel sowie der Fotohandel wurden mit dem allgemeinen 
Handelsgewerbe gemäß § 124 Z. 11 GewO 1994 vereinigt; Spediteure wurden mit 
Transportagenten zusammengefasst, weiters die Werbeberater mit Werbungsmittlern 
zur „Werbeagentur“. Folgende acht bisher gebundene Gewerbe wurden (wie bereits 
bei den Veränderungen im Handwerksbereich erwähnt) zu vier neuen Handwerken 
vereinigt: Die Verlegung von Belägen aus Kunststoff, Gummi und Linoleum sowie 
von textilen Belägen wurde mit den Steinholzlegern und Estrichherstellern zum 
Bodenlegerhandwerk zusammengefasst, die Wärme-, Kälte-, Schall- und Brand-
dämmer mit den Abdichtern gegen Feuchtigkeit und Druckwasser; weiters wurden 
                                                 
966 Die Arbeitsvermittlung unterlag seit 1938 – als Angelegenheit staatlicher Behörden – nicht mehr der 
GewO (vgl. auch § 2 Abs. 1 Z. 23 GewO 1973). Durch eine GewO-Nov. 1991 sollte das gebundene 
Gewerbe der Arbeitsvermittler begründet werden, jedoch unter der Bedingung, dass bis 1.7.1993 die 
Ausgliederung der Arbeitsmarktverwaltung aus der Hoheitsverwaltung des Bundes in Kraft tritt. Die-
se Ausgliederung in Form des „Arbeitsmarktservice“ wurde jedoch erst mit dem Arbeitsmarktservice-
gesetz, BGBl. 313/1994, geregelt; zugleich wurde durch BGBl. 314/1994 das Gewerbe der Arbeits-
vermittler geschaffen (und die erwähnte Ausnahmebestimmung im § 2 GewO entsprechend adap-
tiert). 
967 Auf Grund einer Übergangsbestimmung durften jedoch derartige bereits bestehende Gewerbe-
berechtigungen weiter ausgeübt werden. 
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die Aufstellung von Lüftungsanlagen (einschließlich Klimaanlagen) sowie jene von 
Zentralheizungsanlagen jeweils der Oberstufe und der Unterstufe zu den beiden 
Handwerken der Lüftungsanlagenbauer und der Zentralheizungsbauer zusammen-
gefasst. 
 
Die vormals gebundenen Gewerbe der Gärtner, der Blumenbinder, Rauhwaren-
zurichter, Hörgeräteakustiker, Kunststoffverarbeiter sowie die Molker und Käser 
wurden einfach in Handwerke umgewandelt. In vier weiteren Fällen wurden bisher 
gebundene Gewerbe mit bestehenden Handwerken vereinigt: die Betonwaren-
erzeuger und die Terrazzomacher mit dem Kunststeinerzeugerhandwerk; die Aufstel-
lung von Kälteanlagen mit dem Handwerk der Kühlmaschinenmechaniker zum 
„Kälteanlagentechniker“; die Hohlglasveredler mit den handwerksmäßigen Hohlglas-
schleifern. Schließlich gingen folgende fünf bisher gebundene Gewerbe durch 
Eliminierung bisher begünstigender Sonderregelungen in einem bestehenden Hand-
werk auf: Instandsetzen von Schuhen im Schuhmacherhandwerk, die Lederfärber im 
Färberhandwerk, die (bisher neben dem Textilreinigerhandwerk als gebundenes 
Gewerbe fortbestehenden) Wäscher und Wäschebügler im Handwerk der Textil-
reiniger, das Abschleifen und Versiegeln von Fußböden in den Handwerken der 
Tischler bzw. der Bodenleger, die Maler für Industrieerzeugnisse im Handwerk der 
Maler und Anstreicher.  
 
In den vorerwähnten Fällen blieb der Befähigungsnachweis demnach erhalten bzw. 
wurde er sogar in einem Teil der Fälle in einer „höhere Stufe“ übergeleitet. Insgesamt 
33 bisher gebundene Gewerbe wurden aber durch die GewR-Nov. 1992 zu freien 
Gewerben. In 15 Fällen davon bestand der vormalige Befähigungsnachweis jedoch 
nur in einer bloßen Verwendungszeit (vgl. § 103 Abs. 1 lit. c GewO 1973). Es han-
delte sich dabei vielfach um aussterbende Gewerbe oder Tätigkeiten, denen keine 
wirtschaftliche Bedeutung mehr zukam, teils auch um nur mehr industriell (und des-
halb ohne Befähigungsnachweis) ausgeübte Wirtschaftszweige. 
 
Vormals gebundene Gewerbe gemäß § 103 Abs. 1 lit. c GewO 1973 (i. F. GewR-
Nov. 1988), die durch die GewR-Nov. 1992 zu freien Gewerben wurden:  
 
Asphaltierer 
Bürsten- und Pinselmacher 
Essigerzeuger 
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Garagierungsgewerbe (Halten von Räumen zur Einstellung von Kraftfahrzeugen) 
Kleinhandel mit Brennstoffen und Brennmaterial 







Übernahme von Arbeiten für die Gewerbe der Textilreiniger, der Färber oder der 
Wäscher und Wäschebügler 
Vermieten von Kraftfahrzeugen ohne Beistellung eines Lenkers 
Wermut-, Dessert-, Schaum- und Perlweinerzeuger. 
 
Vormals gebundene Gewerbe gemäß § 103 Abs. 1 lit. a und b GewO 1973 (dies 
waren jene mit höherwertigem Befähigungsnachweis), die durch die GewR-Nov. 
1992 zu freien Gewerben wurden:  
 
Buch-, Kunst- und Musikalienverlag 
Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informationstechnik 
Erzeuger kohlensäurehältiger Getränke 
Erzeuger von kosmetischen Artikeln und Parfümeriewaren968  
Erzeuger künstlicher Mineralwässer und künstlicher Mineralwasserprodukte 
Erzeuger von Lebensmittelkonserven aller Art und tiefgekühlten Lebensmitteln 
Erzeuger von Margarine, Pflanzenspeisefetten und Speiseölen 
Filmproduktion (Herstellung von zur öffentlichen Aufführung bestimmten Filmen) 
Futtermittelerzeuger 
Gablonzerwaren-Erzeuger 







Stempelerzeuger und Flexografen 
 
Gemäß § 124 GewO 1994 verblieben somit (unter Berücksichtigung der gewerb-
lichen Arbeitsvermittler) folgende Gewerbe als „nicht bewilligungspflichtige gebun-
dene Gewerbe“:  
 
  1. Arbeitsvermittler 
  2. Berater in Versicherungsangelegenheiten 
  3. Bestatter 
  4. Drucker969  
                                                 
968 Die folgende GewR-Nov. 1996, BGBl. 10/1997, ordnete jedoch das Gewerbe „Erzeuger von kos-
metischen Artikeln“ wieder unter den nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben gemäß 
§ 124 GewO ein. 
969 Einzelne (freigewerbliche) Teilbereiche waren gemäß § 135 Abs. 3 und § 136 GewO 1994 von den 
gebundenen Gewerben der Drucker und der Druckformenhersteller ausgenommen. 
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  5. Druckformenhersteller 
  6. Frachtenreklamation 
  7. Fremdenführer970  
  8. Fußpfleger 
  9. Gastgewerbe971  
10. Handelsagenten 
11. Handelsgewerbe mit Ausnahme der bewilligungspflichtigen gebundenen Handels-
gewerbe972, des Betriebes von Tankstellen (vgl. Z. 21) sowie der gemäß § 158 
ausgenommenen Handelsgewerbe973 
12. Huf- und Klauenbeschlag 




17. Reisebüros974  
18. Schwarzdecker 
19. Spediteure einschließlich der Transportagenten 
20. Tankreiniger 
21. Tankstellen 
22. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisatoren 






Eine teilweise Liberalisierung der Bestimmungen über die Nachsicht vom Befähi-
gungsnachweis erzwang der Verfassungsgerichtshof. In seinem Erkenntnis Slg. 
13.094/1992 anerkannte er zwar die Unmöglichkeit, in den Prüfungsordnungen sämt-
liche Ausbildungsalternativen zur Erlangung des jeweils erforderlichen Befähi-
gungsnachweises erschöpfend aufzuzählen, weshalb der Gesetzgeber „die notwen-
dige Elastizität“ beim Nachweis der in den Befähigungsnachweis-Verordnungen 
gleichsam standardisierten Befähigungen durch entsprechende Nachsichtsregelun-
gen berücksichtigte.975 Der Gesetzgeber forderte aber gemäß § 28 Abs. 1 GewO 
1973 für die Nachsicht nicht nur die volle Befähigung des Nachsichtswerbers, die der 
                                                 
970 Bestimmte Teilbereiche waren gemäß § 137 Abs. 2 GewO 1994 von diesem Gewerbe ausgenom-
men.  
971 Einzelne Teilbereiche wurden (überwiegend als freie Gastgewerbe) gemäß § 143 GewO 1994 vom 
Vorbehaltsbereich dieses gebundenen Gewerbes ausgenommen.  
972 Dies waren der Handel mit Waffen und Munition, der Handel mit pyrotechnischen Artikeln usw., der 
Großhandel mit Arzneimitteln und mit Giften, das Drogistengewerbe, der Handel mit medizinischen 
Injektionsspritzen usw., der Handel mit medizinischem Naht- und Organersatzmaterial, der Kleinhan-
del mit Kontaktlinsen, der Handel mit Immobilien, der Betrieb von Wechselstuben.  
973 § 158 GewO 1994 legte die freien Handelsgewerbe fest. Diese erfassten ergänzend zur bisherigen 
Regelung (§ 105 GewO 1973) auch den Kleinhandel mit Brennstoffen und Brennmaterial, den Ver-
kauf von Pommes frites, Langos und Kartoffelpuffern auf der Straße sowie die Tätigkeit der Markt-
fahrer.  
974 § 166 Abs. 3 GewO 1994 regelte die im Reisebürobereich verbleibenden freigewerblichen Tätig-
keiten.  
975 Wären sachlich gleichwertige Ausbildungsalternativen vorhanden, so wäre der Gesetzgeber kraft 
Art. 18 StGG (Staatsgrundgesetz) dazu verhalten, diese ohne Diskriminierung zu berücksichtigen. 
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Behörde auf andere Art als durch den vorgeschriebenen Befähigungsnachweis nach-
zuweisen war, sondern zusätzlich noch die subjektive Unzumutbarkeit der Erbrin-
gung des in der Befähigungsnachweis-Verordnung vorgeschriebenen Befähigungs-
nachweises oder das Vorliegen besonderer örtlicher Verhältnisse (eines besonderen 
örtlichen Bedarfs). Diese zusätzlichen Voraussetzungen in § 28 Abs. 1 Z. 1 GewO 
1973 (vormals bezeichnet als „Ausnahmefall“) würden gegen das Grundrecht der 
Erwerbsfreiheit gemäß Art. 6 StGG (Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger, RGBl. 142/1867) verstoßen. Dieser Teil der Nachsichtsbestim-
mung wurde deshalb als verfassungswidrig aufgehoben.  
 
Die GewR-Nov. 1992 trug dem VfGH-Erkenntnis durch eine Zweiteilung der Nach-
sichtsregelung Rechnung, indem zwar im Falle des Nachweises der „vollen Befähi-
gung“ diese zusätzliche Voraussetzung entfiel, im Falle einer bloß „hinreichenden 
tatsächlichen Befähigung“976 aber weiterhin das Vorliegen eines Ausnahmegrundes 
(in einer der beiden Varianten wie bisher) erforderlich war.  
 
Die Gewerbe-Ausschlussgründe gemäß § 13 GewO wurden durch die GewR-Nov. 
1992 grundlegend verändert. Während bisher der Ausschluss von der Gewerbeaus-
übung erst (bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen) durch die Behörde 
zu verfügen war, trat er nunmehr bereits unmittelbar von Gesetzes wegen ein. 
Umstände, die ein Absehen vom Ausschluss bei strafbaren Handlungen rechtfer-
tigten (d. i. wenn nach der Eigenart der Straftat und der Persönlichkeit des Verurteil-
ten die Begehung der gleichen oder ähnlichen Straftat bei der Gewerbeausübung 
nicht zu befürchten war), konnten seither erst nachträglich im Wege einer neu 
geschaffenen Nachsicht von den Strafausschlussgründen berücksichtigt werden 
(§ 26 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1992). Weiters stellte § 13 Abs. 1 GewO seither bei 
gerichtlichen Verurteilungen nicht mehr auf die Höhe der Strafdrohung, sondern auf 
das Ausmaß der (tatsächlich) verhängten Strafe ab: Der Ausschluss trat generell bei 
einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe von mehr als 
180 Tagessätzen ein (sofern die Verurteilung weder getilgt war noch der Beschrän-
kung der Auskunft aus dem Strafregister unterlag).977  
                                                 
976 Es handelte sich dabei um eine etwas abgeschwächte Form der Befähigung. Vgl. die Begriffsbe-
stimmung durch den Verwaltungsgerichtshof im Abschnitt 6 bei den gebundenen Gewerben.  
977 Auch im Ausland verwirklichte vergleichbare Tatbestände führten nunmehr zum Ausschluss. § 13 
Abs. 2 GewO betreffend Bestrafungen durch die Finanzstrafbehörde blieb im Wesentlichen unver-
ändert, auch hier trat der Ausschluss aber seither unmittelbar von Gesetzes wegen ein.  
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Auch der Gewerbeausschluss auf Grund einer Insolvenz (§ 13 Abs. 3 bis 5 i. F. 
GewR-Nov. 1992) trat nunmehr bereits von Gesetzes wegen (somit ohne Zwischen-
schaltung eines Verwaltungsaktes) ein. Insbesondere wurde er aber auf den Fall 
einer Konkurseröffnung oder der Abweisung eines Konkursantrages mangels kosten-
deckenden Vermögens eingeschränkt; selbst eine mehrmalige Ausgleichseröffnung 
bildete somit keinen Ausschlussgrund mehr.978 Eingeschränkt wurde der Ausschluss 
durch Insolvenz weiters dadurch, dass er nur mehr den Gewerbetreibenden (somit 
den Gewerbeinhaber oder gewerberechtlichen Pächter) traf; eine Tätigkeit als 
(gewerberechtlicher) Geschäftsführer wurde dadurch nicht mehr verhindert. Die 
Nachsicht vom Insolvenzausschlussgrund blieb (mit entsprechender Adaptierung an 
den geänderten Ausschlussgrund) im Wesentlichen unverändert im nunmehrigen 
§ 26 Abs. 2 und 3 i. F. GewR-Nov. 1992.  
 
Der zweite Schwerpunkt der GewR-Nov. 1992 war die Anpasssung der GewO an die 
Anforderungen des EWR und – vorausblickend – an die Erfordernisse durch den 
geplanten EG-Beitritt. Mit dem am 1. Jänner 1994 in Kraft getretenen EWR-Abkom-
men erlangten die Grundsätze der Niederlassungsfreiheit (seinerzeit Art. 52 bis 58 
des EG-Vertrags) und der Dienstleistungsfreiheit (szt. Art. 59 bis 66 EG-Vertrag) für 
Österreich Geltung. Die GewR-Nov. 1992 fügte deshalb „EWR-Anpassungsbestim-
mungen“ als neues Hauptstück (§§ 373a bis 373h GewO 1994) in die GewO ein; die-
se Vorschriften traten gleichzeitig mit dem EWR-Abkommen in Kraft. Danach waren 
die Bestimmungen der GewO „auf Staatsangehörige der EWR-Vertragsparteien nach 
Maßgabe der in diesem Hauptstück normierten Abweichungen anzuwenden“. Seit 
dem EU-Beitritt Österreichs mit 1. Jänner 1995 hatte das Gemeinschaftsrecht unmit-
telbare Geltung zwischen Österreich und den übrigen EU-Mitgliedstaaten979.  
                                                 
978 Begründet wurde dies in den Erläuterungen zur GewR-Nov. 1992, S. 80, damit, dass Ausgleiche 
die Fortführung des Gewerbebetriebes ermöglichen sollen. Entsprechend solle ein Ausschlussgrund 
auch nicht vorliegen, wenn es im Rahmen des Konkursverfahrens zum Abschluss eines Zwangsaus-
gleichs kam und dieser erfüllt wurde (vgl. § 13 Abs. 4 i. F. GewR-Nov. 1992). – Durch die GewR-
Nov. 1996 wurde diese Ausnahmeklausel erweitert um die durch die Konkursordnungs-Novelle 1993 
eingeführte Schuldenregulierung (Zahlungsplan, Abschöpfungsverfahren). Bereits in der GewR-Nov. 
1992 entfiel aber die Ausnahmeklausel hinsichtlich der Verursachung des Konkurses durch den Kon-
kurs oder das Ausgleichsverfahren oder durch strafgesetzwidrige Handlungen eines Dritten.  
979 Mitgliedstaaten waren zu diesem Zeitpunkt Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien, Niederlande 
und Luxemburg (als Gründungsmitglieder der EWG ab 1957), weiters Dänemark, Großbritannien 
und Irland (ab 1973), sodann Griechenland (1981), Portugal und Spanien (1986) und schließlich 
Finnland, Schweden und Österreich (1995). Bloß im EWR befanden sich weiterhin Norwegen, Island 
und Liechtenstein.  
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Der Binnenmarkt der EG980 sah kein supranationales Gewerberecht vor. Die 
Mitgliedstaaten behielten somit grundsätzlich das Recht, innerstaatliche Verhältnisse 
frei zu regeln unter der Voraussetzung, dass keine prohibitiv wirkenden und als 
versteckte Beschränkungen anzusprechenden Regelungen getroffen wurden. 
Gemäß Art. 52 und Art. 59 des EG-Vertrags waren die Beschränkungen der freien 
Niederlassung und des freien Dienstleistungsverkehrs981 innerhalb der Gemeinschaft 
für Angehörige der Mitgliedstaten aufzuheben. Aufnahme und Ausübung 
selbständiger Tätigkeiten konnte jedoch durch die Mitgliedstaaten weiterhin von der 
Beachtung durch das Allgemeininteresse gerechtfertigter Rechtsvorschriften 
abhängig gemacht werden. Diese Vorschriften konnten insbesondere vorsehen, dass 
die Ausübung einer Tätigkeit den Inhabern eines Befähigungsnachweises 
vorbehalten war. Kam es dabei zu störenden Regelungsunterschieden, so war nach 
Art. 57 bzw. 66 des EG-Vertrags Rechtsangleichung durch Richtlinien (im Folgenden: 
RL) erforderlich; durch Anerkennung von Diplomen oder Koordinierung der 
einzelstaatlichen Ausbildungsvorschriften sollte der Wechsel aus einem beruflichen 
System in das andere erleichtert werden. 
 
Ursprünglich gedacht als Provisorium bis zur gegenseitigen Anerkennung der Dip-
lome oder bis zur Koordinierung, erließ die EWG in den Jahren 1964 bis 1975 zu-
nächst eine Reihe von „Übergangsrichtlinien“, um den Zugang zu bestimmten 
Berufen dadurch zu erleichtern, dass im Aufnahmestaat eine im Herkunftsstaat 
erworbene Berufserfahrung – durch Berufsausübung während einer bestimmten 
Dauer in bestimmter Qualifikation – anerkannt wird. Die von den einzelnen Richtlinien 
erfassten Tätigkeitsgruppen wurden dabei jeweils unter Heranziehung einer inter-
nationalen Systematik der Wirtschaftszweige angeführt. Den größten Bereich der in 
der österreichischen GewO geregelten Gewerbe erfasste hierbei die RL 64/427/EWG 
betreffend die selbständigen Tätigkeiten von be- und verarbeitenden Gewerben. 
Diese Übergangsrichtlinien stellen von ihrem Regelungsinhalt her (der in den späte-
ren zusammenfassenden RL aus 1999 und 2005 im Wesentlichen übernommen 
                                                 
980 Im Vertrag von Maastricht (in Kraft getreten am 1.11.1993) gründeten die Mitgliedstaaten der drei 
europäischen Gemeinschaften EWG (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft), EAG (Europäische 
Atomgemeinschaft) und EGKS (Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl) – welche als solche 
weiter bestanden – die Europäische Union (EU). Zugleich wurde die EWG in „Europäische Gemein-
schaft“ (EG) umbenannt. 
981 Darunter wird die Freiheit verstanden, in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem der Dienst-
leister niedergelassen ist, seinen Beruf vorübergehend und gelegentlich auszuüben. 
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wurde) bis heute die wichtigste EG-Rechtsquelle982 für den Zugang zu gewerblichen 
Berufen dar.983  
 
Da der im Kern identische Inhalt der Bestimmungen von RL 64/427/EWG, RL 
68/366/EWG und RL 75/368/EWG (Art. 5) insgesamt 109 reglementierte Gewerbe 
nach dem Stand der GewR-Nov. 1992 erfasste, werden deren Vorgaben als Modell-
fall der Anerkennung von verschiedenen Varianten der Berufserfahrungen aus einem 
anderen Mitgliedstaat hier dargestellt: 
 
a) ununterbrochene sechsjährige Tätigkeit als Selbständiger oder als Betriebsleiter bzw. 
in leitender Stellung oder  
b) ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbständiger oder als Betriebsleiter bzw. in 
leitender Stellung, wenn der Begünstigte für die betreffende Tätigkeit eine mindes-
tens dreijährige vorherige Ausbildung nachweist, die durch ein staatlich anerkanntes 
Zeugnis bestätigt oder von einer zuständigen Berufs- oder Handelsinstitution als voll-
wertig anerkannt ist, oder 
c) ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbständiger, wenn der Begünstigte für die 
betreffende Tätigkeit eine mindestens fünfjährige Tätigkeit als Unselbständiger nach-
weist, oder  
d) ununterbrochene fünfjährige Tätigkeit in leitender Stellung, davon eine mindestens 
dreijährige Tätigkeit mit technischen Aufgaben und mit der Verantwortung für min-
destens eine Abteilung des Unternehmens, wenn der Begünstigte für die betreffende 
Tätigkeit eine mindestens dreijährige vorherige Ausbildung nachweist, die durch ein 
staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt oder von einer zuständigen Berufs- oder 
Handelsinstitution als vollwertig anerkannt ist.  
 
Für das Gastgewerbe, das Kosmetikergewerbe oder die Bestatter genügte hingegen 
eine dreijährige Tätigkeit als Selbständiger oder als Betriebsleiter, aber auch eine 
zweijährige Tätigkeit als Selbständiger oder Betriebsleiter in Verbindung mit einer 
vorherigen Ausbildung oder einer dreijährigen Tätigkeit als Unselbständiger, letztlich 
auch eine dreijährige Tätigkeit als Unselbständiger nach vorheriger Ausbildung 
(RL 68/368/EWG und Art. 7 von RL 75/368/EWG). Durch dieses Beispiel soll die 
Spannungsbreite der Regelungen je nach Art der Tätigkeit aufgezeigt werden.  
 
Für mehr als zwei Drittel der an einen inländischen Befähigungsnachweis gebunde-
nen Gewerbe begründete somit die in einem anderen Mitgliedstaat ausgeführte 
selbständige bzw. dieser gleichwertige Tätigkeit bestimmter Dauer (je nach Umstän-
                                                 
982 Nach dem Stand der GewR-Nov. 1992 erfassten die ÜbergangsRLn insgesamt 87 Handwerke, 
19 nicht bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe und 24 bewilligungspflichtige Gewerbetätig-
keiten. 
983 Nähere Details vgl. bei Günter Feltl, Auswirkungen von EG-Bestimmungen und EWR auf die Ge-
werbeordnung (Entwicklung 1992 – 2002), in: Befähigungsnachweise nach der Gewerbeordnung, 
Wien 1995, Loseblattausgabe (Allgemeiner Teil), S. 49-57. 
271 
den auch in Verbindung mit einer unselbständigen Berufsausübung oder einer ent-
sprechenden Ausbildung) den Anspruch auf Zulassung zur inländischen Gewerbe-
ausübung. Nicht erforderlich war dabei der Nachweis bestimmter Kenntnisse sowie 
einer bestimmten Qualität der ausgeführten Tätigkeit; die Zulassungsvoraussetzun-
gen waren selbst dann erfüllt, wenn im betreffenden ausländischen Staat vor der 
dortigen Gewerbeausübung kein Befähigungsnachweis zu erbringen war. Es han-
delte sich somit um ein alternatives, durch das Gemeinschaftsrecht vorgegebenes 
formales Nachweissystem bei ausländischer Berufsausübung, welches die inlän-
dischen Befähigungsnachweis-Anforderungen im Einzelfall hinfällig machte. Da 
dieses begünstigende Befähigungsnachweisregime für alle EG-/EWR-Staatsange-
hörigen galt, konnten es sich auch österreichische Staatsbürger zunutze machen, 
falls sie eine entsprechende Berufsausübung im EWR-(EG-)Ausland nachweisen 
konnten.  
 
Nach der Phase der Erlassung von Übergangsrichtlinien (bis 1975) gelang es der 
EWG in Verfolgung des ursprünglichen Konzepts nur, für sieben freie Berufe spezi-
fische (sogenannte „sektorale“) Regelungen durch harmonisierende Richtlinien zu 
treffen. Diese betrafen aber neben nicht der GewO unterliegenden ärztlichen bzw. 
Gesundheitsberufen nur die Architekten und waren insoweit auch für die Planung 
von Hochbauten durch Baumeister aktuell (vgl. Architekturrichtlinie 85/384/EWG).984 
Nach 1985 verfolgte die Kommission der EWG (seit 1993 EG) deshalb eine generelle 
Anerkennungsstrategie.  
 
Für alle nicht sektoriell harmonisierten Berufe, insbesondere die nicht von den Über-
gangsrichtlinien erfassten Bereiche, war deshalb ein allgemeines System der Aner-
kennung ausländischer Diplome anzuwenden. An die Stelle der Vereinheitlichung der 
Berufsausbildungsvorschriften in den Mitgliedstaaten trat die Anerkennung von im 
Herkunftsmitgliedstaat erworbenen Fachausbildungen bzw. Diplomen. Die Mitglied-
staaten konnten zwar weiterhin entscheiden, ob eine berufliche Tätigkeit reglemen-
tiert wurde sowie Niveau und Inhalt der Ausbildung bestimmen. Anhand von Aner-
kennungsanträgen der Unternehmer betreffend in anderen Mitgliedstaaten erlangte 
Diplome war aber im einzelnen Fall zu prüfen, ob wesentliche Unterschiede zwischen 
der durch das Diplom bescheinigten Ausbildung und der im Aufnahmestaat 
                                                 
984 Vgl. Details bei Feltl, Auswirkungen von EG-Bestimmungen und EWR, S. 68-73.  
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vorgeschriebenen bestanden; gegebenenfalls konnte der Aufnahmestaat Anpas-
sungsmaßnahmen (Berufserfahrung oder Anpassungslehrgang oder Eignungs-
prüfung) vorschreiben.985 Als derartige Diplomanerkennungs-Richtlinien ergingen die 
RL 89/48/EWG (über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen) und die 
ergänzende 2. Diplomanerkennungsrichtlinie 92/51/EWG.  
 
Im Bereich der durch die GewR-Nov. 1992 reglementierten Gewerbe war die Hoch-
schuldiplomrichtlinie anzuwenden auf die Unternehmensberater sowie auf die 
Herstellung von Arzneimitteln (einschließlich des Großhandels) und von Giften, 
während für die Planung von Hochbauten durch Baumeister die Architekturrichtlinie 
maßgebend war. Die 2. Diplomrichtlinie war im Bereich der Handwerke anzuwenden 
auf die Gärtner, Orthopädieschuhmacher, Augenoptiker, Hörgeräteakustiker, Banda-
gisten, Orthopädietechniker, Miederwarenerzeuger und Zahntechniker; im Bereich 
der nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe auf die Arbeitsvermittler, 
Versicherungsberater, Fremdenführer, Fußpfleger, Masseure, Vermögensberater 
und Werbeagenturen; im Bereich der bewilligungspflichtigen Gewerbe auf Zimmer-
meister hinsichtlich der Planung, auf Technische Büros, Drogisten, Kontaktlinsen-
optiker, Immobilienmakler und -verwalter, Bauträger, Personalkreditvermittler, Inkas-
soinstitute, Wechselstuben, Berufsdetektive, Bewachungsgewerbe, Überlassung von 
Arbeitskräften sowie Lebens- und Sozialberater.986  
 
In innerstaatliches Recht umgesetzt wurden die Übergangsrichtlinien (ungeachtet 
ihrer Rechtsnatur als alternatives Zugangssystem) durch § 373c i. F. GewR-Nov. 
1992 zunächst in der Rechtsfigur einer „Nachsicht vom vorgeschriebenen Befähi-
gungsnachweis“. Diese Nachsicht war zu erteilen, wenn der Staatsangehörige einer 
EWR-Vertragspartei987 die in einer Verordnung gemäß § 373c Abs. 4 bis 6 festge-
legten Nachsichtsvoraussetzungen erfüllte und keine Ausschlussgründe gemäß § 13 
vorlagen. Mit der auf § 373c i. F. GewR-Nov. 1992 basierenden Verordnung BGBl. 
                                                 
985 Nähere Details vgl. bei Feltl, Auswirkungen von EG-Bestimmungen und EWR, S. 58-67.  
986 Hinsichtlich des Rauchfangkehrerhandwerks sowie von Erzeugung, Handel und Vermittlung militäri-
scher Waffen bestand ein österreichischer Vorbehalt zum EG- bzw. EWR-Vertrag. Bei diesen Ge-
werben war die österreichische Staatsbürgerschaft weiterhin Voraussetzung, ausländische Tätig-
keiten begründeten keine Befreiung vom inländischen Befähigungsnachweis. 
987 Obgleich seit der EU-Mitgliedschaft Österreichs ab 1.1.1995 das EWR-Abkommen nur mehr im 
Verhältnis zu Norwegen, Island und Liechtenstein wirksam war, sprach erst die GewR-Nov. 2002 
durchgehend von „Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des 
EWR“. 
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775/1993 wurden die Anerkennungsregeln der Übergangsrichtlinien umgesetzt, 
indem für die in den Bereich dieser Richtlinien fallenden Gewerbe Ausmaß und Art 
der aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat nachzuweisenden Berufstätigkeit 
festgelegt wurde. Die GewR-Nov. 1996 (BGBl. I Nr. 10/1997) ersetzte sodann im 
§ 373c GewO den Begriff der Nachsicht vom Befähigungsnachweis durch den der 
„Anerkennung der den vorgeschriebenen Befähigungsnachweis ersetzenden Qualifi-
kation“. Zugleich wurde nunmehr die Zuständigkeit des Landeshauptmannes ein-
deutig festgelegt.  
 
Die Diplomanerkennungs-Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG wurden mit § 373d 
i. F. GewR-Nov. 1992 in innerstaatliches Recht umgesetzt. Diese Bestimmung 
erstreckte sich auf den nicht von den Übergangsrichtlinien erfassten Bereich; sie war 
demnach komplementär zum Anwendungsbereich des § 373c GewO. Gemäß § 373d 
i. F. GewR-Nov. 1992 hatte der Landeshauptmann (soweit nicht § 373c anzuwenden 
war) im Einzelfall auszusprechen, ob und inwieweit ein Zeugnis über eine in einem 
EWR-Vertragsstaat erworbene Ausbildung oder Befähigung den für den inländischen 
Befähigungsnachweis vorgeschriebenen Zeugnissen gleichzuhalten ist. Bei fehlen-
der Gleichwertigkeit war die Gleichhaltung unter der Bedingung auszusprechen, dass 
die fehlende Qualifikation durch Absolvierung einer ergänzenden inländischen fach-
lichen Tätigkeit oder eines Anpassungslehrganges oder einer Eignungsprüfung nach-
zuweisen ist. Die GewR-Nov. 1996 weitete die Regelung (erst) auf die Architektur-
richtlinie 85/384/EWG aus;988 zugleich wurde die Zuständigkeit auf den Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten übertragen. Der Gleichhaltung hatte 
seither eine „Äquivalenzprüfung“ der vom Antragsteller vorgelegten Nachweise mit 
dem Befähigungsnachweis des jeweiligen Gewerbes voranzugehen; bei fehlender 
Äquivalenz waren Anpassungsmaßnahmen zur Bedingung zu machen.  
 
Sowohl die seinerzeitigen Übergangsrichtlinien als auch die beiden Diplomrichtlinien 
regelten jeweils gemeinsam die Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat und 
die Erbringung von Dienstleistungen.989 Dabei bedeutete Dienstleistungsfreiheit die 
Freiheit, in einem anderen Mitgliedstaat als jenem, in dem der Dienstleistende seinen 
                                                 
988 In § 373d Abs. 7 i. F. GewR-Nov. 1996 wurde für die Planung von Hochbauten die Gleichhaltung 
von Berufsqualifikationen im Sinne der RL 85/384/EWG geregelt. Diese sah allerdings keine An-
passungsmaßnahmen vor.  
989 Vgl. dazu und im Folgenden bei Feltl, Auswirkungen von EG-Bestimmungen und EWR, S. 36-41 
sowie 102-108.  
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Sitz hat, seinen Beruf vorübergehend auszuüben; sie machte die grenzüberschrei-
tende wirtschaftliche Betätigung in einem anderen Mitgliedstaat von einer festen 
Niederlassung in diesem Staat unabhängig. Entsprechend durften nach der inlän-
dischen Umsetzungsbestimmung (§ 373g GewO 1994) gewerbliche Arbeiten von 
Staatsangehörigen einer EWR-Vertragspartei, die in einem Vertragsstaat ansässig 
waren und eine Tätigkeit befugt ausübten, unter den gleichen Voraussetzungen, wie 
sie für Inländer bestanden, ausgeführt werden. Diese gleichen Voraussetzungen 
lagen gemäß § 373g i. F. GewR-Nov. 1996 hinsichtlich eines für das betreffende 
Gewerbe vorgeschriebenen Befähigungsnachweises vor, wenn der grenzüberschrei-
tend tätige Gewerbetreibende die Anerkennung gemäß § 373c oder die Gleichhal-
tung gemäß § 373d erlangt hatte. In seiner Rechtsprechung ab 1996 verlangte der 
Europäische Gerichtshof (der EU) allerdings die Aufhebung aller Beschränkungen 
des freien Dienstleistungsverkehrs, selbst wenn sie unterschiedslos für einheimische 
Dienstleistungserbringer wie für solche anderer Mitgliedstaaten galten, falls sie 
geeignet waren, die Tätigkeit der in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen (und 
dort befugten) Dienstleistungserbringer zu behindern.990 Dem schloss sich auch der 
österreichische Verwaltungsgerichtshof in Erkenntnissen ab dem Jahr 2001 an. Der 
Gewerbegesetzgeber trug dem jedoch auch in der GewR-Nov. 2002 (BGBl. I Nr. 
111/2002) nicht Rechnung.  
 
8.2 Die Gewerberechts-Novelle 1997 
 
Eine auffallende Diskrepanz zeigte sich hinsichtlich der GewR-Nov. 1992 zwischen 
ihrer Präsentation in den Medien (Promotion durch die Politik) einerseits und der 
Sichtweise in der einschlägigen rechtswissenschaftlichen Literatur andererseits. So 
wurde diese Novelle Medienberichten zufolge vom damaligen Wirtschaftsminister als 
„größte Reform seit 1848“ gefeiert.991 Dabei wurde allerdings ignoriert, dass bis zur 
GewO 1859 die Zweiteilung in Kommerzialgewerbe und Polizeigewerbe bestand und 
die meisten Gewerbe erst nach behördlicher Bewilligung betrieben werden durften. 
Die GewO 1859 war dagegen vom Grundsatz der Gewerbefreiheit getragen, indem 
                                                 
990 Nur zwingende Gründe des Allgemeininteresses, wie der Schutz der Verbraucher, könnten Be-
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs rechtfertigen (nicht aber etwa der Schutz der inlän-
dischen Unternehmen). 
991 Vgl. die „Wiener Zeitung“ vom 3.12.1992, S. 4 (Politik) unter der Rubrik „Reform der Gewerbeord-
nung abschlußreif“: „Die Reform der Gewerbeordnung ist nach Auskunft von Wirtschaftsminister 
Wolfgang Schüssel ‚abschlußreif’. Es sei dies eine ‚liberale Reform und die größte Reform seit 
1848’, sagte Schüssel Dienstag nacht in der Fragestunde des Nationalrates.“ 
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die „freien Gewerbe“ die Regel bildeten, während die in 14 Punkten zusammen-
gefassten (insgesamt 22) konzessionierten Gewerbe die Ausnahme darstellten; erst 
die GewR-Nov. 1883 führte als dritte Gewerbekategorie die handwerksmäßigen 
Gewerbe ein (ursprünglich mit bloßem Lehrzeugnis und einer zweijährigen Gehilfen-
zeit). Die GewO-Nov. 1934 schuf schließlich zusätzlich die – nach der GewR-Nov. 
1992 gleichfalls fortbestehende – Kategorie der gebundenen Gewerbe. Im histo-
rischen Überblick zeigt sich, dass die GewO 1859 die weitaus liberalste Regelung 
enthielt und selbst die GewO-Nov. 1907 (welche die obligatorische Gesellenprüfung 
für handwerksmäßige Gewerbe und einen Befähigungsnachweis für vier Detail-
handelsgewerbe einführte) in dieser Hinsicht noch erheblich den Rechtsbestand der 
GewR-Nov. 1992 übertraf.  
 
In diametralem Gegensatz zu den propagandistischen Meldungen gaben Christian 
Schmelz und Gerhard Stadlmair in ihrem „Überblick über die Gewerberechtsnovelle 
1997“ in Ecolex Fachzeitschrift für Wirtschaftsrecht hinsichtlich der vorangegangen 
GewR-Nov. 1992 folgendes Urteil ab: 
 
„Der Gesetzgeber griff tief in die legistische Trickkiste, um ein äußeres Erscheinungsbild 
zu schaffen, das den medialen Ansprüchen eines modernen Wirtschaftsrechts gerecht 
wird, ohne die alte Ordnung im Kern neu zu gestalten. 
 
(…) Da die Staatsgewalten den hohen Qualitätsstandard der Gewerbe im wesentlichen 
nicht auf den Wettbewerb, sondern auf eine singuläre Prüfung des Unternehmer-Anwär-
ters zurückführen, die dieser vor den wachsamen Augen der künftigen Konkurrenten 
abzulegen hat, wird auf den Befähigungsnachweis nur dort verzichtet, wo er ohnehin 
schon obsolet geworden ist.“992  
 
Diese Kritik fand sodann auch im Zuge der parlamentarischen Beratungen über die 
folgende GewR-Nov. 1997 in einem Initiativantrag der Oppositionsabgeordneten 
Dipl.-Ing. Thomas Prinzhorn u. a. vom 20. September 1996 ihren Niederschlag: 
 
Bekanntlich soll die Gewerbefreiheit „nur dort ihre Schranken finden, wo dies im öffent-
lichen Interesse geboten erscheint“ (vgl. 395 der Beilagen des Nationalrates, XIII. GP, 
S. 101). Trotzdem hat sich an dem restriktiven Befähigungsnachweissystem auch trotz 
der von den Regierungsparteien recht selbstbewußt der Öffentlichkeit angekündigten 
Gewerberechtsnovelle 1992 praktisch nicht viel geändert. Die auch von den Massen-
medien meist unreflektiert übernommenen Schlagworte wie „Modernisierung des 
Wirtschaftsrechts“, „Verwaltungsreform“, „Liberalisierung“, „Deregulierung“, „Wettbewerb 
                                                 
992 Christian Schmelz und Gerhard Stadlmair, Überblick über die Gewerberechtsnovelle 1997, in: 
Ecolex Fachzeitschrift für Wirtschaftsrecht, Wien, Nr. 11/1997, Beilage Ecolex-Script 10, S. 1. 
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unter Qualifizierten“ und „europareife Gewerbeordnung“ stellten mehr Schein als Sein 
dar. (…)993  
 
Angesichts von Kritik auch in der Öffentlichkeit wurde nicht einmal drei Jahre nach 
Inkrafttreten der GewR-Nov. 1992 (mit 1. Juli 1993) bereits eine “radikale Reform“ (im 
Sinne einer drastischen Vereinfachung des Zugangs zu Gewerbeberufen) und eine 
„radikale Durchforstung“ der Gewerbeordnung, um im Wettbewerb in der EU zu 
bestehen, in Aussicht gestellt. So meldete der „Kurier“ am 26. April 1996 unter der 
Schlagzeile „Ditz will Gewerbeordnung radikal durchforsten“:994  
 
Wirtschaftsminister Johannes Ditz setzt zum Kahlschlag im Vorschriftendickicht der 
Gewerbeordnung an. Bis zum Sommer will Ditz einen Entwurf für ein neues Gewerbe-
recht vorlegen, der die Gründung von Unternehmen radikal erleichtern soll. 
 
„Wir können mit unserem starren System im Wettbewerb in der EU nicht mehr beste-
hen“, ist Ditz überzeugt. Prüfung und Zulassungsbewilligungen sollen deshalb weit-
gehend abgeschafft werden. Konkret plant der Minister: 
(…) Die Meisterprüfungen soll (sic) nur noch in Handwerksberufen unabdingbare Vo-
raussetzung für eine Unternehmensgründung sein. (…) 
 
Wirtschaftskammer-Präsident Leopold Maderthaner gibt sich nicht so liberal. Er ist zwar 
dafür, bei den Zulassungsbedingungen nachzulassen, besteht aber auf einer Befähi-
gungsprüfung, um die Qualifizierung nicht zu verschlechtern, sowie einer allgemeinen 
kaufmännischen Prüfung. 
 
Und die „Presse“ berichtete am 30. April 1996 unter der Schlagzeile „Gewerbeord-
nung wird bald radikal reformiert“:995  
 
Liberalisierung. Minister Ditz will Betriebsgründungen und den Zugang zu Gewerbe-
berufen drastisch vereinfachen. 
 
„Sicher nicht die totale Liberalisierung“, aber doch weitreichende Änderungen im 
Gewerberecht will Wirtschaftsminister Johannes Ditz bis Herbst mit den Sozialpartnern 
akkordieren. (…) 
 
Nur noch für gesundheitsbezogene Handwerke wie etwa Optiker soll demnach die 
Meisterprüfung obligatorisch bleiben. „In anderen Bereichen müßten Lehrabschluß-
prüfung plus zwei Praxisjahre reichen“, erklärte Ditz am Montag vor Journalisten. Die 
Meisterprüfung bliebe dort nur als „Trademark“ für Qualität bestehen. 
 
                                                 
993 Vgl. Bericht des Wirtschaftsausschusses, 761 Beil. NR 20. GP, S. 3 f.  
994 Kurier vom 26.4.1996, S. 17.  
Dr. Johannes Ditz war 1978-1979 tätig in der Vereinigung Österreichischer Industrieller, ab 1979 in 
der Abteilung Wirtschaftspolitik der ÖVP-Bundesparteileitung, von 1989-1996 (mit Unterbrechungen) 
als Nationalratsabgeordneter. Nach Tätigkeiten als Staatssekretär im Finanzministerium 1987/88 
und 1991-1995 war er ab 4.5.1995 Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten – diese Tätig-
keit endete bereits am 19.6.1996. http://www.parlament.gv.at/WW/DE/PAD-00225/pad_00225.shtml 
(Einsicht 21.8.2010). 
995 Presse vom 30.4.1996, S. 15, Zeichen mip.  
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Das „Tauziehen“ um die Reform wird aus einem Artikel im „Kurier“ vom 6. September 
1996 unter der Schlagzeile „Mehr Freiheit im Gewerbe“ ersichtlich (Untertitel 
„Gewerbeordnung soll gründlich ausgemistet werden/Entschlackung der Bürokratie/ 
Weniger gebundene Gewerbe“):996  
 
(…) Für die Ausübung bestimmter handwerklicher Tätigkeiten soll künftig kein Meister-
brief mehr an der Wand hängen müssen. 
 
Maderthaner kann sich diesbezüglich eine Vereinfachung vorstellen, warnt allerdings 
gleichzeitig vor „einem Verlust der Qualität und Sicherheit in Bereichen, wo es um Leib 
und Leben geht“. Es sei vorstellbar, dass beispielsweise (…) ein Tischler, der nur Stel-
lagen zusammenbaut, sich ohne Meisterprüfung in diesem Bereich selbständig macht. 
 
Problematisch sei es laut Maderthaner beispielsweise bei einem Autospengler, der 
„eine hohe Verantwortung bei der Einhaltung der Qualität trägt“, so Maderthaner. Eben-
falls nicht am Meisterbrief rütteln will Maderthaner bei Betrieben, die Lehrlinge aus-
bilden. 
 
Ins gleiche Horn stößt Walter Nettig: Es sollen ähnliche Gewerbe zusammengelegt 
werden, schlägt der Präsident der Wiener Wirtschaftskammer vor. (…) 
 
René Alfons Haiden, Vizechef der Wirtschaftskammer und Präsident des Freien Wirt-
schaftsverbandes (FWV), wünscht sich eine Reduktion der momentan über 150 gebun-
denen Gewerbe auf die Hälfte. Zusätzlich solle man verwandte Bereiche wie beispiels-
weise Tapezierer und Teppichverleger (zu Raumausstattern) zusammenführen. (…) 
 
Die politischen Erfolgsmeldungen nach der Beschlussfassung über die abermalige 
Novelle im Nationalrat (am 12. Juni 1997) lauteten dementsprechend, die Zahl der in 
der GewO geregelten Gewerbe werde von bisher 153 auf 84 gesenkt, wobei die Zahl 
der Handwerke von bisher 96 auf 43, jene der nicht bewilligungspflichtigen gebunde-
nen Gewerbe von 27 auf 20 und jene der bewilligungspflichtigen gebundenen 
Gewerbe von bisher 30 auf 21 reduziert werde.997 Diese Angaben stimmten aller-
dings insbesondere hinsichtlich der Zahl der Handwerke (und insoweit auch hin-
sichtlich der Zahl der reglementierten Gewerbe insgesamt) nicht mit der Rechtslage 
überein. Bei der Gesamteinschätzung der Novelle gab man sich immerhin 
                                                 
996 Kurier vom 6.9.1996, S. 17, Mehr Freiheit im Gewerbe, von Norbert Rauter u. Peter R. Nestler. 
Unter einem weiteren Untertitel ebd. „Der lange Bart der Diskussion um Freiheit“ war u. a. zu lesen: 
„Zuletzt holte sich der Vorgänger von Farnleitner als Wirtschaftsminister, Johannes Ditz, mit seinen 
weitreichenden Reformvorschlägen eine blutige Nase an der harten Wand der Wirtschaftskammer.“ 
Dr. Hannes Farnleitner war 1978-1982 Leiter der Rechts- und gewerbepolitischen Abteilung und 
1982-1995 Leiter der Wirtschaftspolitischen Abteilung der Wirtschaftskammer Österreich; vom 19. 6. 
1996-4.2.2000 war er Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten. http://www.parlament.-
gv.at/WW/DE/PAD-03995/pad-03995.shtml (Einsicht 21.8.2010). 
997 Vgl. „Die niederösterreichische Wirtschaft“ (Die Wochenzeitung der niederösterreichischen Unter-
nehmer) Nr. 21/1997 vom 27.6.1997, Beilage Gewerbeordnungsnovelle 1997, S. I. Im Wesentlichen 
gleichlautend die „Wiener Zeitung“ vom 13.6.1997, S. 2 unter der Rubrik „Tagesordnung des Natio-
nalrates“.  
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bescheidener als 1992; nach der Beschlussfassung im Ministerrat war jetzt von der 
„größten Gewerbeordnungsreform seit 1945“ die Rede.998  
 
Diese Novelle zur GewO wurde als BGBl. I Nr. 63/1997 kundgemacht und trat am 
1. Juli 1997 in Kraft. Das Gesetz weist keinen gesetzlichen Kurztitel auf, offenbar weil 
damit neben der GewO auch andere Bundesgesetze (wie das Arbeitsverfassungs-
gesetz u. a.) novelliert wurden, überdies wurden dabei zwei gesonderte Regierungs-
vorlagen (575 Beil. NR XX. GP betreffend Betriebsanlagen und 644 Beil. NR XX. GP 
betreffend das gewerbliche Berufsrecht) zusammengefasst. Es wird dennoch in der 
gewerberechtlichen Literatur als GewR-Nov. 1997 bezeichnet.  
 
Gegenstand der GewR-Nov. 1997 waren (hinsichtlich des Berufsrechts):999 
 
Schaffung der vollen Supplierungsmöglichkeit 
Reduzierung der Zahl der Gewerbe 
Schaffung sogenannter verbundener Gewerbe 
Schaffung von Teilgewerben mit vereinfachtem Zugang 
Erleichterung des Zuganges zum Gewerbe1000 
Ausbau der Berechtigung zu fachübergreifenden Leistungen 
Ausbau der Rechte der Erzeuger und der Händler 
Erweiterung des Gewerberechtsumfanges für einzelne Gewerbe 
Maßnahmen zur Verwaltungsentlastung und Entbürokratisierung1001  
 
Die GewR-Nov. 1997 ließ das durch die Novelle 1992 geschaffene Gewerbesystem, 
welches den Bestand bzw. die Art des Befähigungsnachweises zum primären 
Einteilungskriterium gemacht hatte, an sich unberührt. Neben den vier Gewerbekate-
gorien (Handwerke, bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe, nicht bewilligungs-
pflichtige gebundene Gewerbe sowie freie Gewerbe) wurden auch weiterhin die drei 
Sonderfälle von Anmeldungsgewerben (Rauchfangkehrer, Bestatter, Schleppliftunter-
                                                 
998 Vgl. „Wiener Zeitung“ vom 19.3.1997, S. 1 unter der Schlagzeile Klima und Schüssel zufrieden über 
die „Reform der Woche“: (…) Aus der Sicht von Wirtschaftsminister Hannes Farnleitner ist dies – 
auch wenn noch einige Punkte offen sind – „die größte Gewerbeordnungsreform seit 1945“. 
999 Vgl. Bericht des Wirtschaftsausschusses, 761 Beil. NR 20. GP, S. 7.  
1000 Angesprochen wurden damit gewisse Erleichterungen des Befähigungsnachweises beim Handels-
gewerbe und Handelsagentengewerbe sowie der Entfall der Unternehmerprüfung für Absolventen 
einer kaufmännischen Lehrabschlussprüfung und für Personen mit unternehmerischer Praxis (drei-
jährige Tätigkeit als Selbständiger oder in kaufmännisch leitender Stellung). 
1001 Die bisher obligatorische Begutachtung des Befähigungsnachweises durch die zuständige Kam-
mergliederung im Gewerbeanmeldungsverfahren und im Gewerbebewilligungsverfahren sowie in 
den Nachsichtsverfahren war nur mehr fakultativ vorgesehen (wenn die Behörde dies als zweckent-
sprechend zur Sachverhaltsermittlung erachtete). Das bisherige Berufungsrecht der Kammergliede-
rung gegen die Erteilung der Bewilligung für ein bewilligungspflichtiges Gewerbe sowie gegen die 
Erteilung einer Nachsicht vom Befähigungsnachweis entfiel nunmehr.  
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nehmer) beibehalten, bei denen mit der Gewerbeausübung erst ab der Rechtskraft 
des Bescheides über die Anmeldung begonnen werden durfte.1002  
 
Hinzu kamen nunmehr als weiterer Systembruch drei bewilligungspflichtige Gewerbe 
ohne Befähigungsnachweis: die Pfandleiher, Versteigerung beweglicher Sachen und 
Wechselstuben.1003 Da für diese vormals im § 127 GewO 1994 enthaltenen Gewerbe 
kein Befähigungsnachweis mehr verlangt wurde, schienen sie nicht mehr im Katalog 
der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe auf. Auf Grund ihrer Einreihung im 
7. Abschnitt des II. Hauptstücks unter der Rubrik „Bestimmungen für einzelne freie 
Gewerbe“ handelte es sich vielmehr um freie Gewerbe mit Bewilligungspflicht. Dies 
hatte zur Folge, dass das Gewerbe erst nach Rechtskraft eines Bewilligungsbeschei-
des ausgeübt werden durfte und die Zuverlässigkeit des Bewerbers bereits anlässlich 
der Begründung der Gewerbeberechtigung zu prüfen war. In den drei zuvor erwähn-
ten Sonderfällen von Anmeldungsgewerben (Rauchfangkehrer, Bestatter, Schlepp-
liftunternehmer) durfte mit der Gewerbeausübung zwar gleichfalls erst mit Rechts-
kraft des (Anmeldungs-)Bescheides begonnen werden, die mangelnde Zuverläs-
sigkeit bildete jedoch kein Hindernis für die Begründung dieser Gewerbeberech-
tigungen.  
 
Unter systematischen Gesichtspunkten ergab die GewR-Nov. 1997 somit folgendes 
Bild:  
 
1.   Handwerke – Liste im § 94 i. F. GewR-Nov. 1997; Anmeldungsgewerbe, wobei 
die Gewerbeausübung grundsätzlich bereits ab der Gewerbeanmeldung zulässig 
war; Befähigungsnachweis durch Meisterprüfung, vielfach auch durch qualifizier-
ten Schulbesuch in Verbindung mit Verwendungszeit zu erbringen 
1a. Handwerk mit Ausübungsbefugnis erst ab Rechtskraft des Anmeldungsbeschei-
des: Rauchfangkehrer 
                                                 
1002 Vgl. § 109 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1997, §§ 134 Abs. 1 und 278 Abs. 1 GewO 1994.  
1003 Vgl. § 275a Abs. 1, § 284a und § 284e jeweils i. F. GewR-Nov. 1997. Zwar kannte die GewO 1973 
(im Einklang mit der damaligen Systematik) ursprünglich gleichfalls konzessionierte (= bewilligungs-
pflichtige) Gewerbe ohne Befähigungsnachweis. Die GewR-Nov. 1992 unterstellte sodann die bewil-
ligungspflichtigen Gewerbe durch ihre Einreihung unter den gebundenen Gewerben zur Gänze 
einem Befähigungsnachweis. Die neuerliche Richtungsänderung durch die GewR-Nov. 1997 ist 
Beispiel für das Fehlen eines längerfristigen Konzepts in der Gewerbepolitik.  
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2.   gebundene Gewerbe – Befähigungsnachweis unterschiedlich je nach Gewerbe 
(Lehrabschlussprüfung, Verwendungszeit, Befähigungsprüfung, Unternehmer-
prüfung oder Schulbesuch); gegliedert in  
a)  nicht bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe – Liste im § 124 i. F. GewR-
Nov. 1997; Anmeldungsgewerbe mit Ausübungsbefugnis grundsätzlich ab 
der Gewerbeanmeldung 
a1) nicht bewilligungspflichtiges gebundenes Gewerbe mit Ausübungsbefugnis 
erst ab Rechtskraft des Anmeldungsbescheides: Bestatter 
b)  bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe – Liste im § 127 i. F. GewR-Nov. 
1997; Ausübung erst ab rechtskräftigem Bewilligungsbescheid, Prüfung der 
Zuverlässigkeit bei der Gewerbebegründung 
3.   freie Gewerbe – ohne Befähigungsnachweis 
a)  im Bereich der Anmeldungsgewerbe grundsätzlich mit Ausübungsbefugnis 
bereits ab der Gewerbeanmeldung (Normalfall der freien Gewerbe) 
a1) Anmeldungsgewerbe mit Ausübungsbefugnis erst ab Rechtskraft des Anmel-
dungsbescheides: Schleppliftunternehmer 
b)  freie Gewerbe mit Bewilligungspflicht – Ausübungsbefugnis erst ab rechtskräf-
tigem Bewilligungsbescheid, Prüfung der Zuverlässigkeit bei der Gewerbe-
begründung: Pfandleiher, Versteigerung beweglicher Sachen, Wechsel-
stuben.1004  
 
Innerhalb dieses Rahmens wurde die Systematik der Gewerbe noch durch die neuen 
Rechtsinstitute der „verbundenen Gewerbe“ und der „Teilgewerbe“ erweitert. Beibe-
halten wurde (bis zur GewR-Nov. 2002) auch die Einrichtung der „verwandten Hand-
werke“ mit bloßer Zusatzprüfung für das weitere Gewerbe und der Möglichkeit des 
Hinüberarbeitens in das verwandte Handwerk ohne zusätzlichen Befähigungsnach-
weis; die miteinander verwandten Handwerke wurden nunmehr in einem neuen § 95 
i. F. GewR-Nov. 1997 gegenüber gestellt. Weiters blieb im Handwerkskatalog des 
§ 94 i. F. GewR-Nov. 1997 zwar formal die 1992 geschaffene Gruppeneinteilung 
erhalten, sie verlor aber ihre ursprünglich geplante Funktion (durch Wegfall der ent-
sprechenden Detailregelung).  
 
                                                 
1004 Es liegt auf der Hand, dass durch dieses Flickwerk die klare Systematik der GewO 1973 endgültig 
zerstört wurde.  
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Die neu geschaffenen „verbundenen Gewerbe“ waren (zum Unterschied von den 
„gebundenen Gewerben“) keine eigene Gewerbekategorie, sondern „Gewerbe, die 
sich aus zwei oder mehreren Gewerben zusammensetzen“ und in den Gewerbe-
katalogen der §§ 94 und 124 ausdrücklich als solche bezeichnet wurden (§ 6 i. F. 
GewR-Nov. 1997). Es handelte sich hierbei um Handwerke (im Fall der Versiche-
rungsmakler und Versicherungsberater um zwei nicht bewilligungspflichtige gebun-
dene Gewerbe), die als solche eigenständig blieben. Der Befähigungsnachweis 
konnte weiterhin nur für jedes dieser einzelnen Gewerbe (die als verbundene 
bezeichnet wurden) gesondert erbracht werden. Durch eine Zusatzprüfung konnte 
sodann die Befähigung für die weiteren damit verbundenen Handwerke nach-
gewiesen werden.  
 
Die Bedeutung der verbundenen Gewerbe lag (abgesehen von der Möglichkeit der 
erwähnten Zusatzprüfung) darin, dass gemäß § 30 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1997 
Gewerbetreibende, die den Befähigungsnachweis für ein Gewerbe, das „zu einem 
verbundenen Gewerbe gehört“, im vollen Umfang1005 erbrachten, die Leistungen der 
anderen Gewerbe, aus denen „sich das verbundene Gewerbe zusammensetzt“, 
ohne Einschränkung (und ohne den hiefür spezifischen Befähigungsnachweis) 
erbringen durften. Der Unterschied zum Institut der verwandten Gewerbe bestand 
darin, dass bei letzterem die Leistungen der anderen (verwandten) Gewerbe nur 
insoweit erbracht werden durften, als hierbei der sich aus der Gewerbeberechtigung 
für das den Ausgangspunkt bildende Gewerbe „ergebende Charakter des Gesamt-
betriebes gewahrt“ blieb (§ 30 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1997).1006  
 
Bei den sogenannten „Teilgewerben“ (§ 31 Abs. 2-5 i. F. GewR-Nov. 1997) handelte 
es sich um Tätigkeiten eines Handwerks oder eines gebundenen Gewerbes1007, 
deren „selbständige Ausführung auch von Personen erwartet werden kann, die die 
                                                 
1005 Dem entsprachen auch die unbeschränkte EG-rechtliche Anerkennung bzw. Gleichhaltung gemäß 
§ 373c oder § 373d GewO sowie eine Nachsicht vom Befähigungsnachweis auf Grund voller Befähi-
gung gemäß § 28 Abs. 1 Z. 1 GewO (§ 30 Abs. 4 i. F. GewR-Nov. 1997). 
1006 Darüber hinaus waren gemäß § 30 Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 1997 Inhaber von Handwerken oder 
gebundenen Gewerben ganz allgemein berechtigt, in „geringem Umfang Leistungen anderer Ge-
werbe zu erbringen, die eigene Leistungen wirtschaftlich sinnvoll ergänzen“. Bei diesen fachüber-
greifenden Leistungen hatte sich der Gewerbetreibende, soweit dies aus Gründen der Sicherheit 
notwendig war, entsprechend ausgebildeter und erfahrener Fachkräfte zu bedienen. 
1007 Die Regelung kam auch für bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe in Betracht wie z. B. für 
das Baumeistergewerbe (vgl. Teilgewerbe Betonbohren und -schneiden sowie Erdbau). Auch bei 
diesen Gewerben wurde die Berechtigung durch eine Gewerbeanmeldung (anstelle einer behörd-
lichen Bewilligung) begründet.  
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Befähigung hiefür auf vereinfachte Art nachweisen“. Durch Verordnung des Bundes-
ministers war festzulegen, welche Tätigkeiten eines derartigen Gewerbes zugleich 
derartige Teilgewerbe sind und in welcher Art der vereinfachte Befähigungsnachweis 
(durch Lehrabschlussprüfung oder fachliche Tätigkeit oder den Besuch einer Schule 
bzw. eines Lehrganges) hiefür erbracht werden konnte.1008 Derartige Teilgewerbe 
wurden durch die Verordnung BGBl. II Nr. 11/1998 geschaffen.  
 
Durch die im Bericht des Wirtschaftsausschusses als „volle Supplierungsmöglichkeit“ 
bezeichnete Möglichkeit des Ersatzes des eigenen Befähigungsnachweises durch 
einen (gewerberechtlichen) Geschäftsführer wurde der Gewerbezugang bei Gewer-
ben mit Befähigungsnachweis erleichtert. Denn es wurde damit das bisherige Grund-
prinzip, dass der Gewerbeinhaber selbst diesen Nachweis erbringen muss,1009 
durchbrochen. Gemäß § 16 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1997 hatten physische 
Personen, die den entsprechenden Befähigungsnachweis nicht erbrachten (und auch 
keine Nachsicht davon erhalten hatten), einen geeigneten Geschäftsführer1010 zu 
bestellen, der sich im Betrieb entsprechend betätigte.  
 
Allerdings hatte bereits die GewO 1973 eine Variante der „Supplierung“ des Befä-
higungsnachweises durch einen befähigten Arbeitnehmer in Form des „Nebenbetrie-
bes“ gemäß § 37 GewO gekannt; dieser Nebenbetrieb wurde sodann durch die 
GewR-Nov. 1992 zum „integrierten Betrieb“ ausgestaltet, indem das Erfordernis 
eines wirtschaftlichen und fachlichen Zusammenhangs mit dem Hauptbetrieb entfiel. 
Ausgangspunkt war dabei die befugte Ausübung eines Handwerks oder gebundenen 
Gewerbes.1011 Auf dieser Grundlage durfte der Gewerbetreibende Tätigkeiten von 
Handwerken oder nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben in seinen 
                                                 
1008 Gemäß § 31 Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 1997 durften im Teilgewerbe nicht mehr als fünf Arbeitnehmer 
beschäftigt werden. Diese mit dem Grundrecht der Erwerbsausübungsfreiheit unvereinbare Rege-
lung wurde jedoch durch die GewR-Nov. 2002 wieder aufgehoben. 
1009 Ausnahmen existierten schon bisher bei industrieller Gewerbeausübung, soweit bei dieser gemäß 
§ 7 Abs. 5 i. F. GewR-Nov. 1997 überhaupt ein Befähigungsnachweis erforderlich war (dies war der 
Fall bei Baugewerben, der Herstellung von Arzneimitteln und Giften sowie bei den Waffengewer-
ben). Eine legale Umgehungsmöglichkeit des Grundsatzes der Verknüpfung der Unternehmerfunk-
tion mit dem Befähigungsnachweis bestand weiters im Wege der Gründung einer Gesellschaft (auch 
hier war der Befähigungsnachweis durch einen bestellten Geschäftsführer zu erbringen). 
1010 Voraussetzung für den Geschäftsführer war gemäß § 39 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 1997 (neben des-
sen Befähigungsnachweis) das Freisein von strafrechtlichen Ausschlussgründen sowie dessen Zu-
verlässigkeit im Falle von bewilligungspflichtigen Gewerben, weiters im Allgemeinen sein Wohnsitz 
im Inland; darüber hinaus musste er über eine „selbstverantwortliche Anordnungsbefugnis“ im Be-
trieb verfügen sowie ein voll sozialversicherungspflichtiger Arbeitnehmer (mit mindestens der Hälfte 
der wöchentlichen Normalarbeitszeit) sein. 
1011 Seit der GewR-Nov. 1997 kam dafür auch ein Teilgewerbe gemäß § 31 Abs. 2 GewO in Betracht.  
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Gesamtbetrieb einbeziehen,1012 sofern er einen „Arbeitnehmer, der den Befähigungs-
nachweis für das betreffende Gewerbe erbringt und der nach den Bestimmungen des 
Sozialversicherungsrechtes voll versicherungspflichtig ist, hauptberuflich im Betrieb“ 
beschäftigt.1013  
 
Öffentlichkeitswirksamer (weil leichter zu erfassen) als die erwähnten Erleichterun-
gen bei den Befähigungsnachweisen war aber die Reduktion der Zahl der an 
Befähigungsnachweise gebundenen Gewerbe, weshalb diese auch im Mittelpunkt 
der Berichterstattung in den Massenmedien stand. Angekündigt war eine „radikale 
Durchforstung“ der GewO worden, wobei das Ziel offenbar eine Reduktion der über 
150 einen Befähigungsnachweis verlangenden Gewerbe auf rund die Hälfte war; 
dementsprechend folgten entsprechende Erfolgsmeldungen der Beschlussfassung 
über die GewR-Nov. 1997. Ausgangspunkt waren dabei 96 Handwerke (nach dem 
Stand der GewR-Nov. 1992), 29 nicht bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe 
(zu den 26 Gewerben der GewR-Nov. 1992 kamen die Arbeitsvermittler durch BGBl. 
314/1994 und die Erzeuger von kosmetischen Artikeln sowie das Instandsetzen von 
Schuhen durch die GewR-Nov. 1996, BGBl. I Nr. 10/1997) und 30 bewilligungspflich-
tige Gewerbe (unter Berücksichtigung der durch das Finanzmarktanpassungsgesetz 
1993 der GewO unterstellten Wechselstuben).  
 
Tatsächlich verringerte die GewR-Nov. 1997 jedoch die Zahl der in den Katalogen 
der §§ 94, 124 und 127 angeführten Gewerbe mit Befähigungsnachweis (Handwerke 
und gebundene Gewerbe in beiderlei Arten) nur von bisher 155 auf insgesamt 121 
Gewerbe. Hierbei wurde aber der Befähigungsnachweis nur teilweise aufgehoben, in 
den übrigen Fällen wurden bloß mehrere Gewerbe unter Beibehaltung des Befähi-
gungsnachweises zu einem Gewerbe zusammengefasst.  
 
                                                 
1012 Ausgenommen war dabei das Gewerbe der Spediteure. Begründet wurde dies mit den „besonde-
ren Funktionen des Spediteurs, u. a. bei der Abwicklung von Außenhandelsgeschäften“. Vgl. Erläu-
terungen zur GewO 1972, S. 139. 
1013 Der Unterschied zur vollen Supplierung nach § 16 GewO bestand darin, dass bei dieser der Be-
fähigungsnachweis auch für ein bewilligungspflichtiges Gewerbe substituiert werden konnte. Ande-
rerseits traf den befähigten Arbeitnehmer nach § 37 GewO keine verwaltungsstrafrechtliche Verant-
wortung für den Betrieb und konnte er auch dann bestellt werden, wenn er nur den fachlichen Teil 
des Befähigungsnachweises (nicht aber eine allfällige Unternehmerprüfung) abgelegt hatte. – Durch 
Art. 99 des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, wurde das Rechtsinstitut des inte-
grierten Betriebes sodann (als „überflüssig“ den Erläuterungen zufolge) aufgehoben.  
284 
Der bloße Eindruck einer (unter dem Druck der Öffentlichkeit propagierten) weiter 
gehenden zahlenmäßigen Verringerung der reglementierten Gewerbe wurde durch 
die Neugestaltung des Katalogs der Handwerke erweckt. Dabei kam es zur Zusam-
menfassung von jeweils mehreren Handwerken in einzelnen Ziffern des Handwerks-
kataloges zu den sogenannten „verbundenen Gewerben“. Insgesamt 54 als solche 
selbständig bleibende und ihren gesonderten Befähigungsnachweis behaltende 
Handwerke wurden so zu verbundenen Gewerben zusammengefasst. Auf diese 
Weise wurden die nach der GewR-Nov. 1997 verbliebenen 78 Handwerke den nun-
mehr 43 Positionen (Ziffern) des Handwerkskatalogs zugeordnet.1014 Die Erläuterun-
gen zur entsprechenden Regierungsvorlage1015 behaupteten deshalb irreführend: 
„Die Zahl der Handwerke wird von bisher 96 auf 43 (…) reduziert.“ Diese (Fehl-)Infor-
mation wurde von den Printmedien übernommen.  
 
Immerhin verringerte die GewR-Nov. 1997 tatsächlich die Zahl der Handwerke erst-
mals seit der GewO 1973. So wurden 15 bisherige Handwerke zu freien Gewerben, 
überwiegend solche Bekleidungsgewerbe und metallverarbeitende Gewerbe, denen 
keine Bedeutung mehr zukommen dürfte. In vier Fällen handelte es sich dabei 
jedoch um vormals gebundene Gewerbe, die erst durch die GewR-Nov. 1988 
(Maschinstricker und Wirker, Weber, Färber) bzw. die GewR-Nov. 1992 (Rauhwaren-
zurichter) zu Handwerken „hinaufgestuft“ worden waren; dies spricht gegen die 
Existenz eines längerfristigen rechtspolitischen Konzepts. 
 








Maschinstricker und Wirker 
Messerschmiede einschließlich der Erzeuger von Hieb- und Stichwaffen  
Metall- und Eisengießer 
Modisten und Hutmacher 
Präparatoren 
                                                 
1014 Die GewO 1973 hatte dagegen unter jeder Ziffer nur ein Handwerk angeführt. Im § 94 i. F. GewR-
Nov. 1997 waren diese verbundenen Gewerbe (anders als Teile von mehrgliedrigen einheitlichen 
Handwerken, wie z. B. „Glaser, Glasbeleger und Flachglasschleifer“) von einander durch einen 
Strichpunkt optisch abgegrenzt, zusätzlich wurden sie durch einen Klammer-Zusatz unter der jewei-
ligen Ziffer als verbundenes Gewerbe kenntlich gemacht. 







In drei weiteren Fällen wurde jeweils ein bloßer Teilbereich eines Handwerks zum 
freien Gewerbe. So wurden aus dem Handwerk der „Betonwaren- und Kunststein-
erzeuger und Terrazzomacher“ (das erst die GewR-Nov. 1992 aus zwei vormals 
gebundenen Gewerben und einem Handwerk zusammengeführt hatte) die Beton-
warenerzeuger wieder gelöst und vom Befähigungsnachweis befreit. Der Teilbereich 
„Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher“ wurde mit den Steinmetzmeistern ver-
einigt und dadurch zum bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe. Die „Abdichter 
gegen Feuchtigkeit und Druckwasser“ wurden ebenfalls zum freien Gewerbe; der 
Restbereich „Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmer“ blieb ein Handwerk. Aus 
dem bisherigen Handwerk „Lebzelter und Wachszieher“ wurden die Wachszieher 
zum freien Gewerbe. Der Bereich „Lebzelter“ wurde mit dem Konditorenhandwerk 
vereinigt.1016  
 
Das bisherige Handwerk der „Erzeuger chirurgischer und medizinischer Instrumente“ 
schien im Handwerkskatalog des § 94 i. F. GewR-Nov. 1997 nicht mehr auf. Den 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage1017 zufolge ging dieses im Handwerk der 
Maschinen- und Fertigungstechniker (bis zur GewR-Nov. 1992 als „Mechaniker“ 
bezeichnet) auf. Weiters wurde das seit der GewO 1973 zusammengefasste Hand-
werk „Elektroniker und Elektromaschinenbauer“ (bis zur GewR-Nov. 1992 „Elektro-
mechaniker und Elektromaschinenbauer“) in zwei gesonderte Handwerke aufgespal-
tet, die jedoch nunmehr miteinander verbundene Gewerbe (mit Zusatzprüfung für das 
jeweils andere Handwerk) darstellten. In gleicher Weise wurde das bisherige Hand-
werk „Gürtler und Ziseleure, Metalldrücker“ (diese Tätigkeiten waren erst durch die 
GewR-Nov. 1992 zu einem Gewerbe zusammengefasst worden) nunmehr in zwei 
gesonderte Handwerke, die ein verbundenes Gewerbe bildeten, zerlegt.  
 
Drei bisherige Handwerke reihte die GewR-Nov. 1997 unter den nicht bewilligungs-
pflichtigen gebundenen Gewerben ein: die Fotografen, die Getreidemüller sowie die 
                                                 
1016 Im Gegenzug wurde die „Erzeugung von Lebzelten und kandierten und getunkten Früchten“ zum 
Teilgewerbe, die Befähigung war durch zweijährige fachliche Tätigkeit nachzuweisen (§ 10 der 
1. Teilgewerbe-Verordnung BGBl. II Nr. 11/1998).  
1017 Vgl. Regierungsvorlage 644 Beil. NR 20. GP, S. 17.  
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„Molker und Käser“ (das letztgenannte Gewerbe war erst durch die GewR-Nov. 1992 
vom gebunden Gewerbe zum Handwerk umgereiht worden; seit der GewR-Nov. 
2002 führte es die Bezeichnung „Milchtechnologie“). Alle drei Gewerbe wurden durch 
die GewO-Nov. 2008, BGBl. I Nr. 42/2008, wieder als Handwerke eingestuft. Der 
entsprechende Bericht des Nationalrats-Ausschusses für Wirtschaft und Industrie1018 
führte als Begründung hiefür an, die Aufnahme in die Liste der Handwerke „ent-
spricht einer langjährigen Forderung der Branche“. Damit wurde immerhin das Motiv 
für diese mäandrierende Gesetzgebung offengelegt.  
 
Im Gegenzug wurde das bisher (nicht bewilligungspflichtige) gebundene Gewerbe 
der Wäschewarenerzeuger unter den Handwerken eingereiht, und zwar als mit den 
Damen- bzw. Herrenkleidermachern verbundenes Gewerbe; den formellen Befähi-
gungsnachweis bildete somit nunmehr die Meisterprüfung. Im übrigen wurde das 
Handwerk der Karosseriebauer zum Handwerk „Karosseriebauer einschließlich 
Karosseriespengler und Karosserielackierer“ erweitert. Davon blieb allerdings der 
Berechtigungsumfang der fortbestehenden Handwerke der Spengler und der 
Lackierer unberührt.1019 
 




  1. Bodenleger 
  2. Hafner 
  3. Keramiker; Platten- und Fliesenleger (verbundenes Gewerbe) 
  4. Pflasterer 
  5. Dachdecker 
  6. Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmer 
  7. Stukkateure und Trockenausbauer 
  8. Maler und Anstreicher; Lackierer; Vergolder und Staffierer; Schilderhersteller (ver-
bundenes Gewerbe) 




11. Schlosser; Schmiede; Landmaschinentechniker (verbundenes Gewerbe) 
12. Maschinen- und Fertigungstechniker; Kälteanlagentechniker (verbundenes Gewer-
be) 
                                                 
1018 Vgl. 420 Beil. NR 23. GP.  
1019 Vgl. die von der Regierungsvorlage 644 Beil. NR 20. GP, S. 17, abweichende Rechtsansicht bei 
Günter Feltl, Die Entwicklung der Befähigungsnachweise (GewO 1973 – GewR-Nov. 2002), in: Be-
fähigungsnachweise nach der Gewerbeordnung, Wien 1995, Loseblattausgabe (Allgemeiner Teil), 
S. 37-39.  
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13. Kraftfahrzeugtechniker 
14. Karosseriebauer einschließlich Karosseriespengler und Karosserielackierer  
15. Zentralheizungsbauer; Lüftungsanlagenbauer (verbundenes Gewerbe) 
16. Spengler; Kupferschmiede (verbundenes Gewerbe) 
17. Elektromaschinenbauer; Elektroniker; Bürokommunikationstechniker; Radio- und 
Videoelektroniker (verbundenes Gewerbe) 
18. Uhrmacher 
19. Metallschleifer und Galvaniseure; Gürtler und Ziseleure; Metalldrücker (verbun-
denes Gewerbe) 




21. Tischler; Modellbauer; Bootbauer (verbundenes Gewerbe) 
22. Binder; Drechsler; Bildhauer1020 (verbundenes Gewerbe) 
 
d) Bekleidungs-, Textil- und Ledergewerbe 
23. Damenkleidermacher; Herrenkleidermacher; Wäschewarenerzeuger (verbundenes 
Gewerbe) 
24. Kürschner; Säckler (Lederbekleidungserzeuger) (verbundenes Gewerbe) 
25. Schuhmacher 
26. Orthopädieschuhmacher 
27. Sattler einschließlich Fahrzeugsattler und Riemer; Ledergalanteriewarenerzeuger 
und Taschner (verbundenes Gewerbe) 
28. Tapezierer und Dekorateure 
 
e) Nahrungsmittelgewerbe 
29. Bäcker1021  
30. Konditoren (Zuckerbäcker) einschließlich der Lebzelter und der Kanditen-, Gefro-
renes- und Schokoladewarenerzeuger 
31. Fleischer 
 




                                                 
1020 Schon die GewO-Nov. 1907 erklärte die „Bildhauer (gewerbemäßige Holz- und Steinbildhauer)“ 
zum handwerksmäßigen Gewerbe. In der GewO 1973 lautete die Bezeichnung dieses Handwerks 
„Holzbildhauer und Steinbildhauer“; die GewR-Nov. 1988 änderte den Wortlaut wieder in „Bildhauer“; 
unter dieser Bezeichnung reihte die GewR-Nov. 1992 dieses Gewerbe in der Gruppe der „Glas-, 
Papier-, keramischen und sonstigen Gewerbe“ ein. Die GewR-Nov. 1997 ordnete die Bildhauer 
jedoch in der Gruppe der Holzgewerbe ein (verbunden mit den Bindern und Drechslern). Dies lässt 
den Schluss zu, dass dieses Gewerbe nunmehr auf die Tätigkeit der Holzbildhauer beschränkt sein 
sollte, zumal § 206 Abs. 2 GewO 1994, wonach die Rechte der Bildhauer durch die Befugnisse der 
Steinmetzmeister unberührt bleiben, von der GewR-Nov. 1997 nicht übernommen wurde. Anderer-
seits führen die Ausbildungsvorschriften für den Lehrberuf „Bildhauerei“ (BGBl. II Nr. 276/2005) unter 
den Werkstoffen Holz und Stein an. 
1021 Schon bei Laszky u. Nathansky, Heller’s Kommentar zur Gewerbeordnung, S. 188 f., war darauf 
hingewiesen worden, dass eine scharfe Abgrenzung der Bäcker von den Konditoren seit jeher auf 
Schwierigkeiten stieß und die Grenzen beider Gewerbe fließend seien; dennoch sei es seinerzeit 
nicht gelungen, den „schon seit langem zwischen Bäckern und Konditoren schwebenden Streit über 
den Umfang der beiderseitigen Gewerberechte zu schlichten“. Offenbar als Fernwirkung dieses 
Konflikts konnte auch kein Einvernehmen dahingehend erzielt werden, dass diese beiden Hand-
werke als verbundene Gewerbe (mit bloßer Zusatzprüfung) eingestuft wurden. Immerhin räumte 
aber die GewR-Nov. 1997 den Bäckern auch die Berechtigung zur Herstellung von Konditorback-
waren und Mehlspeisen sowie den Konditoren die Berechtigung zur Herstellung von Gebäck und 
Weißbrot ein (§§ 117 Abs. 1 und 118 Abs. 1 Z. 1 i. F. GewR-Nov. 1997). 
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34. Bandagisten; Orthopädietechniker; Miederwarenerzeuger (verbundenes Gewerbe) 
35. Zahntechniker 
36. Friseure und Perückenmacher 
37. Textilreiniger (Chemischreiniger, Wäscher und Wäschebügler) 
38. Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger 
39. Schädlingsbekämpfer 
 
g) Glas-, Papier- und sonstige Gewerbe 
40. Glaser, Glasbeleger und Flachglasschleifer; Hohlglasschleifer und Hohlglasveredler; 
Glasbläser und Glasinstrumentenerzeuger (verbundenes Gewerbe) 
41. Buchbinder; Etui- und Kassettenerzeuger; Kartonagewarenerzeuger (verbundenes 
Gewerbe) 
42. Orgelbauer; Harmonikamacher; Klaviermacher; Streich- und Saiteninstrumenten-




Die Zahl der nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe (d. i. der gebunde-
nen Anmeldungsgewerbe) gemäß § 124 i. F. GewR-Nov. 1992 hatte sich zunächst 
durch die GewR-Nov. 1996 (BGBl. I Nr. 10/1997) um zwei Gewerbe vermehrt: „In-
standsetzen von Schuhen“ sowie „Erzeuger von kosmetischen Artikeln“. Dabei war 
das Instandsetzen von Schuhen bereits durch die GewO 1973 aus dem Schuh-
macherhandwerk herausgelöst worden, es wurde zu einem eigenen gebundenen 
Gewerbe. Letzteres wurde durch die GewR-Nov. 1992 wieder eliminiert, diese Tätig-
keit war damit wieder dem Schuhmacherhandwerk vorbehalten. Die GewR-Nov. 
1996 ordnete die Tätigkeit neuerlich unter den gebundenen Gewerben ein. Die 
GewR-Nov. 1997 eliminierte das Instandsetzen von Schuhen abermals aus dieser 
Gewerbekategorie und einverleibte es damit wieder dem Schuhmacherhandwerk; im 
Gegenzug wurde es im § 18 der 1. Teilgewerbe-Verordnung (BGBl. II Nr. 11/1998) 
als Teilgewerbe mit vereinfachtem Befähigungsnachweis (Schuhmacher-Lehrab-
schlussprüfung oder Absolvierung eines Lehrgangs für das Instandsetzen von 
Schuhen in Verbindung mit einer zweijährigen fachlichen Tätigkeit) geregelt. Die 
Tätigkeit der „Erzeuger von kosmetischen Artikeln und Parfümeriewaren“ war in der 
GewO 1973 unter den gebundenen Gewerben eingeordnet. Mit Inkrafttreten der 
GewR-Nov. 1992 wurde diese Tätigkeit zum freien Gewerbe. Die GewR-Nov. 1996 
reihte sie im Umfang der „Erzeuger von kosmetischen Artikeln“ wieder unter den 
(nicht bewilligungspflichtigen) gebundenen Gewerben ein.1022  
 
                                                 
1022 Die entsprechende Regierungsvorlage, 47 Beil. NR 20. GP, S. 18, führte dies auf die Notwendig-
keit zur Umsetzung der Richtlinie 93/35/EWG zurück. 
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Die GewR-Nov. 1997 verringerte sodann die Zahl von insgesamt 29 nicht bewilli-
gungspflichtigen gebunden Gewerben im § 124 GewO auf 21 Gewerbe.1023 Hinter 
dieser Reduktion verbergen sich allerdings auch einzelne gegenläufige Entwicklun-
gen. So wurden einerseits insgesamt elf bisherige gebundene Gewerbe aus diesem 
Katalog eliminiert (sieben wurden zu freien Gewerben, drei mit Handwerken vereinigt 
und eines unter den bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben eingereiht). Wei-
ters wurden die Drucker mit den Druckformenherstellern und das (allgemeine) Han-
delsgewerbe mit dem Handelsagentengewerbe vereinigt.1024 Andererseits wurden 
neu im Katalog des § 124 i. F. GewR-Nov. 1997 mit den Fotografen, den Getreide-
müllern sowie den Molkern und Käsern drei bisherige Handwerke eingereiht.1025 
Überdies wurden die bisher freigewerblichen Versicherungsagenten und das Gewer-
be „Sicherheitsfachkraft; Sicherheitstechnisches Zentrum“ hier eingeordnet. 
 
Zu freien Gewerben wurden durch die Novelle 1997 folgende sieben bisher gebun-
dene Gewerbe, wobei allerdings in vier Fällen davon (Luftfahrzeugmechaniker, 
Maschinsticker, Schwarzdecker, Tankreiniger) schon bisher kein förmlicher Befähi-
gungsnachweis im Verordnungsweg existierte1026, was zumindest als Indiz für eine 





                                                 
1023 Der Katalog des § 124 enthielt 20 Positionen. Dabei wurden die verbundenen Gewerbe der Versi-
cherungsmakler und der Versicherungsberater unter einer Ziffer angeführt. Da verbundene Gewerbe 
als solche eigenständig blieben, handelte es sich um insgesamt 21 gebundene Anmeldungsgewer-
be. Allerdings war bei den Versicherungsmaklern und -beratern schon bisher die wechselseitige An-
erkennung der jeweiligen Befähigungsprüfung vorgesehen (vgl. die Verordnungen BGBl. 316/1989 
sowie BGBl. 374/1983 i. F. BGBl. 317/1989).  
1024 Sowohl bei den Druckern und Druckformenherstellern als auch beim Handelsgewerbe und den 
Handelsagenten war allerdings schon bisher der Befähigungsnachweis jeweils einheitlich geregelt.  
1025 Dabei existierte jedoch bis zum Jahr 2003 auf Grund einer gesetzlichen Übergangsbestimmung 
der in der entsprechenden Meisterprüfungsordnung geregelte Befähigungsnachweis weiter. Über-
dies wurden diese drei Gewerbe durch die GewO-Nov. 2008 abermals als Handwerke eingestuft. 
1026 In Betracht kam deshalb nur die Übergangsbestimmung in § 376 Z. 9 i. F. GewR-Nov. 1992. Da-
nach war die Befähigung nachzuweisen durch Belege, die außer Zweifel stellten, dass wegen der 
Kenntnisse und Fähigkeiten auf dem Gebiet der in Aussicht genommenen Tätigkeit „eine fachlich 
einwandfreie Ausübung dieses Gewerbes zu erwarten ist“. Die Entscheidung war somit der freien 
Beurteilung durch die Bezirksverwaltungsbehörde überlassen. 
1027 Gegenstand dieses Gewerbes war die Geltendmachung von Forderungen an Transportunterneh-
men aus dem Frachtengeschäft (§ 170 Abs. 1 Z. 3 GewO 1994). Als Nebenrecht konnte diese Tätig-
keit auch von Spediteuren ausgeübt werden. Nach den Erläuterungen zur GewR-Nov. 1997, S. 2, 
wurde diese Tätigkeit nunmehr zum freien Gewerbe. Vgl. Feltl, Entwicklung der Befähigungsnach-
weise, S. 41 f., im Widerspruch zum Durchführungserlass des Wirtschaftsministeriums, wonach 
diese Tätigkeit nunmehr zum Spediteurgewerbe gehöre.  







Angesichts dessen, dass die Erläuterungen zur Regierungsvorlage1033 betreffend die 
GewR-Nov. 1997 beim Instandsetzen von Schuhen, dem Huf- und Klauenbeschlag 
und bei der Erzeugung chirurgischer und medizinischer Instrumente davon ausgin-
gen, dass diese Tätigkeiten infolge ihrer Eliminierung als eigenes Gewerbe im 
jeweiligen Stammgewerbe aufgegangen wären, stellt sich hinsichtlich der Luftfahr-
zeugmechaniker die Frage, ob diese typische Mechanikertätigkeit nicht gleichfalls in 
einem Handwerk aufging.1034 Die GewO 1973 hatte die Erzeugung und Wartung von 
Luftfahrzeugen und Luftfahrtgerät unter die konzessionierten Gewerbe aufgenom-
men (§ 183). Den Erläuterungen zur damaligen Regierungsvorlage zufolge waren 
vormals Mechaniker und Kraftfahrzeugmechaniker zur Vornahme von Wartungstätig-
keiten an Luftfahrzeugen befugt.1035 Hinsichtlich des im Verordnungsweg zu regeln-
den Befähigungsnachweises für Luftfahrzeugmechaniker wurde darauf hingewiesen, 
dass das Schwergewicht vor allem bei den Arbeitnehmern liege, die tatsächlich die 
Wartungsarbeiten vornehmen würden.1036 Entsprechend den internationalen Vor-
schriften sei deren Befähigung durch einen „Wartschein“ nachzuweisen, der auf eine 
bestimmte Fachrichtung (z. B. Flugwerk, Triebwerk, Bordausrüstung) und auf eine 
bestimmte Flugzeugtype laute. Ein Befähigungsnachweis des Gewerbetreibenden in 
                                                 
1029 Das Decken von Dächern mit Dachpappe wurde bereits durch die GewO 1973 zum freien Ge-
werbe. Seit der GewR-Nov. 1988 war es wieder ein gebundenes Gewerbe, eine Befähigungsnach-
weis-Verordnung wurde jedoch nicht erlassen. Die Tätigkeit konnte aber auch als Nebenrecht im 
Rahmen der Handwerke der Dachdecker sowie der Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmer aus-
geführt werden (§ 99 i. F. GewR-Nov. 1997). 
1030 Dieses ursprünglich freie Gewerbe wurde erst durch die GewR-Nov. 1988 unter den gebundenen 
Gewerben eingereiht.  
1031 Diese bildeten seit der GewO 1973 ein neben dem allgemeinen Handelsgewerbe bestehendes 
Sonderhandelsgewerbe mit vereinfachtem Befähigungsnachweis (zweijährige kaufmännische Tätig-
keit). Obgleich die Tankstellen 1997 nicht in die Liste der freigewerblichen Handelstätigkeiten gemäß 
§ 158 GewO aufgenommen wurden und auch nicht mehr in der Ausnahmeklausel beim (weiterhin 
gebundenen) allgemeinen Handelsgewerbe gemäß § 124 Z. 10 i. F. GewR-Nov. 1997 aufscheinen, 
kann zumindest aus der Einordnung der Sonderregelungen bezüglich der Nebenrechte der Tank-
stellenbetreiber (§ 279 i. F. GewR-Nov. 1997) im Abschnitt betreffend freie Gewerbe der Wille des 
Gesetzgebers erkannt werden. 
1032 Nach der GewO 1973 handelte es sich bei den Werbeberatern und den vormals freigewerblichen 
Werbungsmittlern um gebundene Gewerbe. Die GewR-Nov. 1992 fasste sie zusammen als nicht 
bewilligungspflichtiges gebundenes Gewerbe der „Werbeagentur“.  
1033 Vgl. 644 Beil. NR 20. GP, S. 12 f. und 17.  
1034 Der Durchführungserlass des Wirtschaftsministeriums zur GewR-Nov. 1997 (Zl. 32.830/282-
III/1/97, S. 16) stufte diese – unstreitig sehr verantwortungsvolle – Tätigkeit als freies Gewerbe ein. 
1035 Vgl. dazu und im Folgenden Erläuterungen zur GewO 1972, S. 210 f.  
1036 Deshalb wurde im § 186 GewO 1973 zusätzlich die Festlegung eines Arbeitnehmerbefähigungs-
nachweises vorgesehen.  
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dem Sinne, dass dieser sämtliche Wartscheine besitzen müsse, wäre praktisch 
unmöglich. Vielmehr müsse dieser in der Lage sein, den Betrieb in technisch-organi-
satorischer Hinsicht zu führen. 
 
Die GewR-Nov. 1992 hob die Bewilligungspflicht auf und reihte die Luftfahrzeug-
mechaniker unter den gebundenen Anmeldungsgewerben ein. Eine Verordnung über 
den Befähigungsnachweis erging jedoch weiterhin weder hinsichtlich des Gewerbe-
treibenden, noch hinsichtlich der Arbeitnehmer. Der Grund lag offenbar darin, dass 
bereits durch luftfahrtrechtliche Vorschriften zumindest hinsichtlich der die Wartung 
ausführenden Personen Regelungen bestanden. Die GewR-Nov. 1997 zog offenkun-
dig daraus die Konsequenzen im Sinne einer Eliminierung aus der Liste des § 124 
GewO (ohne allerdings die künftige rechtliche Einstufung klarzustellen). Lediglich der 
Durchführungserlass des Wirtschaftsministeriums sprach von einem freien Gewerbe.  
 
Mit bestehenden Handwerken vereinigt bzw. verbunden wurden durch die GewR-
Nov. 1997 die vormaligen nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe 
Instandsetzen von Schuhen, Wäschewarenerzeuger1037 sowie Huf- und Klauenbe-
schlag. Allerdings existierte bereits seit der GewO-Nov. 1883 das konzessionierte 
Gewerbe der „Ausübung des Hufbeschlages“ neben den Handwerken der Feinzeug-
schmiede, Messerschmiede und Wagenschmiede. Auf Grund der GewO 1973 war 
der „Huf- und Klauenbeschlag“ ein gebundenes Anmeldungsgewerbe (daneben 
existierte das zusammengefasste Handwerk der „Schmiede“ und jenes der Messer-
schmiede1038). Die historische Entwicklung bietet somit keinen Anhaltspunkt dafür, 
dass durch die 1997 erfolgte Eliminierung aus der Liste der gebundenen Gewerbe 
der Huf- und Klauenbeschlag nunmehr unter den Handwerksvorbehalt der Schmiede 
fiele. Im Gegensatz dazu vertrat aber der Durchführungserlass zur GewR-Nov. 1997 
(S. 16) die Ansicht, dass der Huf- und Klauenbeschlag zum Bestandteil des Schmie-
dehandwerks wurde. In der Folge wurde diese Tätigkeit im § 15 der 1. Teilgewerbe-
verordnung des Wirtschaftsministeriums (BGBl. II Nr. 11/1998) als Teilgewerbe aus 
dem Bereich des Schmiedehandwerks geregelt.  
                                                 
1037 Die GewO 1973 hatte die vormals handwerksmäßigen Wäschewarenerzeuger unter den gebun-
denen Gewerben eingereiht. Die GewR-Nov. 1997 nahm wieder eine „Höhereinstufung“ durch Ein-
ordnung unter den Handwerken vor, und zwar als verbundenes Gewerbe mit den Damen- und den 
Herrenkleidermachern. 
1038 Diesbezüglich kamen die Erläuterungen zur GewR-Nov. 1997 auf Grund der nunmehrigen Strei-
chung in der Handwerksliste jedoch zum Ergebnis, dass die Tätigkeit der Messerschmiede zum 
freien Gewerbe wurde. 
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Auf Grund der GewO 1973 war die Tätigkeit der Vermögensberater ein gebundenes 
Gewerbe, die Vermögensverwaltung hinsichtlich beweglichen Vermögens1039 aber 
ein freies Gewerbe. Die GewR-Nov. 1992 fasste die Vermögensberatung und die 
Verwaltung von beweglichem Vermögen zu einem nicht bewilligungspflichtigen 
gebundenen Gewerbe zusammen. Dieses wurde durch die GewR-Nov. 1997 aus 
dem Katalog des § 124 GewO eliminiert. Damit wurde die Verwaltung von beweg-
lichem Vermögen wieder zum freien Gewerbe (soweit es sich nicht um Wertpapiere 
handelte). Die Vermögensberatung unterlag nur mehr sehr eingeschränkt der GewO 
(die Finanzdienstleistungen waren als Bankgeschäft von der GewO ausgenommen); 
dieser verbliebene Bereich wurde mit der bewilligungspflichtigen Personalkredit-
vermittlung und Hypothekarkreditvermittlung vereinigt zum bewilligungspflichtigen 
Gewerbe gemäß § 127 Z. 17 i. F. GewR-Nov. 1997. 
 
Neu aufgenommen wurden unter die nicht bewilligungspflichtigen gebundenen 
Gewerbe die bisher freigewerblichen Versicherungsagenten.1040 Gemäß §§ 73 ff. des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. 450/1994, hatten Arbeitgeber ab 1996 
Sicherheitsfachkräfte zu bestellen. Mit Rücksicht darauf führte die GewR-Nov. 1997 
in § 124 Z. 20 ein neues gebundenes Gewerbe „Sicherheitsfachkraft; Sicherheits-
technisches Zentrum“ ein. Wegen des Fehlens einer diesbezüglichen ausdrücklichen 
Bezeichnung (§ 6 i. F. GewR-Nov. 1997) handelte es sich um kein verbundenes 
Gewerbe; die Tätigkeitsbereiche beider Gewerbevarianten sind inhaltlich identisch. 
 
Gemäß § 124 i. F. GewR-Nov. 1997 wurden somit folgende Tätigkeiten als nicht 
bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe festgelegt:1041  
 
  1. Arbeitsvermittler; 
  2. Bestatter; 
                                                 
1039 Die Immobilienverwaltung war hingegen ein konzessioniertes Gewerbe.  
1040 Es handelt sich um die Vermittlung bzw. den Abschluss von Versicherungsverträgen auf Grund 
eines festen Auftragsverhältnisses zu bestimmten Versicherungsunternehmen. Die schon bisher 
gebundenen Versicherungsmakler werden hingegen ohne ein ständiges Auftragsverhältnis zu einem 
Versicherer tätig.  
1041 Das (neue) Wirtschaftstreuhandberufsgesetz BGBl. I Nr. 58/1999 sah die Einrichtung eines Dienst-
leistungsberufes auf dem Gebiet der Buchhaltung vor. Im Zusammenhang damit schlug der Wirt-
schaftsausschuss des Nationalrats (vgl. 1636 Beil. NR 20. GP) vor, zugleich in der GewO den Beruf 
eines (einfachen) Buchhalters für den Bereich der Geschäftsbuchhaltung (umfassend insbesondere 
auch Lohnverrechnung und Erstellung von Saldenlisten) einzurichten. Mit der Novelle zur GewO 
BGBl. I Nr. 59/1999 wurde dementsprechend im § 124 GewO unter Z. 2a das Gewerbe der „Buch-
halter“ eingefügt. 
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  3. Drucker und Druckformenhersteller; 
  4. Erzeugung von kosmetischen Artikeln; 
  5. Fotografen; 
  6. Fremdenführer; 
  7. Fußpflege;  
  8. Gastgewerbe; 
  9. Getreidemüller; 
10. Handelsgewerbe (mit Ausnahme der bewilligungspflichtigen gebundenen Handels-
gewerbe) und Handelsagenten; 
11. Kosmetik (Schönheitspflege); 
12. Massage; 
13. Molker und Käser; 
14. Reisebüros; 
15. Spediteure einschließlich der Transportagenten; 
16. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisatoren; 
17. Versicherungsagenten; 
18. Versicherungsmakler; Berater in Versicherungsangelegenheiten (verbundenes 
Gewerbe); 
19. Vulkaniseure; 
20. Sicherheitsfachkraft; Sicherheitstechnisches Zentrum. 
 
Die Zahl der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe wurde von bisher 30 auf 
21 Positionen im Katalog des § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 reduziert. Dies wurde 
jedoch, obwohl der Gesamtbereich bewilligungspflichtiger Tätigkeiten im Ergebnis 
gleich blieb, hauptsächlich durch Zusammenfassungen von Gewerben herbeigeführt. 
Zunächst wurden aber die drei bewilligungspflichtigen Gewerbe der Pfandleiher, der 
Versteigerung beweglicher Sachen und der Wechselstuben vom Befähigungsnach-
weis befreit und deshalb im Abschnitt „Bestimmungen für einzelne freie Gewerbe“ 
eingereiht. Die Regelungen über die Bewilligungspflicht (Ausübung erst ab Rechts-
kraft des Bewilligungsbescheides, Prüfung der Zuverlässigkeit bereits anlässlich der 
Begründung des Gewerbes) waren für diese Gewerbe auf Grund von Sonderbestim-
mungen weiterhin anzuwenden.1042 Es bestanden für diese drei Gewerbe auch 
weiterhin teils weitgehende Reglementierungen; somit kann zwar von einer Vereinfa-
chung des Gewerbezugangs, im Ergebnis aber nicht von einer Deregulierung 
gesprochen werden. Im Übrigen wurde die bisherige Zahl der bewilligungspflichtigen 
Gewerbe (rein formal) nur durch Zusammenführung von – teilweise sogar nach dem 
Regelungsinhalt selbständig fortbestehenden – Gewerben verringert. 
 
Zunächst hatte die GewO 1973 den Bereich der Arzneimittel und Gifte aufgegliedert 
in die selbständigen Gewerbe „Herstellung von zur arzneilichen Verwendung 
bestimmten Stoffen und Präparaten, von Giften usf., Sterilisierung von Verband-
                                                 
1042 Die GewR-Nov. 2002 hob sodann auch die Bewilligungspflicht für diese Gewerbe auf.  
294 
material“ (§ 220 GewO 1973), weiters „Herstellung von immunbiologischen und von 
bestimmten mikrobiologischen Präparaten“ (§ 221 GewO 1973) sowie „Großhandel 
mit Drogen und Pharmazeutika einschließlich von Giften“ (§ 222 GewO 1973) und in 
das Drogistengewerbe (§ 223 GewO 1973, Kleinhandel mit Giften und mit Arzneimit-
teln, sofern diese nicht dem Apothekenvorbehalt unterlagen). Die GewR-Nov. 1992 
gab dem Bereich eine neue Struktur: Herstellung und Großhandel betreffend Gifte 
wurden von den Arzneimittelgewerben gelöst und zu einem eigenen Gewerbe 
„Herstellung von Giften und Großhandel mit Giften“ (§ 127 Z. 13 GewO 1994); die 
Herstellung von immunbiologischen Präparaten und der sonstigen Arzneimittel wurde 
mit dem einschlägigen Großhandel zusammengefasst zum Gewerbe „Herstellung 
von Arzneimitteln und Großhandel mit Arzneimitteln“ (§ 127 Z. 12 GewO 1994); 
unberührt blieb das Drogistengewerbe. Die GewR-Nov. 1997 fasste sodann die 
Bereiche der Arzneimittel und der Gifte zum Gewerbe „Herstellung von Arzneimitteln 
und Giften und Großhandel mit Arzneimitteln und Giften“ zusammen.1043  
 
Ebenso wurden die bisherigen bewilligungspflichtigen Gewerbe „Sterilisierung von 
medizinischen Injektionsspritzen und Infusionsgeräten und Handel mit diesen Ge-
genständen“ sowie „Erzeugung von medizinischem Naht- und Organersatzmaterial 
und Handel mit diesen Erzeugnissen“ (§ 127 Z. 15 und 16 GewO 1994) durch die 
GewR-Nov. 1997 zum Gewerbe „Herstellung von Medizinprodukten, soweit diese 
Tätigkeiten nicht unter ein Handwerk oder ein anderes gebundenes Gewerbe fallen“ 
zusammengefasst. Ausgenommen blieb dabei der Handel mit diesen Artikeln.1044  
 
Rein formal zu einem Gewerbe zusammengefasst wurden die bisher selbständigen 
Gewerbe der Immobilienmakler, der Immobilienverwalter und der Bauträger unter 
dem Oberbegriff „Immobilientreuhänder“ (§ 127 Z. 15 i. F. GewR-Nov. 1997). Dabei 
wurden aber die drei Tätigkeitsbereiche weiterhin in § 225 Abs. 2 bis 4 i. F. GewR-
Nov. 1997 gesondert geregelt.1045 Ein eigenes bewilligungspflichtiges Bauträger-
                                                 
1043 Der Befähigungsnachweis wurde weiterhin gesondert geregelt für die Herstellung von Arzneimit-
teln und Giften einerseits und für den Großhandel mit Arzneimitteln sowie den Großhandel mit Giften 
andererseits (Verordnung BGBl. II Nr. 128/2003). Die GewR-Nov. 2002 hob sodann für das fort-
bestehende Drogistengewerbe die Prüfung der Zuverlässigkeit sowie die Bindung der Ausübungs-
befugnis an die Rechtskraft des Anmeldungsbescheides auf.  
1044 Diese Handelstätigkeit fiel dadurch in den Bereich des nicht bewilligungspflichtigen (allgemeinen) 
Handelsgewerbes gemäß § 124 Z. 10 i. F. GewR-Nov. 1997. Die GewR-Nov. 2002 erweiterte das 
Medizinproduktegewerbe wieder um den Handel mit (und die Aufbereitung von) Medizinprodukten.  
1045 Dem entsprechend erließ auch die Wirtschaftskammer Österreich mit 1.2.2004 drei gesonderte 
Befähigungsprüfungsordnungen für diese Bereiche. Vor diesem Zeitpunkt galten zunächst auf Grund 
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gewerbe hatte erst die GewR-Nov. 1988 geschaffen. Hiermit wurden Tätigkeiten, die 
vormals teilweise im Rahmen der Gewerbe der Baumeister sowie der Immobilien-
makler und -verwalter ausgeübt worden waren, mit solchen zusammengefasst, die 
bisher Gegenstand freier Gewerbe (wie der Bauorganisatoren bzw. Wohnungseigen-
tumsorganisatoren) waren.  
 
Nominell zusammengefasst wurden weiters das Gewerbe der Berufsdetektive und 
das Bewachungsgewerbe unter der Sammelbezeichnung „Sicherheitsgewerbe“ 
(§ 127 Z. 18 i. F. GewR-Nov. 1997). Auch hier blieben aber grundsätzlich die Sonder-
bestimmungen für diese beiden Gewerbe (§§ 249 bis 256 GewO 1994) unberührt; 
sie regelten beide Tätigkeitsbereiche weiterhin gesondert und grenzten sie gegen-
einander ab.1046  
 
Das bewilligungspflichtige Gewerbe der Personalkreditvermittler (§ 127 Z. 21 GewO 
1994) wurde durch die GewR-Nov. 1997 um die Vermittlung von Hypothekarkrediten 
erweitert. Die letzterwähnte Tätigkeit war bisher den Immobilienmaklern vorbehalten 
(§ 225 Abs. Z. 5 GewO 1994) und konnte von diesen gemäß § 225 Abs. 2 letzter 
Satz i. F. GewR-Nov. 1997 als Nebenrecht (konkurrierend zum neuen Gewerbe) 
weiterhin ausgeübt werden. Zusätzlich umfasste dieses neue Gewerbe nunmehr 
auch die Vermögensberatung.1047 Dieses zusammengefasste bewilligungspflichtige 
Gewerbe gemäß § 127 Z. 17 i. F. GewR-Nov. 1997 trug die Bezeichnung „Vermitt-
lung von Personalkrediten, Hypothekarkrediten und Vermögensberatung (einschließ-
lich Vermittlung von Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG1048)“. Durch 
die GewR-Nov. 2002 wurde der Gewerbewortlaut erweitert zu „Vermögensberatung 
(Beratung bei Aufbau und Erhalt von Vermögen und der Finanzierung unter 
Einschluss insbesondere der Vermittlung von Veranlagungen, Investitionen, 
Personalkrediten, Hypothekarkrediten und Finanzierungen)“.  
                                                                                                                                                        
einer Übergangsbestimmung in § 376 Z. 4 Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 1997 die früheren Bestimmungen 
für die bisher selbständigen Gewerbe.  
1046 Diese Bestimmungen sprachen die Tätigkeiten darüber hinaus explizit als eigene Gewerbe an 
(§ 249 Abs. 4, §§ 250-253, § 255 GewO 1994); dies wurde auch in den §§ 129 und 130 i. F. GewR-
Nov. 2002 beibehalten. Dem entsprechend wurden auch die Befähigungsnachweise für beide Be-
reiche gesondert geregelt in der Zugangsverordnung des Bundesministers BGBl. II Nr. 82/2003 
sowie in den beiden Prüfungsordnungen des Allgemeinen Fachverbandes des Gewerbes vom 
1.2.2004.  
1047 Diese war von dem nicht bewilligungspflichtigen Gewerbe gemäß § 124 Z. 23 GewO 1994 („Ver-
mögensberater und Verwalter von beweglichem Vermögen“) abgespaltet worden, wobei die Ver-
mögensverwaltung zum freien Gewerbe wurde.  
1048 Diese Abkürzung im Text der GewO meint das Kapitalmarktgesetz, BGBl. 625/1991.  
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Geradezu als „legistischer Betriebsunfall“ kann aber die Anführung des Brunnen-
meistergewerbes mit dem Baumeistergewerbe unter derselben Ziffer 4 im Katalog 
des § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 (im Gegensatz zur sonstigen Anführung jeweils nur 
eines Gewerbes unter jeder Ziffer des Katalogs) gewertet werden. Dies geht darauf 
zurück, dass in der Regierungsvorlage das Aufgehen des Brunnenmeistergewerbes 
im Baumeistergewerbe vorgesehen war.1049 Als dies im Zuge der parlamentarischen 
Beratung nicht verwirklicht werden konnte, wurde die legistisch problematische 
Lösung getroffen, die Brunnenmeister als eigenes Gewerbe den Baumeistern an die 
Seite zu stellen. Dass es sich bei den Brunnenmeistern weiter um ein eigenständiges 
bewilligungspflichtiges Gewerbe handelte, ergab sich eindeutig aus § 201 Abs. 1 i. F. 
GewR-Nov. 1997,1050 aber ebenso aus der fortbestehenden Spezialbestimmung für 
die Brunnenmeister (in Abgrenzung zu den Rechten der Baumeister) im § 208 GewO 
1994.1051 Der § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 umfasste somit tatsächlich insgesamt 22 
bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe.1052  
 
Ähnlich kann das Schicksal der vormals handwerksmäßigen Kunststeinerzeuger und 
Terrazzomacher gesehen werden (der restliche Teilbereich dieses bisherigen Hand-
werks in Form der Betonwarenerzeuger wurde durch die GewR-Nov. 1997 zum 
freien Gewerbe). Denn die Regierungsvorlage hatte die Zusammenfassung dieser 
beiden Handwerksbereiche mit den bisher bewilligungspflichtigen Steinmetzmeistern 
in der Gruppe der Handwerke vorgesehen.1053 Obgleich diese Absicht im Zuge der 
parlamentarischen Behandlung (offenbar auf Grund des Widerstandes der gesetz-
lichen Interessenvertretung der Steinmetzmeister gegen eine Aufhebung der Bewil-
ligungspflicht) nicht verwirklicht werden konnte, wurde dennoch die unter dem Aspekt 
der Reduzierung der Gewerbezahlen initiierte Verbindung dieser Gewerbe nicht mehr 
aufgehoben.1054  
                                                 
1049 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 1997, S. 17 und 21.  
1050 Danach unterlagen die „Tätigkeiten der Baumeister (§ 202 Abs. 1), Zimmermeister (§ 205 Abs. 1), 
Steinmetzmeister (…) und Brunnenmeister (§ 208 Abs. 1)“ der Bewilligungspflicht.  
1051 Es konnte sich auch nicht um „verbundene Gewerbe“ handeln, da dieses Rechtsinstitut nur für 
Handwerke und nicht bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe vorgesehen war und zudem der 
ausdrücklichen Bezeichnung der Gewerbe als solche bedurfte (§ 6 i. F. GewR-Nov. 1997).  
1052 Auch die GewR-Nov. 2002 bereinigte dieses Problem nicht (vgl. § 94 Z. 5 und § 100 i. F. BGBl. I 
Nr. 111/2002). Offenbar ging es darum, die Liste der reglementierten Gewerbe (zumindest gemes-
sen an der Zahl der Positionen im Gewerbekatalog des § 94) möglichst nicht zu vermehren.  
1053 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 1997, S. 16 und 21.  
1054 Es kam somit zu einer Verringerung der Zahl der Handwerke um den Preis der Bewilligungspflicht 
für bisherige Handwerkstätigkeiten. Die GewR-Nov. 2002 behielt diese Verbindung (die auch eine 
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Bloß erklärende Zusätze ohne inhaltliche Auswirkung erhielten hingegen die unter 
§ 127 Z. 1 und 2 i. F. GewR-Nov. 1997 angeführten Gewerbe. So wurde dem 
umfangreichen Gewerbewortlaut „Erzeugung von pyrotechnischen Artikeln sowie von 
Zündmitteln (…) und Handel mit diesen Erzeugnissen“ der zusammenfassende 
Klammerausdruck „Pyrotechnikunternehmen“ beigefügt. Den Waffengewerben wurde 
in Klammern der Hinweis auf den schon bisher davon umfassten Teilbereich „Büch-
senmacher“ angefügt. 
 
Gemäß § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 erhielt der Katalog der bewilligungspflichtigen 
gebundenen Gewerbe somit folgende Fassung: 
 
  1. Waffengewerbe (Büchsenmacher); 
  2. Erzeugung von pyrotechnischen Artikeln sowie von Zündmitteln und sonstigen 
Sprengmitteln, die nicht dem Schieß- und Sprengmittelgesetz unterliegen, und 
Handel mit diesen Erzeugnissen (Pyrotechnikunternehmen); 
  3. Sprengungsunternehmen; 
  4. Baumeister, Brunnenmeister; 
  5. Zimmermeister; 
  6. Steinmetzmeister einschließlich Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher; 
  7. Elektrotechniker; 
  8. Gas- und Wasserleitungsinstallateure; 
  9. Technische Büros; 
10. Chemische Laboratorien; 
11. Herstellung von Arzneimitteln und Giften und Großhandel mit Arzneimitteln und 
Giften; 
12. Drogisten; 
13. Herstellung von Medizinprodukten, soweit diese Tätigkeiten nicht unter ein Hand-
werk oder ein anderes gebundenes Gewerbe fallen; 
14. Kontaktlinsenoptiker; 
15. Immobilientreuhänder (Immobilienmakler, Immobilienverwalter, Bauträger); 
16. Inkassoinstitute; 
17. Vermittlung von Personalkrediten, Hypothekarkrediten und Vermögensberatung 
(einschließlich Vermittlung von Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG); 
18. Sicherheitsgewerbe (Berufsdetektive, Bewachungsgewerbe); 
19. Überlassung von Arbeitskräften; 
20. Lebens- und Sozialberatung; 






                                                                                                                                                        
einheitliche Prüfungsordnung der Wirtschaftskammer Österreich vom 1.2.2004 für das Gesamt-
gewerbe zur Folge hatte) bei, hob aber die Zuverlässigkeitsprüfung anlässlich der Gewerbeanmel-
dung auf.  
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8.3 Die Gewerberechts-Novelle 2002 
 
Schon die Regierungsvorlage für die GewR-Nov. 1992 hatte als Ziel die „Moderni-
sierung des Wirtschaftsrechts“ im Sinne einer weitgehenden Liberalisierung und 
Deregulierung verkündet und dabei von einem Verzicht auf den Typus der konzes-
sionierten Gewerbe gesprochen. Das Ergebnis war eine bloß kosmetische Operation 
in Gestalt der Einordnung dieser Gewerbe unter den gebundenen bei gleichzeitiger 
Umbenennung in „bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe“. Dies hatte aber eine 
Änderung im Gewerbesystem zur Folge. Auch der GewR-Nov. 1997 lag das Streben 
nach einer „drastischen Vereinfachung des Zugangs zu Gewerbeberufen“ zu Grun-
de. Schwerpunkt der Novelle war neben der Schaffung verbundener Gewerbe und 
von Teilgewerben insbesondere die Reduktion der Zahl der an einen Befähigungs-
nachweis gebundenen Gewerbe; im Zusammenhang damit kam es zu einer weiteren 
Systemänderung. 
 
Die folgende GewR-Nov. 2002, BGBl. I Nr. 111/2002,1055 setzte sich wiederum eine 
umfassende Reform der Gewerbeordnung durch eine „Liberalisierung von Berufs-
zugang und Nebenrechten“ zum Ziel. Dabei sollte eine einheitliche Liste der 
reglementierten Gewerbe geschaffen werden sowie die Kategorie der bewilligungs-
pflichtigen gebundenen Gewerbe entfallen.1056 Insgesamt bedeutete dies letztlich in 
Fünfjahres-Schritten eine abermalige Änderung im Gewerbesystem.  
 
Der Bericht des Wirtschaftsausschusses des Nationalrates1057 führte insbesondere 
folgende Regelungsschwerpunkte für diese Novelle (im Zusammenhang mit dem 
Gewerbezugang) an: 
 
Begründung aller Gewerbe durch Anmeldung bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
(einzige Ausnahme: Waffengewerbe betreffend militärische Waffen und militärische 
Munition); 
grundlegende Änderung der Struktur des Befähigungsnachweises; genereller und 
individueller Nachweis der Befähigung; Entfall des Nachsichtsverfahrens vom Befähi-
gungsnachweis; 
                                                 
1055 Mit BGBl. I Nr. 111/2002 wurden neben der GewO das Berufsausbildungsgesetz, das Konsumen-
tenschutzgesetz, das Neugründungs-Förderungsgesetz und das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz 
geändert. Dieses Gesetz weist deshalb keinen gesetzlichen Kurztitel auf. In der gewerberechtlichen 
Literatur wird es aber wegen der umfangreichen Änderungen in der GewO als GewR-Nov. 2002 
bezeichnet.  
1056 Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage für die GewR-Nov. 2002, 1117 Beil. NR 21. GP, S. 26, 
sprachen davon, dass „die Systematik bei den Gewerbekategorien vereinfacht“ werde.  
1057 Vgl. 1149 Beil NR 21. GP, S. 1 f.  
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Beibehaltung der Meisterprüfung als vorrangiger Zugang zum Handwerk, jedoch nur 
mehr Eigenberechtigung des Zulassungswerbers als Zugangsvoraussetzung; 
Festlegung des Prüfungsstoffes der Meisterprüfung und sonstiger Befähigungsprüfun-
gen durch die zuständige Fachorganisation der Wirtschaftskammer Österreich (…); 
einheitliche Liste der reglementierten Gewerbe; 
Entfall der Kategorie der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe; Zuverlässig-
keitsprüfung bei einigen sensiblen Gewerben zur Wahrung öffentlicher Interessen; 
Entfall der Verwandtschaft zwischen Gewerben, statt dessen Ausweitung der verbun-
denen Gewerbe (…); 
das Handels- und Handelsagentengewerbe wird zu einem freien Gewerbe, lediglich der 
Handel mit Medizinprodukten und die bisher bewilligungspflichtigen Handelstätigkeiten 
(z. B. Waffenhandel, Handel mit Arzneimitteln und Giften) bleiben an einen Befähi-
gungsnachweis gebunden; 
Entfall des Nachweises der Gegenseitigkeit (bzw. der Gleichstellung mit Inländern) bei 
Drittstaatsangehörigen, wenn legaler Aufenthalt in Österreich gegeben ist; 
Entfall überholter und besonders kasuistischer Regelungen (z. B. Entfall der Bedarfs-
prüfung beim Bestattergewerbe (…); 
Neugestaltung und Vereinfachung der Organisation des Prüfungswesens; 
Neugestaltung der bisherigen EWR-Anpassungsbestimmungen (…). 
 
Unter dem Aspekt der Begründung aller Gewerbe durch eine „Gewerbeanmeldung“ 
wurde zunächst bei den (erst durch die GewR-Nov. 1997 geschaffenen) drei freien 
Gewerben mit Bewilligungspflicht – Pfandleiher, Versteigerung beweglicher Sachen 
und Wechselstuben – die Bewilligungspflicht wieder eliminiert; es handelte sich 
nunmehr um freie Anmeldungsgewerbe.1058 Änderungen ergaben sich auch bei den 
(durch die GewR-Nov. 1992 geschaffenen) Sonderfällen von Anmeldungsgewerben, 
bei denen mit der Gewerbeausübung erst ab Rechtskraft des Bescheides über die 
Gewerbeanmeldung begonnen werden durfte: Beim Bestattergewerbe wurde die 
Bedarfsprüfung (vgl. § 101 i. F. GewR-Nov. 2002) sowie bei den Schleppliftunter-
nehmen die vergleichbare Konkurrenzklausel (vgl. § 156 i. F. GewR-Nov. 2002) 
aufgehoben. Damit entfielen auch die Sonderbestimmungen, mit denen die unmittel-
bare Wirkung der Gewerbeanmeldung durchbrochen wurde. Einzig beim Rauchfang-
kehrerhandwerk blieb die Bedarfsprüfung erhalten und damit auch die Regelung über 
das Hinausschieben der Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Anmeldungs-
bescheides.1059 Nur § 148 i. F. GewR-Nov. 2002 sprach von der „Erteilung einer 
                                                 
1058 Pfandleiher haben jedoch dem Landeshauptmann eine Geschäftsordnung zur Genehmigung vor-
zulegen; vor deren Genehmigung darf das Gewerbe nicht ausgeübt werden (§ 155 i. F. GewR-Nov. 
2002). Auch die zur Versteigerung berechtigten Gewerbetreibenden haben sich einer Geschäftsord-
nung zu bedienen (§ 158 Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 2002); es ist aber weder deren Genehmigung 
durch den Landeshauptmann noch ein Aufschub der Ausübungsbefugnis vorgesehen. Für Wechsel-
stuben scheinen in der GewR-Nov. 2002  keine spezifischen Regelungen mehr auf.  
1059 Vgl. § 121 Abs. 1 Z. 4 und § 125 Abs. 4 i. F. GewR-Nov. 2002.  
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Gewerbeberechtigung“ durch den Bundesminister für das Waffengewerbe hinsicht-
lich militärischer Waffen und Munition.1060  
 
Diesen punktuellen Sonderbestimmungen kam allerdings schon bisher nur marginale 
Bedeutung für das Gewerbesystem zu. Gleiches galt für die verwandten Gewerbe. 
Das Rechtsinstitut der Verwandtschaft zwischen Gewerben, das ohnedies seit der 
GewR-Nov. 1997 in Konkurrenz zu jenem der verbundenen Gewerbe stand, wurde 
durch die GewR-Nov. 2002 beseitigt. Beibehalten wurden hingegen die Teilgewerbe 
(mit vereinfachtem Befähigungsnachweis), die verbundenen Gewerbe sowie die 
Möglichkeit der „vollen Supplierung“ des Befähigungsnachweises durch einen 
Geschäftsführer.  
 
Wesentlich für die Systematik der GewO ist aber die Frage, ob und allenfalls in 
welcher Form die vier Gewerbekategorien der Handwerke, der gebundenen Anmel-
dungsgewerbe, der bewilligungspflichtigen und der freien Gewerbe fortbestanden. 
Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage hielten im Zusammenhang mit dem 
behaupteten Entfall der Kategorie der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe 
Folgendes fest:1061  
 
„Da es bei einzelnen Gewerben aus öffentlichen Rücksichten (dazu zählen insbeson-
dere die öffentliche Sicherheit, der Schutz von Leben und Gesundheit sowie der Kon-
sumentenschutz) unerlässlich ist, soll das Vorliegen der an sich während der gesamten 
Gewerbeausübung erforderlichen Zuverlässigkeit bereits vor Gewerbeantritt von der 
Bezirksverwaltungsbehörde anlässlich der Gewerbeanmeldung überprüft werden. Bei 
diesen Gewerben darf mit der Gewerbeausübung erst mit der Rechtskraft des Beschei-
des gemäß § 340 begonnen werden. 
 
Auch ist bei diesen Gewerben die Geschäftsführerbestellung genehmigungspflichtig. 
Das Ausscheiden des Geschäftsführers ist anzeigepflichtig. (…)“ 
 
Dem entsprechend sah § 95 i. F. GewR-Nov. 2002 bei insgesamt 14 der in der Liste 
der „reglementierten Gewerbe“ (somit jener mit Befähigungsnachweis) angeführten 
Gewerbe vor, dass im Anmeldungsverfahren zu prüfen war, ob der Anmelder die 
erforderliche (gewerbespezifische) Zuverlässigkeit besitzt. Mit der Ausübung des 
                                                 
1060 Für diese Gewerbe-Erteilung bestehen jedoch keine Verfahrensbestimmungen. § 341 i. F. GewR-
Nov. 2002 betreffend „Genehmigungsverfahren“ bezieht sich lediglich auf die Genehmigung zur Be-
stellung eines Geschäftsführers für die im § 95 genannten Gewerbe (zu diesen zählen die Waffen-
gewerbe). Gemäß § 340 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 2002 hat die Behörde im Falle der Anmeldung 
eines im § 95 genannten Gewerbes einen Feststellungsbescheid zu erlassen. Die Gesetzeslücke 
hinsichtlich der Erteilung einer Berechtigung für militärische Waffen kann nur durch analoge Anwen-
dung des § 340 geschlossen werden. 
1061 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 26.  
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betreffenden Gewerbes durfte der Anmelder erst mit der Rechtskraft des das Anmel-
dungsverfahren abschließenden Bescheides beginnen.1062 Damit blieben jedoch die 
bisherigen Regelungen für bewilligungspflichtige Gewerbe im Kern erhalten. Denn 
Merkmal dieser Gewerbe war die Prüfung der Zuverlässigkeit bereits anlässlich der 
Begründung der Gewerbeberechtigung sowie das Hinausschieben der Ausübungs-
befugnis (abweichend vom Anmeldungsprinzip) bis zur Rechtskraft des Bescheides, 
der das Verfahren zur Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen abschloss. Ob 
dieser Bescheid dann als Feststellungsbescheid (wie im Anmeldungsverfahren) oder 
als Bewilligungsbescheid (wie bisher bei bewilligungspflichtigen Gewerben) auf-
scheint, ist letztlich eine verfahrenstechnische Feinheit ohne inhaltliche Auswirkung.  
 
§ 95 i. F. GewR-Nov. 2002 umfasste folgende Gewerbe mit Zuverlässigkeitsprüfung 








Gas- und Sanitärtechnik 
Herstellung von Arzneimitteln und Giften und Großhandel mit Arzneimitteln und Giften 
Inkassoinstitute 
Reisebüros1064 
Sicherheitsgewerbe (Berufsdetektive, Bewachungsgewerbe) 
Sprengungsunternehmen 
Vermögensberatung (Beratung bei Aufbau und Erhalt von Vermögen und der Finan-
zierung unter Einschluss insbesondere der Vermittlung von Veranlagungen, Inves-
titionen, Personalkrediten, Hypothekarkrediten und Finanzierungen)1065  
Waffengewerbe (Büchsenmacher) einschließlich des Waffenhandels 
Zimmermeister 
 
Zur angekündigten einheitlichen Liste der reglementierten Gewerbe findet sich in den 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage der – in sich widersprüchliche – Text:1066  
                                                 
1062 Die Bestellung eines (gewerberechtlichen) Geschäftsführers blieb hingegen bei diesen Gewerben 
gemäß § 95 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 2002 weiterhin genehmigungspflichtig. Damit verließ die GewR-
Nov. 2002 selbst wieder das propagierte allgemeine Anmeldungsprinzip; bei den sonstigen Gewer-
ben war die Geschäftsführerbestellung nur der Bezirksverwaltungsbehörde „anzuzeigen“.  
1063 Einbezogen wurde in dieses Gewerbe das bisher bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe der 
Errichtung von Alarmanlagen.  
1064 Dieses Gewerbe war vor der GewR-Nov.2002 nicht bewilligungspflichtig, es war vormals somit 
keine Prüfung der Zuverlässigkeit bei der Gewerbeanmeldung erforderlich.  
1065 Bei Immobilienmaklern, Immobilienverwaltern und Bauträgern war hingegen seit der GewR-Nov. 
2002 keine Prüfung der Zuverlässigkeit beim Gewerbeantritt mehr erforderlich. 
1066 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 26.  
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„In einer einzigen Gewerbeliste (bisher drei Gewerbelisten) werden jene Gewerbe 
alphabetisch geordnet angeführt, bei denen auch in Hinkunft ein Befähigungsnachweis 
zu erbringen ist. Diese werden als reglementierte Gewerbe bezeichnet (…). Der Begriff 
‚reglementierte Gewerbe’ entspricht dem Sprachgebrauch im EU-Recht. 
 
Zur Liste der reglementierten Gewerbe (§ 94) ist zu bemerken, dass die bisherige 
Unterscheidung in Handwerke und gebundene Gewerbe (diese wiederum in nicht-
bewilligungspflichtige und bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe) weggefallen ist. 
Einige der angeführten Gewerbe werden jedoch als Handwerke bzw. verbundene 
Handwerke bezeichnet. Dies ist deswegen wichtig, da die Meisterprüfung als wichtiger 
Bestandteil der Qualifikationsordnung (…) erhalten bleibt. Auch die Rechtsinstitute der 
verbundenen Gewerbe und der Teilgewerbe bleiben unverändert erhalten.“ 
 
Es trifft zwar zu, dass die bisherigen Handwerke und die gebundenen Gewerbe in 
einer Liste zusammengefasst und nunmehr unter dem Oberbegriff der „reglemen-
tierten Gewerbe“ den freien Gewerben (jenen ohne Befähigungsnachweis) gegen-
über gestellt wurden. Wenn aber den Erläuterungen zur Regierungsvorlage zufolge 
(nur) „einige“ der in § 94 i. F. GewR-Nov. 2002 angeführten Gewerbe als Handwerke 
bezeichnet wurden, so handelte es sich um eine starke Untertreibung. Tatsächlich 
weisen 42 Positionen (Ziffern) des insgesamt 82 Positionen umfassenden Katalogs 
der reglementierten Gewerbe Handwerke auf. Berücksichtigt man überdies, dass 
dabei in 18 Fällen „verbundene Handwerke“ vorlagen und die ihnen zugehörenden – 
teils mehreren – Gewerbe jeweils selbständig blieben (mit eigenem Befähigungs-
nachweis), so handelt es sich insgesamt um 77 Handwerke bei einer Gesamtsumme 
von 119 reglementierten Gewerben.1067 Bei diesen Handwerken bildete die Ablegung 
der Meisterprüfung einen Zugangsweg zur Gewerbeausübung; nur Personen, die die 
fachlichen Teile der Meisterprüfung sowie die Ausbilderprüfung bestanden hatten, 
durften sich als „Meister“ bezeichnen (§ 20 i. F. GewR-Nov. 2002). 
 
Es bestanden aber nicht nur die Handwerke (mit ihren Sonderregelungen) weiter. 
Vielmehr waren auch die übrigen reglementierten Gewerbe, soweit sie nicht gemäß 
§ 95 i. F. GewR-Nov. 2002 eine Zuverlässigkeitsprüfung bei der Gewerbeanmeldung 
erforderten, nichts anderes als die „nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Ge-
werbe“ der GewR-Nov. 1992 bzw. „gebundenen Gewerbe“ der GewO 1973. Die 
GewR-Nov. 2002 ersetzte nur den Begriff der gebundenen Gewerbe durch jenen der 
                                                 
1067 Vergleichsweise waren bis zum Inkrafttreten der GewR-Nov. 2002 in den 85 Positionen der vor-
maligen drei Gewerbelisten insgesamt 122 Gewerbe mit Befähigungsnachweis eingeordnet. 
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„sonstigen reglementierten Gewerbe“, wie sich aus der Überschrift vor § 22 i. F. 
GewR-Nov. 2002 (betreffend die Befähigungsprüfung für diese Gewerbe) ergibt.1068  
 
Insgesamt blieb somit sowohl die Gruppe der vormals bewilligungspflichtigen gebun-
denen Gewerbe der Substanz nach erhalten als auch die Unterscheidung in Hand-
werke und (sonstige an einen Befähigungsnachweis) gebundene Gewerbe. Ein (die 
neue Systematik durchbrechender) Sonderfall blieb das Rauchfangkehrerhandwerk 
mit der Ausübungsbefugnis erst ab Rechtskraft des Anmeldungsbescheides1069 und 
der Bedarfsprüfung.1070  
 
Auf Grund der formalen Zusammenfassung der Gewerbe mit Befähigungsnachweis 
in einer einheitlichen Gewerbeliste (im § 94) stellt sich folgende Systematik dar:  
 
A) Reglementierte Gewerbe – Liste im § 94 i. F. GewR-Nov. 2002 (Erfordernis eines 
Befähigungsnachweises) 
1) mit Zuverlässigkeitsprüfung bei der Anmeldung – Liste im § 95 i. F. GewR-Nov. 
2002; Ausübung erst nach rechtskräftigem Anmeldungsbescheid = unechte 
Anmeldungsgewerbe (sie entsprechen den bisherigen bewilligungspflichtigen 
gebundenen Gewerben) 
2) echte Anmeldungsgewerbe – Gewerbeausübung bereits ab der Anmeldung (im 
Falle des Vorliegens der gesetzlichen Voraussetzungen, wie Befähigungsnach-
weis und Freisein von Ausschlussgründen) 
a) Handwerke – diese wurden im Katalog des § 94 ausdrücklich als solche 
bezeichnet; Befähigungsnachweis primär durch Meisterprüfung  
b) sonstige reglementierte Gewerbe ohne Zuverlässigkeitsprüfung bei der 
Anmeldung – Liste des § 94 mit Ausnahme der darin angeführten Hand-
werke sowie der im § 95 angeführten Gewerbe (entsprechend den bis-
herigen nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben) 
B) Freie Gewerbe – alle nicht von § 94 (oder Teilgewerbe-Verordnungen) erfassten. 
                                                 
1068 „Sonstige reglementierte Gewerbe“ waren nunmehr sowohl die unechten Anmeldungsgewerbe 
gemäß § 95 i. F. GewR-Nov. 2002 (vormals bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe) als auch 
die vormaligen nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe. 
1069 Zum Unterschied von den in § 95 angeführten Gewerben war jedoch beim Rauchfangkehrerhand-
werk nicht die Zuverlässigkeit anlässlich der Gewerbeanmeldung zu prüfen. 
1070 Eine Sonderstellung nahm auch das (von § 95 erfasste) Waffengewerbe hinsichtlich militärischer 
Waffen und Munition insoweit ein, als hier die „Erteilung einer Gewerbeberechtigung“ durch den 




Inhaltlich ergab sich bei den Handwerken keine Änderung. Die Reduktion der Liste 
um ein Gewerbe (auf 77) ist darauf zurückzuführen, dass die bisher selbständigen 
Handwerke „Gürtler und Ziseleure“ sowie „Metalldrücker“ (die nach der GewR-Nov. 
1997 verbundene Handwerke waren) nunmehr zu einem Handwerk unter der 
Bezeichnung „Metalldesign“ zusammengefasst1071 wurden. Im Übrigen wurden die 
bisher getrennten Gewerbe der Kraftfahrzeugtechniker und der Karosseriebauer 
einschließlich Karosseriespengler und Karosserielackierer zu (miteinander) verbun-
denen Handwerken; ebenso wurden die Tischler, Modellbauer und Bootbauer zu 
verbundenen Handwerken mit den Bindern, Drechslern und Bildhauern.  
 
Eine Reihe von Handwerken wurde neu gruppiert unter Änderung der Bezeichnun-
gen: In § 94 Z. 49 i. F. GewR-Nov. 2002 wurden als verbundene Handwerke zusam-
mengefasst die „Mechatroniker für Maschinen- und Fertigungstechnik“ (szt. „Maschi-
nen- und Fertigungstechniker“), die „Mechatroniker für Elektronik, Büro- und EDV-
Systemtechnik“ (szt. „Elektroniker“ sowie „Bürokommunikationstechniker“), die 
„Mechatroniker für Elektromaschinenbau und Automatisierung“ (szt. „Elektromaschi-
nenbauer“) und die „Mechatroniker für Medizingerätetechnik“ (vormals Teilbereich 
der „Maschinen- und Fertigungstechniker“, bis zur GewR-Nov. 1997 selbständig als 
„Erzeugung chirurgischer und medizinischer Instrumente“). Zum selbständigen (nicht 
mehr mit anderen verbundenen) Handwerk wurden die Radio- und Videoelektroniker 
unter der neuen Bezeichnung „Kommunikationselektronik“ und die Kälteanlagentech-
niker unter der Bezeichnung „Kälte- und Klimatechnik“. Die Modernisierung bei den 
Handwerken beschränkte sich damit auf das (Er-)Finden neuer Bezeichnungen. Bloß 
umbenannt wurden die Zentralheizungsbauer und die Lüftungsanlagenbauer – 
nunmehr verbundenes Handwerk der „Heizungstechnik“ und der „Lüftungstechnik“. 
Dem Handwerk „Friseur und Perückenmacher“ wurde der Klammerausdruck „Stylist“ 
beigefügt. Das vormalige Handwerk „Metallschleifer und Galvaniseure“ wurde in 
„Oberflächentechnik“ umbenannt.  
 
Anstelle der vormaligen 22 bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe existierten 
nach § 95 i. F. GewR-Nov. 2002 nunmehr 14 Gewerbe, bei denen die Zuverlässigkeit 
bei der Gewerbeanmeldung zu prüfen und eine Ausübung erst nach Rechtskraft des 
                                                 
1071 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 27.  
305 
entsprechenden Bescheides zulässig war. Dabei wurde die Errichtung von Alarman-
lagen in das Gewerbe der Elektrotechnik einbezogen. Bei den Waffengewerben1072 
wurde nunmehr der schon bisher umfasste Waffenhandel ausdrücklich im Gewerbe-
wortlaut angeführt. Das Gewerbe „Gas- und Wasserleitungsinstallateure“ wurde in 
„Gas- und Sanitärtechnik“ umbenannt, die „Vermittlung von Personalkrediten, Hypo-
thekarkrediten und Vermögensberatung“ umgestaltet zu einem umfassenden Dienst-
leistungsgewerbe im Bereich der Finanzdienstleistungen.  
 
Keine Zuverlässigkeitsprüfung anlässlich der Gewerbeanmeldung bestand nunmehr 
für folgende vormals gemäß § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 bewilligungspflichtige 
Gewerbe (diese Gewerbe wurden damit zu echten Anmeldungsgewerben, das Erfor-
dernis des Befähigungsnachweises blieb bei diesen Gewerben aber erhalten):  
 
Drogisten1073  
Herstellung von Medizinprodukten1074  
Immobilientreuhänder (Immobilienmakler, Immobilienverwalter, Bauträger) 
Kontaktlinsenoptik 
Lebens- und Sozialberatung 
Steinmetzmeister einschließlich Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher 
Technische Büros1075  
Überlassung von Arbeitskräften 
 
Bei den restlichen – nicht von § 95 i. F. GewR-Nov.2002 erfassten – „sonstigen 
reglementierten Gewerben“ ergab sich die einzige echte inhaltliche Änderung in der 
neuen Gewerbeliste: das bisher gebundene Handelsgewerbe1076 und Handelsagen-
tengewerbe wurde nicht mehr in die Liste der reglementierten Gewerbe aufgenom-
                                                 
1072 § 139 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 2002 sprach von der Gewerbeberechtigung „für das Waffengewerbe“ 
und weist damit auf ein einheitliches Gewerbe hin. Das Gegenteil ergibt sich aus § 141 Abs. 1 i. F. 
GewR-Nov. 2002 (die „Erteilung einer Gewerbeberechtigung für die im § 139 Abs. 1 angeführten 
Waffengewerbe“), ebenso aus § 143 Abs. 1 sowie aus der geteilten Zuständigkeit für Waffenge-
werbe gemäß § 148 i. F. GewR-Nov. 2002. 
1073 Gegenstand dieses Gewerbes ist der Kleinhandel mit Giften, mit diagnostischen Präparaten, mit 
sterilisiertem Verbandmaterial und mit Arzneimitteln, sofern deren Abgabe auch außerhalb von 
Apotheken gestattet ist (vgl. § 104 i. F. GewR-Nov. 2002). 
1074 In dieses Gewerbe wurden die Aufbereitung (z. B. Lohnsterilisation von Medizinprodukten für 
Gesundheitseinrichtungen) sowie der Handel mit Medizinprodukten einbezogen. Andererseits sah 
§ 115 i. F. GewR-Nov. 2002 vor, dass der Handel mit bestimmten Medizinprodukten durch Ministe-
rialverordnung vom Vorbehaltsbereich dieses Gewerbes befreit werden konnte, wenn bei den betref-
fenden Medizinprodukten keine Auswirkungen auf die Gesundheit zu erwarten waren (wie z. B. bei 
Heftpflaster). Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 27 und 30. 
1075 Dieses Gewerbe wurde umbenannt in „Technische Büros – Ingenieurbüros (Beratende Ingenieu-
re)“. Die Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 27, beriefen sich hiefür insbesondere auf internatio-
nale Usancen. 
1076 Ein Befähigungsnachweis blieb jedoch erforderlich bei den bisherigen bewilligungspflichtigen Son-
derhandelsgewerben, somit beim Handel mit Waffen und Munition, beim Großhandel mit Arzneimit-
teln und Giften, beim Drogistengewerbe, bei der Kontaktlinsenoptik und den Immobilienmaklern. 
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men, es handelte sich deshalb ab 1. August 2002 um ein freies Gewerbe. Die Erläu-
terungen zur Regierungsvorlage feierten dies als „einen bedeutenden Liberalisie-
rungsschritt“, enthielten aber zugleich – offenbar zur Beruhigung der Interessenver-
tretung der Handelsgewerbetreibenden – folgenden Hinweis:1077 „Was die Erhaltung 
des erforderlichen Qualifikationsstandards betrifft, wird in diesem Zusammenhang 
auf Artikel IV verwiesen.“ Gemäß diesem Art. IV in BGBl. I Nr. 111/2002 wurde in § 4 
Abs. 3 des Neugründungs-Förderungsgesetzes (BGBl. I Nr. 106/1999) folgender 
Satz eingefügt: Betrifft die Neugründung ein freies Gewerbe, so hat die entsprechend 
dem vorhergehenden Satz zuständige gesetzliche Berufsvertretung auch zu bestä-
tigen, dass der Betriebsinhaber „über grundlegende unternehmerische Kenntnisse 
verfügt“.1078 Da diese Regelung jedoch keine Voraussetzung für die Anmeldung 
eines Handelsgewerbes bildete, sondern nur jene Personen betraf, welche dabei die 
Gebühren- und Abgabenbefreiungen des Neugründungs-Förderungsgesetzes in 
Anspruch nehmen wollten, kann darin kein Äquivalent für das vormalige Erfordernis 
eines Befähigungsnachweises beim Handelsgewerbe gesehen werden.  
 
Wie nach der GewR-Nov. 1997 waren die Versicherungsmakler und die Berater in 
Versicherungsangelegenheiten die einzigen verbundenen Gewerbe unter den nicht 
handwerksmäßigen reglementierten Gewerben. Die bisherigen „Molker und Käser“ 
wurden in „Milchtechnologie“ umbenannt. Beim Gewerbe der Kosmetik wurde in 
§ 109 Abs. 3 bis 5 i. F. GewR-Nov. 2002 eine lange strittig gewesene Frage in dem 
Sinne gelöst, dass das Piercen und Tätowieren dem Kosmetikergewerbe vorbehalten 
ist und damit einem Befähigungsnachweis1079 unterliegt.  
 
Insgesamt hatte die Zusammenfassung der reglementierten Gewerbe in einer Liste 
zur Folge, dass die Detail-Bestimmungen für die einzelnen Gewerbe (im Vergleich 
zur GewR-Nov. 1997) gänzlich neu nummeriert wurden, was das Auffinden dieser 
Spezialregelungen gerade für Außenstehende erheblich erschwerte. Da weiters rein 
aus Gründen der Optik (und damit zur „Vermarktung“ der Novelle in den Medien) die 
                                                 
1077 Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 26 f.  
1078 Dem Ministerratsvortrag zufolge sollten dabei für alle freien Gewerbe (als Voraussetzung für die 
Befreiung von bestimmten Gebühren) unternehmerische Kenntnisse verlangt werden, die eine über 
den Pflichtschulabschluss hinausgehende abgeschlossene Schulbildung oder die erfolgreiche Able-
gung einer Lehrabschlussprüfung voraussetzen.  
1079 Durch § 2 der Verordnung BGBl. II Nr. 139/2003 wurde ein spezifischer Befähigungsnachweis 
(Zugangsvoraussetzungen) für beide Tätigkeiten geregelt. Mit 1.1.2005 traten zwei gesonderte Prü-
fungsordnungen der Bundesinnung der Fußpfleger, Kosmetiker und Masseure für beide Tätigkeits-
bereiche in Kraft. 
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Zahl der Paragraphen der GewO verringert werden sollte, wurden die (bisher nach 
Gewerben getrennten und damit leichter auffindbaren) Bestimmungen für einen 
großen Teil der Handwerke in einem einzigen § 150 zusammengefasst – unter 23 
Absätzen.  
 
Die gemeinsame Liste der reglementierten Gewerbe gemäß § 94 i. F. GewR-Nov. 
2002 hat folgenden Wortlaut:  
 
  1. Arbeitsvermittlung 
  2. Augenoptik (Handwerk) 
  3. Bäcker (Handwerk) 
  4. Bandagisten; Orthopädietechnik; Miederwarenerzeugung (verbundenes Handwerk) 
  5. Baumeister, Brunnenmeister 
  6. Bestattung 
  7. Bodenleger (Handwerk) 
  8. Buchbinder; Etui- und Kassettenerzeugung; Kartonagewarenerzeugung (verbunde-
nes Handwerk) 
  9. Buchhaltung1080  
10. Chemische Laboratorien 
11. Dachdecker (Handwerk)  
12. Damenkleidermacher; Herrenkleidermacher; Wäschewarenerzeugung (verbunde-
nes Handwerk) 
13. Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger (Handwerk) 
14. Drogisten 
15. Drucker und Druckformenherstellung 
16. Elektrotechnik 
17. Erzeugung von kosmetischen Artikeln 
18. Erzeugung von pyrotechnischen Artikeln sowie von Zündmitteln und sonstigen 
Sprengmitteln, die nicht dem Schieß- und Sprengmittelgesetz unterliegen, und 
Handel mit diesen Erzeugnissen (Pyrotechnikunternehmen) 
19. Fleischer (Handwerk) 
20. Fotografen 
21. Fremdenführer 
22. Friseur und Perückenmacher (Stylist) (Handwerk) 
23. Fußpflege 
24. Gärtner; Blumenbinder (Floristen) (verbundenes Handwerk) 
25. Gas- und Sanitärtechnik 
26. Gastgewerbe 
27. Getreidemüller 
28. Glaser, Glasbeleger und Flachglasschleifer; Hohlglasschleifer und Hohlglasveredler; 
Glasbläser und Glasinstrumentenerzeugung (verbundenes Handwerk) 
29. Gold- und Silberschmiede; Gold-, Silber- und Metallschläger (verbundenes Hand-
werk) 
30. Hafner (Handwerk) 
                                                 
1080 Das erst durch die Novelle BGBl. I Nr. 59/1999 in der GewO eingeführte Gewerbe der „Buchhalter“ 
(nachdem diese Tätigkeit seit 1955 den Wirtschaftstreuhändern vorbehalten war) wurde durch das 
Bilanzbuchhaltungsgesetz, BGBl. I Nr. 161/2006, wieder aus der GewO eliminiert. Dieses Gesetz 
begründete die drei „Bilanzbuchhaltungsberufe“ der Bilanzbuchhalter, der Buchhalter und der Per-
sonalverrechner; es handelte sich dabei – nach der gesetzlichen Definition – weder um Gewerbe 
noch um freie Berufe. Dennoch blieben bereits erlangte Berechtigungen als gewerblicher Buchhalter 
unberührt (§ 98 Bilanzbuchhaltungsgesetz). 
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31. Heizungstechnik; Lüftungstechnik (verbundenes Handwerk) 
32. Herstellung von Arzneimitteln und Giften und Großhandel mit Arzneimitteln und 
Giften 
33. Herstellung und Aufbereitung von Medizinprodukten, soweit diese Tätigkeiten nicht 
unter ein anderes reglementiertes Gewerbe fallen und Handel mit Medizinprodukten 
34. Hörgeräteakustik (Handwerk) 
35. Immobilientreuhänder (Immobilienmakler, Immobilienverwalter, Bauträger) 
36. Inkassoinstitute 
37. Kälte- und Klimatechnik (Handwerk) 
38. Keramiker; Platten- und Fliesenleger (verbundenes Handwerk) 
39. Kommunikationselektronik (Handwerk) 
40. Konditoren (Zuckerbäcker) einschließlich der Lebzelter und der Kanditen-, Gefro-
renes- und Schokoladewarenerzeugung (Handwerk)  
41. Kontaktlinsenoptik 
42. Kosmetik (Schönheitspflege) 
43. Kraftfahrzeugtechnik; Karosseriebauer einschließlich Karosseriespengler und Ka-
rosserielackierer (verbundenes Handwerk) 
44. Kürschner; Säckler (Lederbekleidungserzeugung) (verbundenes Handwerk) 
45. Kunststoffverarbeitung (Handwerk) 
46. Lebens- und Sozialberatung 
47. Maler und Anstreicher; Lackierer; Vergolder und Staffierer; Schilderherstellung 
(verbundenes Handwerk) 
48. Massage 
49. Mechatroniker für Maschinen- und Fertigungstechnik; Mechatroniker für Elektronik, 
Büro- und EDV-Systemtechnik; Mechatroniker für Elektromaschinenbau und Auto-
matisierung; Mechatroniker für Medizingerätetechnik (verbundenes Handwerk) 
50. Milchtechnologie  
51. Oberflächentechnik; Metalldesign (verbundenes Handwerk)  
52. Orgelbauer; Harmonikamacher; Klaviermacher; Streich- und Saiteninstrumente-
erzeuger; Holzblasinstrumenteerzeuger; Blechblasinstrumenteerzeuger (verbun-
denes Handwerk)  
53. Orthopädieschuhmacher (Handwerk) 
54. Pflasterer (Handwerk) 
55. Rauchfangkehrer (Handwerk) 
56. Reisebüros 
57. Sattler einschließlich Fahrzeugsattler und Riemer; Ledergalanteriewarenerzeugung 
und Taschner (verbundenes Handwerk)  
58. Schädlingsbekämpfung (Handwerk) 
59. Schlosser; Schmiede; Landmaschinentechnik (verbundenes Handwerk)  
60. Schuhmacher (Handwerk)  
61. Sicherheitsfachkraft; Sicherheitstechnisches Zentrum 
62. Sicherheitsgewerbe (Berufsdetektive, Bewachungsgewerbe) 
63. Spediteure einschließlich der Transportagenten 
64. Spengler; Kupferschmiede (verbundenes Handwerk)  
65. Sprengungsunternehmen 
66. Steinmetzmeister einschließlich Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher 
67. Stukkateure und Trockenausbauer (Handwerk)  
68. Tapezierer und Dekorateure (Handwerk)  
69. Technische Büros – Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure) 
70. Textilreiniger (Chemischreiniger, Wäscher und Wäschebügler) (Handwerk)  
71. Tischler; Modellbauer; Bootbauer; Binder; Drechsler; Bildhauer (verbundenes Hand-
werk)  
72. Überlassung von Arbeitskräften 
73. Uhrmacher (Handwerk) 
74. Unternehmensberatung einschließlich der Unternehmensorganisation 
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75. Vermögensberatung (Beratung bei Aufbau und Erhalt von Vermögen und der Finan-
zierung unter Einschluss insbesondere der Vermittlung von Veranlagungen, Inves-
titionen, Personalkrediten, Hypothekarkrediten und Finanzierungen)1081  
76. Versicherungsagent1082  
77. Versicherungsmakler; Berater in Versicherungsangelegenheiten (verbundenes Ge-
werbe)1083  
78. Vulkaniseur  
79. Wärme-, Kälte-, Schall- und Branddämmer (Handwerk) 
80. Waffengewerbe (Büchsenmacher) einschließlich des Waffenhandels 
81. Zahntechniker (Handwerk) 
82. Zimmermeister 
 
Zur angekündigten Änderung der Struktur der Befähigungsnachweise und – im 
Zusammenhang damit – zum Entfall des Nachsichtsverfahrens vom Befähigungs-
nachweis führten die Erläuterungen zur Regierungsvorlage Folgendes aus:1084  
 
„Die Struktur des Befähigungsnachweissystems wird grundlegend geändert. Derzeit ist 
dem Anmeldungsverfahren, für das die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig ist, ein 
Nachsichtsverfahren beim Landeshauptmann vorgeschaltet, wenn der standardisierte 
Befähigungsnachweis nicht erbracht wird. (…) 
 
Mit der neuen Regelung wird das derzeitige System vereinfacht und flexibler gestaltet. 
Wenn der Bewerber durch die von ihm beigebrachten Unterlagen dokumentiert, dass er 
die fachliche Qualifikation besitzt (entweder gemäß § 18 im Wege eines generellen oder 
gemäß § 19 im Wege eines individuellen Nachweises der Befähigung), so ist der Befä-
higungsnachweis als erbracht anzusehen. Damit wird einerseits die Frage des Befähi-
gungsnachweises bei einer einzigen Behörde abgehandelt und andererseits das 
Rechtsinstitut der Nachsicht vom Befähigungsnachweis obsolet (…).“ 
 
Nach der bisherigen Rechtslage diente diese Nachsicht dem Zweck, qualifizierten 
Personen, die die Vorgaben der für das betreffende Gewerbe geltenden Befähi-
gungsnachweisverordnung nicht erfüllten, die Chance zum Nachweis ihrer tatsäch-
lichen Befähigung zur Ausübung des angestrebten Gewerbes zu eröffnen. Im Sinne 
der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes erhielt erst dadurch das System 
                                                 
1081 Artikel I Abschnitt 1 der Novelle BGBl. I Nr. 131/2004 übertrug die Umschreibung des Berechti-
gungsumfanges in einen neuen § 136a und erweiterte den Umfang zugleich um die Befugnis zur 
Vermittlung von Lebens- und Unfallversicherungen. Zur Abgrenzung gegenüber dem Bankwesen-
gesetz wurde der Gewerbewortlaut in „Gewerbliche Vermögensberatung“ geändert. 
1082 Zur innerstaatlichen Umsetzung der EG-Richtlinie 2002/92/EG über Versicherungsvermittlung 
wurden durch Art. I Abschnitt 1 von BGBl. I Nr. 131/2004 die gewerberechtlichen Bestimmungen 
betreffend den Abschluss von Versicherungsverträgen völlig neu gestaltet. Dabei wurden die bisher 
selbständigen Gewerbe der Versicherungsagenten und der „Versicherungsmakler; Berater in Ver-
sicherungsangelegenheiten“ zu einem Gewerbe „Versicherungsvermittlung (Versicherungsagent, 
Versicherungsmakler und Beratung in Versicherungsangelegenheiten“ zusammengefasst (§ 94 Z. 76 
i. F. BGBl. I Nr. 131/2004). Eine gesonderte Anmeldung bzw. Ausübung der bisherigen Teilbereiche 
war allerdings weiterhin möglich. 
1083 Die bisherige Z. 77 entfiel infolge der Zusammenfassung der Versicherungsvermittlungstätigkeiten 
durch BGBl. I Nr. 131/2004. 
1084 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 17.  
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der Befähigungsnachweise die „notwendige Elastizität“ (gleichwertige Ausbildungs-
alternativen zum standardisierten Befähigungsnachweis waren zu berücksichtigen). 
§ 28 i. F. GewR-Nov. 1992 sah dabei zwei Varianten der Nachsicht vor: Im Falle der 
„vollen Befähigung“ (wenn der Nachsichtswerber „die für die Gewerbeausübung 
erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt“) waren – abgesehen 
vom Nichtvorliegen von Ausschlussgründen – keine weiteren Voraussetzungen 
erforderlich; im Falle einer bloß „hinreichenden tatsächlichen Befähigung“ (somit bei 
einer abgeschwächten Form der Befähigung) musste zusätzlich ein Ausnahmegrund 
in einer der beiden gesetzlich vorgesehenen Varianten vorliegen. 
 
Durch die GewR-Nov. 2002 traten an die Stelle des bisherigen Begriffspaares 
vorgeschriebener Befähigungsnachweis – Nachsicht vom Befähigungsnachweis nun-
mehr die Begriffe „genereller Befähigungsnachweis“ (§ 18 i. F. GewR-Nov. 2002)1085 
und „individueller Befähigungsnachweis“ (§ 19 i. F. GewR-Nov. 2002). Letzterer stellt 
die Nachfolgeregelung für die bisherige Nachsicht dar und somit die im Sinne der 
VfGH-Judikatur zwingend erforderliche ergänzende Variante zum standardisierten 
Befähigungsnachweis. Im Unterschied zum durch Verordnung geregelten generellen 
Befähigungsnachweis wird die „individuelle Befähigung“ durch einen Individualakt der 
Behörde (anlässlich der konkreten Gewerbeanmeldung bzw. Geschäftsführerbestel-
lung) im Einzelfall festgestellt. Dabei sind gemäß § 19 i. F. GewR-Nov. 2002 „die für 
die jeweilige Gewerbeausübung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfah-
rungen“ nachzuweisen. Diese Formulierung ist insoweit wortgleich mit jener, die § 28 
Abs. 1 Z. 1 i. F. GewR-Nov. 1992 für die volle Befähigung gebrauchte. Auf Grund 
sonstiger Nachweise kann die Befähigung somit nur insofern belegt werden, als die 
vom Antragsteller absolvierte Ausbildung das Ausbildungsziel in gleicher Weise ver-
wirklicht wie jene in den Vorschriften über den Befähigungsnachweis gemäß § 18 
i. F. GewR-Nov. 2002.1086 Eine Nachfolgebestimmung für die gemäß § 28 Abs. 1 Z. 2 
i. F. GewR-Nov. 1992 seinerzeit bestehende Möglichkeit einer Nachsichtserteilung 
bei bloß hinreichender tatsächlicher Befähigung existiert somit nicht (was in formal-
juristischer Sicht eine Erschwerung der Zugangsvoraussetzungen darstellt). 
                                                 
1085 Während der Begriff „individueller Befähigungsnachweis“ vom Gesetzgeber selbst in der Über-
schrift vor § 19 verwendet wurde, schien der Begriff „genereller Befähigungsnachweis“ nur in den 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage auf. Der Gesetzestext sprach (wie bisher) schlechthin vom 
„Befähigungsnachweis“, wenn der durch Verordnungen standardisierte Nachweis gemeint war, bzw. 
von den „Zugangsvoraussetzungen zum betreffenden Gewerbe (…) im Hinblick auf die hiefür erfor-
derliche fachliche Befähigung“.  
1086 Vgl. Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofs vom 6.4.2005, Zl. 2004/04/0047.  
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Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage betonten, dass die Neuregelung es der 
Behörde schon bei der Gewerbeanmeldung ermöglichte, die individuelle Befähigung 
des Anmelders zu überprüfen, wobei durch „die hohe Anzahl der Nachsichtsverfah-
ren, die damit wegfallen“, eine „tiefgreifende Verwaltungsvereinfachung und Dere-
gulierung verbunden“ wäre.1087 Dabei wurde allerdings verkannt, dass die neue 
Regelung in gleicher Weise wie die seinerzeitige Nachsicht eine Prüfung des Vor-
liegens der erforderlichen Kenntnisse voraussetzt; im Kern wurde nur – unter Verfah-
renskonzentration – die Behördenzuständigkeit vom Landeshauptmann zur Bezirks-
verwaltungsbehörde verschoben. Die Aufgabenstellung selbst blieb aber erhalten. 
Vergleichbar mit der seinerzeitigen Nachsicht ergibt sich weiters aus § 340 Abs. 1 
letzter Halbsatz i. F. GewR-Nov. 2002, dass die Gewerbeausübung erst mit rechts-
kräftiger Feststellung über das Vorliegen der individuellen Befähigung zulässig 
ist.1088 Hingegen entfiel die Bestimmung über das seinerzeitige fakultative Begutach-
tungsrecht der zuständigen Gliederung der Landeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft bei Prüfung des Befähigungsnachweises (§§ 340 Abs. 2 bzw. 346 Abs. 3 i. F. 
GewR-Nov. 1997).1089 
 
Die Zusammenfassung aller Gewerbe mit Befähigungsnachweis in einer Einheitsliste 
der reglementierten Gewerbe (wobei allerdings weiterhin die Handwerke und die 
„sonstigen reglementierten Gewerbe“ unterschieden wurden) hatte Auswirkungen auf 
die gesetzliche Regelung des durch Verordnung festzulegenden (generellen) Befähi-
gungsnachweises. Während die Befähigungsnachweise bisher gesondert für Hand-
werke (§§ 18 bis 21 i. F. GewR-Nov. 1997) und für gebundene Gewerbe (§ 22 i. F. 
GewR-Nov. 1997) geregelt wurden, besteht nunmehr im § 18 i. F. GewR-Nov. 2002 
eine einheitliche Bestimmung für den sogenannten generellen Befähigungsnachweis 
                                                 
1087 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 20.  
1088 Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 19.  
1089 Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage betonten jedoch, dass es der Behörde auch in Hinkunft 
unbenommen bleibe, ein derartiges Gutachten einzuholen, da sie bereits auf Grund des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes nach freier Überzeugung zu beurteilen habe, ob eine Tatsache als 
erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 34. Umso mehr 
verwundert die Behauptung an anderer Stelle (vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 19), dass 
im Falle der Vorlage eines positiven Gutachtens der zuständigen Kammerorganisation „nur die 
Schlüssigkeit des Gutachtens und die Vollständigkeit der hiefür herangezogenen Unterlagen und 
Belege zu prüfen“ wäre; für diese Beschränkung der freien Beweiswürdigung der Behörde fehlt die 
gesetzliche Grundlage. – Hinsichtlich der Problematik der Neuregelung im nunmehrigen § 19 in ver-
fahrensrechtlicher Hinsicht kann auf die Ausführungen bei Feltl, Entwicklung der Befähigungsnach-
weise, S. 114-120, hingewiesen werden. 
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bei allen reglementierten Gewerben. Aus dieser ergibt sich, welche Belege für diesen 
Nachweis der Befähigung grundsätzlich in Betracht kommen;1090 die konkrete Art des 
Befähigungsnachweises für das einzelne Gewerbe ist sodann durch Verordnung des 
Bundesministers festzulegen.1091 Neben der grundsätzlichen Bestimmung im § 18 
i. F. GewR-Nov. 2002 existieren allerdings Sonderbestimmungen in den §§ 20 und 
21 i. F. GewR-Nov. 2002 für den Fall der Meisterprüfung bei Handwerken sowie im 
§ 22 i. F. GewR-Nov. 2002 für eine (in einer entsprechenden Verordnung allenfalls 
vorgesehene) Befähigungsprüfung bei sonstigen reglementierten Gewerben.  
 
Bei Handwerken bildet die Meisterprüfung „einen Zugangsweg zum Handwerk“ (§ 20 
Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 2002). Bereits seit der GewR-Nov. 1992 bestand aber die 
Möglichkeit, alternativ zur Meisterprüfung die Befähigung durch Absolvierung ein-
schlägiger berufsbildender Schulen oder Studienrichtungen in Kombination mit fach-
licher Tätigkeit nachzuweisen. Entsprechende Regelungen hiezu enthalten nunmehr 
je nach Art des Handwerks die einzelnen Befähigungsnachweisverordnungen.1092 
Die bisherigen Zulassungsvoraussetzungen zur Meisterprüfung entfielen;1093 erfor-
derlich ist nur mehr die Eigenberechtigung1094 (dies gilt auch für die sonstigen regle-
mentierten Gewerbe). Die Meisterprüfung besteht nunmehr aus insgesamt fünf „Mo-
dulen“: Das Modul 1 stellt die fachlich-praktische Prüfung dar; in deren Teil A sind die 
„handwerklich-fachlichen Fertigkeiten auf Lehrabschlussniveau“ nachzuweisen,1095 
im Teil B die für die Unternehmensführung erforderlichen fachlich-praktischen Kennt-
nisse. Das Modul 2 besteht aus einer fachlich-mündlichen Prüfung; dabei ist im Teil A 
anhand eines berufstypischen Beispiels die „Professionalität im fachorientierten 
                                                 
1090 Dabei wurden in § 18 Abs. 2 Z. 1 bis 8 i. F. GewR-Nov. 2002 zunächst die bisher für Handwerke 
(in § 18 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 1997) und für gebundene Gewerbe (in § 22 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 
1997) angeführten Nachweis-Varianten zusammengefasst.  
1091 Die auf dieser Grundlage ergangenen Verordnungen BGBl. II Nr. 26/2003 bis 102/2003, BGBl. II 
Nr. 127/2003 bis 130/2003 sowie BGBl. II Nr. 139/2003 und 140/2003 bezeichneten sich allerdings 
als Regelungen der „Zugangsvoraussetzungen“ beim einzelnen Gewerbe. 
1092 Gemäß § 18 Abs. 6 i. F. GewR-Nov. 2002 hat der Wirtschaftsminister überdies im Einzelfall (somit 
durch Bescheid) zu bestimmen, ob und inwieweit durch ein Zeugnis einer ausländischen Bildungs-
einrichtung (Universität, Schule, Lehrgang) die für die Ausübung eines reglementierten Gewerbes 
erforderlichen fachlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten erworben wurden.  
1093 Bei den Handwerken Augenoptik, Bandagisten, Orthopädietechnik und Miederwarenerzeugung, 
Hörgeräteakustik, Orthopädieschuhmacher und Zahntechniker verlangen allerdings die Befähigungs-
nachweisverordnungen aus 2003 nunmehr anstelle der bisherigen Zulassungsbedingungen zusätz-
lich zur Meisterprüfung die Absolvierung der einschlägigen Lehrabschlussprüfung und einer ein- 
bzw. zweijährigen fachlichen Tätigkeit als Bestandteil des eigentlichen Befähigungsnachweises.  
1094 Diese tritt mit Vollendung des 18. Lebensjahres ein.  
1095 Dementsprechend ersetzt eine bestandene einschlägige Lehrabschlussprüfung diesen Teil der 
Meisterprüfung. Damit wurde allerdings das praktisch-handwerkliche Niveau der Meisterprüfung 
gegenüber der früheren Rechtslage (die eine „meisterliche“ Ausübung verlangte) gesenkt. 
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Bereich“ zu beweisen,1096 im Teil B sind Kenntnisse im Management, Qualitätsma-
nagement und Sicherheitsmanagement darzutun. Das Modul 3 besteht aus einer 
fachlich-theoretischen schriftlichen Prüfung zum Nachweis der fachkundlichen, pla-
nerischen, rechnerischen und kalkulatorischen Kenntnisse „auf fachlich höherem 
Niveau“. Das Modul 4 besteht aus der Ausbilderprüfung (zum Nachweis der Befähi-
gung für das Ausbilden von Lehrlingen).1097 Das Modul 5 der Meisterprüfung bildet 
die Unternehmerprüfung; bereits die GewR-Nov. 1992 hatte den vormaligen kauf-
männisch-rechtskundlichen Teil von Meisterprüfungen und von Befähigungsprüfun-
gen für gebundene Gewerbe zur einheitlichen Unternehmerprüfung umgestaltet.1098  
 
Auch bei den sonstigen reglementierten Gewerben (entsprechend den vormaligen 
gebundenen Gewerben) ist die Ablegung einer Befähigungsprüfung eine der mög-
lichen Varianten des Befähigungsnachweises, die der Bundesminister in der Verord-
nung für das betreffende Gewerbe festlegen kann. § 22 i. F. GewR-Nov. 2002 
enthielt jedoch keine näheren Bestimmungen über den Inhalt dieser Prüfung. Erst 
§ 22 Abs. 2 i. F. Art. I Abschnitt 3 von BGBl. I Nr. 131/2004 bestimmte, dass die 
Ausbilderprüfung auch in diese Prüfung einzubeziehen ist; ausgenommen sind jene 
Gewerbe, für die kein entsprechender Lehrberuf vorgesehen ist.1099  
 
Eine wesentliche Änderung stellt hingegen dar, dass die Regelung des Prüfungs-
stoffs bei Meisterprüfungen sowie bei Befähigungsprüfungen von sonstigen regle-
mentierten Gewerben nunmehr der in Betracht kommenden Kammergliederung über-
antwortet wurde. Denn gemäß § 21 Abs. 4 i. F. GewR-Nov. 2002 hat die zuständige 
Fachorganisation der Wirtschaftskammer Österreich (in Betracht kommen die zustän-
digen Fachverbände im Bereich der Bundeswirtschaftskammer) den Stoff der 
jeweiligen Meisterprüfung sowie den Stoff von Zusatzprüfungen (für die verbundenen 
Handwerke), darüber hinaus den Entfall einzelner Prüfungsmodule (oder von deren 
Teilen) im Fall einer bestandenen einschlägigen Lehrabschlussprüfung, durch 
                                                 
1096 Auch dieser Teil A entfällt im Falle einer einschlägigen Lehrabschlussprüfung.  
1097 Die Ausbilderprüfung entfällt im Falle der Absolvierung einer nach dem Berufsausbildungsgesetz 
gleichzuhaltenden Prüfung, eines Ausbilderkurses oder einer diesem gleichwertigen Ausbildung 
(§ 20 Abs. 8 GewO i. F. Art. I Abschnitt 3 von BGBl. I Nr. 131/2004).  
1098 Gemäß § 23 Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 2002 entfällt die Unternehmerprüfung bei Nachweis einer 
Ausbildung, durch die unternehmerische Kenntnisse in vergleichbarem Umfang vermittelt wurden, 
weiters im Falle der Ablegung einer Lehrabschlussprüfung in einem kaufmännischen Lehrberuf oder 
einer sonstigen Prüfung mit vergleichbarem Prüfungsstoff, schließlich bei Nachweis einer dreijähri-
gen Tätigkeit als Selbständiger oder in kaufmännisch leitender Stellung. 
1099 Darüber hinaus entfällt die Ausbilderprüfung hier gleichfalls in jenen Fällen, für die bei den Hand-
werken (vgl. § 20 Abs. 8) ihr Entfall vorgesehen ist.  
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Verordnung festzulegen.1100 Im Falle der Zuständigkeit mehrerer Fachorganisationen 
ist die Verordnung von der Wirtschaftskammer Österreich (als Dachorganisation) zu 
erlassen. In gleicher Weise hat die zuständige Fachorganisation bei sonstigen 
reglementierten Gewerben (falls die Befähigung durch eine Prüfung nachzuweisen 
ist) den Prüfungsstoff und die in Betracht kommenden Ausbildungen und Prüfungen 
festzulegen, bei deren Absolvierung Teile der Befähigungsprüfung entfallen (§ 22 
Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 2002).  
 
Es existiert somit seither für die Befähigungsnachweise ein zweistufiger Regelungs-
modus. Zunächst ergibt sich aus der Verordnung des Bundesministers auf Basis von 
§ 18 i. F. GewR-Nov. 2002, in welcher Weise der Befähigungsnachweis für das 
betreffende Gewerbe allgemein erbracht werden kann. Dabei ist für Handwerke 
bereits gesetzlich festgelegt, dass die Meisterprüfung1101 eine Nachweisvariante dar-
stellt. Bei den sonstigen reglementierten Gewerben ergibt sich erst aus der jeweiligen 
Befähigungsnachweisverordnung des Bundesministers, ob eine Befähigungsprüfung 
(neben anderen Varianten) vorgesehen ist. Der Prüfungsstoff und allfällige Ersatz-
möglichkeiten sind dann aber durch Verordnung der Fachorganisation zu bestim-
men.1102 In weiterer Folge wurden sodann Prüfungsordnungen durch die einzelnen 
Organisationseinheiten (die Fachverbände oder die Wirtschaftskammer Österreich 
selbst) erlassen; diese wurden bei Handwerken als Meisterprüfungsordnungen 
bezeichnet, bei den sonstigen reglementierten Gewerben als Prüfungsordnungen 
bzw. auch als Befähigungsprüfungsordnung oder Prüfungsstoffverordnung. In jenen 
Fällen, in denen bereits durch die GewR-Nov. 1997 mehrere Gewerbe unter einem 
Oberbegriff zusammengefasst worden waren (wie bei Immobilienmaklern, Sicher-
heitsgewerben, Vermögensberatung), ergingen für die einzelnen Bereiche geson-
derte Prüfungsordnungen.  
 
Dies bedeutet aber, dass nunmehr nicht nur die Abhaltung der Meisterprüfungen und 
sonstigen Befähigungsprüfungen bei den Meisterprüfungsstellen der Landeskam-
                                                 
1100 Gemäß § 21 Abs. 5 i. F. Art. I Abschnitt 3 von BGBl. I Nr. 131/2004 können nach Maßgabe dieser 
Meisterprüfungsordnungen auch andere Ausbildungen und Prüfungen (als die Lehrabschlussprü-
fung) den Teil A von Modul 1 oder Modul 2 oder das Modul 3 ersetzen.  
1101 Nach den Intentionen des Gesetzgebers ist die Meisterprüfung der „vorrangige Zugang zum Hand-
werk“. Vgl. Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 19.  
1102 Erst durch § 22a i. F. der Novelle BGBl. I Nr. 48/2003 wurde festgelegt, dass die entsprechenden 
Verordnungen der Wirtschaftskammer bzw. ihrer Fachorganisationen unter der Internetadresse der 
jeweiligen Körperschaft zu verlautbaren sind. 
315 
mern der gewerblichen Wirtschaft konzentriert war,1103 sondern den gewerblichen 
Interessenvertretungen auch die Festlegung des Prüfungsinhalts sowie allfälliger 
(genereller) Befreiungsmöglichkeiten von Prüfungsteilen überlassen wurde.1104 Die 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage führten zur Begründung an, damit sollte „eine 
den jeweiligen beruflichen Erfordernissen entsprechende Gestaltung des Prüfungs-
stoffes erreicht werden; diese kann seitens der zuständigen Fachorganisation der 
Wirtschaftskammer Österreich am besten beurteilt werden“.1105 Inhaltlich stellte dies 
einen Rückgriff auf die Rechtslage nach der GewO-Nov. 1935 dar: Gemäß § 19 der 
damaligen Meisterprüfungsverordnung, BGBl. 246/1937, waren von jeder Innung für 
die in ihren Wirkungsbereich fallenden Gewerbe in einer Meisterprüfungsordnung 
nähere Vorschriften über den fachlichen Inhalt der Meisterprüfung zu erlassen. Die 
GewO 1973 übertrug hingegen aus verfassungsrechtlichen Überlegungen die dies-
bezügliche Verordnungskompetenz von den Innungen auf den Bundesminister.1106 
Mit diesen verfassungsrechtlichen Bedenken setzten sich die Gesetzesmaterialien 
für die GewR-Nov. 2002 nicht auseinander, weil es offenbar darum ging, den 
Einflussbereich der gesetzlichen Interessenvertretung der Gewerbetreibenden zu 
erweitern.  
 
Bedeutenden Einfluss auf den Inhalt des originären österreichischen Befähigungs-
nachweissystems erlangten nunmehr auch die EG-Richtlinien. Bereits durch die 
GewR-Nov. 1992 war ein duales Nachweissystem entstanden. Neben dem auto-
nomen inländischen System, dessen Kern der materielle Nachweis der Befähigung 
durch Prüfungen oder diesen gleichgestellte schulische Ausbildungen bildete, 
bestanden (mit Wirksamkeit bereits ab 1. Jänner 1994, dem EWR-Beitritt Öster-
reichs) die EWR-Anpassungsbestimmungen. Diese dienten insbesondere der inner-
staatlichen Umsetzung der sogenannten Übergangsrichtlinien der EG (seinerzeit 
EWG), wonach die in einem anderen Mitgliedstaat während einer bestimmten Dauer 
                                                 
1103 Vgl. § 350 i. F. GewR-Nov. 2002. Auf Grund der GewR-Nov. 1992 waren hingegen die Befähi-
gungsprüfungen für bewilligungspflichtige Gewerbe (sowie für die vier nicht bewilligungspflichtigen 
gebundenen Gewerbe, die bis zu dieser Novelle konzessioniert werden) vor einer vom Landeshaupt-
mann zu bestellenden Kommission abzulegen. Nur für die übrigen gebundenen Gewerbe und die 
Handwerke waren die Prüfungen vor Prüfungsstellen bei den Landeskammern der gewerblichen 
Wirtschaft abzulegen.  
1104 Rein formal wurde diese Übertragung erst durch § 337 Abs. 2 i. F. der Novelle BGBl. I Nr. 8/2010 
insoweit etwas entschärft, als festgelegt wurde, dass die Wirtschaftskammer und deren Fachorga-
nisationen bei Erlassung der entsprechenden Verordnungen an die Weisungen des Wirtschafts-
ministers gebunden sind. 
1105 Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 19.  
1106 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 126.  
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ausgeübte Tätigkeit als Selbständiger oder als Betriebsleiter bzw. in leitender 
Stellung (je nach Umständen in Kombination mit einer unselbständigen Berufs-
ausübung oder einer einschlägigen Ausbildung) zur inländischen Gewerbeausübung 
berechtigte. Die Regelungen der vormaligen Übergangsrichtlinien über die Aner-
kennung der Berufserfahrung wurden sodann durch Artikel 4 der Richtlinie 
1999/42/EG zusammengefasst;1107 sie erstreckten sich auf insgesamt 94 Gewerbe 
(bzw. einzelne Gewerbeteile) der 119 reglementierten Gewerbe im Katalog des § 94 
i. F. GewR-Nov. 2002.1108 Für die Versicherungsvermittlung erging in der Folge die 
RL 2002/92/EG; sie führte ein allgemeines Anerkennungssystem, basierend auf der 
Eintragung in ein Register im Herkunftsmitgliedstaat, ein.1109  
 
Mit Erkenntnis vom 9. Dezember 1999, Slg. 15.683/1999, hob der Verfassungsge-
richtshof das Wort „anderen“ in § 373c Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 1997 als verfassungs-
widrig auf.1110 Begründet wurde dies damit, dass für eine Differenzierung zwischen 
einer einschlägigen fachlichen Tätigkeit im Aus- bzw. Inland keine sachliche Recht-
fertigung bestehe.1111 Die GewR-Nov. 2002 erweiterte deshalb die Regelung des 
(generellen) Befähigungsnachweises im neuen § 18 insofern, als eine Tätigkeit, die 
ihrer Art nach den Voraussetzungen der EG-Richtlinien und damit auch der auf 
§ 373c Abs. 2 GewO basierenden Umsetzungsverordnung entsprach, gleichfalls als 
Nachweis der Befähigung ausreichte, unabhängig davon, ob die Berufserfahrung in 
einem anderen EU-/EWR-Vertragsstaat oder im Inland erworben wurde. Der Katalog 
der Befähigungsnachweis-Varianten wurde somit in § 18 Abs. 2 Z. 9 bis 11 i. F. 
GewR-Nov. 2002 erweitert um Tätigkeiten in leitender Stellung, als Betriebsleiter und 
als Selbständiger.1112 Der durch § 373c GewO (und die darauf beruhende Verord-
nung) transformierte Inhalt der EG-Richtlinien war demnach auch in den Befähi-
gungsnachweisverordnungen für die einzelnen reglementierten Gewerbe (und zwar 
                                                 
1107 Erhalten blieb aber die RL 74/556/EWG betreffend den Handel mit Giften.  
1108 Auf den restlichen Bereich waren die Diplomanerkennungs-Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG 
sowie die Architektur-Richtlinie 85/384/EWG (für die Planung von Hochbauten) anzuwenden. Nicht 
erfasst waren auf Grund eines österreichischen Vorbehalts zum EG- bzw. EWR-Vertrag das Rauch-
fangkehrerhandwerk sowie das Waffengewerbe hinsichtlich militärischer Waffen.  
1109 In Österreich umgesetzt wurde die Regelung durch § 137b Abs. 7 GewO i.F. BGBl. I Nr. 131/2004.  
1110 Diese Bestimmung diente der innerstaatlichen Umsetzung der Anerkennungsregeln der EWG-
Übergangsrichtlinien und bezog sich dabei (nur) auf einschlägige fachliche Tätigkeiten in einem 
anderen EWR-Mitgliedstaat.  
1111 Dem VfGH zufolge bilde der Umstand, dass gemeinschaftsrechtliches Richtlinienrecht umgesetzt 
werden solle, für sich allein keinen ausreichenden Rechtfertigungsgrund für eine durch die Art der 
Umsetzung bewirkte Differenzierung.  
1112 Ausgehend davon konnte die Umsetzungsbestimmung für das EG-Recht im § 373c i. F. GewR-
Nov. 2002 wieder auf entsprechende Tätigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat beschränkt werden.  
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auch für Handwerke als Alternative zur Meisterprüfung) zu berücksichtigen. Damit 
fanden von ihrem Inhalt her die Regelungen der Übergangsrichtlinien bzw. nunmehr 
des Art. 4 der RL 1999/42/EG unmittelbar Eingang in die rein innerstaatlichen öster-
reichischen Befähigungsnachweise.  
 
Praktische Bedeutung für den Inlandsbereich erlangten diese übernommenen 
Standards des EG-Rechts im Zusammenhang mit der seit der GewR-Nov.1997 
bestehenden (sogenannten) vollen Supplierungsmöglichkeit. Danach hat der 
Gewerbeanmelder einen Geschäftsführer mit Befähigungsnachweis zu bestellen, 
wenn er selbst diesen Nachweis nicht erbringen kann (nunmehr § 16 Abs. 1 zweiter 
Satz i. F. GewR-Nov. 2002). Diese Bestimmung ermöglicht es dem Anmelder – als 
Selbständigem – auf längere Sicht (nach Maßgabe der RL 1999/42/EG war bei der 
überwiegenden Zahl der reglementierten Gewerbe eine sechsjährige Tätigkeit in 
dieser Funktion erforderlich), auch im Inland den sonst in Form einer Befähigungs-
prüfung vorgesehenen Nachweis zu umgehen (eines befähigten Geschäftsführers 
bedürfte er nach Ablauf dieser Zeit nicht mehr). Eine gleichartige Möglichkeit zur 
Umgehung des inländischen Prüfungsnachweises besteht im Falle der Gründung 
einer Gesellschaft m.b.H. (zunächst mit einem befähigten Geschäftsführer), wenn der 
Unternehmer hier als Betriebsleiter (Leiter des Unternehmens) fungiert.  
 
Die Bestimmungen der GewO über die Anerkennung von in anderen Mitgliedstaaten 
der EU bzw. des EWR erworbene Qualifikationen (sogenannte EWR-Anpassungs-
bestimmungen) wurden durch die GewR-Nov. 2002 auf Schweizer Staatsangehörige 
ausgedehnt (§ 373a Abs. 2); diese waren hinsichtlich des Niederlassungsrechts1113 
auf Grund eines Freizügigkeitsabkommens mit der EU den Unionsbürgern gleichge-
stellt. Weiters wurden allgemein die Regelungen über die Anerkennung der Berufs-
ausübung in einem anderen Mitgliedstaat1114 in Anlehnung an den Wortlaut der nun-
mehrigen RL 1999/42/EG neu gefasst (§ 373c i. F. GewR-Nov. 2002). Darüber 
hinaus hatte Art. 3 der RL 1999/42/EG für Angehörige von Mitgliedstaaten, die im 
Anwendungsbereich der seinerzeitigen Übergangsrichtlinien die Voraussetzungen 
der mehrjährigen Berufsausübung nicht erfüllten, jedoch über inhaltliche Qualifika-
tionsnachweise verfügten, einen Anspruch auf Anerkennung von in anderen Mitglied-
                                                 
1113 Hinsichtlich der Erbringung von Dienstleistungen in Österreich waren sie auf 90 Arbeitstage pro 
Kalenderjahr beschränkt.  
1114 Bei gleichzeitiger Übertragung der Zuständigkeit vom Landeshauptmann auf den Bundesminister.  
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staaten erworbenen Diplomen und sonstigen Befähigungsnachweisen geschaffen. 
Zur Umsetzung dieser Vorgaben regelte § 373c Abs. 6 bis 8 i. F. GewR-Nov. 2002 
für diesen Bereich zusätzlich die Gleichhaltung von ausländischen Diplomen. Dabei 
waren die im EU-(EWR-)Ausland erworbenen Kenntnisse mit den im inländischen 
Befähigungsnachweis vorgeschriebenen Kenntnissen zu vergleichen. Schließlich 
wurden im § 373d i. F. GewR-Nov. 2002 die Regelungen der beiden Diplomanerken-
nungsrichtlinien (für den nicht von den Übergangsrichtlinien erfassten Bereich der 
reglementierten Gewerbe) stärker dem EG-Rechtsbestand angeglichen. 
 
Erhebliche Veränderungen bewirkte die GewR-Nov. 2002 bei den Gewerbeaus-
schlussgründen. Die Eröffnung eines Konkurses über das Vermögen des Antrag-
stellers (oder einer Gesellschaft) bildet nunmehr gemäß § 13 Abs. 3 i. F. GewR-Nov. 
2002 keinen Ausschlussgrund mehr.1115 Beibehalten wurde nur die Konkursabwei-
sung mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens hinreichenden 
Vermögens als Ausschlussgrund.1116 Dieser Ausschlussgrund ist allerdings nur für 
jenen Zeitraum wirksam, in dem in der Insolvenzdatei Einsicht in den Insolvenzfall 
gewährt wird; den Erläuterungen zufolge beträgt dieser Zeitraum drei Jahre. Ande-
rerseits bildet aber (um Missbräuche hintan zu halten) eine gerichtliche Verurteilung 
wegen Kridadelikten (betrügerische Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünsti-
gung eines Gläubigers, grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen) 
gemäß § 13 Abs. 1 i. F. GewR-Nov. 2002 nunmehr auch dann einen persönlichen 







                                                 
1115 Die Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 15, argumentierten, dass die Entfaltung wirtschaftlicher 
Aktivitäten auf selbständiger Basis in einer Marktwirtschaft unvermeidlich mit einem Risiko verbun-
den wäre; in der mündlichen Argumentation wurde das Schlagwort vom „redlichen Scheitern“ strapa-
ziert. Weiters wurde in den Erläuterungen ebd. folgende Ansicht vertreten: „Will der Betreffende eine 
kapitalintensivere Tätigkeit aufnehmen und benötigt er einen Kredit, muss er einen Kreditgeber aus-
findig machen, der ihm die nötige Bonität zuerkennt. Wird ihm der Kredit gewährt, muss der Kandidat 
in der Regel eine strenge Prüfung seiner Kreditwürdigkeit bestehen, zu deren Durchführung Kredit-
institute besser geeignet sind als Verwaltungsbehörden.“  
1116 Damit sollte ein Anreiz geschaffen werden, das Unternehmen nicht so lange weiterzuführen, bis 
das Vermögen nicht einmal mehr ausreicht, um die Kosten des Konkursverfahrens zu decken. Vgl. 
Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 16. 
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9. Die GewO-Novelle 2008 (Umsetzung der EG-Richtlinie 2005/36/EG) 
 
Nach den vorangegangenen Änderungen im Gewerbesystem in Fünfjahres-Inter-
vallen (durch die Novellen 1992, 1997 und 2002) hatte die GewO-Nov. 2008, BGBl. I 
Nr. 42/2008, nur geringfügige Auswirkungen auf die Zugangsvoraussetzungen zur 
Gewerbeausübung. Im Wesentlichen bildet der Rechtsbestand nach der GewR-Nov. 
2002 den vorläufigen Endpunkt dieser Entwicklung.1117 Schwerpunkt der GewO-Nov. 
2008 waren vielmehr die innerstaatliche Umsetzung der EG-Richtlinie 2005/60/EG 
zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung (durch §§ 365m 
bis 365z i. F. GewO-Nov. 2008) sowie der EG-Richtlinie 2005/36/EG über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen (durch die neue Fassung von §§ 373a bis 373i 
GewO). Hinsichtlich der originär inländischen Zugangsvoraussetzungen wurden nur 
einzelne Bestimmungen der GewO novelliert. Dabei wurden drei bisherige „sonstige 
reglementierte Gewerbe“ als Handwerke (mit Meisterprüfung) eingestuft: die als 
„Berufsfotografen“ umbenannten Fotografen (§ 94 Z. 20), die Getreidemüller (§ 94 
Z. 27) und die Milchtechnologie (§ 94 Z. 50).1118 Weiters wurde die Herstellung und 
Aufbereitung von Medizinprodukten sowie der Handel damit um deren Vermietung 
erweitert (§ 94 Z. 33).1119 Umbenannt wurden die verbundenen Handwerke gemäß 
§ 94 Z. 59 (Schlosser, Schmiede, Landmaschinentechnik) in „Metalltechnik für 
Metall- und Maschinenbau; Metalltechnik für Schmiede und Fahrzeugbau; Metall-
technik für Land- und Baumaschinen“.1120 Lediglich verkürzt wurde der Gewerbe-
wortlaut gemäß § 94 Z. 69 auf „Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure)“.1121  
 
                                                 
1117 Allerdings fanden weiterhin Änderungen der GewO in umfänglich kleineren Teilbereichen statt 
durch Art. 11 von BGBl. I Nr. 68/2008 (Feilbietungsrechtsänderungsgesetz), Art. 1 von BGBl. I Nr. 
8/2010 (betreffend Aufgaben von Wirtschaftskammern und deren Fachorganisationen), Art. 9 von 
BGBl. I Nr. 29/2010 (Insolvenzrechtsänderungsgesetz) und Art. 59 von BGBl. I Nr. 58/2010 (Insol-
venzrechtsänderungs-Begleitgesetz), weiters Art. I von BGBl. I Nr. 39/2010 (betreffend Novellierung 
der Bestimmungen gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung) sowie BGBl. I Nr. 66/2010 
(betreffend u. a. den Betrieb von Gastgärten und das Rauchfangkehrerhandwerk).  
1118 Die Erläuterungen im Ausschussbericht zur GewO-Nov. 2008, 420 Beil. NR 23. GP, geben als Be-
gründung für diese drei Höherstufungen an, diese entspreche „langjährigen Forderungen“ der betref-
fenden Branchen. 
1119 Damit sollte verhindert werden, dass die Vermietung von Medizinprodukten als freies Gewerbe 
ausgeübt und damit der Befähigungsnachweis für die entsprechende Handelstätigkeit „ausgehöhlt“ 
wird. Vgl. Ausschussbericht zur GewO-Nov. 2008. 
1120 Dem Ausschussbericht zur GewO-Nov. 2008 zufolge sei damit allerdings keine Erweiterung des 
Umfanges der betreffenden Gewerbe verbunden (die Neuformulierung entspreche dem bisherigen 
Tätigkeitsbereich).  
1121 Durch BGBl. I Nr. 66/2010 wurde sodann der Wortlaut der verbundenen Handwerke gemäß § 94 
Z. 43 geändert in „Karosseriebau- und Karosserielackiertechniker; Kraftfahrzeugtechnik“. 
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Neuerlich abgeändert wurde allerdings die Regelung der Gewerbeausschlussgründe. 
Der unabhängig vom Ausmaß der Verurteilung wirksame Ausschlussgrund gemäß 
§ 13 Abs. 1 Z. 1 lit. a GewO wurde (abgesehen von den Kridadelikten) durch die 
GewO-Nov. 2008 auf das betrügerische Vorenthalten von Sozialversicherungsbei-
trägen und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 
sowie auf organisierte Schwarzarbeit erweitert.1122 Weiters änderte das Insolvenz-
rechtsänderungsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 29/2010, den Titel der Konkursordnung in 
„Insolvenzordnung“; geregelt wurden darin neben dem Konkursverfahren ein neu 
geschaffenes „Sanierungsverfahren“, beide erfasst vom der Oberbegriff „Insolvenz-
verfahren“. Entsprechend wurde § 13 Abs. 3 Z. 1 GewO durch Art. 59 des Insolvenz-
rechtsänderungs-Begleitgesetzes, BGBl. I Nr. 58/2010, dahin geändert, dass natür-
liche oder juristische Personen bzw. Personengesellschaften von der Gewerbeaus-
übung ausgeschlossen waren, wenn ein „Insolvenzverfahren mangels kostendecken-
den Vermögens rechtskräftig nicht eröffnet oder aufgehoben wurde“.1123  
 
Der Gewerbezugang durch Ausländer war im Verlauf der letzten Jahrzehnte zu-
nächst eingeschränkt und erst durch die GewR-Nov. 2002 auf eine neue Grundlage 
gestellt worden. Schon vor der GewO 1973 waren Ausländer im Falle des Nachwei-
ses der Gegenseitigkeit (seitens ihres Heimatstaates) den Inländern bei der Gewer-
beausübung gleichgestellt; mangels Nachweises der Gegenseitigkeit bedurften sie 
einer Zulassung durch die „politische Landesbehörde“ (§ 8 i. F. GewO-Nov. 1883). 
§ 14 GewO 1973 modifizierte die Regelung dahingehend, dass Ausländer Gewerbe 
wie Inländer ausüben durften,1124 wenn dies in Staatsverträgen1125 festgelegt war 
oder der Bezirksverwaltungsbehörde (als Gewerbe-Anmeldungsbehörde) nachge-
wiesen wurde, dass österreichische Staatsbürger im Heimatstaat des Ausländers bei 
Ausübung des betreffenden Gewerbes „keinen anderen wie immer gearteten Be-
schränkungen unterliegen als die Angehörigen dieses Staates“.1126 Angehörige von 
                                                 
1122 Damit sollte „Problemen, mit welchen insbesondere die Bauwirtschaft zu kämpfen hat, begegnet 
werden“. Vgl. Ausschussbericht zur GewO 2008. Schon nach der GewR-Nov. 2002 waren von der 
Ausübung des Gastgewerbes auch Personen ausgeschlossen, die wegen bestimmter Übertretungen 
des Suchtmittelgesetzes verurteilt worden waren; diese Tatbestände wurden durch die GewO-Nov. 
2008 auf den Handel mit psychotropen Stoffen erweitert. 
1123 Auf die für das Gewerbe der Versicherungsvermittlung bestehenden Sonderbestimmungen wird in 
diesem Rahmen nicht eingegangen. 
1124 Sofern die GewO nicht im Einzelfall anderes bestimmte; dies war der Fall bei den Waffengewer-
ben, bei den Rauchfangkehrern und der Arbeitskräfteüberlassung (hier waren die österreichische 
Staatsbürgerschaft und ein inländischer Wohnsitz erforderlich). 
1125 Wie im EFTA-Übereinkommen, vgl. BGBl. 100/1960. 
1126 Es sollten damit auch fremdenpolizeiliche Beschränkungen berücksichtigt werden. 
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Staaten, bei denen diese Gegenseitigkeit nicht nachgewiesen werden konnte, sowie 
Staatenlose bedurften einer „Gleichstellung mit Inländern“. Diese Gleichstellung 
konnte vom Landeshauptmann ausgesprochen werden, „wenn anzunehmen ist, dass 
die Ausübung des Gewerbes (…) den öffentlichen Interessen, insbesondere den 
Interessen der österreichischen Wirtschaft, sei es auch den örtlichen Interessen 
eines Wirtschaftszweiges, nicht zuwiderläuft“.1127 Auf Grund der Novellierung durch 
die GewR-Nov. 1992 war Voraussetzung der Gleichstellung,1128 dass die Gewerbe-
ausübung durch den Ausländer bzw. Staatenlosen „im volkswirtschaftlichen Interesse 
liegt1129 und nicht den sonstigen öffentlichen Interessen zuwiderläuft“. Eine neuer-
liche Änderung durch die GewR-Nov. 1996 hatte zur Folge, dass nunmehr der 
Gleichstellungswerber das Vorliegen des volkswirtschaftlichen Interesses nachzu-
weisen hatte.1130  
 
Erst durch die GewR-Nov. 2002 entfiel das Erfordernis des Nachweises des volks-
wirtschaftlichen Interesses (wie auch der Gegenseitigkeit) und damit das Rechtsin-
stitut der Gleichstellung mit Inländern. § 14 Abs. 1 GewO verlangt nunmehr bei 
Ausländern, bei denen die Gewerberechtsfähigkeit nicht durch Staatsverträge fest-
gelegt wurde, sowie bei Personen, denen Asyl gewährt wurde, oder bei Staatenlosen 
lediglich, dass sie sich zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit befugt in Österreich 
aufhalten (Erteilung eines Aufenthaltstitels, der die Ausübung einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit zulässt). Gemäß § 14 Abs. 3 i. F. GewO-Nov. 2008 dürfen weiters 
Familienangehörige von EU-/EWR-Staatsangehörigen, die das Aufenthaltsrecht in 
einem EU-/EWR-Mitgliedstaat genießen, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit wie 
Inländer Gewerbe ausüben.1131  
 
                                                 
1127 Diese Voraussetzung galt jedoch nicht für anerkannte Flüchtlinge im Sinne der Konvention über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 55/1955), sofern diese einen dreijährigen Aufenthalt in 
Österreich nachweisen konnten. 
1128 Seit der GewR-Nov. 1992 entfiel für Staatsangehörige von EWR-Vertragsparteien (und damit auch 
von Mitgliedstaaten der EU) der Nachweis der Gegenseitigkeit und somit das Erfordernis einer 
Gleichstellung (vgl. auch § 373b i. F. GewR-Nov. 2002; seit der GewO-Nov. 2008 ergibt sich dies nur 
mehr aus § 14 Abs. 1 GewO). Dies galt sodann gleichfalls für Schweizer Staatsbürger gemäß 
§ 373a Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 2002 (in der Folge durch § 373b i. F. GewO-Nov. 2008 geregelt).  
1129 Mit dieser nunmehr positiv formulierten Voraussetzung wurde offenbar eine Erschwernis der 
Gleichstellung bezweckt. 
1130 Die bisherige Formulierung im Sinne einer Annahme der Behörde erforderte hingegen amtswegige 
behördliche Ermittlungen hinsichtlich des Vorliegens eines volkswirtschaftlichen Interesses. 
1131 Damit wurde Art. 23 der RL 2004/38/EG über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienange-
hörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, umgesetzt. Vgl. 
Ausschussbericht zur GewO-Nov. 2008.  
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Die Richtlinie 2005/36/EG1132 vereinigte sowohl die Bestimmungen der beiden 
Diplomanerkennungs-Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG sowie der Architektur-
Richtlinie 85/384/EWG,1133 als auch die Regelungen der RL 1999/42/EG (welche 
bereits die vorangegangenen „Übergangsrichtlinien“ zusammengefasst hatte)1134 in 
einer neuen Rechtsvorschrift.1135 Während jedoch die vormalige RL 1999/42/EG (wie 
auch die seinerzeitigen Übergangsrichtlinien) jeweils das Recht der Niederlassung 
und der grenzüberschreitenden Dienstleistung einheitlich regelten, wurde nunmehr 
die Erbringung von Dienstleistungen durch Art. 5-9 RL 2005/36/EG losgelöst und 
inhaltlich erweitert gegenüber dem Wortlaut der vormaligen Richtlinien geregelt.  
 
Nach der Neuregelung können die EU-Mitgliedstaaten (dies gilt ebenso für bloße 
Vertragsstaaten des EWR) die Dienstleistungsfreiheit1136 nicht auf Grund der Berufs-
qualifikation einschränken, wenn der Dienstleister zur Ausübung des selben Berufs 
rechtmäßig in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist und dieser Beruf dort 
reglementiert ist oder der Dienstleister (bei nicht reglementiertem Beruf bzw. 
derartiger Ausbildung) diesen Beruf zwei Jahre lang im Niederlassungsmitgliedstaat 
ausgeübt hat. Der Aufnahmemitgliedstaat kann jedoch bei die öffentliche Gesundheit 
oder Sicherheit berührenden Berufen vor der ersten Erbringung einer Dienstleistung 
die Berufsqualifikation des Dienstleisters prüfen, sofern dies dem Zweck der Verhin-
derung einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Gesundheit oder Sicherheit des 
Dienstleistungsempfängers dient (Art. 7 Abs. 4 der RL). Innerstaatlich umgesetzt 
                                                 
1132 Diese am 20.10.2005 in Kraft getretene Richtlinie wurde im Amtsblatt der EG unter Nr. L 255, 
S. 22 ff., publiziert; die Umsetzungsfrist für die Mitgliedstaaten endete am 20.10.2007. Die Richtlinie 
(mit Ausnahme der Bestimmungen über nicht der GewO unterliegende Tätigkeiten) wurde auch bei 
Günter Feltl, Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, in: Befähi-
gungsnachweise nach der Gewerbeordnung, Wien 1995, Loseblattausgabe (Allgemeiner Teil, 29. 
Ergänzung März 2008), S. 7-122, wiedergegeben.  
1133 Vgl. zu den drei letzterwähnten Richtlinien den Abschnitt 8.1 betreffend die GewR-Nov. 1992.  
1134 Vgl. Abschnitt 8.3 betreffend die GewR-Nov. 2002.  
1135 Lediglich die Bereiche der Übergangsrichtlinien 74/556/EWG, betreffend den Handel mit Giftstof-
fen, und 77/92/EWG, betreffend Versicherungsagenten und Versicherungsmakler, wurden davon 
nicht erfasst. Die ersterwähnte Richtlinie ist deshalb weiterhin relevant für das Gewerbe der Drogis-
ten und für den Großhandel mit Giften. Die zweitgenannte Richtlinie wurde durch die RL 2002/92/EG 
über Versicherungsvermittlung mit Wirkung vom 15.1.2005 ersetzt; diese führte ein allgemeines An-
erkennungssystem ein, basierend auf der Eintragung in ein Register im Herkunftsmitgliedstaat (da-
bei müssen Leitungsorgane und direkt bei der Versicherungsvermittlung mitwirkende Personen über 
die vom Herkunftsmitgliedstaat festgelegten „angemessenen Kenntnisse“ verfügen).  
1136 Diese stellt gemäß Art. 5 Abs. 2 der RL die Freiheit dar, in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in 
dem der Dienstleister niedergelassen ist, seinen Beruf vorübergehend und gelegentlich auszuüben. 
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wurden die Bestimmungen über die Dienstleistungsfreiheit durch den neuen § 373a 
i. F. GewO-Nov. 2008.1137  
 
Im Richtlinien-Abschnitt über die Niederlassungsfreiheit wurden in Art. 16-19 der RL 
2005/36/EG die bereits in der vorangegangenen RL 1999/36/EG zusammengefass-
ten Regelungen der seinerzeitigen Übergangsrichtlinien über die Anerkennung der 
Berufserfahrung übernommen. Diese Bestimmungen erfassen 94 (von insgesamt 
119) reglementierte Gewerbe im Sinne der GewR-Nov. 2002. Dabei wurden im 
Zusammenhang mit dem Anhang IV der RL 2005/36/EG die bisherigen Kategorien 
der Berufserfahrung sowie die (auf die Übergangsrichtlinien zurückgehenden) 
zeitlichen Abstufungen je nach Art der angeführten Tätigkeiten mit geringfügigen 
Änderungen beibehalten. Gegenüber dem bereits im Abschnitt 8.1 dargestellten 
Hauptanwendungsfall (sechsjährige Tätigkeit als Selbständiger oder als Betriebsleiter 
usw.) wurde lediglich eine zusätzliche alternative Variante eingeführt.1138 Weiters 
wurde bei den Berufsfotografen, den Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereinigern, 
den Reisebüros und den Textilreinigern anstelle der bisher sechsjährigen eine 
fünfjährige Tätigkeit als Selbständiger oder Betriebsleiter verlangt.1139 Innerstaatlich 
umgesetzt wurden diese Bestimmungen über die Anerkennung der Berufserfahrung 
allgemein durch § 373c Abs. 1 bis 4 i. F. GewO-Nov. 2008 (in Verbindung mit den 
Verfahrensbestimmungen im § 373f);1140 die Detailregelungen für die einzelnen 
Gewerbe enthält die EU/EWR-Anerkennungsverordnung, BGBl. II Nr. 225/2008. Da 
im Sinne des Verfassungsgerichtshof-Erkenntnisses Slg. 15.683/1999 die Nieder-
lassungsbestimmungen der EG auch hinsichtlich einer im Inland erworbenen Berufs-
erfahrung zu berücksichtigen sind,1141 hatten die abändernden Regelungen der 
RL 2005/36/EG auch eine Novellierung der bereits im Jahr 2003 erlassenen (auf 
§ 18 GewO basierenden rein inländischen) Befähigungsnachweis-Verordnungen 
durch die Sammelnovelle BGBl. II Nr. 399/2008 zur Folge. 
 
                                                 
1137 Details dazu finden sich bei Günter Feltl, EWR-Anpassungsbestimmungen (VI. Hauptstück der 
GewO), in: Befähigungsnachweise nach der Gewerbeordnung, Wien 1995, Loseblattausgabe (All-
gemeiner Teil, 30. Ergänzung April 2009), S. 1-6 sowie 15-22. 
1138 Gemäß Art. 17 Abs. 1 lit. c RL 2005/36/EG reicht als Nachweis der Kenntnisse und Fertigkeiten 
auch eine vierjährige Tätigkeit als Selbständiger oder Betriebsleiter in Kombination mit einer zwei-
jährigen (staatlich oder durch eine Berufsorganisation anerkannten) vorherigen Ausbildung aus. 
1139 Vgl. Art. 18 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang IV Verzeichnis II. Bei den hier gleichfalls genannten 
Spediteuren reichten bereits bisher fünf Jahre in dieser Funktion. 
1140 Vgl. auch bei Feltl, EWR-Anpassungsbestimmungen, S. 7 f. und 12 f., weiters S. 22-30 und 37 f. 
1141 Vgl. diesbezüglich im Abschnitt 8.3. 
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In Art. 10-15 der RL 2005/36/EG wurden die für den Anwendungsbereich der vor-
maligen Diplomrichtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG geltenden Regelungen über 
die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen1142 übernommen. Art. 10 lit. a der RL 
2005/36/EG sieht darüber hinaus die subsidiäre Anwendung der Diplomanerkennung 
im Bereich der seinerzeitigen Übergangsrichtlinien vor, wenn der EU-Staatsange-
hörige die Anforderungen der Art. 17-19 hinsichtlich der Berufserfahrung nicht zu 
erfüllen vermag. Innerstaatlich umgesetzt wurden die Diplomanerkennungsbestim-
mungen (Art. 10-15) durch § 373d und § 373c Abs. 5 (in Verbindung mit den 
Verfahrensbestimmungen in § 373f bis 373i) i. F. GewO-Nov. 2008.1143  
 
Die Planung von Hochbauten – seinerzeit geregelt durch die Architektur-Richtlinie 
85/384/EWG – unterliegt nunmehr den Bestimmungen der Art. 21-23 sowie Art. 46-
49 der RL 2005/36/EG, betreffend die Anerkennung von (ausländischen) Ausbil-
dungsnachweisen bei Architekten. Diese Bestimmungen wurden in modifizierter 
Form durch § 373e i. F. GewO-Nov. 2008 innerstaatlich umgesetzt.1144 Die Planung 
sonstiger Bauten (die seinerzeit in den Anwendungsbereich der 2. Diplomanerken-
nungs-Richtlinie 92/51/EWG fiel) unterliegt nunmehr den Art. 10-15 RL 2005/36/EG 
und wurde dementsprechend durch § 373d i. F. GewO-Nov. 2008 umgesetzt. Die 
Ausführung von Baumeisterarbeiten unterliegt hingegen Art. 16-19 RL 2005/36/EG, 
innerstaatlich umgesetzt wurden die entsprechenden Regelungen durch § 373c i. F. 
GewO-Nov. 2008 in Verbindung mit § 2 der EU/EWR-Anerkennungsverordnung 
BGBl. II Nr. 225/2008).  
 
Schweizer Staatsangehörige sind gemäß dem nunmehrigen § 373b i. F. GewO-Nov. 
2008 hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen den EU-Staatsange-
hörigen zum Zwecke der Niederlassung in Österreich gleichgestellt. Ihre Dienstleis-
tungen (im Sinne des § 373a) in Österreich dürfen jedoch 90 Arbeitstage pro Kalen-
derjahr nicht überschreiten; hinsichtlich eines Befähigungsnachweises bedürfen sie 
dabei einer Anerkennung gemäß § 373c bzw. einer Gleichhaltung gemäß § 373d 
oder 373e i. F. GewO-Nov. 2008. 
 
                                                 
1142 Der primäre Anwendungsbereich dieser Bestimmungen wurde bereits im Abschnitt 8.1 dargestellt. 
1143 Vgl. auch bei Feltl, EWR-Anpassungsbestimmungen, S. 8-14 und 31-40. 
1144 Das im bisherigen Abs. 3 enthalten gewesene zusätzliche Erfordernis einer praktischen Berufser-





Rückblickend auf die vergangenen 150 Jahre stellt die am 1. Mai 1860 in Kraft 
getretene Gewerbeordnung des Jahres 1859 den markantesten Übergang in der 
Gewerbepolitik dar – von dem vormals in großen Gewerbebereichen fortbestehenden 
mittelalterlichen Zunftsystem zu einer „modernen“ Wirtschaftsordnung im Sinne weit-
gehender Gewerbefreiheit. Ursprünglich hatten die in den Städten entstandenen 
Handwerkerverbände die sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen ihrer Mitglieder 
untereinander sowie nach außen reguliert. Ihr Ziel war es, durch Regelung des 
Umfangs der Produktion, Bestimmung der Höchstzahlen der inkorporierten Meister 
sowie der Gehilfen und Lehrlinge, durch Festlegung der Produktionsmethoden und 
der qualitativen Beschaffenheit der Produkte die Konkurrenz auszuschalten, um 
derart dem Handwerker seinen „Nahrungsstand“ zu sichern. Es entstand auf diese 
Weise eine nicht-marktwirtschaftliche Organisationsstruktur, bei der die Selbstrekru-
tierung der Zunftmitglieder im Wege der Beurteilung eines Meisterstücks durch 
Funktionäre der Zünfte herbeigeführt wurde. Versuche zu einer Neuordnung dieser 
Gewerbeverfassung gab es bereits im 14. Jahrhundert (1361 und 1364 unter Herzog 
Rudolf IV.) und im 16. Jahrhundert (Handwerksgenerale Ferdinand I. im Jahr 1527). 
Dabei ging es aber nur um die Erlassung der Handwerksordnungen durch den 
Bürgermeister oder Stadtrat (anstelle des Selbstorganisationsrechts der Zünfte) 
sowie um die Bekämpfung von Missbräuchen. 
 
Daneben konnten jedoch Erwerbstätigkeiten auch außerhalb des Systems der 
bürgerlichen Zünfte ausgeübt werden. Abgesehen von dem von Anfang an auf 
Gewinn gerichteten Fernhandel (Exporthandel) unterlagen seit dem 16. Jahrhundert 
die für den kaiserlichen Hof arbeitenden „Hofhandwerker“ sowie die (je nach Bedarf 
des Hofes zusätzlich herangezogenen und nach Einzelleistung entlohnten) „Hofbe-
freiten“ nicht dem Zunftzwang. Da beide Berufsgruppen (deren Zahl im 17. Jahrhun-
dert bereits fast ein Drittel jener der zünftischen Handwerksmeister ausmachte) nicht 
der für Zünfte geltenden Beschränkung der Gesellenzahl unterlagen und nebenher 
auch für den städtischen Markt tätig werden konnten, fühlten sich die Zunftmitglieder 
durch sie in ihrer Existenz bedroht. Ähnliche Auswirkungen hatte auch die den 
Mitgliedern der „Stadtguardia“ (als der seit dem 16. Jahrhundert in Wien 
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bestehenden kaiserlichen Garnisonstruppe) eingeräumte Befugnis, zur Aufbesserung 
ihres geringen Soldes ein Handwerk auszuüben (nur die Beschäftigung von 
Hilfskräften war dabei nicht gestattet). Sowohl die Einrichtung der Hofbefreiungen als 
auch die Stadtguardia wurden erst durch Maria Theresia aufgehoben.  
 
Außerhalb der Zünfte übten weiters die „Störer“ das Handwerk aus. Es handelte sich 
um Gesellen, die bei Rückgang der Nachfrage bei den Zunftmeistern ihren Arbeits-
platz verloren hatten und innerhalb des Zunftsystems keine Arbeit mehr fanden (ihre 
Existenz war eine Folge der Organisationsprinzipien des zünftischen Gewerbes). 
Ungeachtet der Strafdrohungen gegen sie übertraf ihre Zahl nach dem Ergebnis der 
Gewerbezählung von 1736 in 22 Prozent der Berufe bereits jene der zünftischen 
Meister (in einzelnen Handwerken sogar erheblich). In den Jahren 1725 bis 1736 
wurden überdies einer nahezu die Zahl der zünftischen Handwerker (in Wien) errei-
chenden Zahl von ausländischen Handwerkern und Störern gegen Zahlung eines 
„Schutzgeldes“ Dekrete für die legale Ausübung eines Handwerks ausgestellt       
(Voraussetzung waren nur der Lehrbrief und die Zurücklegung der Wanderzeit).  
 
Es existierten somit bereits ab dem 16. Jahrhundert neben dem Zunftsystem (abge-
sehen von unbefugt tätigen Störern) Bereiche der Gewerbefreiheit in dem Sinne, 
dass Gruppen von Gewerbetreibenden vom Aufnahmezwang in den Handwerker-
verband sowie vom Nachweis ihrer Qualifikation als Meister befreit waren. Ziel der im 
17. und 18. Jahrhundert herrschenden Wirtschaftsdoktrin des Merkantilismus war 
sodann die vollständige Deckung des Inlandsbedarfs durch die heimische Produktion 
und deren Steigerung bis zur Exportfähigkeit. Da die für das Zunftsystem wesentliche 
Geschlossenheit der Meisterzahl dies behinderte, wurde die Etablierung neuer Indus-
trien bzw. Manufakturen durch die Vergabe von Privilegien gefördert – teils durch das 
ausschließliche Recht zur Erzeugung von Produkten, die bisher im betreffenden 
Erbland noch nicht hergestellt wurden, teils durch das Recht zur Herstellung von 
Waren ohne Bindung an die Vorschriften der Zunft. Für den neuen Sektor stellte der 
Staat die Regeln für Produktion und Absatz auf. Damit wurden die Zunftregeln 
zugunsten des Profitmotivs aufgelöst. Dennoch war das Konzept nicht marktwirt-
schaftlich, es beruhte auf zentraler Lenkung.  
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Die eigentliche Zunftpolitik dieser Zeit beschränkte sich darauf, eine Ausbreitung der 
Macht der Zünfte zu verhindern und erkannte Missstände abzustellen. So führte 
Leopold I. im Jahr 1689 behördliche Handwerkskommissäre zur Überwachung der 
Zusammenkünfte von Meistern und Gesellen ein, Josef I. verbot 1708 Neugründun-
gen von Zünften ohne landesfürstliches Privileg. Die Generalhandwerksordnung 
Karls VI. aus 1732 beseitigte zwar die politische Autonomie der Zünfte durch die Bin-
dung ihrer Beschlüsse an landesfürstliche Genehmigung, sie nahm aber keine 
einschneidende Änderung an den wirtschaftlichen Grundlagen der Zunftverfassung 
vor. Das Zunftwesen bildete damit weiterhin den Kern der Gewerbeverfassung.  
 
Erst unter Maria Theresia wurden die Erbländer zu einem einheitlichen Wirtschafts-
körper verbunden. Im Mittelpunkt stand die zentralistische Leitung des Gewerbewe-
sens durch eigene Zentralbehörden für die Verwaltung der sogenannten Kommerz-
angelegenheiten. Grundidee war die Unterscheidung in Polizei- und Kommerzial-
gewerbe: Dabei ließ sich bei den nur für den Lokalbedarf produzierenden Gewerben 
das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage durch die Erfahrung bestim-
men; bei diesen (den meisten zünftischen Gewerben) konnte deshalb eine geschlos-
sene Meisterzahl festgelegt und die Aufsicht den politischen Behörden überlassen 
werden (Ordnungspolizei des Staates). Bei den über den lokalen Bedarf hinausge-
henden für die Bedürfnisse der Provinz bzw. des Reiches oder den Export erzeugten 
Waren war eine Festlegung der Produzentenzahl nicht möglich (Erzeugung auf 
Vorrat); die Herstellung des Gleichgewichts zwischen Bedarf und Angebot musste 
hier der freien Betätigung der wirtschaftlichen Kräfte überlassen werden. Auf diese 
Kommerzialgewerbe konzentrierten sich alle Bestrebungen zur Hebung der Industrie, 
für sie wurden eigene Kommerzialbehörden errichtet. Einige dieser Gewerbe wurden 
vollständig aus dem Zunftverband gelöst und für „frei“ erklärt, bei den übrigen wurde 
durch die Übertragung der Gewerbeverleihung an die Kommerzbehörden der 
Einfluss der Zünfte soweit zurückgedrängt, dass diese die Ernennung neuer Meister 
und die Vermehrung der Gesellenzahl nicht behindern konnten. 
 
Daraus entwickelte sich ein duales System von zünftischen Polizeigewerben (mit 
weiterhin beschränkter Meisterzahl) einerseits und von als Kommerzialgewerbe von 
den Zunftzwängen befreiten Gewerbetätigkeiten andererseits. Dabei wurde zunächst 
durch eine Instruktion aus 1754 festgelegt, welche Gewerbezweige den Kommerz-
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behörden zur Leitung überlassen wurden. Dies waren anfangs vor allem die neu ein-
geführten Produktionszweige wie die Seiden- und Bandweberei, die traditionell 
verlagsmäßig betriebenen ländlichen Gewerbe (Verarbeitung von Wolle und Flachs) 
sowie metallverarbeitende Berufe (wie Drahtzieher, Gelbgießer, Stahlarbeiter). Im 
Verlauf der Entwicklung wechselten immer mehr Gewerbe von den Polizeigewerben 
zu den Kommerzialgewerben hinüber. Die Polizeigewerbe wurden immer stärker auf 
den Kreis der Approvisionierungsgewerbe sowie der traditionellen Gewerbe wie 
Schneider, Schuster, Tischler und Schlosser beschränkt.  
 
Grundgedanke der Gewerbepolitik von Joseph II. war an sich die Befreiung des 
Binnenverkehrs von allen ihn fesselnden Zwangsvorschriften; durch Befreiung aller 
wirtschaftlichen Kräfte sollte eine möglichst große Konkurrenz erzielt werden. Trotz 
Beseitigung gewisser Reglementierungen insbesondere für die Industrie kam es den-
noch nicht zu einer durchgreifenden Reform der Gewerbeverfassung. So wurde 
ungeachtet bestehender Bedenken gegen die Zunftprivilegien die Unterscheidung in 
Polizei- und Kommerzialgewerbe ebenso beibehalten wie der Grundsatz, dass nur 
bei Kommerzialgewerben die Meisterzahl unbeschränkt vermehrbar war.1145 Über-
dies blieben die Kommerzialbefugnisse (für die nur mehr eine „angemessene“ Zahl 
von Gesellenjahren erforderlich war) im Sinne eines staatlichen Konzessionssystems 
von einem obrigkeitlichen Verleihungsakt abhängig.1146  
 
Die Jahrzehnte nach dem Tod Joseph II. (1790) brachten sodann einen Rückschlag 
für die Liberalisierungsbestrebungen. Denn die Verleihung der Kommerzialgewerbe 
wurde fast zur Gänze den lokalen Behörden (Magistrate und Ortsobrigkeiten) über-
tragen, da diesen an der Erhaltung des „Gleichgewichts zwischen den Gewerbs-
leuten am meisten gelegen“1147 wäre. Dadurch wurde einer stärkeren Vermehrung 
der Gewerbe ein Riegel vorgeschoben.1148 Bereits 1790 setzte zwar eine ordnungs-
politische Diskussion zwischen Liberalisierung und Protektionismus ein, wobei die 
                                                 
1145 Die Aufhebung der geschlossenen Meisterzahl auch bei den Polizeigewerben wäre für Inhaber von 
sogenannten (verkäuflichen bzw. vererblichen) „Realgewerben“ existenzbedrohend gewesen. 
1146 Wegen der im merkantilistischen Geist betriebenen protektionistischen Außenhandelspolitik sah 
sich die Staatsverwaltung auch genötigt, vor allem bei neuen Manufakturen durch fördernde Maß-
nahmen (wie Geldvorschüsse, Prämien) für die Deckung des Inlandsbedarfs zu sorgen.  
1147 Přibram, Gewerbepolitik, S. 515. – Sofern es sich nicht explizit um wörtliche Zitat handelt, werden 
bereits in den vorangegangenen Abschnitten enthaltene Verweise auf Belegstellen im Resümee 
nicht wiederholt.  
1148 Zudem war vor Verleihung einer Gewerbebefugnis ein Gutachten der beteiligten Zunft einzuholen; 
dieser wurde weiters gegen die behördliche Entscheidung ein Rekursrecht eingeräumt. 
329 
Anhänger der josephinischen Grundsätze jenen der Reaktion gegenüberstanden; 
immer mehr dominierte aber die Ordnungspolizei. Beherrschendes Grundmotiv der 
Wirtschaftspolitik wurde seit der Französischen Revolution 1789 die Furcht vor davon 
inspirierten revolutionären Bewegungen. Dies bewirkte eine geänderte Einstellung 
gegenüber der Industrie, deren finanzielle Förderung 1792 eingestellt wurde. Aus 
Sorge vor Bedrohung von Ruhe und Sicherheit durch das gewerbliche Proletariat der 
Großstädte erging 1802 die kaiserliche Anweisung, die Errichtung neuer Fabriken in 
Wien und in den Vorstädten zu unterbinden; ab 1804 sollten auch im Umkreis von 
Wien bereits bestehende Fabriken nach Tunlichkeit außerhalb dieses Umkreises 
verlegt werden. Bereits 1809 wurde jedoch das Fabriksverbot für Wien inklusive der 
Vorstädte wieder aufgehoben (1811 auch für den Umkreis der Stadt). 
 
Dieses industriefeindliche Intermezzo ist allerdings kein Beweis dafür, dass die im 
europäischen Vergleich für die Habsburgermonarchie diagnostizierte verzögerte 
Industrialisierung ihren Grund in den erwerbswirtschaftlichen Regelungen der Perio-
de vor Inkrafttreten der GewO 1859 gehabt hätte. Schon in der Phase des Merkan-
tilismus ab dem 17. Jahrhundert umging die Staatsverwaltung die Zwänge des Zunft-
systems durch Erteilung von Privilegien für Industriebetriebe bzw. Manufakturen. Und 
das unter Maria Theresia eingeführte System der Kommerzialgewerbe diente insbe-
sondere der Förderung der Industrie, weshalb die Periode von 1750 bis 1790 durch 
eine erhebliche wirtschaftliche Entwicklung gekennzeichnet war. Die Phase der Stag-
nation zu Beginn des 19. Jahrhunderts war insbesondere auf externe Faktoren 
(Napoleonische Kriege und in deren Folge eine riesige Verschuldung, die zum 
Staatsbankrott 1811 führte) zurückzuführen. Auch der eher halbherzige und vorüber-
gehende Versuch einer Vertreibung der Industrie aus dem Bereich der Residenzstadt 
behinderte offenkundig die industrielle Expansion Wiens nicht wesentlich, wie die 
Neugründung von Fabriken aus dieser Zeit belegt. Da sich Ende der 1820er Jahre 
wieder ein Wirtschaftsaufschwung abzeichnete, gelten diese Jahre als Beginn der bis 
in die 1860er Jahre andauernden „industriellen Revolution“. So hatte insbesondere 
Wien, wo in den letzten hundert Jahren große neue Industrien entstanden waren, in 
den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts ein im internationalen Vergleich hohes 
Niveau der wirtschaftlichen Entwicklung erreicht.1149 Trotz Fehlens einer institutionel-
                                                 
1149 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 480 f.  
330 
len Modernisierung setzte somit im Vormärz ein industrieller Wirtschaftsaufschwung 
ein (die Aufschwungphase endete in der Wirtschaftskrise der Jahre ab 1844). 
 
Die verwirrende Vielfalt der die Erwerbstätigkeiten regelnden Rechtsnormen sowie 
die durch vielfach divergierende Vorschriften der für die Polizeigewerbe und die Kom-
merzialgewerbe zuständigen Oberbehörden (Hofkanzlei und Hofkammer) entstan-
dene Rechtsunsicherheit wurde zunehmend als untragbar empfunden. Deshalb wur-
de im Jahr 1835 ein erster Anlauf zu einer neuen und einheitlichen Gewerbeverfas-
sung unternommen. Das folgende Vierteljahrhundert bis zur Erlassung der GewO 
1859 war jedoch durch ein ständiges Tauziehen zwischen Gegnern und Befürwortern 
der Gewerbefreiheit charakterisiert. So stand auch dem Grundsatz der Erwerbsfrei-
heit nach der „Pillersdorffschen Verfassung“ vom April 1848 die Forderung der Hand-
werkerkreise (an den konstituierenden Reichstag) entgegen, es sollte keine Freigabe 
der Gewerbeverleihung stattfinden, die Innungen sollten beibehalten werden. Erst mit 
dem kaiserlichen Patent vom 20. Dezember 1859 wurde die auf dem Grundsatz weit-
gehender Freiheit der Gewerbeausübung beruhende Gewerbeordnung eingeführt.  
 
Damit machte sich der durch die Niederlage von Solferino erschütterte Neoabsolutis-
mus (der den Staatsbürgern die Gewährung verfassungsrechtlicher Wünsche ver-
weigert hatte) zum Vorkämpfer des ökonomischen Fortschritts, zumal der Ausgang 
des oberitalienischen Krieges zu einer Krise geführt hatte, die die Staatsfinanzen 
neuerlich in Unordnung stürzte. Die wirtschaftspolitische Neuorientierung stand im 
Zeichen der Notwendigkeit, nach einer Zeit des Beharrens im Vormärz die längst 
fälligen Reformen nachzuvollziehen, die als ökonomische Basis für die angestrebte 
Rolle einer Führungsmacht im Deutschen Bund erforderlich waren. Vor dem ideolo-
gischen Hintergrund des Liberalismus schuf der Staat den legistischen Rahmen für 
einen auf privatwirtschaftlicher Basis sich vollziehenden ökonomischen Aufschwung 
(der sodann in der ersten „Gründerzeit“ 1867 bis 1873 seinen Höhepunkt erreichte).  
 
Dem Grunde nach galten die Bestimmungen der GewO 1859 für alle gewerbemäßig 
betriebenen Beschäftigungen. Darunter wurde eine regelmäßige, selbständige Tätig-
keit gegen Entgelt und mit der Absicht, sich daraus eine ständige Erwerbsquelle zu 
schaffen, verstanden. Dennoch fand die GewO 1859 nach Maßgabe ihres Kundma-
chungspatents auf eine Reihe von Beschäftigungen keine Anwendung (siehe 
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Abschnitt 3.1). Diese Ausnahmen wurden mit einzelnen Abänderungen bzw. 
Ergänzungen auch in der Neukodifikation mit der GewO 1973 übernommen und 
existieren in modifizierter Form bis heute weiter.  
 
Vom Regelungsinhalt her umfasste die GewO 1859 neben den Bestimmungen über 
die Gewerbetypen (freie und konzessionierte Gewerbe) und die Voraussetzungen 
der Gewerbeausübung auch Vorschriften über das Erfordernis einer Genehmigung 
der Betriebsanlage (im Sinne des Schutzes der Nachbarschaft) sowie über Umfang 
und Ausübung der Gewerberechte (insbesondere betreffend Nebenrechte und ein-
zelne behördliche Einschränkungen) und für den Marktverkehr. Zu diesen Bereichen, 
die auch Gegenstand der nachmaligen Neukodifikation mit der GewO 1973 waren, 
kamen aber im Sinne eines umfassenden Anspruchs auch Abschnitte für das 
„gewerbliche Hilfspersonal“ (Gehilfen und Lehrlinge) sowie für die „Genossen-
schaften“ (somit das gewerbliche Korporationswesen) im damaligen 6. und 7. Haupt-
stück der GewO hinzu. Diese Materien wurden später sukzessive ausgeschieden 
und in eigenen Bundesgesetzen geregelt.1150  
 
Die Gewerbe wurden in „freie Gewerbe“ und in konzessionierte Gewerbe eingeteilt. 
Dabei konnten die freien Gewerbe auf Grund bloßer „Anmeldung“ bei der politischen 
Verwaltungsbehörde erster Instanz (Bezirkshauptmannschaft bzw. Magistrat der 
Städte mit eigenem Statut) ausgeübt werden. Die aus öffentlichen Rücksichten an 
eine Konzessionspflicht gebundenen Gewerbe (dabei waren staatspolizeiliche oder 
technologische Sicherheitsaspekte, wie bei den Baugewerben, maßgebend) bedurf-
ten hingegen einer Bewilligung der Behörde. Im Katalog des § 16 GewO 1859 wur-
den insgesamt 22 Gewerbe (zusammengefasst in 14 Punkten) zu konzessionierten 
erklärt.1151 Alle nicht als konzessionierte bezeichneten waren freie Gewerbe; die 
freien Gewerbe bildeten somit die Regel, die konzessionierten die Ausnahme.  
 
                                                 
1150 Vgl. im Abschnitt 3.3.  
1151 Darunter befanden sich insbesondere Drucker und Buchhändler, Transportunternehmen, Bauge-
werbe, Rauchfangkehrer, die Waffenerzeugung, der Handel mit Giften und Arzneimitteln, die Gast-
gewerbe. Im öffentlichen Interesse konnten noch weitere Gewerbe im Verordnungsweg an eine Kon-
zession gebunden werden; hievon wurde bei den Brunnenmeistern und bei der Erzeugung und Lei-
tung von Elektrizität Gebrauch gemacht.  
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Generelle Zugangsvoraussetzung für alle (somit auch für freie) Gewerbe1152 war 
allerdings, dass der Unternehmer sein Vermögen selbst zu verwalten berechtigt war 
(ausgeschlossen waren deshalb grundsätzlich Personen vor Vollendung des 24. 
Lebensjahres, aber auch solche, über deren Vermögen ein Konkurs eröffnet wurde), 
weiters dass er nicht wegen bestimmter strafbarer Handlungen verurteilt wurde, so-
fern nach Art des Gewerbes und der Persönlichkeit des Unternehmers „Mißbrauch zu 
besorgen“ war (§ 7 GewO). Zusätzliche allgemeine Voraussetzung bei den konzes-
sionierten Gewerben war „Verläßlichkeit und Unbescholtenheit“ (§ 18 GewO). Bei 
insgesamt 14 der durch die GewO oder eine Verordnung konzessionierten Gewerbe 
war überdies ein Befähigungsnachweis zu erbringen, bei zwölf konzessionierten Ge-
werben war zudem auf die „Localverhältnisse“ Bedacht zu nehmen (es durften gegen 
die Lage des Betriebes unter öffentlichem Interesse keine Bedenken bestehen). 
 
Allgemein bestätigte die mit der Neuordnung des Gewerberechts einhergehende 
Gewerbefreiheit in ihren ökonomischen Auswirkungen weder die großen Befürchtun-
gen der Handwerkerverbände, noch erfüllte sie unmittelbar in erheblichem Ausmaß 
die in sie gesetzten Erwartungen einer Ankurbelung des Wirtschaftswachstums. 
Nimmt man die Zahl der Gewerbebetriebe als Indiz für die wirtschaftliche Situation 
des Gewerbes, so waren offenbar die mit den außerordentlich schlechten Ernten von 
1863 und 1864 einsetzende Wirtschaftskrise (die zum einschneidendsten Rück-
schlag seit den Napoleonischen Kriegen führte) sowie der Strukturwandel in den 
Wirtschaftszweigen selbst von größerer Relevanz als die Änderung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Wohl sah Eugen Schwiedland in seinem gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts verfassten Rückblick „schwerwiegende Folgen“ für das Handwerk 
durch das Eindringen kapitalschwacher Elemente und die Möglichkeit von Gehilfen, 
sich nunmehr selbständig zu machen. Die von ihm für das Kronland Oberöster-
reich1153 erhobenen Daten ergaben aber, dass die Gesamtzahl der Gewerbebetriebe 
von 1859 bis 1862 um rund 8,5 Prozent zunahm, von 1862 bis 1867 hingegen (trotz 
um 2 Prozent gestiegener Bevölkerungszahl) um rund 10 Prozent abnahm. Insbe-
sondere zeigen die Ermittlungen Schwiedlands bei den einzelnen Gewerben eine 
durchaus unterschiedliche Entwicklung (siehe Abschnitt 3.5).  
                                                 
1152 Auch juristische Personen konnten Gewerbe ausüben, mussten aber einen geeigneten Geschäfts-
führer bestellen. Ausländer bedurften (in Ermangelung staatsvertraglicher Regelungen) einer Zulas-
sung durch das Innenministerium. 
1153 Die Unverlässlichkeit und Lückenhaftigkeit der damaligen für Wien zur Verfügung stehenden Daten 
waren der Grund dafür, dass Schwiedland jene aus Oberösterreich zugrunde legte. 
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Auch Schwiedland war sich somit der Bedeutung längerfristig wirksamer Struktur-
faktoren bewusst, wonach im Lauf des 19. Jahrhunderts der „Maschinenbetrieb 
kapitalistischer Unternehmer“ in einer Reihe von Gewerben das Handwerk ganz oder 
zu erheblichen Teilen verdrängte.1154 So hatte die Fabrik vielfach die Erzeugung von 
Halbfabrikaten für Kleingewerbebetriebe übernommen, manche Fabriken (wie die 
Kutschenfabrikation) hatten eine Reihe selbständiger Handwerke absorbiert oder 
eigene Reparaturwerkstätten errichtet. Auf anderen Gebieten hatte das kaufmänni-
sche Großkapital die Selbständigkeit des Kleinmeisters erschüttert; an die Stelle des 
Erzeugers, der seine Waren selbst vertrieb, trat der Händler, der auf eigene Rech-
nung erzeugen ließ (die Beseitigung der gesetzlichen Schranken begünstigte die 
Verlagsindustrie). Große Bedeutung hatte auch der in den Jahren 1852-1869 erfolgte 
Übergang vom Prohibitivsystem zur liberaleren Handelspolitik. Mit Ermäßigung der 
Zollsätze diktierten die den Weltmarkt beherrschenden fremden Produkte die Preise 
in Österreich; die dadurch veranlassten technischen Reformen der österreichischen 
Industrie bewirkten auch eine Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit gegenüber dem 
Handwerk.  
 
Fortgeführt wurden die Zeitreihen über die Gewerbeentwicklung durch Chaloupek bis 
1880 unter Zugrundelegung der Daten für Wien und bei Gegenüberstellung der 
Gewerbezahlen mit der (gestiegenen) Bevölkerungszahl.1155 Dabei zeigte sich von 
1841 bis 1859 eine Zunahme der Gewerbezahl, danach bis 1880 insgesamt ein 
Rückgang (mit einer positiven Abweichung von 1868 bis 1873, in der ersten 
„Gründerzeit“). Erheblich angestiegen war jedoch bis 1880 die Zahl der Appro-
visionierungsgewerbe (Bäcker, Gastwirte, Weinschänker, Kaffeesieder) und der 
Handelsgewerbe (bedingt durch den Vertrieb der zunehmenden Fabriksprodukte). 
Die Produktionsgewerbe mit den stärksten Betriebszahlen (Schneider, Schuster und 
Tischler) waren nach 1859 deutlich rückläufig. Für sie (aber auch zahlreiche andere 
Handwerke) begann in den 1860er Jahren die lange Periode ihres Abstiegs; dies 
                                                 
1154 In diesem Zusammenhang wurden die Weberei, Färberei und Appretur erwähnt, weiters das Ger-
bergewerbe, manche Branchen des Schmiedens, die Seiler, Optiker, Uhrmacher, Wagner, Müller, 
Brenner und Brauer. So standen 1841 in der Cisleithanischen Reichshälfte insgesamt 40.444 hand-
werksmäßige Webereien 401 Fabrikswebereien (inkl. Verlagsbetrieben) gegenüber, 1890 hingegen 
nur mehr 7.709 Klein- und Mittelbetriebe den 1.058 Großbetrieben (darunter ein Viertel Verlagsbe-
triebe). Vgl. E. Schwiedland, Kleingewerbe und Hausindustrie, S. 126 f.  
1155 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 373-376.  
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bedeutete weitgehende Marginalisierung oder zumindest einen vollständigen 
Funktionswandel (wie zum Reparaturgewerbe).  
 
Allerdings wirkte sich die Industriekonkurrenz keineswegs in allen Gewerbezweigen 
mit gleicher Schärfe aus. So blieben Bäcker, Fleischhauer und Schlosser lange ohne 
überlegene Industriekonkurrenz und profitierten vom Bevölkerungswachstum, die 
Baugewerbe wiederum vom Bauboom. Andere Handwerke entstanden neu durch 
den technischen Fortschritt (wie Mechaniker, Elektriker, später Photographen). Nach 
der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert kam es zu einer Konsolidierung des 
Kleingewerbes.  
 
Die durch die „Wunderernte“ von 1867 ausgelöste Prosperitätsphase der „Gründer-
zeit“ bis 1873, in welcher der Staat durch massenhafte Erteilung von Konzessionen 
für Kapitalassoziationen in liberalem Geist das Erwerbsstreben zu fördern suchte, 
bewirkte offenkundig für das klassische (Klein-)Gewerbe keine erhebliche und 
längerfristige Verbesserung seiner Situation. Profiteure waren vielmehr Banken, 
Eisenbahnunternehmen und Baugesellschaften. Es folgte nach einer riesigen Speku-
lationswelle der Rückschlag mit dem Börsenkrach am „Schwarzen Freitag“ (9. Mai 
1873) als Auftakt zur „Großen Depression“. Hinzu traten im Sommer 1873 eine 
Missernte und eine Choleraepidemie, auf realwirtschaftlicher Ebene kam es zu einer 
Überproduktionskrise. Die Folgejahre bis 1896 wiesen (unterbrochen durch einzelne 
Aufschwungstendenzen in der Industrie in den 1880er Jahren) insgesamt ein 
verlangsamtes Wirtschaftswachstum auf.  
 
Schon anlässlich einer vom Handelsminister 1872 einberufenen Enquete zur Erhe-
bung der Lage und Bedürfnisse des Kleingewerbes drängte die Handwerkerbewe-
gung auf eine Novellierung der Gewerbeordnung; beklagt wurden die Kapitalnot des 
Kleingewerbes, die Konkurrenzierung durch die Großindustrie und die Gewerbefrei-
heit. Eine organisierte Handwerkerbewegung erlangte bereits 1877 und 1878 Ein-
fluss auf einige Landtage; in wiederholten Landtagsbeschlüssen wurde der Regie-
rung dringend empfohlen, vor allem das Kleingewerbe zu heben und zu diesem 
Zweck die Gewerbefreiheit einzuschränken. Und der vom Handwerkerstand im No-
vember 1881 veranstaltete erste allgemeine österreichische Gewerbetag verlangte in 
einer Resolution u. a. die Wiedereinführung des Befähigungsnachweises, die 
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Rücksichtnahme auf den „Lokalbedarf“ und die Beibehaltung der obligatorischen 
Innungsmitgliedschaft. Erfüllt wurden diese Forderungen sodann auf Grund eines 
öffentlichen Mentalitätswandels und angesichts geänderter politischer Verhältnisse.  
 
Denn die vom Schwarzen Freitag eingeleitete Depression hatte große psycho-
logische (und in der Folge politische) Auswirkungen. So war der Liberalismus (als 
politische Denkform des Großbürgertums und damit einer auf Grund der Wahl-
geometrie von 1861 bis 1878 – mit zwei kurzen Unterbrechungen – den öster-
reichischen Reichsrat beherrschenden Gruppe) für viele Menschen unglaubwürdig 
geworden. Der Zusammenbruch zahlreicher Banken und Industriegründungen 
erschütterte das Vertrauen in ihn. Es entstand eine antikapitalistische Stimmung, in 
der anstelle des liberal-individualistischen Wettbewerbsprinzips das Bedürfnis nach 
kollektiver Sicherheit herrschte. Das Krisenjahr 1873 führte damit zu einer wichtigen 
Zäsur in der österreichischen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, politisch löste es 
eine konservative Wende aus.  
 
Diese Wende trat ein, als 1879 auf Grund der Wahl zum Abgeordnetenhaus (der 
cisleithanischen Reichshälfte) eine von feudalkonservativen und klerikalen Kreisen 
getragene Mehrheit entstand. Die Regierung Taaffe begünstigte das städtische 
Kleinbürgertum und fand dabei Unterstützung beim sozialkonservativen Element im 
Adel, der darin ein Gegengewicht zum Finanzbürgertum erblickte, sowie bei den 
Bauern, die ihre wirtschaftlichen Schwierigkeiten auf den Industriekapitalismus 
zurückführten. Schon die Thronrede zur Eröffnung des Reichsrats am 8. Oktober 
1879 machte die Absicht einer Revision der Gewerbegesetze zur Förderung der 
gewerblichen Interessen, insbesondere durch Kräftigung des Kleingewerbes, ersicht-
lich. Die Rückkehr zum Denken in zunftmäßigen Kategorien und zu protektionis-
tischer Förderung bestehender Kleinbetriebe erhielt sodann eine breitere soziale 
Basis durch die Herabsetzung des Wahlzensus (für das Abgeordnetenhaus) durch 
die Wahlreform 1882 in den Kurien der Städte und der Landgemeinden von 10 auf 5 
Gulden, was die Zahl der Stimmberechtigten merklich erhöhte.  
 
Nach mehrmaligem parlamentarischem Anlauf wurde hierauf am 29. März 1883 die 
GewO-Nov. 1883 kundgemacht. Ziel dieser Novelle war es, die Stellung des kleinen 
Handwerksmeisters gegenüber der Industrie durch Einführung eines Befähigungs-
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nachweises zu stärken und ihm den Bereich der dem individuellen Bedarf dienenden 
Arbeiten zu sichern. Zwei Jahre später wurden mit der GewO-Nov. 1885 die Bestim-
mungen betreffend das gewerbliche Hilfspersonal (6. Hauptstück der GewO) neu 
gefasst. Danach durften in fabriksmäßigen Betrieben (die Grenze wurde allgemein 
bei 20 Beschäftigten gezogen) Personen vor vollendetem 14. Lebensjahr überhaupt 
nicht und vor dem 16. Jahr nur zu leichteren Arbeiten herangezogen werden, die 
Arbeitsdauer der Hilfsarbeiter durfte hier höchstens elf Stunden betragen. In Klein- 
und Mittelbetrieben durften hingegen Kinder bereits ab dem 12. Lebensjahr verwen-
det werden, bis zu einem Alter von 14 Jahren höchstens acht Stunden täglich; darü-
ber hinaus bestand keine gesetzliche Begrenzung der Arbeitsdauer für Hilfsarbeiter.  
 
Diese Novellen bezweckten somit einerseits eine Besserstellung der Industriearbei-
ter, begünstigten aber andererseits die Kleingewerbetreibenden, da die bei ihnen 
(sowie im Verlag) beschäftigten Hilfskräfte von der Arbeiterschutzgesetzgebung nur 
teilweise erfasst waren. Stellt man die Zahl der gewerblichen Neuanmeldungen in 
Wien dem Stand der Gewerbe gegenüber, so ergibt sich, dass die Zahl der Neu-
anmeldungen im Durchschnitt der Jahre 1884 bis 1896 größer war als in der Periode 
1874 bis 1883. Daraus zieht Chaloupek1156 den Schluss, dass die Wiedereinführung 
des Befähigungsnachweises das Ziel der Absicherung des traditionellen Handwerks 
nicht erreicht habe. Andererseits zeigt sich, dass die Zahl der Wiener Gewerbe-
betriebe im Verhältnis zur steigenden Bevölkerungszahl (von Chaloupek bezeichnet 
als „Gewerbedichte“) zwischen 1880 und 1890 abnahm. 
 
Die wesentliche Neuerung der GewO-Nov. 1883 bestand in der Schaffung einer 
dritten Gewerbekategorie (neben den freien und konzessionierten Gewerben) in 
Form der „handwerksmäßigen Gewerbe“, welche generell einen Nachweis der Befä-
higung erforderten. Dabei wurde die Berechtigung zur Ausübung dieser neuen Ge-
werbeart (so wie jene der freien Gewerbe) durch eine bloße Anmeldung bei Bezirks-
hauptmannschaft bzw. Magistrat begründet. Alle Gewerbe, die nicht zu konzessio-
nierten oder handwerksmäßigen erklärt wurden, waren weiterhin freie Gewerbe. Da 
die fabriksmäßig betriebenen Unternehmungen ausdrücklich von der Einreihung 
unter den handwerksmäßigen ausgenommen wurden, verblieben sie (sofern sie nicht 
unter die konzessionierten Gewerbe fielen) unter den freien Gewerben.  
                                                 
1156 Vgl. Chaloupek, Industriestadt Wien, S. 379 ff.  
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Als handwerksmäßig beschrieb die Novelle jene Gewerbe „bei denen es sich um 
Fertigkeiten handelt, welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erlernung und länge-
re Verwendung in demselben erfordern“. Konkret festgelegt wurden diese Gewerbe 
in Ministerialverordnungen aus 1883 und 1884. Es handelte sich danach um insge-
samt 72 Gewerbe, die in 47 Punkten (Gruppen) der Handwerksliste zusammenge-
fasst wurden. Diese Zusammenfassung einzelner Gewerbe zu Gruppen hatte zur 
Folge, dass für die in der jeweiligen Gruppe angeführten Gewerbe (offenbar auf 
Grund ihrer Verwandtschaft) nur der Nachweis der Befähigung für eines der ange-
führten Gewerbe erforderlich war. Dadurch wurde der Übergang von einem Gewerbe 
zu den anderen wie auch die gleichzeitige Ausübung derselben ermöglicht. Die Befä-
higung war durch das Lehrzeugnis und ein Arbeitszeugnis über eine zweijährige 
Verwendung als Gehilfe nachzuweisen.1157 Im größeren zeitlichen Rahmen gesehen 
handelte es sich immerhin um einen moderaten Befähigungsnachweis – im Vergleich 
zu den nachmaligen Anforderungen der zusätzlichen Ablegung einer Gesellen-
prüfung sowie einer Meisterprüfung. Darüber hinaus konnte „in besonders rücksichts-
würdigen Fällen“ vom Befähigungsnachweis dispensiert werden, um den Übergang 
von einem Gewerbe zu einem verwandten Gewerbe oder den gleichzeitigen Betrieb 
verwandter Gewerbe zu ermöglichen.  
 
Beibehalten wurden die konzessionierten Gewerbe, bei denen die Gewerbe-
ausübung erst auf Grund einer behördlichen Bewilligung zulässig war. Die GewO-
Nov. 1883 erweiterte den Katalog der konzessionierten Gewerbe; der nunmehrige 
§ 15 i. F. GewO-Nov. 1883 umfasste in 21 Punkten insgesamt 28 konzessionierte 
Gewerbe. Durch Ministerialverordnungen wurden sodann bis zur GewR-Nov. 1907 
acht weitere Gewerbe der Konzessionspflicht unterstellt. Bei 20 der im gesetzlichen 
Katalog angeführten konzessionierten Gewerbe war auf Grund der GewO-Nov. 1883 
ein Befähigungsnachweis zu erbringen. Dieses Erfordernis galt weiters für sechs der 
erst durch eine Ministerialverordnung konzessionierten Gewerbe. Bei insgesamt 18 
der durch § 15 i. F. GewO-Nov. 1883 oder durch eine Ministerialverordnung der 
Konzessionspflicht unterstellten Gewerbe war überdies „auf die Lokalverhältnisse 
Bedacht zu nehmen“.  
 
                                                 
1157 Das Lehr- und Arbeitszeugnis konnte nach Maßgabe einer Ministerialverordnung durch Zeugnisse 
einer gewerblichen Unterrichtsanstalt ersetzt werden. 
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Ein seltsamer Zufall kann darin gesehen werden, dass zwischen der GewO 1859 und 
der GewO-Nov. 1883 ebenso 24 Jahre lagen wie zwischen dieser Novelle und der 
nächsten bedeutenden Novelle 1907, zumal der GewO-Nov. 1907 keine vergleich-
bare wirtschaftliche Krisensituation wie die von 1873 bis 1880 andauernde „Große 
Depression“ zu Grunde lag. Denn die Jahre 1896 bis 1899 brachten eine konjunk-
turelle Aufschwungsphase, der nach einem Rückschlag um die Jahrhundertwende 
von 1903 bis 1908 eine Hochkonjunktur folgte. Allgemein wird von einem langen Auf-
schwung ab 1896 gesprochen, der vielfach als „Zweite Gründerzeit“ bezeichnet wird. 
Die Realität war demnach komplexer – nicht die aktuelle Wirtschaftslage, sondern 
der „Große Krach“ des Jahres 1873 war offenbar (weiterhin) in der Öffentlichkeit 
wirksam. Die Einschränkung der unternehmerischen Freiheit wurde insbesondere 
von den wirtschaftlichen Interessenvertretungen angestrebt. 
 
Zunächst hatte sich eine GewO-Nov. 1897 (zurückgehend auf eine Enquete des 
permanenten Gewerbeausschusses des Abgeordnetenhauses) noch auf die Abän-
derung von Bestimmungen betreffend das Lehrlingswesen und die Gewerbegenos-
senschaften beschränkt. Seit 1901 wurde aber eine Gewerberechtsreform, die den 
Wünschen der beteiligten Kreise entgegenkommen sollte, diskutiert.1158 Ein von der 
Regierung 1905 vorgelegter Gesetzentwurf führte dann zur GewO-Nov. 1907. Diese 
Novelle behielt im § 1 die Dreiteilung in freie, handwerksmäßige und konzessionierte 
Gewerbe bei, führte aber zugleich bei einigen „freien Gewerben“ (beim Detailver-
schleiß im Gemischtwarenhandel, weiters beim Kolonial-, Spezerei- und Material-
warenhandel) in systemwidriger Weise einen Befähigungsnachweis ein (§ 13a).  
 
Der nunmehr unmittelbar in den Gesetzestext aufgenommene Katalog der hand-
werksmäßigen Gewerbe enthielt insgesamt 119 Gewerbe, die in 54 Gruppen geglie-
dert waren.1159 Eine GewO-Nov. 1928 nahm zusätzlich das Photographengewerbe 
(mit bestimmten Ausnahmen) in die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe auf. 
Weiters war 1910 durch eine Verordnung das Similiseurgewerbe unter den hand-
werksmäßigen Gewerben eingereiht worden. 
 
                                                 
1158 Durch eine Novelle aus 1902 sollte das Kleingewerbe gegen den Großbetrieb dadurch geschützt 
werden, dass das Aufsuchen von Bestellungen auf Waren durch Handlungsreisende und das Feil-
bieten von Waren im Umherziehen teilweise untersagt wurde. 
1159 Die gruppenmäßige Zusammenfassung hatte wie bisher die Funktion, dass der für ein Gewerbe 
erbrachte Befähigungsnachweis für alle Gewerbe der Gruppe wirksam war. 
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Die GewO-Nov. 1907 erhöhte die Anforderungen für den Befähigungsnachweis bei 
handwerksmäßigen Gewerben. Erforderlich waren nun ein „Gesellenbrief“ der Ge-
werbegenossenschaft (dieser setzte die Ablegung der Gesellenprüfung voraus)1160 
und der Nachweis einer dreijährigen Verwendung als Geselle (Gehilfe) im betreffen-
den Gewerbe oder in einem analogen Fabriksbetrieb. Wie bisher konnte der Befähi-
gungsnachweis durch Schulbesuch (teilweise) ersetzt werden. Ebenso konnte im 
bisherigen Umfang eine Dispens vom Befähigungsnachweis erteilt werden.1161 Der 
Einfluss der zuständigen Gewerbegenossenschaft stieg dadurch, dass ihr sowohl bei 
der Gewerbeanmeldung als auch vor einer Nachsichtserteilung Gelegenheit zur 
Abgabe eines Gutachtens über den Befähigungsnachweis zu geben war; im Falle 
einer von ihrem Gutachten abweichenden Entscheidung stand ihr das Rekursrecht 
an die Oberbehörde zu. 
 
Darüber hinaus machte die GewO-Nov. 1907 den ersten Schritt zu der vom Hand-
werksstand geforderten Wiedereinführung der obligatorischen Meisterprüfung, indem 
die Genossenschaften in ihrem Statut Vorsorge für die Abnahme von derartigen 
Prüfungen treffen konnten (Festlegung des Prüfungsstoffs, der Zulassungsvoraus-
setzungen, der Prüfungskommission). Die bestandene Prüfung berechtigte zunächst 
zur Führung des Titels eines geprüften Meisters. Seit einer Verordnung aus 1922 war 
die Meisterprüfung dann Voraussetzung für das Recht zur Lehrlingshaltung.  
 
Der neue Befähigungsnachweis für den Detailhandel ohne Beschränkung auf 
bestimmte Waren sowie für den Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhandel diente 
den parlamentarischen Unterlagen zufolge dem Zweck, den Zugang „geschäfts-
unkundiger und unlauterer Elemente“ zu verhindern. Dieser einheitliche Befähigungs-
nachweis bestand aus dem Lehrzeugnis und dem Zeugnis über eine zweijährige 
Dienstzeit in einem Handelsgewerbe bzw. beim Warenverkauf (oder bei der Büro-
arbeit) in einem Produktionsgewerbe. Die gesamte Verwendungszeit musste fünf 
Jahre betragen.1162  
 
                                                 
1160 Bei Absolvierung der Lehre in einem Fabriksbetrieb waren das Lehrzeugnis und das Gesellenprü-
fungszeugnis erforderlich. 
1161 Weiters konnte nunmehr von der Beibringung des Gesellenbriefes (bzw. des Lehrzeugnisses und 
des Zeugnisses über die Gesellenprüfung) oder vom Arbeitszeugnis dispensiert werden. 
1162 Auch hier waren die Anerkennung von geeigneten Unterrichtsanstalten sowie eine Dispens (samt 
Begutachtungs- und Rekursrecht der Gewerbegenossenschaft) vorgesehen. 
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Den gesetzlichen Katalog der konzessionierten Gewerbe ergänzte die GewO-Nov. 
1907 um die (bisher von der GewO ausgenommene) gewerbemäßige Dienst- und 
Stellenvermittlung sowie um die Leichenbestattungsunternehmen1163. Überdies 
wurde für fünf weitere Gewerbe durch Verordnungen zwischen 1908 und 1914 die 
Konzessionspflicht verfügt. Der Gesamtstand der konzessionierten Gewerbe betrug 
deshalb vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs 43 Gewerbe. Bei insgesamt 29 dieser 
Gewerbe war ein Nachweis der Befähigung erforderlich.1164 Bei nunmehr 31 konzes-
sionierten Gewerben war „auf die Lokalverhältnisse Bedacht zu nehmen.  
 
Ähnlich wie bei der GewO-Nov. 1883 lag auch den gewerberechtlichen Bestimmun-
gen der Jahre 1933 und 1934, die eine weitere markante Erschwerung des Zugangs 
zur Gewerbeausübung zur Folge hatten, eine „Große Depression“ (in Form der Welt-
wirtschaftskrise) zugrunde. Der von New York ausgehende Börsenkrach brachte 
auch in Wien die Bankbilanzen ins Wanken; verschärft wurde die Situation dadurch, 
dass zur Kreditkrise auch eine internationale Agrar- und Industriekrise kam. 1932 
erwies sich die neuerliche Aufnahme einer Völkerbundanleihe (Lausanner Protokoll) 
als notwendig; die Budgetsanierung erfolgte durch ein drastisches deflationäres 
Maßnahmenpaket, das die stärkste Erhöhung der Arbeitslosigkeit 1932/33 zur Folge 
hatte.  
 
Bereits vor Einsetzen der Weltwirtschaftskrise arbeiteten 44 Prozent aller Gewerbe-
treibenden ohne familienfremde Hilfskräfte (krisenbedingt war die Zahl der Kleinst-
betriebe nach dem Ersten Weltkrieg stark angewachsen). Der Betriebszählung 1930 
zufolge stellte das mittlere Gewerbe (mit zwei bis zehn Beschäftigten) nahezu 52 
Prozent der Betriebe und fast zwei Drittel der im Gewerbe Beschäftigten.1165 So 
setzte sich das mittlere Gewerbe im damaligen Diskurs von der Unentbehrlichkeit 
eines „gesunden Mittelstandes“ durch und konnte in den Gewerbeverbänden seine 
Interessenlage zur Grundlage der gewerblichen Politik machen. Seit Mitte der 1920er 
Jahre war der Hauptverband der Gewerbeverbände Österreichs – als Dachorgani-
sation der gewerblichen Pflichtgenossenschaften – einer der wichtigsten Akteure 
gewerblicher Interessenvertretung (neben den Handelskammern und dem auf dem 
                                                 
1163 Diese waren bereits auf Grund einer Ministerialverordnung aus 1885 konzessionspflichtig.  
1164 Auch hier bestand ein Begutachtungs- und Rekursrecht der zuständigen Genossenschaft. Eine 
Dispens vom Befähigungsnachweis konnte nunmehr gleichfalls bei konzessionierten Gewerben (mit 
Ausnahme der Baugewerbe) erteilt werden. 
1165 Vgl. dazu und im Folgenden Eminger, Gewerbe in Österreich 1930-1938, S. 20, 29 f., 47 und 97 ff. 
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Vereinsgesetz basierenden Niederösterreichischen Gewerbeverein), da er von Re-
gierung und Verwaltung vielfach zur Stellungnahme aufgefordert wurde und seine 
Vertreter in diverse Beiräte und Kommissionen entsandte. Auch auf parlamentari-
scher Ebene verfügte das Gewerbe über Interessenvertreter, da sämtliche Parteien 
des bürgerlichen Lagers in ihren Programmen für den Schutz des „Mittelstandes“ 
eintraten. Überdies stammte der jeweilige Handelsminister in der Ersten Republik 
regelmäßig aus dem Kreis der Vertrauensleute des Gewerbes.  
 
Dennoch kam es 1931 zu Protestaktionen im Gewerbe. Ursache war neben der 
ökonomischen Krise eine massive Kritik am „agrarischen Kurs“ der Regierung (die 
die landwirtschaftliche Eigenversorgung forcierte). Der Unmut der Gewerbetreiben-
den verschaffte sich Luft im April 1932 bei den Landtagswahlen in Wien, Niederöster-
reich und Salzburg (die NSDAP verfünffachte ihren Wähleranteil im Vergleich zur 
Nationalratswahl 1930). Die christlichsozial dominierte Regierung reagierte darauf, 
indem sie – um gegenzusteuern – nach der Ausschaltung des Parlaments (am 
4. März 1933) unter Berufung auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz aus 
1917 eine Reihe gewerbeprotektionistischer Notverordnungen erließ: eine Verord-
nung über das Verbot von Einheitspreisgeschäften, eine Sperrverordnung (BGBl. 
53/1933) und eine GewO-Nov. 1933 (BGBl. 104/1933).  
 
Die GewO-Nov. 1933 unterstellte (durch Änderung des Kundmachungspatents zur 
GewO) die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften – mit Ausnahme der land- 
und forstwirtschaftlichen – den Vorschriften der GewO; damit verloren die Konsum-
vereine ihre steuerlichen Begünstigungen. Der Betrieb von Inkassobüros wurde neu 
in die Liste der konzessionierten Gewerbe aufgenommen (als § 15 Punkt 24 GewO), 
die Erzeugung von Kunstweinen aus dieser Liste gestrichen. In jeder Zweignieder-
lassung eines Gewerbes mit Befähigungsnachweis musste nunmehr eine Person mit 
Befähigungsnachweis angestellt werden, wenn sich die Zweigniederlassung außer-
halb der Gemeinde des Hauptbetriebes befand.  
 
Die erwähnte Sperrverordnung der Bundesregierung ermächtigte den Bundesminis-
ter für Handel und Verkehr, seinerseits durch Verordnung den Antritt von Gewerben, 
die Erweiterung bestehender Berechtigungen und die Errichtung von Zweigniederlas-
sungen für einzelne Gewerbe oder Gewerbegruppen zu „sperren“. Auf dieser Grund-
342 
lage erließ der Minister eine befristete Verordnung über die Sperre des Antrittes von 
nahezu allen Gewerbetätigkeiten.1166 Von dieser Sperre konnte der Minister im 
Einzelfall „aus Gründen öffentlicher Rücksichten“ Ausnahmen bewilligen. Diese 
Gewerbesperre wurde dreimal im Verordnungsweg verlängert.  
 
Abgelöst wurden die Sperrverordnungen am 1. Dezember 1934 durch das von der 
Bundesregierung auf Grund der ständestaatlichen „Verfassung 1934“ erlassene 
Gesetz „über außerordentliche, gewerberechtliche Maßnahmen an Stelle der Gewer-
besperre“. Dieses Gesetz wurde allgemein als „Untersagungsgesetz“ bezeichnet, 
weil es (in Umkehrung des Prinzips der Gewerbesperre) nunmehr notwendig war, ein 
ausdrückliches Verbot durch die Behörde zu vermeiden. Der Antritt aller konzessio-
nierten, handwerksmäßigen und (mit der zugleich ergangenen GewO-Nov. 1934 
begründeten) „gebundenen“ Gewerbe sowie einiger namentlich angeführter freier 
Gewerbe konnte innerhalb von vier Wochen ab der Anmeldung1167 untersagt wer-
den,1168 wenn durch die Eröffnung des Betriebes „die Wettbewerbsverhältnisse (…) 
im allgemeinen oder im näheren Umkreis des in Aussicht genommenen Standortes in 
wirtschaftlich ungesunder Weise beeinflußt würden“. Im Wesentlichen gleichartige 
Regelungen enthielt sodann als Nachfolgebestimmung das „Bundesgesetz über 
außerordentliche gewerberechtliche Maßnahmen“ BGBl. 30/1937; seine Vorschriften 
erstreckten sich jedoch zusätzlich zu den gebundenen, handwerksmäßigen und 
konzessionierten Gewerben auch auf alle freien Gewerbe.1169  
 
Das autoritäre Regime kam den Wünschen der Gewerbevertreter darüber hinaus mit 
Erlassung der GewO-Nov. 1934 (BGBl. 322/1934) nach. Hierdurch wurde einerseits 
für handwerksmäßige Gewerbe die Meisterprüfung als obligatorischer Befähigungs-
nachweis festgelegt, andererseits eine zusätzliche Gewerbekategorie mit Befähi-
gungsnachweis in Form der “gebundenen Gewerbe“ geschaffen. Es handelte sich 
                                                 
1166 Ausgenommen von diesem Verbot waren nur fabriksmäßige Betriebe, der Großhandel, der Über-
gang eines Unternehmens im Erbweg oder durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden, sofern dadurch 
keine Vermehrung der Gewerbeberechtigungen eintrat, weiters in Verbindung mit einer Tabaktrafik 
betriebene Kleinhandelsgewerbe. 
1167 Der Anmeldung bzw. dem Konzessionsansuchen war ein Gutachten der Genossenschaft darüber 
anzuschließen, ob dem Vorhaben wirtschaftliche Bedenken entgegenstehen. Dies gab der Gewerbe-
genossenschaft eine starke Stellung, wenn es um die Verhinderung potentieller Konkurrenten ging. 
Die Frist für ein behördliches Verbot wurde sodann mit BGBl. 545/1935 auf sechs Wochen verlän-
gert. 
1168 Wie bisher existierten Ausnahmen insbesondere für fabriksmäßige Betriebe.  
1169 Diese fast vollständige Möglichkeit zur Bedarfsprüfung bei Begründung einer Gewerbeberechti-
gung wurde erst mit der am 1.1.1953 in Kraft getretenen GewR-Nov. 1952 aufgehoben. 
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um jene Gewerbe, deren Antritt einen Befähigungsnachweis (Verwendungsnach-
weis) voraussetzte, ohne dass sie begrifflich unter die handwerksmäßigen Gewerbe 
eingereiht werden konnten. Ausgenommen von dieser Einordnung blieben fabriks-
mäßig betriebene Unternehmen (sofern es nicht konzessionspflichtige Tätigkeiten 
waren, handelte es sich weiterhin um freie Gewerbe). Der Katalog der gebundenen 
Gewerbe (§ 1a GewO) unterschied mit Rücksicht auf den zweigeteilten Befähigungs-
nachweis bei den Handelsgewerben zwei Gruppen von gebundenen Gewerben. 
Dabei wurde der bereits durch die GewO-Nov. 1907 für den Gemischtwarenhandel 
sowie den Kolonial-, Spezerei- und Materialwarenhandel eingeführte Befähigungs-
nachweis ausgeweitet auf Eisen- und Metallwaren, Textilwaren, Farbwaren sowie 
gebrannte geistige Getränke und Flaschenbier; er wurde nunmehr (auf Grund seines 
Umfangs) als „großer Befähigungsnachweis“ bezeichnet und umfasste sowohl den 
Kleinhandel als auch den Großhandel1170. Bei den übrigen Handelsgewerben1171 und 
beim Handelsagentengewerbe sowie bei 35 in § 1a Abs. 1 lit. b GewO aufgezählten 
Erzeugungs- und Dienstleistungstätigkeiten war hingegen der sogenannte „kleine 
Befähigungsnachweis“ zu erbringen. 
 
Die Regelungen der GewO-Nov. 1907 für den Befähigungsnachweis beim Gemischt-
warenhandel und bei den drei speziellen Handelsgewerben (Lehrzeugnis und zwei-
jährige Dienstzeit in einem Handelsgewerbe – bei fünfjähriger Gesamtverwendungs-
zeit) wurden in der GewO-Nov. 1934 im Wesentlichen als großer Befähigungsnach-
weis übernommen. Der kleine Befähigungsnachweis bestand in einer dreijährigen 
kaufmännischen Tätigkeit (bei Handelstätigkeiten) bzw. fachlichen Beschäftigung im 
betreffenden Gewerbe oder in einem fachlich nahe stehenden Berufszweig (bei den 
Erzeugungs- und Dienstleistungstätigkeiten). Sowohl vom großen als auch vom klei-
nen Befähigungsnachweis konnte „ausnahmsweise“ eine Nachsicht erteilt werden 
(§ 13d i. F. GewO-Nov. 1934).1172 
 
Die bisherige Liste der handwerksmäßigen Gewerbe wurde mit geringfügigen Ände-
rungen (die das Erfordernis eines Befähigungsnachweises erweiterten) im neuen 
                                                 
1170 Im „Großhandel“ werden Waren großteils oder ausschließlich nicht unmittelbar an Verbraucher 
vertrieben. 
1171 Mit Ausnahme der konzessionspflichtigen Handelstätigkeiten sowie des freigewerblichen Verkaufs 
von land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen im Umherziehen und Kleinverkaufs von gebratenen 
Früchten. 
1172 Sowohl im Anmeldungs- als auch im Nachsichtsverfahren existierten Begutachtungs- und Beru-
fungsrecht der Gewerbegenossenschaft. 
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§ 1b i. F. GewO-Nov. 1934 übernommen. Vermehrt wurde diese Liste um sieben 
handwerksmäßige Gewerbe, sie umfasste nunmehr in 61 Gruppen (Punkten) insge-
samt 127 Gewerbe.1173 Es änderte sich jedoch der Stellenwert der 
Gruppeneinteilung im Zusammenhang damit, dass die Befähigung für handwerks-
mäßige Gewerbe nunmehr durch Ablegung der Meisterprüfung im betreffenden 
Gewerbe nachzuweisen war; die bisherigen Elemente des Befähigungsnachweises 
(Lehrzeit, Gesellenprüfung und dreijährige Gesellen- bzw. Gehilfenzeit) bildeten nun 
die Voraussetzungen für die Zulassung zur Meisterprüfung. Die Gruppeneinteilung 
hatte nur mehr die Funktion, dass durch Lehrverhältnis und Gehilfenzeit in einem der 
im betreffenden Punkt aufgezählten Gewerbe die Zulassungsbedingungen zur Prü-
fung für alle hier zusammengefassten Gewerbe erfüllt wurden. Dies hatte zur Folge, 
dass in allen 128 Gewerben1174 eine gesonderte Meisterprüfung abzulegen war, und 
bedeutete (zusätzlich zur Einführung der obligatorischen Meisterprüfung) eine wei-
tere Erschwernis für den Fall der Errichtung bzw. Ausweitung eines Gewerbeunter-
nehmens. Durch Schulbesuch konnten ebenfalls bloß die Zulassungsbedingungen 
zur Meisterprüfung substituiert werden. 
 
Gemäß der auf einer GewO-Nov. 1935 (BGBl. 548/1935) basierenden Meisterprü-
fungsverordnung BGBl. 246/1937 waren die Vorschriften über den Inhalt der Meis-
terprüfung und das Prüfungsverfahren von jeder Innung für die in ihren Wirkungs-
bereich fallenden Gewerbe in einer Meisterprüfungsordnung zu erlassen. Dies 
bedeutete eine wesentliche Steigerung des Einflusses der Gewerbeverbände. Bei 
jedem Landesgewerbeverband war eine Meisterprüfungsstelle zu errichten, zur Ab-
nahme der Prüfungen waren die von ihr gebildeten Prüfungskommissionen berufen.  
 
Im Hinblick auf die Neuregelung bei der Meisterprüfung für handwerksmäßige Ge-
werbe sah § 14c i. F. GewO-Nov. 1934 neben der Nachsicht (vormals „Dispens“) von 
der Ablegung der Meisterprüfung auch eine Nachsicht von deren Zulassungsbedin-
gungen vor. Der Landeshauptmann konnte die Nachsicht („in besonders rücksichts-
würdigen Fällen“) erteilen, um den Übergang von einem bereits ausgeübten zu 
einem verwandten Gewerbe oder den gleichzeitigen Betrieb verwandter Gewerbe zu 
ermöglichen; hinzu kam (mit Rücksicht auf die Wirtschaftskrise ohne weitere 
                                                 
1173 Hinzu kam das Gewerbe der Similiseure, das bereits durch Verordnung RGBl. 63/1910 als hand-
werksmäßig bezeichnet worden war. 
1174 Unter Berücksichtigung des durch Verordnung geregelten Similiseurgewerbes.  
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Voraussetzung) die Nachsicht für den Übergang vom fabriksmäßigen zum hand-
werksmäßigen Betrieb.  
 
Die gesetzliche Liste der konzessionierten Gewerbe (§ 15 GewO) wurde gegenüber 
dem Stand des Jahres 1907 durch Gesetze aus 1920, 1928, 1929, 1933 und schließ-
lich durch die GewO-Nov. 1934 im Wege des Entfallens oder des Einschubs einzel-
ner Gewerbe oder von deren Teiltätigkeiten verändert. Hinzu kamen 25 Gewerbe, die 
in den Jahren 1884 bis 1936 durch Verordnungen an die Konzessionspflicht gebun-
den wurden. Damit stieg die Gesamtzahl auf 58 konzessionierte Gewerbe. Bei 25 der 
im gesetzlichen Katalog aufgezählten konzessionierten Gewerbe verlangte § 23 
Abs. 1 i. F. GewO-Nov. 1934 die Erbringung eines Befähigungsnachweises; hinzu 
kamen 17 durch Verordnungen konzessionierte Gewerbe mit Befähigungsnachweis 
(insgesamt setzten somit 42 konzessionierte Gewerbe den Nachweis der Befähigung 
voraus).1175 Überdies war bei in 15 Punkten des gesetzlichen Katalogs angeführten 
konzessionierten Gewerben im Verleihungsverfahren auf die „Lokalverhältnisse, und 
zwar insbesondere den Bedarf“ Bedacht zu nehmen. Bei weiteren 20 im Verord-
nungsweg an die Konzessionspflicht gebundenen Gewerben war ebenfalls auf die 
„Lokalverhältnisse“ bzw. den „Lokalbedarf“ oder das „Bedürfnis der Bevölkerung“ 
Rücksicht zu nehmen.  
 
Im Sinne des Konzepts von der Errichtung eines Ständestaates strukturierte das 
autoritäre Regime auch die gewerblichen Interessenvertretungen neu. Dabei wurde 
durch das Gewerbebundgesetz (BGBl. 84/1935) als „berufsständische“ Vertretung 
anstelle des Hauptverbandes der Gewerbeverbände Österreichs (als Dachorgani-
sation der Pflichtgenossenschaften) der „Bund der österreichischen Gewerbetrei-
benden“ errichtet. Auf Ebene der Länder wurden je 47 Zünfte1176 errichtet, auf 
Bundesebene waren die einzelnen Zünfte in 47 Innungen zusammengefasst. Die 
GewO-Nov. 1935 (BGBl. 548/1935) ersetzte sodann in der GewO die Worte 
„Genossenschaft“ („Gewerbegenossenschaft“) durch die Worte „Zunft“ bzw. „Zunft 
(Kaufmannschaft)“. Zugleich wurde das VII. Hauptstück der GewO betreffend die 
Gewerbegenossenschaften eliminiert. 
                                                 
1175 Die Art des jeweiligen Befähigungsnachweises war grundsätzlich durch Verordnung des Handels-
ministers festzulegen. Sowohl im Konzessionsverleihungsverfahren als auch bei Nachsichten vom 
Befähigungsnachweis war der Gewerbegenossenschaft ein Begutachtungs- und Berufungsrecht ein-
geräumt. Bei den Baugewerben war eine Nachsicht weiterhin unzulässig. 
1176 Dieser terminologische Rückgriff dokumentiert die rückwärtsgewandte Politik des Ständestaates.  
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Die protektionistische Mittelstandspolitik des Ständestaates führte jedoch zu keiner 
Verbesserung der schlechten ökonomischen Lage des Gewerbes. Sie konnte den 
Niedergang des Gewerbes nicht aufhalten und bedeutete nur ein symbolisches 
Entgegenkommen gegenüber politischen Kräften, die dem Regime als Systemstütze 
unentbehrlich schienen.1177 Zum langfristigen Strukturwandel in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen, der manche Gewerbesparten auf Randbereiche (wie Reparaturtätig-
keiten) schrumpfen oder weitgehend verschwinden ließ, war in Österreich die 
katastrophale allgemeine Wirtschaftssituation der Zwischenkriegszeit gekommen.1178  
 
In Deutschland hingegen herrschte 1938 bereits Hochkonjunktur, wobei den größten 
Beschäftigungseffekt der Aufbau der Rüstungsindustrie hatte. Ab dem „Anschluss“ im 
März 1938 wurde die Wirtschaftsentwicklung auch im österreichischen Raum beson-
ders von der unmittelbaren und mittelbaren Rüstungsproduktion und von Investitio-
nen in die Infrastruktur bestimmt. So wurde bereits zur Jahreswende 1938/39 die 
Vollbeschäftigung erreicht.1179 Angesichts der für Großprojekte in Rüstung und Infra-
struktur erforderlichen Investitionssummen waren jedoch für die Modernisierung der 
Klein- und Mittelbetriebe nicht die erforderlichen Mittel vorhanden. Vielmehr kam es 
im Zuge der Kriegsmaßnahmen im Handwerk zu einem Rückgang der Betriebe durch 
„Auskämmaktionen“, bei denen zur Umlenkung von Ressourcen aus dem zivilen 
Sektor in den Rüstungssektor Maschinen und Anlagen beschlagnahmt und Arbeits-
kräfte abgezogen wurden. Schon 1938 begann darüber hinaus in Kleingewerbe und 
Handel eine „Strukturbereinigung“ im Sinne des NS-Regimes im Wege der Ausschal-
tung jüdischer Wirtschaftstreibender durch erzwungenen Verkauf, Konfiszierung oder 
Betriebsauflösung. Dabei wurde von den rund 33.000 als „jüdisch“ qualifizierten 
Betrieben ein Fünftel bereits im Zuge des „Anschlusses“ aufgelöst oder zerstört; von 
den restlichen 26.000 Betrieben wurden mehr als 80 Prozent liquidiert, in rund 5.000 
Fällen fand die eigentliche (administrative) „Arisierung“ statt.1180  
 
                                                 
1177 Vgl. im Abschnitt 4.4.  
1178 Vgl. den Einleitungsteil im Abschnitt 5.  
1179 Allerdings wurde ein Teil der Arbeitslosen vom deutschen Arbeitsmarkt absorbiert (Ingenieure, 
Facharbeiter) oder von Armee und Arbeitsdienst; hinzu kam der große Bedarf des NS-Regimes für 
Verwaltung und Überwachung, viele politisch oder rassisch Verfolgte wurden in Emigration oder KZ 
getrieben. 
1180 Vgl. Sandgruber, Ökonomie und Politik, S. 420 f.  
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Das restriktive Gewerberecht des Ständestaates wurde im Zuge der Zugehörigkeit 
Österreichs zum Deutschen Reich nicht generell aufgehoben, sondern durch „reichs-
rechtliche“ Vorschriften lediglich partiell und schrittweise überlagert bzw. verdrängt, 
was zu großen Inkongruenzen und juristischen Unwägbarkeiten führte. Die größte 
„Bresche“ in das österreichische Gewerberecht schlug das 1940 eingeführte 
deutsche Handwerksrecht. Dadurch wurde die im § 1b GewO enthaltene Liste der 
handwerksmäßigen Gewerbe gegenstandslos. Die darin angeführten Gewerbe 
waren nun „Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben werden können“ im Sinne des 
deutschen Handwerkeverzeichnisses, wenn sie einem darin aufgezählten Gewerbe 
entsprachen, andernfalls wurden sie zu freien Gewerben. Darüber hinaus unterlagen 
15 der in § 1a Abs. 1 lit. b GewO angeführten gebundenen Gewerbe (das deutsche 
Recht kannte dieses Rechtsinstitut nicht) nunmehr ganz oder teilweise dem Hand-
werkeverzeichnis. Gleiches galt für acht konzessionierte Gewerbe (dabei blieben 
allerdings die österreichischen Vorschriften für die Konzessionsverleihung aufrecht). 
Bereits 1938 waren sechs konzessionierte Gewerbe bzw. Teile davon der (deut-
schen) Reichskulturkammergesetzgebung unterstellt worden (die österreichischen 
Vorschriften für den Buchhandel, den Altwarenhandel, Telegraphenagenturen, 
Theaterkartenbüros usw. wurden damit gegenstandslos).1181  
 
Nach Wiedererlangung der Eigenstaatlichkeit Österreichs im Jahr 1945 wurde das 
österreichische Gewerberecht nur schrittweise wieder hergestellt; grundsätzlich 
wurden gemäß dem Rechts-Überleitungsgesetz 1945 zur Wahrung der Rechtskon-
tinuität die nach dem 13. März 1938 erlassenen Gesetze „vorläufig“ aufrechterhalten. 
Sofort aufgehoben wurden lediglich die von NS-Gedankengut geprägten Vorschriften 
der Reichskulturkammergesetzgebung; die davon betroffenen Gewerbe wurden so-
dann durch die sogenannte Rekonzessionierungsverordnung aus 1948 (mit rückwir-
kender Kraft) wieder der Konzessionspflicht nach der GewO unterstellt. Die öster-
reichischen Vorschriften für die Gast- und Schankgewerbe traten 1948 wieder in 
Kraft, jene für den „Huf- und Klauenbeschlag“ 1949. Am 1. Mai 1952 trat mit dem 
Güterbeförderungsgesetz, dem Gelegenheitsverkehrsgesetz und dem Kraftfahrlinien-
                                                 
1181 Weiters wurden 1938 die österreichischen Vorschriften über die Dienst- und Stellenvermittlung 
sowie 1939 jene für Erzeugung und Verkauf von Waffen und Munitionsgegenständen durch deutsch-
rechtliche Bestimmungen ersetzt. 1939 bzw. 1940 wurden sodann durch deutsche Bestimmungen 
für die Personenbeförderung und den Güterfernverkehr entsprechende Regelungen im „Lande 
Österreich“ ersetzt. 1941 bzw. 1942 traten deutsche Vorschriften an die Stelle der österreichischen 
Vorschriften für den Hufbeschlag und für das Gast- und Schankgewerbe. 
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gesetz ein völlig neues österreichisches Verkehrsrecht in Kraft. Die Bestimmungen 
des deutschen Waffengesetzes galten hingegen bis zur GewR-Nov. 1965, die 
Arbeitsvermittlung wurde erst 1994 wieder in die GewO aufgenommen.  
 
Die am 1. Jänner 1953 in Kraft getretene GewR-Nov. 1952 hob sodann das deutsche 
Handwerksrecht wieder auf und änderte zugleich eine Reihe von Bestimmungen der 
(mit Ausnahme der waffenrechtlichen Vorschriften) wieder voll wirksam gewordenen 
GewO. Weiters hob erst diese Novelle die durch das sogenannte Untersagungs-
gesetz 1937 geschaffene nahezu generelle Möglichkeit der Unterbindung neuer 
Gewerbebetriebe aus Gründen der „ungesunden Beeinflussung der Wettbewerbs-
verhältnisse“ auf – mehr als sieben Jahre nach Kriegsende.  
 
Ungeachtet dessen trat nach 1945 die wirtschaftliche Erholung wesentlich rascher 
und nachhaltiger ein als nach dem Ersten Weltkrieg. Dabei spielte auch eine Rolle, 
dass sich im Zuge des „Anschlusses“ an das Deutsche Reich nicht nur das tech-
nische Niveau der Industrie erhöht, sondern auch die Branchen- und Größenstruktur 
der österreichischen Industrie zu konkurrenzfähigeren Einheiten verändert hatte. 
Überdies waren die Produktionszentren nunmehr gleichmäßiger über das Staats-
gebiet verteilt. Tragende Säulen des Wiederaufbaus nach 1945 waren die Sozialpart-
nerschaft (mit dem gemeinsamen Ziel des Aufbaus einer Marktwirtschaft mit den 
Elementen Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung, Preisstabilität und Sozialpolitik 
sowie einem verstaatlichten Sektor) und die Marshallplanhilfe (Österreich trat dem 
European Recovery Program am 1. Juli 1948 bei). Die Periode des Wirtschaftsauf-
schwungs begann 1947 mit der Währungsreform und dem ersten Lohn- und Preis-
abkommen, sie endete mit einem Wirtschaftsabschwung ab 1962. Jährliche Wachs-
tumsraten 1946 bis 1952 von zwölf Prozent wurden trotz fünf Lohn- und Preisabkom-
men (die ein Zurückbleiben der Lohnentwicklung hinter dem Preisanstieg zur Folge 
hatten) von einem Anstieg des Preisniveaus 1948 bis 1951 um insgesamt 140 Pro-
zent begleitet. Den Umschwung brachte 1953 die Stabilisierung im Zuge des soge-
nannten Raab-Kamitz-Kurses, der unter dem neuen Ordnungskonzept der „sozialen 
Marktwirtschaft“ den Wirtschaftsliberalismus forcierte. 
 
Im Unterschied zur Wende der allgemeinen Wirtschaftspolitik in Richtung Liberalis-
mus zeigte die im Juli 1952 beschlossene GewR-Nov. 1952 ein ambivalentes Bild. 
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So wurde einerseits das „Untersagungsgesetz 1937“ aufgehoben; andererseits 
fanden im Zuge der Rückkehr zum originär österreichischen Gewerberecht der 
Zwischenkriegszeit in den Katalogen der gebundenen Gewerbe (§ 1a GewO) und 
der handwerksmäßigen Gewerbe (§ 1b GewO) erhebliche Veränderungen statt, die 
durch vermehrte Befähigungsnachweiserfordernisse die Möglichkeit von Gewerbe-
anmeldungen einengten. Dabei wurden in die Liste der gebundenen Erzeugungs- 
und Dienstleistungstätigkeiten (§ 1a Abs. 1 lit. b GewO) 16 bisher freie Gewerbetätig-
keiten neu aufgenommen. Im Gegenzug wurden acht bisher gebundene Gewerbe als 
handwerksmäßige (mit Meisterprüfung) höher eingestuft, weiters wurden im Wege 
der Aufspaltung bisheriger gebundener Gewerbe zwei Teilbereiche von diesen zu 
handwerksmäßigen Gewerben. Lediglich ein bisher handwerksmäßiges Gewerbe 
wurde zu den gebundenen herabgestuft. Die Liste der gebundenen Gewerbe gemäß 
§ 1a Abs. 1 lit. b i. F. GewR-Nov. 1952 umfasste deshalb 46 Positionen (anstelle von 
bisher 37).1182 Auch diese Novelle setzte somit den seit 1883 beschrittenen Weg 
zunehmender Reglementierung fort und gab damit Grundsätze der GewO 1859 
preis. Die GewR-Nov. 1952 bildete den Höhepunkt dieser Entwicklung, ohne dass 
die allgemeine Wirtschaftssituation als Argument dienen konnte.1183 
 
Auch die Anforderungen an den Befähigungsnachweis für gebundene Gewerbe 
wurden erhöht. Während bisher für den großen Befähigungsnachweis ein Lehrzeug-
nis in Verbindung mit einer zweijährigen Dienstzeit (bei Gesamtverwendungszeit von 
fünf Jahren) ausreichte, war gemäß § 13a i. F. GewR-Nov. 1952 allgemein die Absol-
vierung einer Kaufmannsgehilfenprüfung in Verbindung mit einer vierjährigen kauf-
männischen Dienstzeit (bei Gesamtverwendungszeit von sieben Jahren) erforderlich. 
Der kleine Befähigungsnachweis für die sonstigen Handelsgewerbe und das Han-
delsagentengewerbe (§ 13b i. F. GewR-Nov. 1952) erforderte nunmehr grundsätzlich 
eine vierjährige kaufmännische Verwendung (anstelle der bisher dreijährigen).  
 
                                                 
1182 Eine GewO-Nov. BGBl. 127/1955 eliminierte sodann im Zusammenhang mit der Schaffung des 
„freien Berufes“ der Wirtschaftstreuhänder die Gewerbe „Buchsachverständige, Bücherrevisoren, 
Finanz- und Wirtschaftsberater“ (bisher § 1a Abs. 1 lit. b Z. 34) aus der GewO. Zugleich wurde § 1a 
Abs. 1 lit. b Z. 35 GewO (betreffend Versicherungsberater) erweitert um die Gewerbe „Werbeberater, 
Vermögensberater, Betriebsberater, Betriebsorganisatoren“. 
1183 Überdies weist Hanisch darauf hin, dass die Startbedingungen für das Gewerbe nach 1945 um 
einiges günstiger waren als nach dem Ersten Weltkrieg – auf Kosten der Juden und der kleinen 
Gewerbetreibenden (im Zusammenhang mit den „Auskämmaktionen“ der Kriegszeit). Nach 1945 
scheine sich das warenproduzierende Gewerbe wiederum erholt zu haben; von 1937 bis 1959 stieg 
sein Anteil an der Gesamtbeschäftigung von 12 auf 14 Prozent, das Reparaturgewerbe expandierte. 
Vgl. Hanisch, Der lange Schatten des Staates, S. 107 und 102. 
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Die Liste der handwerksmäßigen Gewerbe wurde von vormals 61 Gruppen (Punkten) 
mit insgesamt 127 Gewerben im § 1b i. F. GewR-Nov. 1952 auf 79 Positionen (nun-
mehr Ziffern bzw. Zahlen) mit insgesamt 136 selbständigen Gewerben vergrößert. 
Die Vermehrung trat teils durch Umgruppierung von bisher gebundenen Gewerben 
bzw. von deren Teilbereichen zu handwerksmäßigen Gewerben ein, teils durch Ab-
spaltungen einzelner Teilbereiche von schon bestehenden Handwerken oder von 
konzessionierten Baugewerben, schließlich durch Einordnung von 14 bisher freien 
Gewerben unter den handwerksmäßigen. Im Gegenzug kam es zu einer bloß zahlen-
mäßigen Verringerung der handwerksmäßigen Gewerbe in elf Fällen durch Zusam-
menlegung bisher selbständiger Handwerke (der Befähigungsnachweis blieb dabei 
erhalten); nur vier vormalige Handwerke wurden zu freien Gewerben.1184  
 
Hinsichtlich der Liste der konzessionierten Gewerbe wurden die während der Zuge-
hörigkeit Österreichs zum Deutschen Reich aufgehobenen Vorschriften bereits in den 
Jahren 1948/1949 wieder wirksam (mit Ausnahme jener für die Dienst- und Stellen-
vermittlung und die Waffengewerbe). Im Zusammenhang mit dem 1952 außerhalb 
der GewO neu geschaffenen Verkehrsrecht ergaben sich drei Änderungen im Kata-
log des § 15 GewO. Zwei durch Verordnungen aus 1936 konzessionierte Gewerbe 
schienen nicht mehr auf; vier Gewerbe wurden durch Verordnungen aus 1939 und 
1950 neu der Konzessionspflicht unterstellt (vgl. im Abschnitt 6). Es existierten damit 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der GewR-Nov. 1952 weiterhin 58 konzessionierte 
Gewerbe. Auch die bei der Mehrheit der konzessionierten Gewerbe erforderliche 
Überprüfung der Befähigung sowie der „Lokalverhältnisse“ bzw. des Bedarfs bestand 
weiter.  
 
Die Erteilung einer Nachsicht vom Befähigungsnachweis (als Regulativ zum formalen 
Befähigungsnachweissystem) war wie bisher auf Ausnahmefälle beschränkt, und es 
bestand kein Rechtsanspruch auf Nachsichtserteilung (Ermessensbestimmung). 
Ansonsten wurden aber die Nachsichtsvoraussetzungen neu geregelt. Sowohl bei 
Nachsichten vom kleinen Befähigungsnachweis als auch bei handwerksmäßigen1185 
                                                 
1184 Als Befähigungsnachweis war weiterhin die Meisterprüfung im betreffenden Gewerbe abzulegen. 
Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung waren Lehrzeit, Gesellenprüfung und dreijährige Gesellen-
(Gehilfen-)zeit in einem unter derselben Zahl im Katalog angeführten Gewerbe. 
1185 Die Nachsicht für ein handwerksmäßiges Gewerbe war nicht mehr auf bestimmte Zwecke (Über-
gang zu einem verwandten Gewerbe oder gleichzeitiger Betrieb verwandter Gewerbe, Übergang 
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und konzessionierten Gewerben war die “hinreichende tatsächliche Befähigung“ 
nachzuweisen.1186 Bei Nachsichten vom gesamten großen Befähigungsnachweis 
bzw. vom kleinen Befähigungsnachweis bei gebundenen Gewerben, bei Nachsichten 
von der Meisterprüfung bei handwerksmäßigen Gewerben und bei Nachsichten von 
konzessionierten Gewerben war grundsätzlich aber zusätzliche Voraussetzung, dass 
die wirtschaftliche Lage des Gewerbezweiges (insbesondere in der näheren Umge-
bung des Gewerbestandortes) die Gleichstellung des Nachsichtswerbers mit 
Personen mit vollem Befähigungsnachweis zuließ. Diese Rücksichtnahme auf die 
Situation der präsumtiven Konkurrenzbetriebe (im Falle einer Nachsicht vom Befähi-
gungsnachweis) kann als eine Reminiszenz an das seinerzeitige Untersagungs-
gesetz verstanden werden. Bei Nachsichten von gebundenen oder handwerksmäßi-
gen Gewerben stand der zuständigen Fachgruppe bzw. der Sektion Handel der 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft ein Begutachtungs- und Berufungsrecht zu.1187  
 
Eine GewO-Nov. 1957 (BGBl. 178/1957) führte zu einigen Änderungen bei den ge-
bundenen und den konzessionierten Gewerben. Insbesondere wurden im Katalog 
der gebundenen Gewerbe die Technischen Büros ausgeweitet und damit zusätzliche 
Bereiche einem Befähigungsnachweis unterstellt. Zugleich wurde für die Planung 
und Aufstellung von Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüftungsanlagen 
sowie von Kälteanlagen und für Technische Büros ein wesentlich anspruchsvollerer 
Befähigungsnachweis (unmittelbar in der GewO) festgelegt.1188 Erforderlich war nun-
mehr das Reifezeugnis einer einschlägigen höheren Abteilung an einer technischen 
Lehranstalt in Verbindung mit fünfjähriger einschlägiger Beschäftigung (oder ein 
einschlägiges Hochschulstudium in Verbindung mit zweijähriger Beschäftigung).  
 
Die parlamentarische Debatte über die GewO-Nov. 1957, der zufolge „bei der gegen-
wärtigen Gesetzeslage vor allem Klarheit darüber vermisst wurde, nach welchem 
                                                                                                                                                        
vom fabriksmäßigen zum handwerksmäßigen Betrieb) beschränkt. Darin kann immerhin ein Schritt 
zur Erweiterung des Nachsichtsrechts gesehen werden. 
1186 Bei dieser (im Vergleich zur „vollen Befähigung“) geringeren Stufe musste nur die Befähigung zu 
jenen Leistungen nachgewiesen werden, die „in der Regel“ von Inhabern des betreffenden Gewer-
bes verlangt werden. 
1187 Nachsichtsbehörde bei konzessionierten Gewerben war nunmehr das Bundesministerium; ein Be-
gutachtungsrecht von Kammergliederungen war hier nicht vorgesehen. 
1188 Einen „strengeren Befähigungsnachweis“ – im Vergleich zur allgemeinen Regelung in § 13b Abs. 4 
GewO – legten überdies die Verordnungen BGBl. 79/1954 für das Spediteurgewerbe, BGBl. 1/1956 
für die Erzeuger von Gablonzer Waren, BGBl. 166/1956 für das Sägergewerbe und BGBl. 246/1965 
für die Hühneraugenschneider und Fußpfleger, die Schönheitspfleger und die Masseure fest. 
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Wirtschaftssystem die gewerberechtlichen Vorschriften aufgebaut sein sollten“,1189 
war jedoch Anlass für eine Entschließung des Nationalrats über die Einsetzung einer 
Kommission (durch den Handelsminister) zur Schaffung der Grundlagen für eine 
neue Gewerbeordnung. Die Kommission beriet sodann in den Jahren 1958 bis 1966 
über Grundsatzfragen und Teilgebiete des Gewerberechts. Zugrunde lag offenbar 
der Gedanke der Anpassung der Gewerbeordnung an die Anforderungen eines 
größeren Marktes1190 sowie der Wunsch, die „Flickarbeit“ an der durch zahlreiche 
Novellen geänderten GewO zu beenden. Nach einem Zwischenbericht aus 1963 
„sollte die Gewerbefreiheit nur soweit beschränkt werden, als dies im Interesse der 
Gesamtheit aus öffentlichen Rücksichten notwendig sei“.1191 Über das Ausmaß 
dieser Beschränkungen konnte aber keine Übereinstimmung erzielt werden; so 
wurde etwa verlangt, neben ökonomischen Gesichtspunkten „auch Aspekte einer 
Mittelstandspolitik und gesellschaftspolitische Momente“ zu berücksichtigen.1192  
 
Unmittelbarer Handlungsbedarf war inzwischen dadurch entstanden, dass der 
Verfassungsgerichthof durch ein Erkenntnis aus 1958 die gesetzliche Ermächtigung 
zur Erklärung weiterer Gewerbe zu konzessionierten durch Verordnung des Handels-
ministers (§ 24 i. F. GewO-Nov. 1907) wegen mangelnder inhaltlicher Bestimmtheit 
aufgehoben hatte. Da damit auch die auf dieser Grundlage ergangenen Konzessio-
nierungsverordnungen1193 von der Aufhebung bedroht waren, wurden durch die 
GewR-Nov. 1965 (BGBl. 59/1965) die entsprechenden Gewerbe nunmehr in den 
gesetzlichen Katalog des § 15 GewO aufgenommen.1194 Neu der Konzessionspflicht 
unterstellt wurde die (bisher freigewerbliche) Überprüfung von Blitzschutzanlagen, 
ersetzt wurden die deutschen Bestimmungen über die Waffengewerbe. Es waren 
danach insgesamt 59 Gewerbe konzessionspflichtig (inklusive der fünf Baugewerbe, 
der vier „Preßgewerbe“ und der drei damaligen Verkehrsgewerbe). Bei 41 dieser 
Gewerbe war der Nachweis der Befähigung erforderlich. Bei 25 Gewerben war 
weiterhin auf die „örtlichen Verhältnisse, und zwar insbesondere auf den Bedarf“ 
                                                 
1189 Vgl. Erläuterungen zur GewO 1972, S. 100.  
1190 Bereits 1956/57 gab es in Österreich Überlegungen für einen Beitritt zu der in Gründung befind-
lichen EWG, 1960 trat Österreich sodann der EFTA bei. 
1191 Erläuterungen zur GewO 1972 ebd.  
1192 Erläuterungen zur GewO 1972 ebd.  
1193 Soweit sie während der Geltung des Bundes-Verfassungsgesetzes aus 1920 erlassen wurden.  
1194 Aus diesem Anlass wurden aber der Filmvertrieb zum gebundenen Gewerbe, die Telegraphen-
agenturen zum freien Gewerbe; neu geregelt wurden das Fremdenführer- und das Bewachungs-
gewerbe. 
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Bedacht zu nehmen; bei sieben Gewerben entfiel nunmehr eine Bedarfsprüfung 
(darin kann eine bescheidene Liberalisierung gesehen werden). 
 
Das daneben fortbestehende Bestreben nach einer Neukodifikation des Gewerbe-
rechts stellte sich – anders als bei den Novellen der Jahre 1883 und 1934 – nicht als 
Reaktion auf eine negative ökonomische Entwicklung dar. Vielmehr lagen diesmal 
Überlegungen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit sowie einer juristischen 
Bereinigung der durch zahlreiche Novellen unübersichtlich gewordenen Rechtsma-
terie zugrunde. Denn zu Beginn der 1960er Jahre war es zu einem „Aufstand der 
technokratischen Intelligenz“ gegen die traditionelle Politik mit dem Ziel einer „Ökono-
misierung“ der Politik gekommen (in der ÖVP erarbeitete die „Aktion 20“ die Grund-
linien des „Koren-Plans“, in der SPÖ kam es zur Gründung der „Ökonomischen 
Versammlung“ – deren Ergebnisse flossen 1968 in das Wirtschaftsprogramm der 
Partei ein). Die Jahre 1965 bis 1975 (insoweit als „Ära Klaus-Kreisky“ etikettiert) 
stellten eine Reformperiode dar. Der im April 1968 vom Ministerrat beschlossene 
„Koren-Plan“ bezeichnete es als Hauptaufgabe der Wachstums- und Strukturpolitik, 
jene Hemmnisse zu beseitigen, die eine Anpassung der österreichischen Wirtschaft 
an die Dynamik der Märkte verhinderten. Die Erneuerung der GewO sollte der 
Förderung des Wettbewerbs und der Leistungssteigerung der Betriebe dienen. Dabei 
wäre insbesondere zu überprüfen, ob bei den einzelnen Gewerben die Gründe für 
die Konzessionierung, die Bindung an den Lokalbedarf und die Einreihung unter die 
handwerksmäßigen Gewerbe noch gegeben wären. 
 
Ungeachtet dessen, dass der Hauptpunkt der mannigfaltigen Kritik in Fachliteratur 
und Pressemedien an der bestehenden GewO die große Zahl an konzessionierten 
Gewerben war, entsprach der (während der ÖVP-Alleinregierung) für eine neue 
GewO ausgearbeitete Ministerialentwurf aus 1968 hinsichtlich der Liste der konzes-
sionierten Gewerbe überhaupt nicht und hinsichtlich der handwerksmäßigen Gewer-
be nur in beschränktem Ausmaß den Intentionen des Koren-Plans. Denn der Entwurf 
1968 sah (abgesehen von nunmehr sechs Verkehrsgewerben, die außerhalb der 
GewO in Sondergesetzen geregelt wurden) 55 konzessionierte Gewerbe vor; im 
Vergleich dazu kannte die GewO i. F. GewR-Nov. 1965 (abgesehen von den drei 
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damaligen Verkehrsgewerben) 56 konzessionierte Gewerbe.1195 Von den 136 hand-
werksmäßigen Gewerben nach dem Stand der GewR-Nov. 1952 übernahm dieser 
Entwurf 98 Handwerke; von den restlichen Gewerben waren zehn als nunmehr ge-
bundene und elf als freie Gewerbe vorgesehen. Die weitere Reduktion sollte durch 
Zusammenfassung von Handwerken mit anderen (fachlich nahe stehenden) herbei-
geführt werden; drei Gewerbe wurden neu in die Liste der Handwerke aufgenommen. 
 
Nach dem Regierungswechsel des Jahres 1970 (zu einer SPÖ-Alleinregierung) 
wurde eine wesentlich überarbeitete Regierungsvorlage als „GewO 1972“ beschlos-
sen. Darin wurden aus dem Katalog der konzessionierten Gewerbe 20 der im Ent-
wurf 1968 enthaltenen Gewerbe gestrichen; neu aufgenommen wurden allerdings 
vier konzessionierte Gewerbe. Hinsichtlich der handwerksmäßigen Gewerbe sah die 
Regierungsvorlage eine Reduktion von 136 auf nur mehr 70 Handwerke vor. Zu 
weiteren Änderungen führten jedoch die Beratungen eines parlamentarischen Unter-
ausschusses, der bemüht war, in „allen umstrittenen Fragen eine für die in Betracht 
kommenden Interessengruppen annehmbare Lösung zu finden“. Das Gesetz wurde 
am 29. November 1973 vom Plenum des Nationalrats als “Gewerbeordnung 1973“ 
beschlossen und am 25. Jänner 1974 als BGBl. 50/1974 kundgemacht.  
 
Die Gesetzesmaterialien erwähnten als Maßnahmen, die dem Grundsatz der Gewer-
befreiheit (vermehrt) zum Durchbruch verhelfen sollten, insbesondere die nahezu 
vollständige Abschaffung der Bedarfsprüfung, die Einschränkung der Zahl der 
konzessionierten Gewerbe und Handwerke, die Erweiterung des Selbstbedienungs-
rechtes der Gewerbetreibenden und den Ausbau der übrigen Nebenrechte, die 
Erhöhung der beruflichen Mobilität durch Erleichterung des Übergangs zu ver-
wandten Gewerben. Am Befähigungsnachweis als wichtigem Instrument der 
Leistungssteigerung sollte festgehalten werden, soweit dies im öffentlichen Interesse 
liege; der Verbraucher „muß damit rechnen können, daß die bestellte Arbeit den 
Anforderungen entspricht; der Befähigungsnachweis bedeutet aber auch einen 
Schutz der Gewerbetreibenden gegen die Konkurrenz durch schlechtere, allenfalls 
die Preise unterbietende Leistungen“.1196  
 
                                                 
1195 Im Einzelnen übernahm der Entwurf 1968 fünf konzessionierte Gewerbe nicht aus der bestehen-
den Liste, dafür nahm er vier neue Gewerbe auf. 
1196 Erläuterungen zur GewO 1972, S. 101 und 124. 
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Im Ergebnis reduzierte § 130 GewO 1973 die Zahl der konzessionierten Gewerbe im 
Vergleich zur vorangegangenen Rechtslage (GewR-Nov. 1965) von 56 auf 39 
Gewerbe1197 (jeweils unter Außerachtlassung der Verkehrsgewerbe, die nur noch 
formal im Katalog der GewO angeführt wurden). Dabei wurden zwölf bisher konzes-
sionierte Gewerbe unter den gebundenen Gewerben eingereiht (hierdurch blieb aber 
das Erfordernis eines Befähigungsnachweises erhalten), acht bisher konzessionierte 
wurden zu freien Gewerben, eines wurde zum Handwerk, ein weiteres (Schiffer-
gewerbe auf Binnengewässern) vom Anwendungsbereich der GewO ausgenommen. 
Während nach dem Stand der GewR-Nov. 1965 bei 41 konzessionierten Gewerben 
ein Befähigungsnachweis zu erbringen war, verlangte die GewO 1973 bei 33 der 
verbliebenen konzessionierten Gewerbe den Nachweis der Befähigung1198. Eine 
Bedarfsprüfung war im Rahmen der GewO nur mehr beim Rauchfangkehrergewerbe 
(wegen der hier vorgeschriebenen gebietsweisen Abgrenzung) und beim Bestatter-
gewerbe (zur Wahrung der Pietät) vorgeschrieben. Generelles Erfordernis bei 
konzessionierten Gewerben war weiterhin (zusätzlich zu den allgemeinen Gewerbe-
voraussetzungen, wie Eigenberechtigung und Freisein von Ausschlussgründen) die 
„Zuverlässigkeit“ des Bewerbers. Bei einzelnen Gewerben, wie z. B. bei den Waffen-
gewerben und den Rauchfangkehrern, mussten noch weitere Voraussetzungen 
vorliegen. Falls ein Befähigungsnachweis auf andere Weise als durch ein Prüfungs-
zeugnis zu erbringen war, stand der zuständigen Kammergliederung ein Begutach-
tungs- und (im Falle der Entscheidung entgegen ihrem Gutachten) ein Berufungs-
recht zu.  
 
§ 94 GewO 1973 führte 84 Handwerke an. Eine Begründung für die Vermehrung um 
14 Gewerbe im Vergleich zur Regierungsvorlage 1972 enthält der Bericht des 
zuständigen Parlamentsausschusses nicht, wohl aber den allgemeinen Hinweis, 
dass zu den Beratungen des Unterausschusses auch Vertreter der sachlich berühr-
ten Fachverbände der Bundeswirtschaftskammer eingeladen wurden. Daraus kann 
immerhin auf den Einfluss der gewerblichen Interessenvertretungen geschlossen 
werden. Im Einzelnen trat diese Vermehrung in fünf Fällen durch Aufspaltung von in 
der Regierungsvorlage vorgesehenen einheitlichen Handwerken ein; sieben in der 
                                                 
1197 Dabei wurde das Maurermeistergewerbe mit der Begründung nicht mehr als eigenes Baugewerbe 
aufgenommen, dass es ohnedies von der Baumeisterberechtigung umfasst sei. Die Elektroinstalla-
tion wurde hingegen in eine Ober- und eine Unterstufe aufgegliedert. 
1198 Die Art des Nachweises war – abgesehen von den nunmehr vier Baugewerben – durch Verord-
nung des Bundesministers zu regeln. 
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Regierungsvorlage noch als gebundene eingeordnete Gewerbe wurden neu in die 
Handwerksliste aufgenommen, ebenso zwei ursprünglich als freie Gewerbe 
vorgesehene Tätigkeiten. Im Vergleich zur GewR-Nov. 1952 ordnete die GewO 1973 
immerhin 26 bisher handwerksmäßige unter den gebundenen Gewerben ein, weiters 
wurden 14 bisher handwerksmäßige nunmehr zu freien Gewerben. Neu in die 
Handwerksliste wurden die vormals konzessionspflichtigen Kraftfahrzeugmechaniker 
aufgenommen. Die Befähigung für Handwerke war wie bisher durch eine Meister-
prüfung nachzuweisen. Zulassungsvoraussetzung zu dieser Prüfung war die Lehr-
abschlussprüfung im dem dem Handwerk entsprechenden Lehrberuf bzw. jenem 
eines verwandten Handwerks und eine zweieinhalbjährige Verwendungszeit. Durch 
entsprechenden Schulbesuch konnte nicht nur die Lehrabschlussprüfung, sondern 
auch der fachlich-theoretische Teil der Meisterprüfung1199 ersetzt werden. Während 
nach der bisherigen Rechtslage der Inhalt der Meisterprüfungen durch Vorschriften 
der einzelnen Bundesinnungen festgelegt wurde, hatte nunmehr (aus verfassungs-
rechtlichen Überlegungen) der Bundesminister Meisterprüfungsordnungen für alle 
Handwerke zu erlassen. 
 
Die gebundenen Gewerbe wurden völlig neu organisiert. § 103 GewO 1973 teilte sie 
unter dem Aspekt der Rahmenbedingungen für den im Verordnungsweg zu regeln-
den Befähigungsnachweis in drei Gruppen ein. Dabei wurden durch eine Reduktion 
der bisherigen Liste der gebundenen Gewerbe 21 vormals gebundene Gewerbe zu 
freien Gewerben. Darüber hinaus erklärte § 105 GewO 1973 bestimmte im Wirt-
schaftsverkehr unbedeutende Handelstätigkeiten zu freien Gewerben, wie den 
Kleinhandel mit Milch, Obst usw., aber auch den Altwarenhandel. Ungeachtet dessen 
stieg die Liste der gebundenen Gewerbe auf nunmehr 90 Gewerbe an. Diese Ver-
mehrung ging einerseits darauf zurück, dass 26 vormals handwerksmäßige Gewerbe 
zu gebundenen zurückgestuft und 12 vormals konzessionierte Gewerbe in gebun-
dene umgewandelt wurden – diese (teilweise) Liberalisierung ging somit zu Lasten 
der Zahl der gebundenen Gewerbe. Andererseits wurden 12 bisher freigewerblich 
ausgeübte Tätigkeiten neu in die Liste der gebundenen Gewerbe aufgenommen. 
Eine rein zahlenmäßige Vermehrung bewirkte überdies die Aufspaltung bisher ein-
heitlicher Gewerbe in eine Ober- und Unterstufe (wie bei den Lüftungs- und Zentral-
heizungsanlagen) sowie die Abspaltung der Sonderhandelsgewerbe (Antiquitäten- 
                                                 
1199 Diese bestand aus einem fachlich-praktischen, einem fachlich-theoretischen und einem kaufmän-
nisch-rechtskundlichen Teil. 
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und Kunstgegenständehandel usw.) vom allgemeinen Handelsgewerbe. Auch bei 
den gebundenen Gewerben stand der zuständigen Gliederung der Wirtschaftskam-
mer ein Begutachtungsrecht (falls die Befähigung auf andere Weise als durch ein 
Prüfungszeugnis nachzuweisen war) zu, jedoch kein Berufungsrecht. 
 
Bei den allgemeinen Zugangsvoraussetzungen zur Gewerbeausübung wurde das 
gewerbliche Mindestalter von 24 Jahren nicht beibehalten; Voraussetzung blieb die 
mit Vollendung des 19. Lebensjahres erlangte „Eigenberechtigung“. Die allgemeinen 
Ausschließungsgründe (als negative Zugangsvoraussetzungen) wurden im Wesent-
lichen aus der bisherigen Rechtslage übernommen – unter Anpassung an die 
Terminologie des neuen Strafgesetzbuches. Beibehalten wurde dabei weiters der 
bereits durch die GewR-Nov. 1952 geschaffene Ausschlussgrund der Eröffnung des 
Konkursverfahrens bzw. der Abweisung eines Konkursantrages mangels kosten-
deckenden Vermögens sowie jener der zweimaligen Ausgleichseröffnung.1200  
 
Völlig neu geregelt wurden im § 28 GewO 1973 die (bisher auf drei Bestimmungen 
verteilten) Nachsichten vom Befähigungsnachweis für die gebundenen, handwerks-
mäßigen und konzessionierten Gewerbe. Auf die Nachsichten bestand nunmehr bei 
Vorliegen der Voraussetzungen ein Rechtsanspruch, der bisherige „Ausnahmefall“ 
wurde vom Gesetzgeber präzisiert. Auf die wirtschaftliche Lage von Konkurrenz-
betrieben, deren Inhaber den Befähigungsnachweis erbracht hatten, war nicht mehr 
Bedacht zu nehmen. Allerdings reichte nicht mehr die bloß „hinreichende tatsächliche 
Befähigung“ für die Nachsichtserteilung aus.  
 
In Summe behielt die Neukodifikation des Gewerberechts mit der GewO 1973 die 
vier historisch gewachsenen Gewerbekategorien bei, im Zuge einer juristischen 
Bereinigung wurden aber Rechtsinstitute präziser gefasst bzw. vereinheitlicht, weiters 
die bisher in einem eigenen Kundmachungspatent enthaltene Regelung der Aus-
nahmen vom Anwendungsbereich im § 2 in die GewO 1973 integriert (unter Anpas-
sung an die tatsächlichen Gegebenheiten). Trotz dieser Kontinuität im Grund-
sätzlichen kam es zu einer (vorsichtigen) Liberalisierung, indem insgesamt 43 
vormals handwerksmäßige, gebundene oder konzessionierte Gewerbe zu freien 
                                                 
1200 Da dieser Ausschlussgrund zum Unterschied von der früheren Rechtslage (Ermessensbestim-
mung) nunmehr zwingend wahrzunehmen war, sah § 26 GewO 1973 eine korrespondierende Nach-
sichtsbestimmung vor. 
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Gewerben (somit zu Anmeldungsgewerben ohne Befähigungsnachweis) wurden. 
Aus der Art der vom Befähigungsnachweis befreiten Gewerbe kann geschlossen 
werden, dass damit auch dem Umstand Rechnung getragen werde sollte, dass 
diverse Gewerbezweige – zumal als Folge der technologischen Entwicklung – ihre 
Bedeutung verloren hatten. Weiters wurden 38 vormals handwerksmäßige oder 
konzessionierte Gewerbe zu gebundenen „heruntergestuft“. Als Liberalisierung 
stellen sich auch die fast vollständige Eliminierung der Bedarfsprüfung in der GewO 
und der Wegfall der Rücksichtnahme auf die wirtschaftliche Lage im Rahmen der 
Nachsichten vom Befähigungsnachweis dar.1201  
 
In den folgenden 15 Jahren vermehrte sich wieder die Zahl der reglementierten 
Gewerbe. 1202Als geradezu konträr zu den Liberalisierungstendenzen der GewO 
1973 erwies sich die GewR-Nov. 1988, BGBl. 399/1988.1203 Durch diese Novelle 
wurden sechs bisher gebundene Gewerbe (bei dreien davon war vormals die Befähi-
gung nur durch eine bloße „fachliche Tätigkeit“ nachzuweisen) zu Handwerken mit 
Meisterprüfung; zwei bisher freie Gewerbe wurden unter den gebundenen eingereiht, 
der freigewerbliche Altwarenhandel wurde in das gebundene Handelsgewerbe einge-
ordnet. Weiters sah die Novelle für drei schon bisher gebundene Gewerbe einen im 
Vergleich zu bisher qualifizierteren Befähigungsnachweis vor. Überdies wurden in 
den Katalog der konzessionierten Gewerbe das bisher gebundene Gewerbe der 
Technischen Büros sowie vier bisher überwiegend freigewerblich ausgeübte Tätig-
keiten aufgenommen, darunter die „Sonderabfallsammler und -beseitiger, Altölsamm-
ler und -verwerter“. Das letzterwähnte Gewerbe wurde jedoch bereits durch das 
Abfallwirtschaftsgesetz (BGBl. 325/1990) wieder von der Konzessionspflicht befreit. 
Unter Berücksichtigung der 1976 konzessionierten Kontaktlinsenoptiker und der 
Überlassung von Arbeitskräften existierten seither 45 konzessionierte Gewerbe. 
 
                                                 
1201 Ein Element der Liberalisierung kann auch in der Erweiterung des bisherigen Begriffs der „fabriks-
mäßig betriebenen Unternehmungen“ auf jenen der Gewerbeausübung „in der Form eines Indus-
triebetriebes“ gesehen werden. Denn damit wurde für industriell ausgeübte handwerksmäßige und 
gebundene Gewerbe die Befreiung vom Befähigungsnachweis ausgeweitet. 
1202 Zunächst spaltete eine GewR-Nov. 1976 (BGBl. 253/1976) die „Kontaktlinsenoptiker“ vom Optiker-
handwerk ab und machte sie zu einem eigenen konzessionierten Gewerbe. Sodann wurde die bis-
her als freies Gewerbe ausgeübte „Überlassung von Arbeitskräften“ durch das Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetz (BGBl. 196/1988) den konzessionierten Gewerben zugeordnet. 
1203 Diese als Rückschritt zu bezeichnende Novelle wurde unter der seit 1987 bestehenden SPÖ-ÖVP-
Koalition mit einem aus der Kammer der gewerblichen Wirtschaft „stammenden“ Wirtschaftsminister 
ausgearbeitet. 
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Bereits vier Jahre nach der konträren Entwicklung durch die GewR-Nov. 1988 wurde, 
wie die Erläuterungen zur GewR-Nov. 1992 verkündeten, ein neuer Anlauf zu einer 
„Liberalisierung und Deregulierung der Gewerbeordnung“ unternommen. Dabei soll-
ten nicht nur der „Wettbewerb unter Qualifizierten“ gefördert, sondern auch die „durch 
den EWR erforderlichen Anpassungen vorgenommen und darüber hinaus Struktur-
anpassungen im Hinblick auf den geplanten EG-Beitritt erleichtert werden“.1204 Denn 
am 2. Mai 1992 wurde das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zwischen den zwölf damaligen Mitgliedstaaten der EWG (ab 1. November 1993 „EG“ 
als eine der drei Gemeinschaften, aus denen die nunmehrige EU bestand) und den 
damaligen EFTA-Staaten unterzeichnet. Bereits durch das am 1. Jänner 1994 in 
Kraft getretene EWR-Abkommen erlangten die Grundsätze der Niederlassungs- und 
der Dienstleistungsfreiheit in Österreich Geltung; am 1. Jänner 1995 wurde Öster-
reich Mitglied der EU. Damit kam der österreichische Gewerbegesetzgeber unter 
Zugzwang. Zudem waren auch die innerstaatlichen Anforderungen durch eine Ände-
rung in der (bisher formal orientierten) Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs 
zum Grundrecht der Erwerbsfreiheit1205 gestiegen. Nach der ab 1984 ergangenen 
Rechtsprechung waren nun Beschränkungen der Erwerbsausübungsfreiheit nur 
dann zulässig, wenn sie durch das öffentliche Interesse geboten, zur Zielerreichung 
geeignet, adäquat und auch sonst sachlich zu rechtfertigen waren.1206  
 
Der ursprüngliche Ministerialentwurf für die Novellierung der GewO sah die Eliminie-
rung der Gewerbekategorie der konzessionierten (somit der bewilligungspflichtigen) 
Gewerbe vor. Im Zusammenhang damit wurde eine Sonderregelung für die Rauch-
fangkehrer und die Bestatter als jene zwei konzessionierten Gewerbe mit Bedarfs-
prüfung (sowie für die Schleppliftunternehmer, bei denen eine ähnliche Konkurrenz-
klausel bestand) vorgesehen; bei diesen drei Gewerben sollte mit der Gewerbeaus-
übung erst ab Rechtskraft des Bescheides über die (grundsätzlich rechtsbegrün-
dende) Gewerbeanmeldung begonnen werden dürfen. Offenkundig auf Grund von 
Einwänden im Begutachtungsverfahren wurde sodann im Gesetzestext der GewR-
Nov. 1992, BGBl. 29/1993, die Kategorie der bewilligungspflichtigen Gewerbe 
                                                 
1204 Erläuterungen zur GewR-Nov. 1992, S. 74.  
1205 Artikel 6 Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBl. 142/1867: 
„Jeder Staatsbürger kann (…) unter den gesetzlichen Bedingungen jeden Erwerbszweig ausüben.“ 
1206 Bei der Vorschreibung adäquater Ausbildungsgänge ist der Gesetzgeber jedoch zufolge Art. 18 
StGG auch verhalten, die Absolvierung ihrer Art nach gleichwertiger Ausbildungsgänge als Erwerbs-
antrittvoraussetzungen nicht auszuschließen. Vgl. VfGH-Erk. Slg. 13.485/1993. 
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beibehalten. Andererseits wurden diese Gewerbe – mit Rücksicht auf die früheren 
medialen Ankündigungen über Entfernung der „konzessionierten“ Gewerbe – 
nunmehr in „bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe“ (weiterhin mit Prüfung der 
Zuverlässigkeit) umbenannt und damit dem Oberbegriff der gebundenen Gewerbe 
unterstellt.1207 Dennoch behaupteten die Erläuterungen zur entsprechenden Regie-
rungsvorlage, der Entwurf kenne grundsätzlich nur mehr Anmeldungsgewerbe und 
verzichte auf den Typ der konzessionierten Gewerbe.1208 Tatsächlich bestanden trotz 
dieser Umetikettierung die vier seit der GewO-Nov. 1934 existierenden Gewerbe-
kategorien (Handwerke, gebundene Anmeldungsgewerbe, bewilligungspflichtige 
Gewerbe, freie Gewerbe) weiter. Abgesehen von dieser „kosmetischen Operation“ 
machten sonstige Veränderungen in den Gewerbelisten eine völlige Neuordnung der 
Bestimmungen für die einzelnen Gewerbe (II. Hauptstück der GewO) erforderlich. 
Die geänderte GewO wurde deshalb im BGBl. 194/1994 als „GewO 1994“ wieder 
verlautbart (unter Berücksichtigung von drei zwischenzeitigen Novellierungen). 
 
Eine Erleichterung beim Befähigungsnachweis für Handwerke trat insoweit ein, als 
dieser nicht mehr bloß durch eine Meisterprüfung erbracht werden konnte, sondern 
gemäß § 18 Abs. 1 Z. 2 bis 5 GewO 1994 auch durch Absolvierung einschlägiger 
Studienrichtungen oder berufsbildender Schulen1209 in Kombination mit einer fach-
lichen Tätigkeit bestimmter Dauer (abgestuft je nach Schultyp). Mit Verordnung 
BGBl. 158/1994 wurde festgelegt, bei welchen Handwerken dieser Ersatz der Meis-
terprüfung möglich war und welche Schulen jeweils in Betracht kamen. Der Besuch 
der entsprechenden Schulen war auch, abgesehen von einer einschlägigen Lehr-
abschlussprüfung, Zulassungsbedingung zur Meisterprüfung in Verbindung mit einer 
zweijährigen Verwendungszeit. 
 
Unter dem Aspekt der Liberalisierung verringerte die GewR-Nov. 1992 die Gesamt-
zahl der an einen Befähigungsnachweis gebundenen bzw. bewilligungspflichtigen 
                                                 
1207 Die gebundenen Gewerbe wurden demnach untergliedert in „nicht bewilligungspflichtige gebun-
dene Gewerbe“ (gebundene Anmeldungsgewerbe wie vormals) und in „bewilligungspflichtige gebun-
dene Gewerbe“ (vormals „konzessionierte Gewerbe“ genannt).  
1208 Überdies wurde in systemwidriger Weise das im Ministerialentwurf vorgesehene Hinausschieben 
der Ausübungsbefugnis bis zur Rechtskraft des Bescheides über die Gewerbeanmeldung bei dem 
nunmehr als Handwerk eingestuften Rauchfangkehrergewerbe, beim nunmehr nicht bewilligungs-
pflichtigen gebundenen Bestattergewerbe und beim nunmehr freien Schleppliftunternehmergewerbe 
übernommen, um den Wegfall der Bewilligungspflicht wieder auszugleichen.  
1209 Nach Maßgabe der GewR-Nov. 1988 war nur der Ersatz des fachlich-theoretischen und des kauf-
männisch-rechtskundlichen Teils der Meisterprüfung vorgesehen, der fachlich-praktische Prüfungs-
teil war auch bei qualifiziertem Schulbesuch abzulegen.  
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Gewerbe auf 151 (hiezu kam noch das freie Gewerbe der Schleppliftunternehmer mit 
Ausübungsbefugnis erst ab Rechtskraft des Anmeldungsbescheides). Bei den Hand-
werken (§ 94 GewO 1994) war allerdings eine gegenteilige Entwicklung zu beobach-
ten. So wurde die Zahl der Handwerke von 90 (nach dem Stand der GewR-Nov. 
1988) auf 96 erhöht, obwohl zugleich 14 bisherige Handwerke zu sieben neuen 
zusammengelegt wurden (der handwerkliche Befähigungsnachweis blieb damit 
erhalten). Weiters wurden zwei bisher konzessionierte Gewerbe (Rauchfangkehrer 
und Schädlingsbekämpfer) zu Handwerken und sechs vormals gebundene Gewerbe 
als Handwerke höher eingestuft. Schließlich wurden acht bisher gebundene 
Gewerbe zu vier neuen Handwerken vereinigt.  
 
Die vormals 45 konzessionierten Gewerbe wurden – unter Berücksichtigung der 
durch Art. 16 des Finanzmarktanpassungsgesetzes 1993 hinzu gekommenen “Wech-
selstuben“ – auf 30 bewilligungspflichtige reduziert (§ 127 GewO 1994). Nur fünf der 
von der Bewilligungspflicht befreiten Gewerbe wurden dabei zu freien Gewerben,1210 
für die Ausgleichsvermittlung durften keine neuen Gewerbeberechtigungen mehr 
begründet werden (diese Tätigkeit war künftig den Rechtsanwälten vorbehalten). Die 
sonstige Verringerung der Zahl bewilligungspflichtiger Gewerbe wurde dadurch her-
beigeführt, dass zwei zu Handwerken umgewandelt wurden, drei bisher gesonderte 
bewilligungspflichtige Gewerbe (im Bereich Elektrotechnik) zu einem vereinigt wur-
den und eines (Dampfkesselerzeugung) in bestehenden Handwerken aufging; fünf 
bisher konzessionierte Gewerbe wurden in nicht bewilligungspflichtige gebundene 
Gewerbe umgewandelt. Drei bisher konzessionierte Gewerbe (betreffend Herstellung 
von bzw. Großhandel mit Arzneimitteln und Giften) wurden durch Neustrukturierung 
in zwei bewilligungspflichtige Gewerbe umgewandelt. Ungeachtet derartiger Zusam-
menlegungen bzw. Umwandlungen blieb aber das Erfordernis eines Befähigungs-
nachweises erhalten; von einer Liberalisierung kann insoweit nicht die Rede sein.1211  
 
Zu einer auffallenden Reduktion führte die GewR-Nov. 1992 hingegen bei den nicht 
bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben gemäß § 124 GewO 1994. Zumindest 
                                                 
1210 Beim Betrieb von Schleppliften und bei den Abdeckern existierte schon bisher kein Befähigungs-
nachweis; bei Kreditauskunfteien war nur eine „allgemeine und kaufmännische Bildung“ verlangt, bei 
den Kanalräumern nur eine zweijährige praktisch Verwendung. Die Zündwarenerzeugung wurde 
wohl nur mehr industriell ausgeübt. 
1211 Neu eingeordnet unter den bewilligungspflichtigen Gewerben wurde das vormals gebundene An-
meldungsgewerbe „Chemische Laboratorien“. 
362 
formal wurde deren Zahl von 86 auf 26 reduziert. Hiezu kam auf Grund des Arbeits-
marktservice-Begleitgesetzes (BGBl. 314/1994) mit 1. Juli 1994 das neu in die GewO 
aufgenommene Gewerbe der Arbeitsvermittler. Im Einzelnen wurden allerdings fünf 
bisher gebundene Gewerbe lediglich mit anderen gebundenen Gewerben vereinigt, 
acht bisher gebundene Gewerbe zu vier neuen Handwerken vereinigt und sechs 
einfach in Handwerke umgewandelt. In vier weiteren Fällen wurden bisher gebun-
dene Gewerbe mit bestehenden Handwerken formell vereinigt, weitere fünf gebun-
dene Gewerbe gingen durch Eliminierung bisher begünstigender Sonderregelungen 
im Rahmen von Handwerken in diesen auf. In allen vorerwähnten Fällen blieb das 
Erfordernis eines Befähigungsnachweises demnach erhalten bzw. wurde dieser 
sogar teilweise in eine „höhere Stufe“ übergeleitet. Als Liberalisierung kann diese 
bloße Zahlenkosmetik nicht gewertet werden.1212  
 
Insgesamt 33 bisher gebundene wurden durch die GewR-Nov. 1992 jedoch zu freien 
Gewerben. In 15 Fällen davon bestand der vormalige Befähigungsnachweis aller-
dings nur in einer bloßen Verwendungszeit; es handelte sich vielfach um ausster-
bende Gewerbe oder um Tätigkeiten, denen keine wirtschaftliche Bedeutung mehr 
zukam (teils auch um nur mehr industriell und deshalb schon bisher ohne Befähi-
gungsnachweis ausgeübte Wirtschaftszweige). Immerhin 18 bisher gebundene Ge-
werbe mit höherwertigem Befähigungsnachweis1213 wurden zu freien Gewerben. Die 
deliberalisierenden Maßnahmen der GewR-Nov. 1988 wurden aber beibehalten.  
 
Eine Liberalisierung der Bestimmungen über die Nachsicht vom Befähigungsnach-
weis hatte der Verfassungsgerichtshof erzwungen. Im Erkenntnis Slg. 13.094/1992 
bemängelte er, dass gemäß § 28 Abs. 1 GewO 1973 zusätzlich zur vollen Befähi-
gung des Nachsichtswerbers ein Ausnahmegrund (subjektive Unzumutbarkeit des 
vorgeschriebenen Befähigungsnachweises oder Vorliegen besonderer örtlicher 
Verhältnisse) erforderlich war; diese zusätzliche Voraussetzung verstoße gegen das 
Grundrecht der Erwerbsfreiheit. Die GewR-Nov. 1992 trug dem durch Zweiteilung der 
Nachsichtsbestimmung Rechnung: Im Fall einer bloß „hinreichenden tatsächlichen 
                                                 
1212 Die bisher gebundenen „Viehschneider“ wurden nunmehr vom Anwendungsbereich der GewO 
ausgenommen (die Tätigkeit war damit den Tierärzten vorbehalten). 
1213 Als solcher war insbesondere eine Lehrabschlussprüfung oder eine Befähigungsprüfung vorgese-
hen, beim Gewerbe der Dienstleistungen in der automatischen Datenverarbeitung und Informations-
technik aber die Absolvierung einer höheren Schule in Verbindung mit einer bis zu sechsjährigen 
fachlichen Tätigkeit. 
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Befähigung“ war weiterhin das Vorliegen eines Ausnahmegrundes erforderlich, bei 
Nachweis der „vollen Befähigung“ entfiel diese zusätzliche Voraussetzung.  
 
Verändert wurden auch die Gewerbe-Ausschlussgründe gemäß § 13 GewO. Bisher 
war der Ausschluss erst von der Behörde zu verfügen; nach der GewR-Nov. 1992 
trat er unmittelbar von Gesetzes wegen ein.1214 Überdies stellte § 13 Abs. 1 GewO 
nicht mehr auf die Höhe der Strafdrohung, sondern auf das Ausmaß der tatsächlich 
verhängten Strafe ab. Andererseits bildete selbst eine mehrmalige Ausgleichs-
eröffnung keinen Ausschlussgrund mehr.1215  
 
Der zweite Schwerpunkt der GewR-Nov. 1992 war die Anpassung der GewO an die 
Anforderungen des EWR (und nachfolgend an jene der EU-Mitgliedschaft). Die 
Novelle fügte deshalb „EWR-Anpassungsbestimmungen“ als neues Hauptstück ein 
(§§ 373a bis 373h GewO1994). Danach waren die Bestimmungen der GewO auf 
„Staatsangehörige der EWR-Vertragsparteien nach Maßgabe der in diesem Haupt-
stück normierten Abweichungen“ anzuwenden.1216 Obgleich der Binnenmarkt der EG 
kein supranationales Gewerberecht vorsah (innerstaatliche Verhältnisse somit grund-
sätzlich weiter frei geregelt werden konnten), waren dennoch Beschränkungen der 
freien Niederlassung und des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemein-
schaft für Angehörige der Mitgliedstaaten aufzuheben. Durch EG-Richtlinien über die 
Anerkennung von Diplomen oder Koordinierung einzelstaatlicher Regelungen sollte 
der Wechsel aus einem beruflichen System in ein anderes erleichtert werden. 
 
Zunächst erließ die EWG in den Jahren 1964 bis 1975 eine größere Zahl sogenann-
ter „Übergangsrichtlinien“, denen zufolge eine im Herkunftsstaat absolvierte Berufs-
ausübung während einer bestimmten Dauer den Berufszugang im Aufnahmestaat 
ermöglichte. Diese Übergangsrichtlinien erfassten mehr als zwei Drittel der inlän-
dischen Gewerbe mit Befähigungsnachweis und stellen von ihrem Regelungsinhalt 
her – der in den späteren zusammenfassenden Richtlinien aus 1999 und 2005 im 
Wesentlichen übernommen wurde – bis heute die wichtigste EG-Rechtsquelle für 
                                                 
1214 Umstände, die ein Absehen vom Gewerbeausschluss rechtfertigten (weil die Begehung einer ähn-
lichen Straftat bei der Gewerbeausübung nicht zu befürchten war), konnten seither erst durch eine 
neue Nachsicht vom Strafausschluss gemäß § 26 i. F. GewR-Nov. 1992 berücksichtigt werden. 
1215 Zudem traf der Konkursausschluss nur mehr den Gewerbetreibenden, behinderte aber nicht mehr 
den (gewerberechtlichen) Geschäftsführer. 
1216 Seit dem EU-Beitritt mit 1. Jänner 1995 hat das Gemeinschaftsrecht jedoch unmittelbar (und nicht 
mediatisiert durch den EWR) Geltung zwischen Österreich und den übrigen EU-Mitgliedstaaten.  
364 
den Zugang zu gewerblichen Berufen dar. Es handelt sich um ein alternatives, durch 
das Gemeinschaftsrecht vorgegebenes formales Nachweissystem bei ausländischer 
Berufsausübung, welches die innerstaatlichen Anforderungen des Befähigungsnach-
weises im Einzelfall hinfällig macht.1217 Nicht erforderlich war der Nachweis bestimm-
ter Kenntnisse; es genügte der Nachweis einer selbständigen bzw. dieser gleichwer-
tigen Berufstätigkeit bestimmter Dauer (je nach Umständen auch in Verbindung mit 
einer unselbständigen Berufsausübung oder einer vorherigen Ausbildung). Inner-
staatlich umgesetzt wurden diese Übergangsrichtlinien durch § 373c GewO 1994 
zunächst in Form einer „Nachsicht vom vorgeschriebenen Befähigungsnachweis“; 
erst die GewR-Nov. 1996, BGBl. I Nr. 10/1997, sprach zutreffend von einer „Anerken-
nung der den vorgeschriebenen Befähigungsnachweis ersetzenden Qualifikation“. 
 
Für die nicht von den Übergangsrichtlinien erfassten Bereiche sah die EWG jedoch 
die Anerkennung von im Herkunftsmitgliedstaat erworbenen Fachausbildungen bzw. 
Diplomen vor (insbesondere in den Diplomrichtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG). 
Der Aufnahmestaat hatte im einzelnen Fall zu prüfen, ob wesentliche Unterschiede 
zwischen der durch das Diplom des Herkunftsmitgliedstaates bescheinigten Ausbil-
dung und der im Aufnahmestaat vorgeschriebenen bestanden; gegebenenfalls 
konnte der Aufnahmestaat Anpassungsmaßnahmen (ergänzende inländische 
fachliche Tätigkeit oder einen Anpassungslehrgang bzw. eine Eignungsprüfung) 
vorschreiben. Die Diplomrichtlinien wurden innerstaatlich umgesetzt durch § 373d 
GewO 1994.  
 
Sowohl die Übergangsrichtlinien als auch die Diplomrichtlinien regelten jeweils ge-
meinsam die Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat und die Erbringung von 
Dienstleistungen (vorübergehende Berufsausübung in einem anderen Mitgliedstaat). 
Gemäß § 373g GewO 1994 war deshalb auch im letzterwähnten Fall eine Anerken-
nung gemäß § 373c oder Gleichhaltung des ausländischen Diploms gemäß § 373d 
erforderlich. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ab 1996 
konnten jedoch nur zwingende Gründe des Allgemeininteresses, wie der Verbrau-
cherschutz, Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs rechtfertigen.  
 
                                                 
1217 Als EU-Staatsangehörige konnten sich dieses begünstigende Befähigungsnachweisregime auch 
österreichische Staatsbürger zunutze machen, wenn sie eine entsprechende Berufsausübung im 
EWR-(EU-)Ausland nachweisen konnten. 
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Während der damalige Wirtschaftsminister Medienberichten zufolge die GewR-Nov. 
1992 (offenbar in Unkenntnis der historischen Fakten) als „größte Reform seit 1848“ 
feierte, führte die Novelle in der Fachliteratur zu herber Kritik. Danach hätte der 
Gesetzgeber „tief in die legistische Trickkiste“ gegriffen, um „ein äußeres Erschei-
nungsbild zu schaffen, das den medialen Ansprüchen eines modernen Wirtschafts-
rechts gerecht wird, ohne die alte Ordnung im Kern neu zu gestalten“; so werde auf 
den Befähigungsnachweis nur dort verzichtet, wo er „ohnehin schon obsolet gewor-
den ist“.1218 Die Kritik in der Öffentlichkeit führte dazu, dass nicht einmal drei Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Novelle (mit 1. Juli 1993) bereits eine radikale Durchfors-
tung der Gewerbeordnung in Aussicht gestellt wurde, um im Wettbewerb in der EU 
zu bestehen. Die politischen Erfolgsmeldungen nach der Beschlussfassung über die 
GewR-Nov. 1997, BGBl. I Nr. 63/1997, lauteten dementsprechend, die Zahl der gere-
gelten Gewerbe werde von bisher 153 auf 84 gesenkt, wobei die Zahl der Handwer-
ke von bisher 96 auf 43, jene der nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe 
von 27 auf 20 und jene der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe von 30 auf 
21 reduziert werde. Diese Angaben stimmten jedoch insbesondere hinsichtlich der 
Zahl der Handwerke (und insoweit auch hinsichtlich der Gesamtzahl der reglemen-
tierten Gewerbe) nicht mit der Rechtslage überein.  
 
Tatsächlich verringerte die GewR-Nov. 1997 die Zahl der in den Katalogen der §§ 94, 
124 und 127 angeführten Gewerbe mit Befähigungsnachweis (Handwerke und 
gebundene Gewerbe beiderlei Art) nur von bisher 155 Gewerben1219 auf insgesamt 
121 Gewerbe. Hierbei wurde der Befähigungsnachweis nur teilweise aufgehoben, in 
den übrigen Fällen wurden bloß mehrere Gewerbe unter Beibehaltung des Befähi-
gungsnachweises zu einem Gewerbe zusammengefasst. Der bloße Eindruck einer 
(mit Rücksicht auf den Druck der Öffentlichkeit propagierten) weiter gehenden 
Verringerung der reglementierten Gewerbe wurde durch die Neugestaltung des 
Katalogs der Handwerke erweckt. Dabei kam es zur Zusammenfassung von jeweils 
mehreren Handwerken in einzelnen Ziffern des Katalogs des § 94 GewO zu soge-
nannten „verbundenen Gewerben“. Insgesamt 54 als solche selbständig bleibende 
und ihren gesonderten Befähigungsnachweis behaltende Handwerke wurden so zu 
                                                 
1218 Schmelz u. Stadlmair, Gewerberechtsnovelle 1997, Ecolex-Script 10, S. 1.  
1219 Zu den 26 nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben der GewR-Nov. 1992 kamen die 
Arbeitsvermittler durch BGBl. 314/1994 und die Erzeuger von kosmetischen Artikeln sowie das In-
standsetzen von Schuhen durch die GewR-Nov. 1996, BGBl. I Nr. 10/1997. 
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verbundenen Gewerben zusammengefasst. Auf diese Weise wurden die nach der 
GewR-Nov. 1997 verbliebenen 78 Handwerke nunmehr 43 Ziffern des Handwerks-
katalogs zugeordnet. Die Erläuterungen zur entsprechenden Regierungsvorlage 
behaupteten deshalb irreführend, die Zahl der Handwerke würde von 96 auf 43 
reduziert (dies wurde von den Printmedien übernommen).  
 
Die „verbundenen Gewerbe“ waren jedoch – zum Unterschied von den „gebundenen 
Gewerben“ – keine eigene Gewerbekategorie, sondern „Gewerbe, die sich aus zwei 
oder mehreren Gewerben zusammensetzten“, aber als solche eigenständig blieben. 
Der Befähigungsnachweis konnte weiterhin für jedes dieser einzelnen Gewerbe ge-
sondert erbracht werden, durch eine Zusatzprüfung konnte dann die Befähigung für 
die weiteren damit verbundenen Handwerke nachgewiesen werden. Andererseits 
durften Gewerbetreibende, die den Befähigungsnachweis für ein zu einem verbun-
denen Gewerbe gehörendes Gewerbe erbrachten, auch die Leistungen der anderen 
(damit verbundenen) Gewerbe erbringen.1220  
 
Immerhin verringerte die GewR-Nov. 1997 tatsächlich die Zahl der Handwerke von 
96 auf 78 Gewerbe. Dabei wurden 15 bisherigen Handwerke zu freien Gewerben, 
überwiegend solche Bekleidungs- und metallverarbeitende Gewerbe, denen keine 
größere praktische Bedeutung mehr zukommen dürfte.1221 In drei weiteren Fällen 
wurde jeweils ein bloßer Teilbereich eines Handwerks zum freien Gewerbe; ein 
bisheriges Handwerk ging in einem anderen auf, dafür wurden zwei bisherige Hand-
werke je in zwei gesonderte Handwerke aufgespaltet. Ein wechselvolles Schicksal 
hatten drei bisherige Handwerke, die durch die GewR-Nov. 1997 unter den nicht 
bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe eingereiht wurden; die GewR-Nov. 
2008 stufte sie jedoch wieder als Handwerke ein.1222 Ein nicht bewilligungspflichtiges 
gebundenes Gewerbe wurde bereits 1997 unter den Handwerken eingeordnet.  
 
Die Zahl der nicht bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe verringerte sich im 
Katalog des § 124 i. F. GewR-Nov. 1997 von 29 auf 21 Gewerbe (darunter die 
                                                 
1220 Eine ähnliche den Gewerbeumfang erweiternde Befugnis bestand bei dem (bis zur GewR-Nov. 
2002 fortbestehenden) konkurrierenden Rechtsinstitut der „verwandten Gewerbe“.  
1221 In vier Fällen handelte es sich dabei um vormals gebundene Gewerbe, die erst durch die GewR-
Nov. 1988 bzw. die GewR-Nov. 1992 zu Handwerken „hinaufgestuft“ worden waren. Daraus kann 
auf wechselnde Stärke des Einflusses der Interessenvertretungen geschlossen werden. 
1222 Die Gesetzesmaterialien führten als Begründung an, die Aufnahme in die Liste der Handwerke 
„entspricht einer langjährigen Forderung der Branche“. 
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beiden verbundenen Gewerbe der Versicherungsmakler und der Versicherungsbe-
rater). Dabei wurden insgesamt elf bisherige gebundene Gewerbe aus diesem Kata-
log eliminiert: sieben wurden zu freien Gewerben,1223 drei mit Handwerken vereinigt 
bzw. verbunden und eines unter den bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerben 
eingereiht. Vier bisher gesonderte gebundene Gewerbe wurden zu zwei neuen ver-
einigt. Hingegen wurden in die Liste des § 124 GewO drei bisherige Handwerke und 
zwei bisher den freien Gewerben zuzuordnende Tätigkeiten neu aufgenommen.  
 
Die Zahl der bewilligungspflichtigen gebundenen Gewerbe wurde von 30 auf 22 
Gewerbe im § 127 i. F. GewR-Nov. 1997 reduziert. Zunächst wurden dabei drei 
bewilligungspflichtige Gewerbe (Pfandleiher, Versteigerung beweglicher Sachen, 
Wechselstuben) vom Befähigungsnachweis befreit und als freie Gewerbe eingestuft; 
die Bewilligungspflicht mit Ausübung erst ab Rechtskraft des Bewilligungsbescheides 
und Prüfung der Zuverlässigkeit blieb aber erhalten.1224 Im Übrigen wurde die Zahl 
der bewilligungspflichtigen Gewerbe nur formal durch Zusammenführung von Gewer-
ben verringert, die teilweise sogar nach dem Inhalt der Regelungen selbständig fort-
bestanden.1225 Das Brunnenmeistergewerbe sollte nach den Intentionen der Regie-
rungsvorlage im Baumeistergewerbe aufgehen; da dies im Zuge der Beratungen 
nicht verwirklicht werden konnte, wurde es als selbständiges Gewerbe dem Bau-
meistergewerbe an die Seite gestellt (§ 127 Z. 4 i. F. GewR-Nov. 1997). Die vormals 
handwerksmäßigen Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher wurden mit den Stein-
metzmeistern zusammengefasst und dadurch zum bewilligungspflichtigen Gewerbe. 
 
Der Liberalisierung im Wege einer Erleichterung des Befähigungsnachweises diente 
aber das in § 31 Abs. 2 bis 5 i. F. GewR-Nov. 1997 geschaffene Rechtsinstitut der 
„Teilgewerbe“. Es handelte sich dabei um Teil-Tätigkeiten eines Handwerks oder 
                                                 
1223 In vier Fällen davon existierte allerdings schon bisher kein förmlicher Befähigungsnachweis, viel-
mehr überließ eine Übergangsbestimmung die Entscheidung über die Befähigung der freien Beur-
teilung durch die Bezirksverwaltungsbehörde.  
1224 Beibehalten wurden auch die drei bereits durch die GewR-Nov. 1992 (in systemwidriger Weise) 
geschaffenen Anmeldungsgewerbe, bei denen mit der Gewerbeausübung erst ab Rechtskraft des 
Bescheides über die Gewerbeanmeldung begonnen werden durfte (Rauchfangkehrer, Bestatter, 
Schleppliftunternehmer). 
1225 Die Immobilienmakler, Immobilienverwalter und Bauträger wurden zwar unter dem Oberbegriff 
„Immobilientreuhänder“ zusammengefasst, die drei Tätigkeitsbereiche aber dennoch weiterhin 
gesondert geregelt (§ 225 Abs. 2 bis 4 i. F. GewR-Nov. 1997). Ebenso wurden die Berufsdetektive 
und das Bewachungsgewerbe als „Sicherheitsgewerbe“ zusammengefasst; dennoch blieben die 
Sonderbestimmungen für beide Gewerbe (§§ 249 bis 256 GewO 1994) unberührt, beide Tätigkeits-
bereiche wurden weiterhin gegeneinander abgegrenzt. Daraus wird ersichtlich, dass es primär um 
eine optische Verkürzung der Gewerbeliste ging.  
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eines gebundenen Gewerbes, deren „selbständige Ausführung auch von Personen 
erwartet werden kann, die die Befähigung hiefür auf vereinfachte Art nachweisen“. 
Durch Verordnung des Bundesministers (BGBl. II Nr. 11/1998) wurden derartige 
Teilgewerbe sowie die Art des vereinfachten Befähigungsnachweises1226 festgelegt.  
 
Eine Liberalisierung, die später im Zusammenhang mit dem EG-Recht zusätzliche 
Bedeutung erlangen sollte, wurde durch Neufassung des § 16 Abs. 1 GewO herbei-
geführt (nach den Gesetzesmaterialien benannt als „volle Supplierungsmöglichkeit“). 
Es wurde damit das bisherige Grundprinzip durchbrochen, dass der Gewerbeinhaber 
(außer bei industrieller Ausübung) selbst den Befähigungsnachweis zu erbringen 
hatte. Konnte ein Gewerbetreibender (als natürliche Person) den geforderten Befähi-
gungsnachweis nicht erbringen (und auch keine Nachsicht davon erlangen), so 
genügte seither die Bestellung eines geeigneten Geschäftsführers, der sich im 
Betrieb entsprechend betätigte.  
 
Nur fünf Jahre nach der letzten systemrelevanten Novelle gab die GewR-Nov. 2002, 
BGBl. I Nr. 111/2002, wiederum eine umfassende Reform der GewO durch eine 
„Liberalisierung von Berufszugang und Nebenrechten“ als Ziel an. Dabei sollte eine 
einheitliche Liste der reglementierten Gewerbe – die durch Gewerbeanmeldung 
begründet werden – geschaffen werden sowie (abermals) die Kategorie der bewilli-
gungspflichtigen Gewerbe entfallen. Es trifft zwar zu, dass nunmehr die (vormals) 
bewilligungspflichtigen und sonstigen gebundenen Gewerbe sowie die Handwerke im 
neuen § 94 GewO in einer Liste zusammengefasst und unter dem Oberbegriff der 
„reglementierten Gewerbe“ den freien Gewerben (somit jenen ohne Befähigungs-
nachweis) gegenüber gestellt wurden. Dennoch blieben der Substanz nach die 
Gruppe der vormals bewilligungspflichtigen Gewerbe (wenngleich in neuem Gewand) 
sowie die Unterscheidung in Handwerke und in sonstige an Befähigungsnachweise 
gebundene Gewerbe erhalten – ungeachtet der in eine andere Richtung weisenden 
Erklärungsversuche der Regierungsvorlage, welche dieser Novelle zugrunde lag. 
 
Denn dem Katalog der reglementierten Gewerbe (§ 94) wurde im neuen § 95 i. F. 
GewR-Nov. 2002 eine Liste von 14 dieser Gewerbe gegenüber gestellt, bei denen im 
                                                 
1226 Dieser konnte in Zeugnissen über eine Lehrabschlussprüfung, eine fachliche Tätigkeit oder einen 
Schul- bzw. Lehrgangsbesuch bestehen. 
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Anmeldungsverfahren1227 zu prüfen war, ob der „Bewerber“ die erforderliche Zuver-
lässigkeit besitzt;1228 überdies durfte der Anmelder mit der Gewerbeausübung erst 
mit der Rechtskraft des das Anmeldungsverfahren abschließenden Bescheides 
beginnen (nur acht bisher bewilligungspflichtige Gewerbe wurden von diesen Rege-
lungen befreit, der Befähigungsnachweis blieb aber erhalten). Damit blieben im Kern 
die bisherigen Merkmale der (vormals) bewilligungspflichtigen Gewerbe erhalten; ob 
der das Verfahren abschließende Bescheid dann als Feststellungsbescheid (im 
Anmeldungsverfahren) oder als Bewilligungsbescheid firmiert, kann letztlich nur als 
verfahrenstechnische Finesse angesehen werden. Überdies wurden insgesamt 77 
der im Einheitskatalog angeführten Gewerbe (zusammengefasst in 42 Positionen des 
Katalogs) als „Handwerke“ bezeichnet. Aber auch die übrigen reglementierten 
Gewerbe, soweit sie nicht in der Liste des § 95 i. F. GewR-Nov. 2002 angeführt 
waren, stellten nichts anderes dar als die „nicht bewilligungspflichtigen gebundenen 
Gewerbe“ der GewR-Nov. 1992 bzw. „gebundenen Gewerbe“ der GewO 1973. Die 
Novelle 2002 ersetzte nur den Begriff der gebundenen Gewerbe durch jenen der 
„sonstigen reglementierten Gewerbe“ (vgl. § 22 i. F. GewR-Nov. 2002).  
 
Als Veränderungen im System wies die GewR-Nov. 2002 den Ersatz des bisherigen 
Begriffspaares vorgeschriebener Befähigungsnachweis – Nachsicht vom Befähi-
gungsnachweis (§ 28 GewO 1973 bis einschließlich GewR-Nov. 1997) durch die 
Begriffe „genereller Befähigungsnachweis“ (§ 18 i F. GewR-Nov. 2002) – „individuel-
ler Befähigungsnachweis“ (§ 19 i. F. GewR-Nov. 2002) aus. Dieser individuelle 
Befähigungsnachweis stellt die Nachfolgeregelung für die bisherige Nachsicht dar 
und somit die im Sinne der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs erfor-
derliche ergänzende Variante zum standardisierten Befähigungsnachweis. Im 
Wesentlichen wurde dabei nur unter Verfahrenskonzentration mit dem Anmeldungs-
verfahren die Zuständigkeit vom Landeshauptmann zur Bezirksverwaltungsbehörde 
verschoben; die Möglichkeit eines Ersatzes des förmlichen Befähigungsnachweises 
bei bloß „hinreichender tatsächlicher Befähigung“ (seinerzeit § 28 Abs. 1 Z. 2 i. F. 
GewR-Nov. 1992) entfiel jedoch.  
                                                 
1227 Bei den Waffengewerben spricht die Novelle hingegen im § 148 GewO von einer – nicht näher 
geregelten – „Erteilung einer Gewerbeberechtigung“. 
1228 Ein die neue Systematik durchbrechender Sonderfall blieb das nicht im § 95 angeführte Rauch-
fangkehrerhandwerk, das weiterhin erst ab Rechtskraft des Anmeldungsbescheides ausgeübt wer-
den durfte und bei dem als einzigem nach der GewO die Bedarfsprüfung erhalten blieb. Beim Be-
stattergewerbe entfiel hingegen die Bedarfsprüfung; gleiches gilt für die vergleichbare Konkurrenz-
klausel bei den Schleppliftunternehmen. 
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Aufgewertet wurden die Interessenvertretungen der gewerblichen Wirtschaft 
dadurch, dass ihnen die Regelung des Prüfungsstoffs von Meisterprüfungen sowie 
von Befähigungsprüfungen bei den sonstigen reglementierten Gewerben übertragen 
wurde. Nunmehr haben die zuständigen Fachverbände im Bereich der Bundeswirt-
schaftskammer (bei Zuständigkeit mehrerer Fachorganisationen aber die Wirtschafts-
kammer Österreich als Dachorganisation) durch Verordnung den Stoff der jeweiligen 
Prüfung,1229 aber auch den Entfall von Prüfungsteilen bei Nachweis von in Betracht 
kommenden Ausbildungen festzulegen. Weiters wurde die Abhaltung aller Meister-
prüfungen und sonstigen Befähigungsprüfungen bei den Meisterprüfungsstellen der 
Landeskammern der gewerblichen Wirtschaft konzentriert.  
 
Die einzige inhaltliche Änderung bei der Zahl der reglementierten Gewerbe bestand 
darin, dass das allgemeine Handelsgewerbe und das Handelsagentengewerbe vom 
Befähigungsnachweis befreit wurden. Unter dem Titel einer Liberalisierung kann 
zudem verbucht werden, dass die fachlichen Zulassungsvoraussetzungen zur 
Meisterprüfung (Lehrabschlussprüfung und zweijährige Verwendungszeit) wie auch 
zu sonstigen Befähigungsprüfungen entfielen. Weiters ersetzt eine einschlägige 
Lehrabschlussprüfung den handwerklich-fachlichen sowie den fachorientierten 
mündlichen Teil der Meisterprüfung.1230  
 
Die Regelungen der Übergangsrichtlinien der EG, die die Anerkennung einer im EU-
Ausland absolvierten Berufstätigkeit zum Ziel hatten und sich nach dem Stand der 
GewR-Nov. 2002 bereits auf rund 4/5 der in Österreich reglementierten Gewerbe 
erstreckten, waren mittlerweile durch Artikel 4 der RL 1999/42/EG zusammengefasst 
worden (für den Restbereich galten weiterhin die Diplomanerkennungsrichtlinien).1231 
Im Jahr 1999 befand jedoch der Verfassungsgerichtshof die gesetzliche Differenzie-
rung zwischen einer ausländischen und einer inländischen Berufstätigkeit als verfas-
sungswidrig. Die GewR-Nov. 2002 erweiterte deshalb den Befähigungsnachweis im 
                                                 
1229 Eine derartige schon nach der Meisterprüfungsverordnung aus 1937 zugunsten der Innungen be-
stehende Regelung war jedoch von der GewO 1973 wegen verfassungsrechtlicher Bedenken nicht 
übernommen worden. 
1230 Dies ging allerdings auch mit einer Absenkung des handwerklichen Niveaus der Meisterprüfungen 
Hand in Hand. 
1231 Darüber hinaus sah Art. 3 der RL 1999/42/EG für jene Angehörigen von Mitgliedstaaten, die im 
Anwendungsbereich der vormaligen Übergangsrichtlinien die Voraussetzungen der mehrjährigen 
Berufsausübung nicht erfüllten, zusätzlich die Möglichkeit einer Diplomanerkennung vor. Beide Re-
gelungen wurden im neu gefassten § 373c i. F. GewR-Nov. 2002 umgesetzt. 
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neuen § 18 GewO derart, dass auch inländische Berufstätigkeiten entsprechend der 
EG-Richtlinie (Tätigkeiten als Selbständiger oder in leitender Stellung) für den 
förmlichen Befähigungsnachweis ausreichten. Damit fanden die Regelungen der EG-
Richtlinie (Art. 4) unmittelbar Eingang in die rein innerstaatlichen Befähigungsnach-
weise. Größere praktische Bedeutung erlangten die damit übernommenen Standards 
des EG-Rechts im Zusammenhang mit der seit der GewR-Nov. 1997 bestehenden 
„vollen Supplierungsmöglichkeit“ (§ 16 Abs. 1 GewO); nach einer (je nach Art der 
richtlinienkonformen Regelung) im allgemeinen sechs- bzw. fünfjährigen Berufsaus-
übung mit Hilfe eines Geschäftsführers konnte der Gewerbetreibende nunmehr 
selbst den Befähigungsnachweis unter Umgehung inländischer Prüfungsanforderun-
gen erbringen. Durch § 373a Abs. 2 i. F. GewR-Nov. 2002 wurden überdies die 
Bestimmungen über die Anerkennung von beruflichen Qualifikationen auf Schweizer 
Staatsangehörige ausgedehnt (Basis hiefür war ein Freizügigkeitsabkommen 
zwischen der Schweiz und der EU).  
 
Schließlich wurden die Gewerbeausschlussgründe verändert zugunsten von 
wirtschaftlich gescheiterten Unternehmern. Während bereits die GewR-Nov. 1992 
den Ausschlussgrund der zweimaligen Ausgleichseröffnung eliminiert hatte, bildet 
nach der GewR-Nov. 2002 auch die Eröffnung eines Konkurses keinen Aus-
schlussgrund mehr (da den Erläuterungen zufolge in einer Marktwirtschaft wirt-
schaftliche Aktivitäten „unvermeidlich mit einem Risiko verbunden“ wären1232). 
Beibehalten wurde nur (als offenbar gravierenderer Fall) die Konkursabweisung 
mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens hinreichenden 
Vermögens (für die Dauer von drei Jahren).1233 Der Gewerbezugang durch Aus-
länder (außerhalb von EU und EWR) wurde durch die GewR-Nov. 2002 auf eine 
neue Grundlage gestellt. Seit der GewO 1973 hatten diese (abgesehen von 
staatsvertraglichen Ausnahmeregelungen oder nachgewiesener Gegenseitigkeit) 
einer Gleichstellung mit Inländern bedurft, wobei auf die Interessen der 
österreichischen Wirtschaft Bedacht zu nehmen war. Die GewR-Nov. 2002 verlangte 
hingegen bei Ausländern (abgesehen von Regelungen in Staatsverträgen) sowie bei 
Personen, denen Asyl gewährt wurde, oder bei Staatenlosen nur die Erlangung eines 
Aufenthaltstitels, der die Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit zulässt.  
                                                 
1232 Erläuterungen zur GewR-Nov. 2002, S. 15.  
1233 Andererseits bildet nunmehr eine Verurteilung wegen Kridadelikten auch dann einen Ausschluss-
grund, wenn die verhängte Freiheitsstrafe drei Monate nicht übersteigt. 
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Die folgende GewO-Nov. 2008, BGBl. I Nr. 42/2008, hatte nur relativ geringfügige 
Auswirkungen auf die Zugangsvoraussetzungen zur Gewerbeausübung. Schwer-
punkt dieser Novelle waren die innerstaatliche Umsetzung der Richtlinie 2005/60/EG 
zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung sowie der Richt-
linie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (durch Neufassung 
der §§ 373a bis 373i GewO). Hinsichtlich der originär inländischen Zugangsvoraus-
setzungen wurden nur einzelne Bestimmungen der GewO novelliert. So wurden 
entsprechend den Forderungen der betreffenden Branchen drei bisherige „sonstige 
reglementierte Gewerbe“ (Fotografen, Getreidemüller und Milchtechnologie) als 
Handwerke (mit Meisterprüfung) eingestuft.1234 Der unabhängig vom Ausmaß der 
gerichtlichen Verurteilung wirksame Ausschlussgrund in § 13 Abs. 1 Z. 1 lit. a GewO 
wurde geringfügig erweitert.1235  
 
Die Richtlinie 2005/36/EG hatte sowohl die Bestimmungen der beiden Diplomricht-
linien 89/48/EWG und 92/51/EWG sowie der (für planende Baumeister aktuellen) 
Architekturrichtlinie 85/384/EWG, als auch die Regelungen der RL 1999/42/EG (die 
ihrerseits bereits die vorangegangenen Übergangsrichtlinien – mit zwei Ausnahmen 
– zusammengefasst hatte) in einer neuen Rechtsvorschrift vereinigt. Dabei wurde 
nunmehr die Erbringung von grenzüberschreitenden Dienstleistungen (vorüberge-
hende und gelegentliche Berufsausübung in einem anderen Mitgliedstaat als jenem, 
in dem der Dienstleister niedergelassen ist) vom Recht auf Niederlassung gesondert 
geregelt. Hinsichtlich der Niederlassungsfreiheit ergaben sich dabei nur geringfügige 
Änderungen,1236 die in den §§ 373c, 373d und 373e i. F. GewO-Nov. 2008 
umgesetzt wurden. Die Gleichstellung von Schweizer Staatsangehörigen hinsichtlich 
des Niederlassungsrechts ist nunmehr in § 373b i. F. GewO-Nov. 2008 geregelt; ihre 
                                                 
1234 Weiters wurden Herstellung und Aufbereitung von Medizinprodukten um deren Vermietung erwei-
tert. Nur umbenannt wurden die Handwerke Schlosser, Schmiede und Landmaschinentechnik in 
„Metalltechnik für Metall- und Maschinenbau“ usw. 
1235 In der Folge wurde mit Rücksicht auf die Änderung der Konkursordnung durch das Insolvenz-
rechtsänderungsgesetz 2010 (neben dem Konkursverfahren wurde nunmehr ein „Sanierungsver-
fahren“ geschaffen) mit BGBl. I Nr. 58/2010 der Konkursausschluss um das Sanierungsverfahren 
erweitert. Zum Ausschluss führt jetzt, wenn ein „Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden 
Vermögens rechtskräftig nicht eröffnet oder aufgehoben wurde“. 
1236 Es wurde eine zusätzliche alternative Variante bei der sechsjährigen Tätigkeit als Selbständiger 
eingeführt, für vier Gewerbe wurde die sechsjährige Tätigkeit um ein Jahr reduziert. Diese Ände-
rungen wurden entsprechend der VfGH-Rechtsprechung auch bei den innerstaatlichen Befähigungs-
nachweis-Verordnungen berücksichtigt. 
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Dienstleistungen sind auf 90 Arbeitstage pro Jahr begrenzt (sie bedürfen auch hiefür 
einer Anerkennung gemäß § 373c bzw. einer Gleichhaltung gemäß § 373d GewO).  
 
Die Dienstleistungsfreiheit darf hingegen nach der Neuregelung grundsätzlich nicht 
auf Grund der Berufsqualifikation eingeschränkt werden, wenn der Dienstleister zur 
Ausübung des selben Berufs rechtmäßig in einem anderen Mitgliedstaat niederge-
lassen ist und der Beruf dort reglementiert ist oder (bei nicht reglementiertem Beruf) 
der Dienstleister ihn dort zwei Jahre ausgeübt hat. Nur zwecks Verhinderung einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung der Gesundheit oder Sicherheit des Leistungs-
empfängers darf die Berufsqualifikation im Aufnahmestaat geprüft werden. Umge-
setzt wurden diese Bestimmungen im neuen § 373a i. F. GewO-Nov. 2008. 
 
Im Zeitraffer gesehen, werden in den 150 Jahren nach der von weitgehender 
Gewerbefreiheit geprägten GewO 1859 zwei große Phasen der Gewerbepolitik 
erkennbar. Die bis zur GewR-Nov. 1952 (und zur Novelle 1957) reichende erste 
Phase war durch eine zunehmende Einschränkung des Gewerbezugangs gekenn-
zeichnet, die Reminiszenzen an das vormalige zünftische System der Meister-
prüfungen entstehen lässt. Ausgelöst wurden die drei markanten Schritte der 
zunehmenden Reglementierung in den Jahren 1883, 1907 (hier auf Grund der 
psychologischen Fortwirkung der 1873 eingetretenen „Großen Depression“) und 
1933/34 durch insbesondere auch im Gewerbe spürbare Wirtschaftskrisen, die 
politische Auswirkungen hatten. Die von den Handwerkerverbänden als der treiben-
den Kraft der Regulierungsmaßnahmen erhofften Auswirkungen der Maßnahmen im 
Sinne einer allgemeinen Besserung der Situation des Gewerbes erfüllten sich jedoch 
nicht. Insgesamt konnte die Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen den 
Strukturwandel im Gewerbe (der sich allerdings je nach Sparte unterschiedlich stark 
auswirkte) nicht aufhalten. Als zwiespältig erwies sich schließlich die GewR-Nov. 
1952, die einerseits das Untersagungsgesetz als den schärfsten Eingriff in das 
Wirtschaftsleben aufhob, andererseits aber das Ausmaß der Reglementierungen in 
der GewO weiter verstärkte. Auffallend ist, dass dieser Höhepunkt der Regulierung in 
eine Periode des Wirtschaftsaufschwungs fiel und im Widerspruch zur 1952/53 
einsetzenden Wende der allgemeinen Wirtschaftspolitik in Richtung Wirtschafts-
liberalismus stand; es kann insoweit auch hier auf den Einfluss der gewerblichen 
Interessenvertretung geschlossen werden.  
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Für die zweite Phase ab den 1970er Jahren war das Bestreben nach einer Dere-
gulierung des Gewerbezugangs kennzeichnend, insbesondere motiviert durch die 
Teilnahme am gemeinsamen europäischen Markt; die Rede war von internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit, Strukturanpassungen und einer radikalen Durchforstung der 
GewO. Am Beginn dieser Phase stand die Neukodifikation des Gewerberechts durch 
die GewO 1973, wobei sich die Liberalisierungsbemühungen nach einem Regie-
rungswechsel von einer ÖVP- zu einer SPÖ-Regierung deutlich verstärkt hatten. Die 
Zahl der reglementierten Gewerbe wurde (nach einem Rückschlag durch die GewR-
Nov. 1988) auch in den folgenden Novellen der Jahre 1992 und 1997 deutlich redu-
ziert. Allerdings betraf dies einerseits zahlreiche durch den Strukturwandel ohnedies 
bedeutungslos gewordene Gewerbe; andererseits wurde in vielen Fällen nur eine 
formale Reduktion durch Zusammenfassungen bisher selbständiger Gewerbe 
bewirkt. Geradezu charakteristisch war aber für die Novellen der Jahre 1992, 1997 
und 2002, dass immer wieder Veränderungen im Gewerbesystem oder in der Zahl 
der reglementierten Gewerbe zunächst medial angekündigt wurden, die dann 
(offenbar auf Grund des Einflusses der Interessenvertreter des Gewerbes) nicht 
entsprechend durchgeführt werden konnten bzw. sollten. Dennoch wurden die 
ursprünglichen Vorhaben der Öffentlichkeit gegenüber weiter propagandistisch 
genutzt, wobei sich die Veränderungen im Ergebnis oft als bloße kosmetische 
Operationen erwiesen und damit letztlich in der Lage waren, das Vertrauen in die 
Seriosität des Gesetzgebers zu untergraben (unter Heranziehung von Begriffen des 
Wettbewerbsrechts könnte man von „Mogelpackungen“ sprechen).  
 
Durch die ab 1994 für Österreich wirksam gewordenen EG-Grundsätze der Nieder-
lassungs- und der Dienstleistungsfreiheit wurden die innerstaatlichen Gewerbe-
zugangsvoraussetzungen zunächst nicht berührt. Dadurch entstand nur ein alter-
natives Zugangssystem für den Fall einer vorangegangenen Berufsausübung (oder 
Ausbildung) in anderen EU- bzw. EWR-Mitgliedstaaten. Die mit der Richtlinie 
2005/36/EG neu formulierten Bestimmungen über die vorübergehende und 
gelegentliche grenzüberschreitende Berufsausübung in einem anderen Mitgliedstaat 




Obgleich die EU-Vorschriften im Bereich des Niederlassungsrechts grundsätzlich 
nicht in die nationalstaatlichen Regelungen (ohne Auslandsbezug) eingriffen, wirkten 
sie sich doch auf Grund der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs aus 1999 
für den Großteil der in Österreich reglementierten Gewerbe dahingehend aus, dass 
auch für den reinen Inlandsbereich ein heterogenes Befähigungsnachweissystem 
entstand. Dem originär österreichischen Prüfungssystem steht nunmehr ein Zugang 
durch bloße (selbständige) Berufsausübung gegenüber. Es ist abzuwarten, inwieweit 
sich aus diesem Ungleichgewicht ein Druck in Richtung einer weiteren Liberalisie-
rung der Befähigungsnachweise ergeben wird, zumal die diesbezüglichen Maß-
nahmen der Novellen 1992 und 1997 (wie im Allgemeinen auch jene der GewO 
1973) vielfach nur ein Nachziehverfahren gegenüber den bereits eingetretenen 
Entwicklungen im realen Wirtschaftsleben darstellten; davon abgesehen wurde nur 
die Konkurrenzfähigkeit bereits etablierter Betriebe durch die Möglichkeit zur Ver-
breiterung ihrer Angebotspalette erhöht.1237 Ein neuer Aspekt ergibt sich jedenfalls 
daraus, dass Befähigungsnachweise nicht mehr aus Gründen des (mittelstän-
dischen) Konkurrenzschutzes1238, sondern nur mehr unter dem Prätext des Kunden-















                                                 
1237 Diesem Zweck dienten die Möglichkeit zur Erbringung von fachübergreifenden Leistungen im Be-
reich „verbundener Gewerbe“ (§ 30 GewO) wie auch Nebenrechte zur Verrichtung von Vor- und 
Vollendungsarbeiten, Montagearbeiten usw. (§ 32 GewO). 
1238 Wie dies in der der GewO 1973 zu Gunde liegenden Regierungsvorlage noch als möglich ange-
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i. F. – in Fassung (bei Novellen eines Gesetzes oder einer Verordnung) 
KMP – Kundmachungspatent zur GewO 1859 
lit. – litera (Buchstabe, als Untergliederung in Rechtsvorschriften)  
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Den Ausgangspunkt für eine einheitliche Gewerbepolitik in Österreich bildete die im 
Mai 1860 in Kraft getretene Gewerbeordnung aus 1859; sie löste eine verwirrende 
Vielfalt von divergierenden Vorschriften ab. Dieses vom Grundprinzip der Freiheit der 
Gewerbeausübung beherrschte Gesetzeswerk wurde nach langem Kampf zwischen 
Konservativismus einerseits und dem Streben nach Modernisierung andererseits 
durchgesetzt, bildete aber dennoch nicht die Basis für eine kontinuierliche Entwick-
lung. Die folgenden eineinhalb Jahrhunderte zeigten vielmehr eine Wellenbewegung 
in der Gewerbepolitik, die vielfache Reminiszenzen an Rechtsinstitute vergangener 
Zeiten (wie an zünftische Gegebenheiten) entstehen ließ.  
 
Neben einer textkritischen Analyse der gewerberechtlichen Quellen werden die Ent-
wicklungsprozesse im Gewerberecht in ihrem sozioökonomischen Umfeld dargestellt 
und damit der jeweils maßgebenden allgemein-wirtschaftlichen wie auch politischen 
Situation gegenübergestellt. So zeigte sich, dass die Gewerbepolitik weiterhin im 
Spannungsfeld zwischen Regulierungsbedarf und Liberalisierungswünschen stand. 
 
Dabei waren die ersten einhundert Jahre durch zunehmende Einschränkung des 
Gewerbezugangs gekennzeichnet, ausgelöst bis in die Zwischenkriegszeit durch 
krisenhafte wirtschaftliche Entwicklungen. Die Änderung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen konnte indes den von vielen Gewerbezweigen als negativ erlebten 
Strukturwandel im Gewerbe nicht aufhalten. Die Phase ab der Neukodifikation durch 
die Gewerbeordnung 1973 war, insbesondere motiviert durch die Teilnahme am 
gemeinsamen europäischen Markt, charakterisiert durch ein Bestreben nach Dere-
gulierung des Gewerbezugangs. Hierbei kündigten die nachfolgenden in Fünfjahres-
Intervallen ergangenen Novellen der Jahre 1992, 1997 und 2002 teilweise Liberali-
sierungen an, die dann legistisch nicht entsprechend umgesetzt, dennoch aber pro-
pagandistisch genutzt wurden (was Anlass zu heftiger Kritik in Fachkreisen war). Es 
stellt sich hier auch die Frage nach Einfluss und Macht der gewerblichen Interessen-
vertretungen in der Politik. In jüngster Zeit hatten schließlich die aus dem Bereich der 
EU herrührenden Grundsätze der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit Aus-
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